Amtsblatt

DE

der Europdischen Union Reihe L

2024/1209 3.5.2024

BESCHLUSS (EU) 2024/1209 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 16. April 2024

zur Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen bei nationalen Zentralbanken und der Europiischen
Zentralbank (EZB/2024/11)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europaischen Zentralbank, insbesondere auf
die Artikel 12.1, 14.3,17, 22 und 23,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der EZB-Rat hat die Verzinsung von Einlagen bei nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der
Euro ist (nachfolgend die ,NZBen®), und der Europdischen Zentralbank (EZB) uberpriift, die nicht im
Zusammenhang mit der Durchfihrung der Geldpolitik stehen (,nicht geldpolitische Einlagen®). Ziel der
Uberpriifung war es zu vermeiden, dass diese Einlagen die einheitliche Geldpolitik beeinflussen und gleichzeitig
sicherzustellen, dass diese mit dem Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft in Einklang stehen und vergleichbare
Einlagen innerhalb des Eurosystems einheitlich behandelt werden.

(2)  Im Anschluss an die Uberpriifung entschied der EZB-Rat, dass die Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen
transparenter werden muss. Die fur diese Einlagen geltenden Zinssitze sind in den Leitlinien (EU) 2019/671
(EZBJ2019/7) (), (EU) 20241211 (EZB[2024/13)(), (EU) 2022/912 (EZB/2022/8)() der Europiischen
Zentralbank und im Beschluss (EU) 2019/1743 der Europiischen Zentralbank (EZB[/2019/31) (¥) festgelegt. Zur
Verbesserung der Transparenz und Kohirenz von miteinander zusammenhdngenden Rechtsakten sollten die
Zinssitze umfassend in einem einzigen Rechtsakt festgelegt werden, um die Bekanntgabe der Zinssitze zu
erleichtern und kiinftige Anpassungen dieser Zinssitze zu ermdoglichen.

(3)  Die Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen sollte nicht dazu fithren, dass die Transmission oder die Durchfithrung
der Geldpolitik anhaltend oder strukturell gestort werden, sondern das ordnungsgeméifSe Funktionieren der Markte
sicherstellen und somit die Moglichkeit starker Volatilitdt solcher Einlagen beschranken.

(4)  Der EZB-Rat hat den Leitzinssatz auf den Euro Short Term Rate (EURSTR) abziiglich eines Spreads festgelegt. Sollten
sich die Marktbedingungen 4ndern, kann der Spread einfach angepasst werden, um die Wirksamkeit der
geldpolitischen Transmission zu wahren und gleichzeitig das Risiko abrupter Zu- oder Abfliisse in die oder aus den
Geldmarkten zu minimieren und einfache und kohdrente Zinsregelungen mit sehr wenigen Ausnahmen schaffen zu
konnen. Der EZB-Rat hat den Spread festgesetzt und wird ihn erforderlichenfalls anpassen, damit die Ziele der
Zinspolitik erreicht und negative Auswirkungen auf die Durchfithrung der Geldpolitik oder das Funktionieren der
Mirkte vermieden werden. Der Spread ist derzeit auf 20 Basispunkte festgesetzt.

() Leitlinie (EU) 2019/671 der Europdischen Zentralbank vom 9. April 2019 iiber Inlandsgeschifte zur Verwaltung von Aktiva und
Passiva durch die nationalen Zentralbanken (EZB/2019/7) (ABL. L 113 vom 29.4.2019, S. 11).

() Leitlinie (EU) 20241211 der Europiischen Zentralbank vom 16. April 2024 iiber die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der
Verwaltung von Wihrungsreserven in Euro durch das Eurosystem fiir Zentralbanken und Lander auferhalb des Euro-Wahrungsgebiets
und internationale Organisationen (EZB[2024/13) (ABI. L, 2024/1211, 3.5.2024, ELL http://data.curopa.eu/eli/guideline/2024/1211/
0j).

() Leitlinie (EU) 2022/912 der Europiischen Zentralbank vom 24. Februar 2022 iiber ein transeuropéisches automatisiertes Echtzeit-
Brutto-Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET) der neuen Generation und zur Aufhebung der Leitlinie EZB[2012/27
(EZBJ2022/8) (ABL L 163 vom 17.6.2022, S. 84).

(9 Beschluss (EU) 2019/1743 der Europdischen Zentralbank vom 15. Oktober 2019 iiber die Verzinsung von Uberschussreserven und
bestimmten Einlagen (EZB/2019/31) (ABL. L 267 vom 21.10.2019, S. 12).

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/oj



DE

ABL L vom 3.5.2024

(5)  Der EZB-Rat hat festgestellt, dass bestimmte Abweichungen oder Ausnahmen vom Leitzinssatz erforderlich sind. Das
Konzept einer Verzinsungsobergrenze sollte weiterhin fiir die Verzinsung von Einlagen offentlicher Haushalte und
bestimmter anderer, nicht geldpolitischer Einlagen gelten, damit die NZBen diese Einlagen gegebenentfalls zu einem
Zinssatz, der unter der Verzinsungsobergrenze liegt, verzinsen konnen, wobei landerspezifische Bedingungen wie
jene am Markt fiir Pensionsgeschifte zu beriicksichtigen sind. Fiir Garantiefonds, die von Finanzmarktinfra-
strukturen des Europdischen Wirtschaftsraums wie Zahlungssystemen, zentralen Gegenparteien und
Zentralverwahrern gehalten werden, sowie fiir Konten, die zur Vorfinanzierung in TARGET gehalten werden, sollte
angesichts der Bedeutung dieser Bestinde fur das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme und die
Finanzstabilitdt ein niedrigerer Spread als 20 Basispunkte gelten, wobei dieser Spread urspriinglich auf null
festgesetzt war. Mittel, die im Rahmen einer Finanzhilfe voriibergehend bei den NZBen oder der EZB hinterlegt
werden miissen, sollten weiterhin von Negativzinsen ausgenommen sein.

(6)  Der EZB-Rat hat es ferner fur erforderlich gehalten, festzulegen, dass die EZB unter bestimmten Umstinden
detaillierte Informationen diber nicht geldpolitische Einlagen von den NZBen anfordern kann, und diese
Informationen innerhalb der EZB und des Eurosystems bei begriindetem Informationsbedarf streng nach dem Need-
to-know-Prinzip ausgetauscht werden konnen, wenn die EZB im Einzelfall feststellt, dass solche Informationen
notwendig sind, damit das Eurosystem die potenziellen Auswirkungen dieser Einlagen auf die Durchfithrung der
Geldpolitik beurteilen kann.

(7)  Um diese Ziele zu erreichen und den NZBen ausreichend Zeit fiir die Vorbereitung auf die Anwendung der neuen
Zinspolitik auf nicht geldpolitische Einlagen zu geben, sollte dieser Beschluss ab dem 1. Dezember 2024 gelten —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Beschlusses gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. ,Einlage* ein auf Euro oder auf eine andere Wihrung lautendes Guthaben, das sich aus auf einem Konto bei einer
NZB oder der EZB gehaltenen Betrdgen oder aus Zwischenpositionen im Rahmen anderer durch eine NZB oder die
EZB gefiihrter Geschifte ergibt, und eine Verbindlichkeit begriindet, welche in der Bilanz der betreffenden NZB oder
der EZB erfasst wird und von der betreffenden NZB oder der EZB nach den geltenden vertraglichen oder
regulatorischen Bedingungen zuriickzuzahlen ist, einschlieflich tiglich falliger Einlagen und Termineinlagen;

2. ,EURSTR®: der Euro Short-Term-Rate im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Leitlinie (EU) 2019/1265 der
Europiischen Zentralbank (EZB/2019/19) (°), der von der EZB veréffentlicht wird;

3. ,EURSTR-OIS* ein Tagesgeldsatz-Swap (Overnight Index Swap — OIS) im Sinne von Artikel 1 Nummer 25 der
Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 der Europdischen Zentralbank (EZB/2014/48) (), bei dem der Tagesgeldrefe-
renzsatz fiir die periodisch variablen Zinszahlungen an den EURSTR gekoppelt ist;

4. ,nicht geldpolitische Einlagen®: Einlagen, die nicht zur Durchfithrung der vom EZB-Rat beschlossenen einheitlichen
Geldpolitik getdtigt werden und die in den Anwendungsbereich eines der folgenden Rechtsakte fallen:

a) Leitlinie (EU) 2019/671 (EZB/2019/7) tiber Inlandsgeschifte zur Verwaltung von Aktiva und Passiva durch die
nationalen Zentralbanken;

b) Leitlinie (EU) 2024/1211 (EZB/2024/13) iiber die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung
von Wihrungsreserven in Euro durch das Eurosystem fiir Zentralbanken und Linder auferhalb des Euro-
Wihrungsgebiets und internationale Organisationen;

¢) Leitlinie (EU) 2022/912 (EZB[2022/8) iiber ein transeuropdisches automatisiertes Echtzeit-Brutto-Express-
Zahlungsverkehrssystem (TARGET) der neuen Generation;

() Leitlinie (EU) 2019/1265 der Europdischen Zentralbank vom 10. Juli 2019 zum Euro Short-Term Rate (EURSTR) (EZB[2019/19)

(ABL L 199 vom 26.7.2019, S. 8).
(®) Verordnung (EU) Nr. 1333/2014 der Europdischen Zentralbank vom 26. November 2014 iiber Geldmarktstatistiken (EZB/2014/48)
(ABL. L 359 vom 16.12.2014, S. 97).

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/oj
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(1)

a)

(2)

a)

Beschluss (EU) 2022/911 der Europiischen Zentralbank (EZB/2022/22) (') iiber die Bedingungen von TARGET-
EZB;

Beschluss (EU) 2019/1743 (EZB/2019/31) iiber die Verzinsung von Uberschussreserven und bestimmten
Einlagen.

Artikel 2

Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen

Fir die Verzinsung von Einlagen bei NZBen, die in den Anwendungsbereich der Leitlinie (EU) 2019/671
(EZB/2019/7) fallen, gelten folgende Obergrenzen:

fur die folgenden Einlagen offentlicher Haushalte in Euro:

i)
ii)

i)

iv)

tdglich fallige Einlagen: der EURSTR abziiglich 20 Basispunkten;
Termineinlagen: der EURSTR-OIS-Satz mit entsprechender Laufzeit abziiglich 20 Basispunkten;

Tagesgeld-Einlagen offentlicher Haushalte im Zusammenhang mit einem Anpassungsprogramm: entweder
null Prozent oder der EURSTR abziiglich 20 Basispunkten, je nachdem, welcher Zinssatz hoher ist;

Termineinlagen 6ffentlicher Haushalte im Zusammenhang mit einem Anpassungsprogramm: entweder null
Prozent oder der EURSTR-OIS-Satz abziiglich 20 Basispunkten, je nachdem, welcher Zinssatz hoher ist;

fur Einlagen offentlicher Haushalte in anderen Wahrungen als Euro: die entsprechenden Zinssitze fiir die betreffende
Wihrung unter Anwendung des in Buchstabe a genannten Spreads;

fiir Einlagen in Euro mit Ausnahme von Einlagen 6ffentlicher Haushalte:

i)

i)

tdglich fillige Einlagen: der EURSTR abziiglich 20 Basispunkten;

Termineinlagen: der EURSTR-OIS-Satz mit entsprechender Laufzeit abziiglich 20 Basispunkten;

fur Einlagen, die keine Einlagen offentlicher Haushalte sind und auf andere Wihrungen lauten: die entsprechenden
Zinssitze fur die betreffenden Wihrungen unter Anwendung des in Buchstabe ¢ genannten Spreads.

Einlagen bei NZBen, die in den Anwendungsbereich der Leitlinie (EU) 2024/1211 (EZB[2024/13) fallen, werden wie
folgt verzinst:

Geld-/Anlagedienstleistungen auf Tagesgeldbasis:

i)

ii)

i)

die Tier-1-Investitionsfazilitit: zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten;

die Tier-2-Investitionsfazilitit: zum tatsichlichen Zinssatz, zu dem die Mittel am Markt platziert werden,
abziiglich einer vom EZB-Rat von Zeit zu Zeit durch Beschluss festgelegten Marge und unter der
Voraussetzung, dass diese Art der Anlage nur getitigt wird, wenn die Verzinsung hoher ausfillt als die
Verzinsung iiberschiissiger liquider Mittel;

tiberschiissige liquide Mittel: zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten;

Termineinlagen:

i)

ii)

i)

Termineinlagen auf fremde Rechnung: zum tatsichlichen Zinssatz, zu dem die Mittel am Markt platziert
werden, abziiglich einer jeweils vom EZB-Rat per Beschluss festgelegten Marge;

Termineinlagen auf eigene Rechnung mit einer Laufzeit von weniger als sieben Kalendertagen: zum EURSTR-
OIS-Satz mit entsprechender Laufzeit abziiglich 20 Basispunkten;

Termineinlagen auf eigene Rechnung mit einer Laufzeit von mindestens sieben Kalendertagen: zu einem
Zinssatz, der den bei der Riickfihrung der Einlage in den Markt erreichten Zinssatz nicht tibersteigt;

() Beschluss (EU) 2022/911 der Europdischen Zentralbank vom 19. April 2022 zu den TARGET-EZB-Bedingungen und zur Aufhebung

des Beschlusses EZB[2007(7 (EZB[2022/22) (ABL. L 163 vom 17.6.2022, S. 1).

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/oj 3/5
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(3)  Einlagen, die in den Anwendungsbereich der Leitlinie (EU) 2022/912 (EZB/2022/8) und des Beschlusses
(EU) 2022/911 (EZB[2022/22) fallen, werden wie folgt verzinst:

a) in TARGET gehaltene Einlagen offentlicher Haushalte in Euro: es findet die Verzinsung gemdfl Absatz 1 Buchstabe a
Anwendung;

b)  in TARGET gehaltene, nicht geldpolitische Einlagen mit Ausnahme von Einlagen 6ffentlicher Haushalte im Sinne von
Buchstabe a, es sei denn, Buchstabe ¢ findet Anwendung: entweder mit null Prozent oder zum EURSTR abziiglich 20
Basispunkten, je nachdem, welcher dieser Zinssdtze niedriger ist;

0) auf einem technischen TIPS-Nebensystemkonto oder einem technischen RTGS-Nebensystemkonto fur das
Nebensystem-Abwicklungsverfahren D gehaltene Ubernachtguthaben sowie von Finanzmarktinfrastrukturen des
Europdischen Wirtschaftsraums gehaltene Sicherungsguthaben, einschlieflich solcher, die auf einem Nebensystem-
Garantiekonto gehalten werden: zum EURSTR abziiglich 0 Basispunkten;

d)  TARGET-Salden angeschlossener NZBen:

i) Salden bis einschlieflich 10 % des Tagesdurchschnitts der Transaktionen: zum EURSTR abziiglich 20
Basispunkten;

ii) Salden, welche die in Ziffer i genannten Salden iibersteigen: entweder mit null Prozent oder zum EURSTR
minus 20 Basispunkten, je nachdem, welcher dieser Zinssitze niedriger ist.

(4)  Bei der EZB gehaltene Einlagen, die in den Anwendungsbereich des Beschlusses (EU) 2019/1743 (EZB/2019/31)
fallen, werden wie folgt verzinst:

a) Konten, die gemif den Beschliissen EZB[2003/14 (*), EZB/2010/4 (), EZB[2010/17 (*°) und EZB/2010/31 (') der
Europdischen Zentralbank und Verordnung (EU) 2020/672 des Rates (*?) gehalten werden:

i) zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten, es sei denn, Ziffer ii findet Anwendung;

ii) sofern auf den jeweiligen Konten wihrend eines Zeitraums, der vor dem Tag liegt, an dem gemafs den fiir die
jeweilige Fazilitdt geltenden Rechts- oder Vertragsvorschriften eine Zahlung zu leisten ist, Einlagen zu halten
sind: mit null Prozent oder zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten, je nachdem, welcher dieser Zinssitze
hoher ist;

b)  sonstige Einlagenkonten fiir den Europdischen Stabilititsmechanismus und fiir die Europdische Finanzstabilisie-
rungsfazilitdt, die nicht unter Buchstabe a fallen: zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten;

() Beschluss EZB[2003/14 der Europdischen Zentralbank vom 7. November 2003 zur Verwaltung der im Rahmen der Fazilitit des
mittelfristigen finanziellen Beistands von der Europidischen Gemeinschaft abgeschlossenen Anleihe- und Darlehensgeschifte
(ABL. L 297 vom 15.11.2003, S. 35).

(’) Beschluss EZB/2010/4 der Europidischen Zentralbank vom 10. Mai 2010 iiber die Verwaltung von der Griechischen Republik
gewihrten zusammengelegten bilateralen Krediten und zur Anderung des Beschlusses EZB/2007/7 (ABL. L 119 vom 13.5.2010, S. 24).

(") Beschluss EZB[2010/17 der Europiischen Zentralbank vom 14. Oktober 2010 iiber die Verwaltung der von der Union im Rahmen des
europdischen Finanzstabilisierungsmechanismus abgeschlossenen Anleihe- und Darlehenstransaktionen (ABL L 275 vom 20.10.2010,
5. 10).

(") Beschluss EZB[2010/31 der Europdischen Zentralbank vom 20. Dezember 2010 iiber die Eroffnung von Konten zur Abwicklung von
Zahlungen in Verbindung mit Darlehen der EFSF an Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist (ABL. L 10 vom 14.1.2011, S. 7).

(*) Verordnung (EU) 2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines europiischen Instruments zur voriibergehenden
Unterstiitzung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an den COVID-19-Ausbruch
(ABL L 159 vom 20.5.2020, S. 1).

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/oj
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0) das gesonderte Konto, das gemaf$ Artikel 13 Absatz 2 des Durchfiihrungsbeschlusses der Kommission vom 14. April
2021 zur Festlegung der erforderlichen Vorkehrungen fiir die Verwaltung der Anleihetransaktionen gemiff dem
Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates und fiir die Darlehensvergabe im Zusammenhang mit den nach
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen Parlaments und des Rates gewdhrten Darlehen ()
unterhalten und fir Barmittel-Riicklagen im Zusammenhang mit dem Programm NextGenerationEU, dem
Instrument zur Unterstiitzung der Ukraine im Jahr 2023 (Makrofinanzhilfe+) (**) oder anderen von der EZB und der
Europdischen Kommission vereinbarten Finanzierungsprogrammen der Union genutzt wird:

i) zum EURSTR abziiglich 20 Basispunkten, es sei denn, Ziffer ii findet Anwendung;

ii) ein Gesamtbetrag der Einlagen, der 20 Mrd. EUR nicht tibersteigt: entweder mit null Prozent oder zum
EURSTR abziiglich 20 Basispunkten, je nachdem, welcher dieser Zinssitze hoher ist.

(5)  Gilt ein negativer Zinssatz fiir eine der in diesem Artikel genannten Einlagen, fiihrt dies zur einer Zinszahlungsver-

pflichtung des Einlegers gegeniiber der betreffenden NZB oder der EZB, und die betreffende NZB oder die EZB kann das
betreffende Einlagenkonto entsprechend belasten.

Artikel 3
Austausch von Informationen iiber nicht geldpolitische Einlagen
(1) st die EZB im Einzelfall der Auffassung, dass dies fiir die Beurteilung potenzieller Auswirkungen auf die

Durchfithrung der Geldpolitik erforderlich ist, ibermitteln die NZBen der EZB vollstindige Informationen iiber nicht
geldpolitsche Einlagen, einschlieflich folgender Angaben:

a) die Kontoinhaber;
b)  die geltende Verzinsung;
0) die bei der betreffenden NZB gehaltenen Betrige.

(2)  Die Informationen, welche die EZB gemifs Absatz 1 erhalten hat, werden innerhalb der EZB und von der EZB
innerhalb des Eurosystems streng nach dem Need-to-know-Prinzip weitergegeben.
Artikel 4
Inkrafttreten
(1)  Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(2)  Ergiltab dem 1. Dezember 2024.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 16. April 2024.

Die Présidentin der EZB
Christine LAGARDE

() C(2021) 2502 final.
(" Verordnung (EU) 2022/2463 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Schaffung eines Instruments
zur Unterstiitzung der Ukraine fiir 2023 (Makrofinanzhilfe+) (ABL L 322 vom 16.12.2022, S. 1).

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/oj
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LEITLINIE (EU) 2024/1210 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 16. April 2024

zur Anderung der Leitlinie (EU) 2019/671 iiber Inlandsgeschifte zur Verwaltung von Aktiva und
Passiva durch die nationalen Zentralbanken (EZB/2019/7) (EZB/2024/12)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere auf
die Artikel 12.1 und 14.3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Der EZB-Rat hat die Verzinsung der Einlagen bei den nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung
der Euro ist (nachfolgend die ,NZBen“), und der Europiischen Zentralbank (EZB) iiberpriift, die nicht im
Zusammenhang mit der Durchfihrung der Geldpolitik stehen (,nicht geldpolitische Einlagen®). Ziel der
Uberpriifung war es zu vermeiden, dass diese Einlagen die einheitliche Geldpolitik beeinflussen und gleichzeitig
sicherzustellen, dass diese mit dem Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft in Einklang stehen und vergleichbare
Einlagen innerhalb des Eurosystems einheitlich behandelt werden.

(2)  Im Anschluss an die Uberpriifung entschied der EZB-Rat, dass die Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen
transparenter werden muss. Die fiir diese Einlagen geltenden Zinssdtze sind in mehreren Rechtsakten festgelegt. Zur
Verbesserung der Transparenz und Kohdrenz von miteinander zusammenhingenden Rechtsakten sollten die
Zinssitze umfassend in einem einzigen Rechtsakt festgelegt werden, um die Bekanntgabe der Zinssitze zu
erleichtern und kiinftige Anpassungen dieser Zinssitze zu ermoglichen.

(3)  Folglich sollten die in der Leitlinie (EU) 2019/671 der Europdischen Zentralbank (EZB/2019/7) (') festgelegten
Verzinsungsregelungen durch Verweise auf die einschldgigen Bestimmungen eines einzigen Rechtsakts tiber die
Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen — der Beschluss (EU) 2024/1209 der Europdischen
Zentralbank (EZB/2024/11) (}) — ersetzt werden.

(4)  Dariiber hinaus sind bestimmte Begriffsbestimmungen, die in der Leitlinie (EU) 2019/671 (ECB/2019/7) enthalten
sind, inzwischen obsolet und sollten daher gestrichen werden.

(5)  Zur Gewihrleistung von Rechtssicherheit ist es erforderlich, den Geltungsbeginn dieses Beschlusses an den
Geltungsbeginn des Beschlusses (EU) 20241209 (EZB/2024/11) anzugleichen. Diese Leitlinie sollte daher ab dem
1. Dezember 2024 gelten.

(6)  Die Leitlinie (EU) 2019/671 (EZB/2019/7) sollte daher entsprechend gedndert werden —

(") Leitlinie (EU) 2019/671 der Europdischen Zentralbank vom 9. April 2019 iiber Inlandsgeschifte zur Verwaltung von Aktiva und
Passiva durch die nationalen Zentralbanken (EZB/2019/7) (ABL. L 113 vom 29.4.2019, S. 11).

() Beschluss (EU) 2024/1209 der Europdischen Zentralbank vom 16. April 2024 iiber die Verzinsung nichtmonetirer Einlagen bei den
nationalen Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank (EZB[2024/11) (ABL. L, 2024/1209, 3.5.2024, ELL http://data.europa.
eu/eli/dec/2024/1209/0j).

ELL http://data.europa.eu/eli/guideline/2024/1210/oj 1/2
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HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Leitlinie (EU) 2019/671 (EZB/2019/7) wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 2 wird gestrichen.
b) Nummer 7 wird gestrichen.
¢) Nummer 9 wird gestrichen.
d) Nummer 10 wird gestrichen.
2. Artikel 4 erhalt folgende Fassung:
LArtikel 4
Obergrenzen fiir die Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen
Fiir die Verzinsung von Einlagen offentlicher Haushalte, einschliefSlich o6ffentlicher Einlagen im Zusammenhang mit
Anpassungsprogrammen sowie anderen nicht geldpolitischen Einlagen, die in den Anwendungsbereich der

vorliegenden Leitlinie fallen, gelten die spezifischen in Artikel 2 Absatz 1 des Beschlusses (EU) 2024/1209 der
Europiischen Zentralbank (EZB/2024/11) () festgelegten Bestimmungen.

(*)  Beschluss (EU) 2024/1209 der Europiischen Zentralbank vom 16. April 2024 tber die Verzinsung
nichtmonetirer Einlagen bei den nationalen Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank (EZB/2024/11)
(ABL L, 2024/1209, 3.5.2024, ELL http:|/data.europa.eu/eli/dec/2024/1209/0j).“
Artikel 2
Wirksamwerden und Umsetzung

1. Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die NZBen wirksam.

2. Die NZBen haben diese Leitlinie ab dem 1. Dezember 2024 zu erfiillen.

Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie ist an die NZBen gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 16. April 2024.

Fiir den EZB-Rat
Die Présidentin der EZB
Christine LAGARDE

ELL http://data.europa.eu/eli/guideline/2024/1210/0j
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LEITLINIE (EU) 2024/1211 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 16. April 2024

iiber die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven in
Euro durch das Eurosystem fiir Zentralbanken und Linder auflerhalb des Euro-Wihrungsgebiets
und fiir internationale Organisationen (EZB/2024/13)

(Neufassung)

Der EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere auf
die Artikel 12.1 und 14.3 sowie Artikel 23,

in Erwégung nachstehender Griinde:

(1)

Die Leitlinie (EU) 2021/564 der Europiischen Zentralbank (EZB[2021/9) (!) ist in einigen Punkten zu dndern. Im
Interesse der Klarheit sollte diese Leitlinie neu gefasst werden.

Im Einklang mit der Rolle des Euro als internationale Reservewahrung hat das Eurosystem ein Rahmenwerk fiir die
Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven in Euro fiir Zentralbanken,
Wihrungsbehorden und Linder auferhalb des Euro-Wihrungsgebiets und fiir internationale Organisationen
entwickelt. Die Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven (ERMS) bilden
das Kernelement dieses Rahmenwerks und umfassen ein genau definiertes Spektrum an standardisierten
Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven, in deren Rahmen Kunden ihre auf Euro
lautenden Wihrungsreserven umfassend durch eine einzige Zentralbank des Eurosystems verwalten konnen.

Nach Artikel 23 in Verbindung mit Artikel 42.4 der Satzung der Europdischen Zentralbank und des Europdischen
Systems der Zentralbanken (nachfolgend die ,ESZB-Satzung®) sind die Europdische Zentralbank (EZB) und die
nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, befugt, mit Zentralbanken und
Finanzinstituten in dritten Lindern und, soweit zweckdienlich, mit internationalen Organisationen Beziehungen
aufzunehmen und alle Arten von Bankgeschiften im Verkehr mit dritten Lindern sowie internationalen
Organisationen zu tatigen.

Bei der Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven fiir Kunden sollte das
Eurosystem als ein einheitliches System auftreten, unabhingig davon, welche Zentralbank des Eurosystems diese
Dienstleistungen erbringt. Mit dieser Leitlinie soll daher unter anderem gewahrleistet werden, dass Dienstleistungen
des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven in standardisierter Form zu harmonisierten
Bedingungen erbracht werden und dass die EZB, die ERMS-Anbieter oder gegebenenfalls das Eurosystem
angemessene Informationen hinsichtlich dieser Dienstleistungen erhalt bzw. erhalten.

Alle von den Zentralbanken des Eurosystems im Rahmen von Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der
Verwaltung von Wahrungsreserven erstellten bzw. zwischen ihnen ausgetauschten Informationen, Daten und
Dokumente, einschlieflich der von Kunden erhaltenen Informationen, Daten und Dokumente, sind vertraulich und
unterliegen Artikel 37 der ESZB-Satzung. Die Weitergabe von Informationen, die personenbezogene Daten
enthalten, muss im Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften der Union erfolgen.

Gemif$ Artikel 1 Buchstabe ¢ der Leitlinie (EU) 2019/671 der Européischen Zentralbank (EZB[/2019/7) () gelten die
Bestimmungen dieser Leitlinie nicht fiir im Zusammenhang mit Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der
Verwaltung von Wahrungsreserven durchgefithrte Geschifte und hereingenommene Einlagen. Zur Vermeidung von
Missverstindnissen und im Interesse der Rechtssicherheit sollte dies in dieser Leitlinie ausgefithrt werden.

() Leitlinie (EU) 2021/564 der Européischen Zentralbank vom 17. Mérz 2021 iiber die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der

Verwaltung von Wihrungsreserven in Euro durch das Eurosystem fiir Zentralbanken und Linder auflerhalb des Euro-
Wihrungsgebiets und fiir internationale Organisationen sowie zur Aufhebung der Leitlinie (EU) 2020/1284 der Europiischen
Zentralbank (EZB/2021/9) (ABL L 119 vom 7.4.2021, S. 121).

() Leitlinie (EU) 2019/671 der Europdischen Zentralbank vom 9. April 2019 iiber Inlandsgeschifte zur Verwaltung von Aktiva und

Passiva durch die nationalen Zentralbanken (EZB[2019/7) (ABL.L 113 vom 29.4.2019, S. 11).

ELL http:|/data.europa.eu/eli/guideline/2024/1211/oj
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(7)  Der EZB-Rat hat entschieden, dass die Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen transparenter werden muss. Die fiir
diese Einlagen geltenden Zinssitze sind in mehreren unterschiedlichen Rechtsakten festgelegt. Zur Verbesserung der
Transparenz und Kohirenz von miteinander zusammenhingenden Rechtsakten sollten die Zinssitze umfassend in
einem einzigen Rechtsakt festgelegt werden, um die Bekanntgabe der Zinssitze zu erleichtern und kiinftige
Anpassungen dieser Zinssitze zu ermdglichen. Folglich enthalten die Verzinsungsregelungen im Hinblick auf im
Zusammenhang mit Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven
hereingenommene Einlagen Bezugnahmen auf die einschlidgigen Bestimmungen des Beschlusses (EU) 2024/1209
der Europdischen Zentralbank (EZB[2024/11) (), welcher der einzige Rechtsakt iiber die Verzinsung nicht
geldpolitischer Einlagen ist.

(8)  Zur Gewihrleistung von Rechtssicherheit ist es erforderlich, den Geltungsbeginn dieser Leitlinie an den
Geltungsbeginn des Beschlusses (EU) 20241209 (EZB/2024/11) anzugleichen. Diese Leitlinie sollte daher ab dem
1. Dezember 2024 gelten —

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

In dieser Leitlinie wird der Rahmen fur die Erbringung von Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung
von Wihrungsreserven durch die Zentralbanken des Eurosystems fiir Kunden festgelegt.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Leitlinie gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. ,internationale Organisation“ simtliche Organisationen (aufler Organe und Einrichtungen der Union), die durch
einen volkerrechtlichen Vertrag oder gemif$ einem solchen Vertrag errichtet wurden;

2. ,Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven“ oder ,ERMS* die in Artikel 3
aufgefithrten Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Wiahrungsreserven, welche die ERMS-Anbieter fiir
Kunden erbringen konnen und im Rahmen derer Kunden ihre Wihrungsreserven umfassend durch einen einzigen
oder mehrere ERMS-Anbieter verwalten konnen;

3. ,Kunde“ alle Zentralbanken (einschlieflich Wihrungsbehorden) oder Linder (einschlieflich Behorden und
Regierungsstellen) aufSerhalb des Euro-Wihrungsgebiets sowie alle internationalen Organisationen, fir die eine oder
mehrere Zentralbank(en) des Eurosystems Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von
Wihrungsreserven erbringt/erbringen;

4. ,Zentralbank des Eurosystems“ die EZB oder die nationale Zentralbank eines Mitgliedstaats, dessen Wihrung der
Euro ist;
5. ,ERMS-Anbieter” eine Zentralbank des Eurosystems, die alle oder einen Teil der Dienstleistungen des Eurosystems im

Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven erbringt, unabhingig davon, ob die jeweilige Zentralbank des
Eurosystems einen Vertrag mit dem Kunden abgeschlossen hat;

6.  ,Tier-1-Investitionsfazilitdt“ eine Fazilitit zur Anlage eines begrenzten Betrags direkt beim ERMS-Anbieter;

7. ,Tier-2-Investitionsfazilitat* eine Fazilitit zur Anlage am Markt auf fremde Rechnung bei vom ERMS-Anbieter
ausgewdahlten Geschiftspartnern;

8. ,auf fremde Rechnung” Handlung des ERMS-Anbieters auf eine der folgenden Weisen in Vertretung eines Kunden:
a) in offengelegter Vertretung, wenn der ERMS-Anbieter im Namen und im Auftrag seines Kunden gegeniiber
seinem Geschaftspartner handelt, d. h. wenn er die Identitit seines Kunden und die Tatsache offenlegt, dass er in
Vertretung dieses Kunden handelt; oder b) in nicht offengelegter Vertretung, wenn der ERMS-Anbieter im Auftrag,
aber nicht im Namen seines Kunden gegeniiber seinem Geschiftspartner handelt, d. h. wenn er offenlegt, dass er in
Vertretung eines Kunden handelt, ohne aber die Identitit dieses Kunden offenzulegen;

() Beschluss (EU) 2024/1209 der Europdischen Zentralbank vom 16. April 2024 zur Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen bei
nationalen Zentralbanken und der Europdischen Zentralbank (EZB[2024/11) (ABL. L, 2024/1209, 3.5.2024, ELL http://data.europa.
eu/eli/dec/2024/1209/0j).
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9.  ,uberschiissige liquide Mittel“ liquide Mittel, die weder im Rahmen der Tier-1-Investitionsfazilitit noch im Rahmen
der Tier-2-Investitionsfazilitit an einem beliebigen Tag hereingenommen werden konnen;

10. ,auf eigene Rechnung” Handlung des ERMS-Anbieters im eigenen Namen und im eigenen Auftrag fiir seine Kunden
und Geschiftspartner;

11.  ,Wihrungsreserven“ auf Euro lautende liquide Mittel und diejenigen auf Euro lautenden Wertpapiere, die im
Verzeichnis der notenbankfihigen marktfahigen Sicherheiten des Eurosystems aufgefithrt sind, das gemif§
Artikel 61 der Leitlinie (EU) 2015/510 der Europdischen Zentralbank (EZB/2014/60) (*) tdglich auf der Website der
EZB veroffentlicht und aktualisiert wird. Hiervon ausgenommen sind:

a) Wertpapiere der ,Haircutkategorie V* gemdfl der Leitlinie (EU) 2016/65 der Europdischen
Zentralbank (EZB/2015/35) (°) (Asset-Backed Securities);

b) liquide Mittel und Wertpapiere, die ausschlieflich zum Zweck der Erfullung von Pensions- und damit
zusammenhingenden Verpflichtungen eines Kunden gegeniiber seinen fritheren oder derzeitigen Mitarbeitern
gehalten werden;

¢) liquide Mittel und Wertpapiere, die ausschlieflich fur folgende Zwecke gehalten oder in folgenden Konten
gefithrt werden:

i) Umschuldung offentlicher Schulden im Rahmen internationaler Vereinbarungen oder Mittel aus anderen
Programmdarlehen, soweit die Mittel dem Kontoinhaber nicht frei zur Verfiigung stehen (z. B. wenn die
Mittel vor der Riickzahlung zwingend auf gesperrten Konten gefithrt werden);

ii) Konto 1, Konto 2 oder im Wertpapierkonto des Internationalen Wahrungsfonds; und
i)  eingezahlte Beitrige der Mitgliedstaaten des Euro-Wihrungsgebiets an  internationale
Entwicklungsbanken;

d) Kategorien von Wertpapieren, die der EZB-Rat jeweils per Beschluss festlegt.

Artikel 3

Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven

ERMS-Anbieter konnen Kunden alle oder einen Teil der folgenden Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von
Wihrungsreserven des Eurosystems gemif$ dieser Leitlinie anbieten. Gegebenenfalls gilt bei diesen Dienstleistungen die
Verzinsung wie in Artikel 2 Absatz 2 des Beschlusses (EU) 2024/1209 (EZB/2024/11) aufgefiihrt:

1. Geldkontoleistungen:
a) Eroffnung und Verwaltung von Geldkonten;

b) Ausfithrung und Erfassung aller ein- und ausgehenden bargeldlosen Zahlungsvorginge im Zusammenhang mit
Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven;

2. Depotleistungen:

a) Eroffnung und Verwaltung von Wertpapierkonten sowie Depotverwahrung mittels eines oder einer
Kombination der folgenden Leistungen, aus denen ERMS-Anbieter frei wihlen konnen, welche Depot- und
Abwicklungsvereinbarungen sie ihren jeweiligen Kunden anbieten mochten:

i) ein Konto bei dem lokalen Zentralverwahrer (CSD);
ii) Fernzugang zu einem CSD oder internationalen CSD (ICSD);
iii) bilaterale Vereinbarungen zwischen einem ERMS-Anbieter und der nationalen Zentralbank des Landes,

in dem die jeweiligen Wertpapiere begeben werden;

b) Depotausziige zum Monatsende, wobei auf Wunsch des Kunden die Moglichkeit besteht, die Ausziige auch zu
anderen Zeitpunkten zur Verfigung zu stellen;

¢)  Ubermittlung von Ausziigen iiber SWIFT an alle Kunden, die in der Lage sind, Ausziige iiber SWIFT zu erhalten,
sowie iiber andere geeignete Ubermittlungswege fiir Kunden, die nicht in der Lage sind, Ausziige tiber SWIFT zu
erhalten;

() Leitlinie (EU) 2015/510 der Europdischen Zentralbank vom 19. Dezember 2014 iiber die Umsetzung des geldpolitischen
Handlungsrahmens des Eurosystems (EZB/2014/60) (ABL L 91 vom 2.4.2015, S. 3).

() Leitlinie (EU) 2016/65 der Europiischen Zentralbank vom 18. November 2015 iiber die bei der Umsetzung des geldpolitischen
Handlungsrahmens des Eurosystems anzuwendenden Bewertungsabschlige (EZB/2015/35) (ABL. L 14 vom 21.1.2016, S. 30).
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d) Benachrichtigung von Kunden iiber Kapitalmaflnahmen von Unternehmen (,corporate actions®), die in
Zusammenhang mit den Wertpapierbestinden eines Kunden stehen, einschlieflich Kuponzahlungen und
Tilgungen;

e) Bearbeitung der Kapitalmaflnahmen von Unternehmen im Auftrag der Kunden;

f) unter gewissen Einschrinkungen, Forderung von Vereinbarungen zu standardisierten Wertpapierleih-
programmen zwischen Kunden und Dritten im Auftrag von Kunden, entweder iiber von CSD oder ICSD
durchgefiihrte Programme oder iiber Dritte. Die Vereinbarungen werden erforderlichenfalls abgeschlossen, um
dem Wertpapierverleiher (CSD, ICSD oder Dritter) Zugang zu den Wertpapierbestinden der Kunden zu
gewihren. In bestimmten Fillen miissen moglicherweise zusitzliche Unterkonten fiir den Kunden eroffnet
werden, z. B. wenn der Kunde nicht wiinscht, dass der Wertpapierverleiher Zugang zu seinen gesamten
Wertpapierbestinden erhilt, oder wenn der ERMS-Anbieter nicht mochte, dass der Wertpapierverleiher
Zugang zum Hauptgeldkonto des Kunden hat. Diese Fazilitit wird nur gewihrt, wenn es sich bei dem
Wertpapierverleiher um ein sowohl in Bezug auf die Reputation dieses Wertpapierverleihers als auch in Bezug
auf die Rechtsordnung, in der dieser Wertpapierverleiher titig ist und/oder gegriindet wurde, fiir den jeweiligen
ERMS-Anbieter akzeptables Organ handelt;

Abwicklungsdienste:

a) Erbringung bzw. Entgegennahme von Abwicklungsdiensten ohne Gegenwertverrechnung/gegen Zahlung fiir
alle auf Euro lautenden Wertpapiere, fir die ein ERMS-Anbieter dem jeweiligen Kunden ein Depotkonto
anbietet, wobei er den Kunden auf die gegebenenfalls zu nutzenden Verbindungen zur Abwicklung von
Wertpapierbestinden von Geschiftspartnern des Kunden sowie auf die entsprechenden Risiken der Nutzung
von Verbindungen hinweist, die nicht fiir geldpolitische Geschifte des Eurosystems zugelassen sind;

b) Abwicklungsbestitigung itber SWIFT (oder andere geeignete Ubermittlungswege fiir Kunden, die nicht in der
Lage sind, Ausziige iiber SIWFT zu erhalten) fiir alle Geschifte;

Geld-/Anlagedienstleistungen auf Tagesgeldbasis:
a) eine Tier-1-Investitionsfazilitit, vorbehaltlich folgender Bedingungen:

i) die Hohe der Tier-1-Investitionsfazilitit wird auf einen vom EZB-Rat fiir das gesamte Eurosystem
festgelegten Gesamtbetrag begrenzt, und ein Anteil dieses Gesamtbetrags wird jedem ERMS-Anbieter
zugewiesen;

ii) die EZB behilt einen bestimmten Anteil des vom EZB-Rat festgelegten Gesamtbetrags der Tier-
1-Investitionsfazilitit ein, den sie gegebenenfalls ganz oder teilweise einem ERMS-Anbieter zuweisen
kann;

iii) der ERMS-Anbieter kann einem einzelnen Kunden auf dessen Wunsch einen Betrag aus der Tier-
1-Investitionsfazilitdt bis zu einem vom EZB-Rat pro Kunde festgelegten Hochstbetrag zuweisen. Erteilt
der Kunde nicht die in Artikel 5 Absatz 2 genannte Zustimmung, so setzt der jeweilige ERMS-Anbieter
den Hochstbetrag des Guthabens der Tier-1-Investitionsfazilitit dieses Kunden auf null fest;

iv) der ERMS-Anbieter kann den zugewiesenen Betrag der Tier-1-Investitionsfazilitit ohne Zustimmung des
Kunden einseitig dndern;

V) die im Rahmen der Tier-1-Investitionsfazilitdt angelegten Mittel werden nicht dem Markt zuriickgefiihrt;

vi) die Gutschrift oder der Abzug von Zinsen auf bzw. von Kundenkonten wird auf Tagesbasis berechnet
(unter Anwendung des EURSTR (Euro Short-Term Rate), der an jedem TARGET-Geschiftstag auf der
Grundlage der am vorangegangenen TARGET-Geschiftstag durchgefithrten und abgewickelten
Transaktionen veroffentlicht wird) und erfolgt spitestens innerhalb von fiinf Geschiftstagen nach dem
letzten Geschiftstag des Vormonats auf das bzw. von dem Konto des jeweiligen Kunden;

b) eine Tier-2-Investitionsfazilitit, vorbehaltlich folgender Bedingungen:

i) bekundet ein Kunde Interesse an dieser Investitionsfazilitit, bemiiht sich der jeweilige ERMS-Anbieter,
die betreffenden Mittel auf fremde Rechnung bei den in seiner Liste der Geschiftspartner aufgefiihrten
Geschiftspartnern anzulegen;

ii) Transaktionen im Rahmen der Tier-2-Investitionsfazilitit werden nach bestem Bemithen ausgefiihrt. Alle
Kreditrisiken und alle entstandenen Verluste werden vom Kunden getragen;

ii)  diese Art der Anlage wird nur getitigt, wenn die Verzinsung hoher ausfillt als die Verzinsung
tiberschiissiger liquider Mittel. Eine Biindelung von Anlagen und Blockhandel ist weiterhin moglich;

¢) iberschiissige liquide Mittel, vorbehaltlich solcher iiberschiissigen liquiden Mittel, welche in den betreffenden
Geldkonten verbleiben;

ELL http://data.europa.eu/eli/guideline/2024/1211/0j
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5.

Termineinlagen:
a) Termineinlagen von Kunden auf fremde Rechnung, vorbehaltlich folgender Bedingungen:

i) die Transaktionen werden auf Wunsch des Kunden (iiber SWIFT oder gegebenenfalls iiber andere
geeignete Ubermittlungswege fiir Kunden, die nicht in der Lage sind, Ausziige iiber SWIFT zu erhalten)
ausgefiihrt, die auf Einzelbasis oder im Rahmen eines Dauerauftrags iibermittelt werden konnen;

ii) Transaktionen werden mit Geschiftspartnern geschlossen, die in der Liste der Geschiftspartner des
betreffenden ERMS-Anbieters aufgefiihrt sind;

ii)  alle Kreditrisiken und alle entstandenen Verluste werden vom Kunden getragen;
iv) die Transaktionen werden nach bestem Bemithen ausgefiihrt;
b) Termineinlagen von Kunden auf eigene Rechnung, vorbehaltlich folgender Bedingungen:
i) die Termineinlagen werden unverziiglich gegen Sicherheiten dem Markt zuriickgefiihrt;

ii) bei einer Einlage ohne Beschrankung hinsichtlich des Wertstellungsdatums der Erstplatzierung wird eine
Mindestlaufzeit von einem Tag und eine Hochstlaufzeit von zwolf Monaten angeboten, vorausgesetzt,
dass der ERMS-Anbieter in der Lage ist, die Auswirkungen auf die Liquiditit zu neutralisieren;

iii) die Mindesthohe einer Einlage betrdgt 1 000 000 EUR;

Durchfithrung von Anlagegeschiften fir Kunden gemif deren Dauerauftrag oder eines Anlagemandats und im
Einklang mit dem Dienstleistungsspektrum des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven,
vorbehaltlich folgender Bedingungen:

a) der ERMS-Anbieter sorgt dafiir, dass interessierte Kunden eine Vollmacht erteilen, in deren Rahmen Anlagen
entweder gemif§ deren Dauerauftrag oder eines Anlagemandats getitigt werden konnen;

b) in der unter Buchstabe a genannten Vollmacht sind die betreffenden Betridge und die Frequenz des Dauerauftrags
anzugeben. Die zur Deckung der Kosten des im Rahmen eines Dauerauftrags durchgefithrten Geschifts
erforderlichen Mittel werden spatestens zum Geschaftsschluss am Abwicklungstag oder zu einem im jeweiligen
ERMS-Vertrag angegebenen fritheren Annahmeschluss auf dem Geldkonto des Kunden beim jeweiligen ERMS-
Anbieter hinterlegt;

¢) sofern der Kunde nicht zwei Geschiftstage vor der Durchfithrung der Anweisungen nichts anderes anweist,
werden Dauerauftrage automatisch ausgefihrt;

Ausfithrung von Kundenauftrigen fir den Kauf oder Verkauf von Wertpapieren am Sekundirmarkt, welche
Wertpapiere aus dem gesamten Spektrum der notenbankfihigen Wertpapiere, fiir die Wertpapierkonten gemifS
Nummer 2 Buchstabe a bereitgestellt werden, umfassen, vorbehaltlich folgender Bedingungen:

a) die Zentralbanken des Eurosystems fithren Wertpapierauftrige auf fremde Rechnung oder auf eigene Rechnung
aus;

b) Wertpapierauftrage werden nach bestem Bemithen ausgefiihrt;

¢) die zur Deckung der Kosten des im Rahmen eines Wertpapierauftrags durchgefithrten Geschifts erforderlichen
Mittel werden spdtestens zum Geschaftsschluss am Abwicklungstag oder zu einem im jeweiligen ERMS-Vertrag
angegebenen fritheren Annahmeschluss auf dem Geldkonto des Kunden beim jeweiligen ERMS-Anbieter
hinterlegt;

Dienstleistungen fiir Devisengeschifte in Bezug auf Euro gegen andere Wihrungen und Gold sowie umgekehrte
Pensionsgeschifte (Reverse-Repo-Geschifte) in Euro:

a) Kdaufe oder Verkiufe auf Spotbasis auf eigene Rechnung;
b) Swaps auf eigene Rechnung;

die von ERMS-Anbietern auf eigene Rechnung angebotenen Dienstleistungen fiir Devisengeschifte des Eurosystems
werden in ihrem eigenem Namen ausgefiihrt und unterliegen moglicherweise den von der EZB auf der Grundlage
von Artikel 31 der ESZB-Satzung erlassenen Leitlinien, in denen die Schwellenwerte festgelegt sind, bis zu denen
oder unterhalb derer die nationalen Zentralbanken verschiedene Arten von Devisengeschiften an einem
bestimmten Tag ohne Zustimmung der EZB durchfithren diirfen, und bei deren Uberschreitung die nationalen
Zentralbanken verschiedene Arten von Devisengeschiften an einem bestimmten Tag nicht ohne vorherige
Zustimmung der EZB durchfiihren diirfen. Soweit die gemif dieser Leitlinie durchgefiihrten Geschifte den von der
EZB auf der Grundlage von Artikel 31 der ESZB-Satzung erlassenen Leitlinien unterliegen, finden diese Leitlinien
ebenfalls Anwendung.
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Artikel 4

Kosten und Dienstleistungsentgelte

Die ERMS-Anbieter berechnen ihren Kunden die folgenden Kosten und Dienstleistungsentgelte:

1. zur Deckung der internen Kosten fiir Depot- und Abwicklungsdienstleistungen fiir Kunden fiir die in Artikel 3
Nummer 2 und 3 genannte Bandbreite an notenbankfihigen Wertpapieren die folgenden vom EZB-Rat festgelegten
Gebiihren:

a) eine Depotgebiihr, die im Verhiltnis zum Volumen der Wertpapiere berechnet wird;

b) eine Transaktionsgebiihr, die wie folgt berechnet wird:
i) jedes Mal, wenn Wertpapiere zur sicheren Verwahrung hinterlegt oder abgehoben werden; oder
ii) fiir jedes Wertpapierleihgeschift, an dem der ERMS-Anbieter direkt operativ beteiligt ist;

2. bei der Ausfithrung von Wertpapierauftragen werden die internen Kosten durch Anwendung einer Marge gedeckt,
die vom jeweiligen ERMS-Anbieter auf Transaktionsbasis festzulegen ist. Alle externen Gebiihren, z. B. Gebiihren,
die von CSDs, ICSDs und Korrespondenzzentralbanken im Rahmen bilateraler Vereinbarungen erhoben werden,
werden vollstindig an die Kunden weitergegeben. Diese Gebithren konnen unterschiedlich ausfallen und sind auf
Ebene des Eurosystems nicht harmonisiert;

3. die Gebithren, die Kunden fir Anlagen im Einklang mit einem Dauerauftrag oder Anlagemandat berechnet werden,
entsprechen den Gebiihren, die fiir das zugrunde liegende wertpapierbezogene Geschift oder die zugrunde liegende
Bargelddienstleistung erhoben werden. Fiir die Ausfihrung von Dauerauftrigen als solche werden keine gesonderten
oder zusitzlichen Gebiihren erhoben. Die Gebiihr fir ein Anlagemandat wird vom jeweiligen ERMS-Anbieter
festgelegt;

4. bei den Kosten, die bei der Erbringung von Dienstleistungen fiir Devisengeschifte auf eigene Rechnung entstehen,
wendet der jeweilige ERMS-Anbieter eine vom jeweiligen ERMS-Anbieter ermittelte Marge zwischen dem Einkaufs-
oder Verkaufspreis der Fremdwihrung und dem geltenden Marktkurs auf Einzeltransaktionsbasis an;

5. Kunden stellen sicher, dass ihre Geldkontosalden spitestens zum Geschiftsschluss an jedem Geschiftstag grofer
oder gleich null sind.

Artikel 5

Informationen zu Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven

(1)  ERMS-Anbieter stellen der EZB alle relevanten Informationen iiber die Erbringung von Dienstleistungen des
Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven fiir Kunden zur Verfiigung und unterrichten die EZB,
wenn ein potenzieller Kunde an sie herantritt. Die EZB kann relevante Informationen innerhalb der EZB und des
Eurosystems streng nach dem Need-to-know-Prinzip weitergeben. Die Weitergabe von Informationen, die
personenbezogene Daten enthalten, erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften der Union.
Weitergegebene Informationen umfassen keine Transaktionsdaten, die nach einzelnen Kunden aufgegliedert sind.

(2)  ERMS-Anbieter sind bestrebt, die Zustimmung eines Kunden zur Offenlegung seiner Identitit gegeniiber dem
Eurosystem fiir die folgenden Zwecke einzuholen:

a) Analyse der Dienstleistungen und Bedingungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wahrungsreserven,
einschliefSlich der Zuweisung von Tier-1-Investitionsfazilititen;

b)  Schutz der Kunden und anderer ERMS-Anbieter vor Schidden durch festgestellte grofere Vorfille, d. h. Cyberangriffe,
technische oder operative Ausfille oder Betrug auf Kundenseite;

0) Unterstiitzung der Kreditvergabe/Repogeschifte mit dem Kunden; und

d)  sonstige Aufgaben oder Beratungsfunktionen des Eurosystems im Rahmen des Mandats der EZB.

(3)  Erteilt der Kunde keine Zustimmung zur Offenlegung seiner Identitit fiir die in Absatz 2 genannten Zwecke, stellt
der jeweilige ERMS-Anbieter die relevanten Informationen der EZB (iiber einen pseudonymisierten numerischen Identifika-
tionscode) zur Verfiigung, ohne die Identitit dieses Kunden offenzulegen, und setzt den Hochstbetrag des Guthabens der
Tier-1-Investitionsfazilitit dieses Kunden auf null fest.
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(4)  Die EZB kann ERMS-Anbieter auffordern, ihr unter auflergewohnlichen Umstdnden Ad-hoc-Informationen iiber
Kunden offenzulegen, z. B. potenzielle Sanktionen oder restriktive Manahmen in Bezug auf diesen Kunden, und kann
diese Informationen innerhalb des Eurosystems weitergeben. Die ERMS-Anbieter iibermitteln dem Kunden so bald dies
praktisch moglich ist Informationen iiber die Weitergabe solcher Ad-hoc-Informationen.

(5)  Die Zentralbanken des Eurosystems unterrichten die EZB iiber die Erbringung von Dienstleistungen in Euro im
Zusammenhang mit der Anlage von Wihrungsreserven, die nicht unter Artikel 3 fallt und daher nicht Gegenstand dieser
Leitlinie ist, und geben dabei die Art der Dienstleistung und die geltenden Bedingungen an.

Artikel 6

Verbot und Aussetzung von Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von
Wiihrungsreserven

(1) Der Kunde hilt alle unionsrechtlichen und nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf Sanktionen oder restriktive
Mafnahmen und zur Verhinderung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung ein, soweit und insofern sie auf ihn
anwendbar sind, einschliefSlich der Anweisungen zustindiger Behorden. Der Kunde bestdtigt dem ERMS-Anbieter ferner,
dass er diese Rechtsvorschriften einhilt und an keiner Form der Geldwische oder Terrorismusfinanzierung beteiligt ist.

(2)  ERMS-Anbieter konnen unter folgenden Umstinden die Erbringung von Dienstleistungen des Eurosystems im
Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven fiir einen Kunden beschrinken, aussetzen oder ausschlieen:

a) wenn der Kunde den in Absatz 1 genannten Verpflichtungen nicht nachkommt;

b)  wenn der Kunde und/oder seine Wihrungsreserven von Sanktionen oder restriktiven Mafnahmen betroffen ist/sind,
die aufgrund von unionsrechtlichen und/oder nationalen Rechtsvorschriften verhidngt wurden;

¢)  wenn der Kunde Verpflichtungen aus dieser Leitlinie oder dem individuellen ERMS-Vertrag nicht nachkommt.

(3)  Weigert sich der ERMS-Anbieter aufgrund einer anderen als einer in Absatz 1 genannten Mafnahme oder
Entscheidung, Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven fiir einen Kunden zu
erbringen, oder beschrinkt er deren Erbringung, so unterrichtet der jeweilige ERMS-Anbieter die EZB hieriiber
unverziiglich. Die EZB wiederum unterrichtet hieriiber die anderen Zentralbanken des Eurosystems unverziiglich. Das
Ergreifen einer solchen Mafnahme oder das Treffen einer solchen Entscheidung steht der Erbringung von Dienstleistungen
des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven fiir diese Kunden durch die anderen Zentralbanken des
Eurosystems nicht entgegen.

Artikel 7

Verantwortlichkeit und Haftung fiir die Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von
Wiihrungsreserven

(1)  Jeder ERMS-Anbieter ist fiir die Durchfithrung vertraglicher oder informeller Vereinbarungen zu Dienstleistungen
des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven mit seinen Kunden verantwortlich und haftet fiir die
von ihm erbrachten Dienstleistungen. Das Bestehen einer solchen Vereinbarung an sich begriindet keine Rechte oder
Anspriiche des Kunden gegeniiber anderen Zentralbanken des Eurosystems.

(2)  Der ERMS-Anbieter kann seinen Kunden Vorschlige beziiglich des Zeitpunkts und der Ausfithrung einer Transaktion
machen, um Konflikte mit der Geld- und Wechselkurspolitik des Eurosystems zu vermeiden, und haftet nicht fiir die Folgen,
die diese Vorschlige fur den Kunden haben konnen.

Artikel 8

Vertragliche Vereinbarungen mit Kunden

(1)  Die ERMS-Anbieter stellen sicher, dass diese Leitlinie durch ihre vertraglichen Vereinbarungen mit Kunden umgesetzt
wird.

(2)  Stimmt ein Kunde den Anderungen nicht zu, die erforderlich sind, um sicherzustellen, dass seine vertragliche
Vereinbarung mit dem ERMS-Anbieter im Einklang mit dieser Leitlinie steht, beendet der ERMS-Anbieter die vertragliche
Vereinbarung. Bezieht sich die Anderung nur auf eine bestimmte Dienstleistung und nicht auf das gesamte Spektrum an
Dienstleistungen, kann der ERMS-Anbieter nur die von den entsprechenden Anderungen betroffene Dienstleistung
beenden.
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Artikel 9
Die Rolle der EZB

Die EZB koordiniert die allgemeine Erbringung von Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von
Wihrungsreserven sowie den damit verbundenen Rahmen zum Informationsaustausch und kann zu diesem Zweck
interne technische Spezifikationen festlegen. Jede Zentralbank des Eurosystems benachrichtigt die EZB entsprechend, wenn
sie eine Titigkeit als ERMS-Anbieter aufnimmt oder beendet.
Artikel 10
Nichtanwendung der Leitlinie (EU) 2019/671 (EZB/2019/7)

Gemaif Artikel 1 Buchstabe ¢ der Leitlinie (EU) 2019/671 (EZB/2019/7) gelten die Bestimmungen dieser Leitlinie nicht fiir
im Zusammenhang mit Dienstleistungen des Eurosystems im Bereich der Verwaltung von Wihrungsreserven
durchgefithrte Geschifte und hereingenommene Einlagen.

Artikel 11

Aufhebung der Leitlinie (EU) 2021/564 (EZB/2021/9)

(1)  Die Leitlinie (EU) 2021/564 (EZB/2021/9) wird mit Wirkung vom 1. Dezember 2024 aufgehoben.
(2)  Bezugnahmen auf die aufgehobene Leitlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Leitlinie und sind nach
Mafgabe der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen.

Artikel 12

Wirksamwerden

(1)  Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung
der Euro ist, wirksam.

(2)  Die Zentralbanken des Eurosystems erfiillen diese Leitlinie ab dem 1. Dezember 2024.

Artikel 13
Adressaten

Diese Leitlinie ist an alle Zentralbanken des Eurosystems gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 16. April 2024.

Fiir den EZB-Rat
Die Présidentin der EZB
Christine LAGARDE
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ANHANG
Entsprechungstabelle
Leitlinie (EU) 2021/564 (EZB/2021/9) Vorliegende Leitlinie

— Artikel 1
Artikel 1 Artikel 2
Artikel 2 Artikel 3
Artikel 3 —

— Artikel 4
Artikel 4 Artikel 5
Artikel 5 Artikel 6
Artikel 6 Artikel 7
Artikel 7 —

— Artikel 8
Artikel 8 Artikel 9
Artikel 9 —

Artikel 10 —

— Artikel 10
— Artikel 11
Artikel 11 Artikel 12
Artikel 12 Artikel 13
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BESCHLUSS (EU) 2024/1213 DES RATES
vom 19. Mirz 2024

iiber die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europdischen
Union und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Festlegung von Sicherheitsverfahren fiir den
Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 189 in Verbindung mit
Artikel 218 Absatz 5, auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Zustimmung des Europaischen Parlaments,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Absage von zwei Sojus-Starts vom Weltraumzentrum Guayana im April und September 2022 sowie die
angekiindigte Verzogerung bei Ariane 6 erfordern, dass die Union, auf Alternativen zuriickgreift, damit die Starts
von Galileo-Satelliten rasch wieder aufgenommen werden kénnen. Dies ist von entscheidender Bedeutung, damit der
ordnungsgemifle Betrieb des Galileo-Systems, das Teil des mit der Verordnung (EU) 2021/696 des Europiischen
Parlaments und des Rates (') eingerichteten Weltraumprogramms der Union ist, gewahrleistet ist.

(2)  Die Union pflegt eine langjdhrige Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten im Bereich der Satellitennavigation.
Das Abkommen iiber die Forderung, Bereitstellung und Nutzung von Galileo- und GPS-Satellitennavigations-
systemen und verbundenen Anwendungen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und den Vereinigten Staaten von Amerika andererseits (%) trat am 12. Dezember 2011 in Kraft.

(3) Am 23. November 2023 hat der Rat die Aufnahme von Verhandlungen im Namen der Union im Hinblick auf den
Abschluss eines Abkommens zwischen der Union und den Vereinigten Staaten zur Festlegung von Sicherheits-
verfahren fiir den Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus genehmigt.

(4)  Die Verhandlungen iiber das Abkommen zwischen der Union und den Vereinigten Staaten zur Festlegung von
Sicherheitsverfahren fiir den Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus (im
Folgenden ,Abkommen*) wurden erfolgreich abgeschlossen.

(5)  Das Abkommen zwischen der Europiischen Union und der Regierung der Vereinten Staaten von Amerika iiber die
Sicherheit von Verschlusssachen (%), gilt fir den Vereinigten Staaten bereitgestellte EU-Verschlusssachen.

(6)  Das Abkommen sollte vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem spiteren Zeitpunkt unterzeichnet werden.
Angesichts der zeitlichen Sensibilitit der Galileo-Starts sollte das Abkommen bis zum Abschluss der fiir sein
Inkrafttreten erforderlichen Verfahren vorldufig angewendet werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europdischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika zur
Festlegung von Sicherheitsverfahren fiir den Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der USA aus (im Folgenden
,Abkommen*) im Namen der Union wird vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem spateren Zeitpunkt genehmigt (%).

Artikel 2

Der Prisident des Rates wird ermichtigt, die Person(en) zu benennen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der
Union zu unterzeichnen.

() Verordnung (EU) 2021/696 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung des

Weltraumprogramms der Union und der Agentur der Europdischen Union fiir das Weltraumprogramm und zur Aufhebung der

Verordnungen (EU) Nr. 912/2010, (EU) Nr. 1285/2013 und (EU) Nr. 377/2014 sowie des Beschlusses Nr. 541/2014/EU (ABL. L 170

vom 12.5.2021, S. 69).

ABL L 348 vom 31.12.2011, S. 3.

ABL L 115 vom 3.5.2007, S. 30.

%) Der Wortlaut des Abkommens ist in ABL L, 2024/1214, 3.5.2024, ELL: http://data.europa.eu/elifagree_internation/2024/1214/oj
veroffentlicht.
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Artikel 3

(1)  Unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit wird das Abkommen nach dessen Artikel 12 Absatz 2 (°) vorldufig
angewandt, bis die fur sein Inkrafttreten erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind.

(2)  Die Union unterrichtet die Vereinigten Staaten dariiber, dass ihre fiir die vorldufige Anwendung erforderlichen
Verfahren im Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 des Abkommens abgeschlossen sind. Der Prasident des Rates nimmt die in
dem genannten Absatz vorgesehene Notifikation im Namen der Union vor.

Artikel 4

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
Geschehen zu Briissel am 19. Mdrz 2024.

Im Namen des Rates
Die Prisidentin

H. LAHBIB

() Der Tag, ab dem das Abkommen vorldufig angewandt wird, wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der
Europdischen Union verdffentlicht.
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ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPAISCHEN UNION UND DEN VEREINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA ZUR FESTLEGUNG VON SICHERHEITSVERFAHREN FUR DEN START VON
GALILEO-SATELLITEN VOM HOHEITSGEBIET DER VEREINIGTEN STAATEN AUS

DIE EUROPAISCHE UNION (im Folgenden ,Union®) einerseits
und

DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA (im Folgenden ,Vereinigte Staaten®) anderseits, im Folgenden zusammen
Lvertragsparteien® —

IN ANBETRACHT der Bedeutung, die Weltraumtechnologien in den Bereichen Kommunikation, Fernerkundung,
Navigation und nationale Sicherheit fiir die Nationen und ihre Biirgerinnen und Biirger zukommit,

IN DER UBERZEUGUNG, dass die Vereinigten Staaten und die Union zusammenarbeiten miissen, damit die Vorteile dieser
wichtigen Technologien fiir alle einschligigen Anwendungen in vollem Umfang zum Tragen kommen,

UNTER HINWEIS darauf, dass Galileo das globale Satellitennavigationssystem der Union ist, mit dem kostenlose Ortungs-
und Zeitgebungsinformationen fiir eine Vielzahl von Sektoren wie Luftfahrt, Schienenverkehr, Seeverkehr und
Telekommunikation bereitgestellt werden sollen,

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Einfuhr von als EU-Verschlusssache eingestufter Ausriistung in das Hoheitsgebiet der
Vereinigten Staaten fir den Start von Satelliten mit inhdrenten Sicherheitsrisiken verbunden ist und geeignete
Sicherheitsmafinahmen sowie eine Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten und der Union erfordert,

IN DER ERWAGUNG, dass die Vereinigten Staaten und die Union das gemeinsame Ziel verfolgen, Vorkehrungen und
Schutzmafnahmen gegen den Missbrauch von Weltraumtechnologien zu treffen, um ihre eigene Sicherheit zu stirken und
ihren Biirgerinnen und Biirgern ein hohes Maf§ an Sicherheit zu bieten,

UNTER BERUCKSICHTIGUNG der strategischen und wissenschaftlichen Bedeutung sowie des wirtschaftlichen Werts der
Galileo-Satelliten,

IN ANERKENNUNG der Notwendigkeit, den Schutz von Verschlusssachen und Vermdgenswerten im Zusammenhang mit
dem Start der Galileo-Satelliten zu gewihrleisten,

IN DER ERWAGUNG, dass die mit dem Start von Satelliten verbundenen technischen Herausforderungen einen stindigen
Informationsaustausch und eine stindige Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten und der Union erfordern,

EINGEDENK des Abkommens tiber die Forderung, Bereitstellung und Nutzung von GALILEO- und GPS-Satellitennaviga-
tionssystemen und verbundenen Anwendungen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und den Vereinigten Staaten von Amerika andererseits, das am 26. Juni 2004 in Dromoland Castle, County Clare,
unterzeichnet wurde,

UNTER HINWEIS auf das am 30. April 2007 in Washington geschlossene Abkommen zwischen der Europdischen Union
und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika iiber die Sicherheit von Verschlusssachen (im Folgenden
,Sicherheitsabkommen*), insbesondere auf Artikel 19, und die damit verbundene Sicherheitsregelung fir den Schutz der
zwischen der Union und den Vereinigten Staaten von Amerika ausgetauschten Verschlusssachen (im Folgenden
,Sicherheitsregelung*), die am 29. Juni 2007 vom Sicherheitsausschuss des Rates und am 18. Juli 2007 von den Vereinigten
Staaten gebilligt wurde,

IN DER ERWAGUNG, dass die Europdische Kommission die Verwaltung der Startauftrige fiir Galileo der Européischen
Weltraumorganisation iibertragen hat, die die Satellitenstartkampagnen fur die Union durchfiihrt,

UNTER BERUCKSICHTIGUNG der Pflichten der kommerziellen Anbieter von Startdiensten in den Vereinigten Staaten, wie
sie in den Gesetzen, Vorschriften, politischen Strategien, Lizenzen und Unterstiitzungsregelungen der Vereinigten Staaten
festgelegt sind, sowie der entsprechenden Rolle und Pflichten der Ministerien und Behorden der Vereinigten Staaten —

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:
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Artikel 1

Anwendungsbereich
(1)  Dieses Abkommen gilt fiir Starts von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus.

(2)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass als EU-Verschlusssache eingestufte Ausriistung und Dokumentation aus der
Union ausgefiihrt, in die Vereinigten Staaten eingefithrt, im Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten verwendet und wieder in
die Union ausgefiihrt werden. Zum Schutz der als EU-Verschlusssache eingestuften Ausriistung und Dokumentation stellen
beide Vertragsparteien in enger Abstimmung mit dem Anbieter von Startdiensten sicher, dass alle erforderlichen und
geeigneten Mafinahmen gemafl den Bedingungen dieses Abkommens zur Kontrolle und zum Schutz dieser Ausriistung und
Dokumentation getroffen werden.

(3)  Sofern in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist oder von der Europdischen Kommission nach Konsultation
der Vertragsparteien nichts anderes genchmigt wurde, haben der lokale Sicherheitsbeauftragte der Europiischen
Weltraumorganisation, seine Beauftragten und die Beauftragten der Europiischen Kommission wiahrend jeder
Startkampagne ab dem Zeitpunkt des Eintreffens solcher Ausriistung und Dokumentation im Hoheitsgebiet der
Vereinigten Staaten bis zum Zeitpunkt des Verlassens des Gebiets der Vereinigten Staaten ausschlieSlichen Zugang zu der als
EU-Verschlusssache eingestuften Ausriistung und Dokumentation.

(4)  Werden EU-Verschlusssachen an die Regierung der Vereinigten Staaten, die in Artikel 5 Absatz 4 genannten befugten
Dritten oder anderen von den Vertragsparteien einvernehmlich bestimmten Dritte {ibermittelt oder von diesen auf andere
Weise erhalten, so gelten die Bestimmungen des Sicherheitsabkommens und dessen Bestimmungen beziiglich des Schutzes
solcher EU-Verschlusssachen, unabhingig davon, welche europiische Stelle die Bereitstellung vornimmt.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck

1. ,EU-Verschlusssachen“ oder ,EU-VS* alle mit einem EU-Geheimhaltungsgrad gekennzeichneten Informationen oder
Materialien, deren unbefugte Weitergabe den Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten in
unterschiedlichem Mafe Schaden zuftigen konnte. Bei EU-VS kann es sich um Informationen in miindlicher, visueller,
elektronischer oder magnetischer Form, in Form von Dokumenten oder von Material, einschlieflich Ausriistung und
Technologie, handeln;

2. ,als EU-Verschlusssache eingestufte Ausriistung und Dokumentation“ Ausriistung und Dokumentation, die
EU-Verschlusssachen enthalten;

3. ,geschiitzte Vermdgenswerte der EU alle Gegenstinde oder Materialien auf einem Startgelinde, die zum Zweck des
Starts eines Galileo-Satelliten in das Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten eingefithrt werden, einschliefSlich, aber nicht
beschrankt auf als EU-Verschlusssache eingestufte Ausriistung und Dokumentation;

4. ,Schutzzonen“ Bereiche auf dem Startgelinde, die fir die Aufbewahrung und Bearbeitung von geschiitzten
Vermogenswerten der EU gemdf der vertraglichen Vereinbarung der EU mit dem Anbieter von Startdiensten und den
Unterstiitzungsregelungen des Anbieters von Startdiensten mit dem Startgelinde bestimmt sind;

5. ,Startgelinde“ einen oder mehrere Orte im Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten, die iiber Einrichtungen fiir den
Zusammenbau der Trigerrakete, die Handhabung des Treibstoffs, die Vorbereitung des Raumfahrzeugs fiir den Start,
den Start und die Startiiberwachung verfiigen und von denen aus der Start der Galileo-Satelliten erfolgen soll;

6. ,kommerzielle Nutzlastverarbeitungsanlage” eine Anlage zur Vorbereitung eines Raumfahrzeugs und einer Nutzlast fiir
den Start, die sich im Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten auf privatem Geldnde auRerhalb des Startgeldndes befindet;

7. ,Sicherheitsvorfall“ jedes Ereignis, das zu einem unbefugten Zugang zu oder einer unbefugten Verwendung,
Offenlegung, Anderung oder Vernichtung von Informationen, Dokumentation oder Ausriistung oder zu einer Storung
des Systembetriebs von geschiitzten Vermogenswerten der EU fithren kann;

8. ,Anbieter von Startdiensten” die Organisation der Vereinigten Staaten, die von der Europiischen Kommission mit dem
Start der Galileo-Satelliten beauftragt wurde;

9. ,Galileo“ das autonome, zivile globale Satellitennavigationssystem (GNSS) der Union, das unter ziviler Kontrolle steht,
aus einer Konstellation von Satelliten, Kontrollzentren und einem weltweiten Netz von Bodenstationen besteht und
Ortungs-, Navigations- und Zeitgebungsdienste erbringt, die auch dem Sicherheitsbedarf und den Sicherheitsan-
forderungen Rechnung tragen;
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10. ,Galileo-Satellit” ein zum Galileo-System gehorendes Raumfahrzeug, das zum Zweck seines Starts in das Hoheitsgebiet
der Vereinigten Staaten eingefithrt wird;

11. ,Galileo-Satellitenrest* Galileo-Satelliten oder Teile davon, einschlieflich Bruchstiicken und Bestandteilen, die infolge
eines Unfalls oder einer Fehlfunktion von Galileo-Satelliten im Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten, in ihren
Hoheitsgewidssern oder in internationalen Gewdssern gefunden werden;

12. ,Europdische Weltraumorganisation“ oder ,ESA“ eine zwischenstaatliche Organisation, die mit dem am 30. Mai 1975
in Paris zur Unterzeichnung aufgelegten und am 30. Oktober 1980 in Kraft getretenen Ubereinkommen zur Griindung
einer Europdischen Weltraumorganisation gegriindet wurde. Im Einklang mit Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2021/696 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung des Weltraumprogramms
der Union und der Agentur der Europiischen Union fiir das Weltraumprogramm (im Folgenden ,EU-Weltraumver-
ordnung®) hat die Union der ESA Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchfithrung des Weltraumprogramms der
Union iibertragen, einschlieflich der Vergabe und Ausfithrung spezifischer Vertrige tiber Startdienste, die die ESA fiir
die Union durchfiihrt;

13. ,Agentur der Europiischen Union fiir das Weltraumprogramm® oder ,EUSPA“ die gemdf der EU-Weltraumverordnung
eingerichtete Agentur der Union, die von der Europiischen Kommission mit der Verwaltung und Nutzung der
Galileo-Komponente des Weltraumprogramms der Union betraut wurde;

14. ,lokaler Sicherheitsbeauftragter der ESA“ den von der Europidischen Kommission benannten ESA-Beamten, der fir die
Sicherheit der Galileo-Startkampagnen der Union verantwortlich ist;

15. ,Beauftragte des lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA* ESA-Bedienstete und ESA-Vertragspartner, die vom lokalen
Sicherheitsbeauftragten der ESA schriftlich beauftragt wurden, in seinem Namen eine bestimmte Funktion,
Verantwortung oder Aufgabe wahrzunehmen. Die Beauftragung ist auf eine bestimmte Aufgabe beschrinkt und
stellt keine Ermachtigung fur den Beauftragten dar, im Namen des lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA allgemein
zu handeln;

16. ,Beauftragte der Europiischen Kommission“ Bedienstete der Union, einschlieflich der EUSPA, und Experten der
Mitgliedstaaten der Union, die von der Europiischen Kommission schriftlich beauftragt wurden, in ihrem Namen eine
bestimmte Rolle, Verantwortung oder Aufgabe wahrzunehmen. Die Beauftragung ist auf eine bestimmte Aufgabe
beschrankt und stellt keine Ermachtigung fiir den Beauftragten dar, im Namen der Europdischen Kommission allgemein
zu handeln.

Artikel 3
Einfuhrverfahren

(1)  Die Einfuhr von geschiitzten Vermogenswerten der EU in das Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten unterliegt den
Gesetzen der Vereinigten Staaten, einschlieflich der Gesetze, die von der Zoll- und Grenzschutzbehérde der Vereinigten
Staaten (U.S. Customs and Border Protection — CBP) verwaltet oder durchgesetzt werden. Die CBP entscheidet nach
eigenem Ermessen im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften und Grundsitzen, ob eine Kontrolle der betreffenden
Gegenstinde erforderlich ist.

(2)  Die Union iibermittelt den zustindigen Behorden der Vereinigten Staaten in Abstimmung mit dem Anbieter von
Startdiensten alle Informationen, die nach dem Recht der Vereinigten Staaten erforderlich sind, um die Zollabfertigung von
geschiitzten Vermogenswerten der EU zu ermoglichen, einschlieflich der Erfullung der geltenden Genehmigungsan-
forderungen. Die Vereinigten Staaten informieren die Europdische Kommission iiber die geplanten Zollabfertigungsver-
fahren.

(3)  Stellt die CBP fest, dass die Kontrolle eines Galileo-Satelliten oder anderer geschiitzter Vermogenswerte der EU
erforderlich ist, setzt sich die gemaf$ Artikel 9 benannte Kontaktstelle der CBP mit dem lokalen Sicherheitsbeauftragten der
ESA in Verbindung und stellt nach Moglichkeit sicher, dass der lokale Sicherheitsbeauftragte der ESA und/oder seine
Beauftragten bei der Kontrolle anwesend sind. Diese Zollkontrollen werden im Einklang mit dem geltenden Recht der
Vereinigten Staaten in einer Schutzzone oder an einem anderen von beiden Vertragsparteien festgelegten Ort auf dem
Startgelinde durchgefiihrt, der ein der Art der zu kontrollierenden Gegenstinde angemessenes Sicherheitsniveau bietet, und
erfolgen nur in dem Umfang, der erforderlich ist, um die Einhaltung des Rechts der Vereinigten Staaten zu gewahrleisten.

(4)  Der lokale Sicherheitsbeauftragte der ESA kann die CBP ersuchen, eine Kontrolle auszusetzen, um vorherige bilaterale
Konsultationen zwischen der Europdischen Kommission und dem Aufenministerium der Vereinigten Staaten zu
ermdglichen. Sofern keine unmittelbare Gefahr fir Menschenleben oder die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten
besteht, diirfte die CBP einem solchen Ersuchen nachkommen.

Artikel 4

Schutz der Schutzzonen auf dem Startgelinde und der geschiitzten Vermogenswerte der EU

(1) In Ubereinstimmung mit dem Recht, den politischen Strategien und den Unterstiitzungsregelungen der Vereinigten
Staaten mit dem Anbieter von Startdiensten

a) ergreifen die Vereinigten Staaten alle notwendigen und angemessenen Mafnahmen, um das Startgelinde gegen jegliches
Eindringen zu schiitzen, einschlieflich der Bereiche, die eine Schutzzone umfassen;
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b) ergreifen die Vereinigten Staaten alle erforderlichen und angemessenen Mafinahmen, um zu verhindern, dass die
Galileo-Satelliten wahrend der Startkampagne von ihrem Eintreffen im Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten bis zu
ihrem Verlassen des Hoheitsgebiets der Vereinigten Staaten beschddigt, verandert oder manipuliert werden;

¢) bestitigen die Vereinigten Staaten auf Ersuchen der Europiischen Kommission den Sicherheitsiiberpriifungsstatus der
Einrichtung des Anbieters von Startdiensten und des Eigentiimers/Betreibers der kommerziellen Nutzlastverarbeitungs-
anlage gemif$ den innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Vereinigten Staaten iiber die Lagerung von als Verschlusssache
eingestufter Ausriistung und Dokumentation. Die Vereinigten Staaten unterrichten die Européische Kommission tiber
jede Anderung des zuvor bestitigten Status;

d) haben die Vereinigten Staaten vorbehaltlich Artikel 3 Absatz 3, Artikel 5 Absatz 4 und Artikel 6 Absatz 3 keinen
Zugang zu geschiitzten Vermogenswerten der EU auf einem Startgeldnde und fithren dort keine Kontrollen durch. Die
Vereinigten Staaten schiitzen die Schutzzonen gegen jede Form des unbefugten Eindringens oder Abhorens oder andere
Formen der Storung der Tatigkeiten in den Schutzzonen;

e) durfen Bedienstete der Regierung der Vereinigten Staaten und Bedienstete des unterstiitzenden Auftragnehmers die
Schutzzone eines Startgelindes fiir den begrenzten Zweck der Uberpriifung der Einhaltung der Sicherheits- und
Umweltschutzanforderungen, fur Strafverfolgungszwecke oder fiir die in Artikel 5 genannten Zwecke betreten und
kontrollieren. Im Falle eines solchen Betretens oder einer solchen Kontrolle werden Bedienstete der Regierung der
Vereinigten Staaten und Bedienstete des unterstiitzenden Auftragnehmers in angemessener Weise benachrichtigt, um
dem lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA oder seinen Beauftragten den rechtzeitigen Zugang zur Schutzzone zu
ermdglichen, und sie diirfen den lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA oder seine Beauftragten nicht der Schutzzone
verweisen, aufler in begrenzten Fillen einer akuten und unmittelbaren Bedrohung von Menschenleben oder einer
Bedrohung der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten oder zum Zwecke der Strafverfolgung. In solchen Fillen
unterrichten die Bediensteten der Regierung der Vereinigten Staaten den lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA oder,
falls dieser nicht erreichbar ist, dessen Beauftragte in geeigneter Weise und unternehmen alle Anstrengungen, um den
ununterbrochenen Betrieb der im Rahmen des Vertrags mit dem Anbieter von Startdiensten zugelassenen Videosysteme
der Union sicherzustellen;

f) hindern die Vereinigten Staaten die Union nicht an der Verwendung ordnungsgemifl eingefihrter Fernmelde-
verschliisselungsgerite in den Schutzzonen des Startgeldndes oder der kommerziellen Nutzlastverarbeitungsanlage. Die
Union nutzt diese Ausriistung ausschliefSlich iiber das Kommunikationsnetz des Anbieters der Startdienste oder der
kommerziellen Nutzlastverarbeitungsanlage, sofern von den Vereinigten Staaten nichts anderes genehmigt wird.

(2) Die Vereinigten Staaten unterrichten den lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA idiber den Anbieter von
Startdiensten vor jeglicher Entscheidung, einen Bereich des Startgelindes im Zusammenhang mit dem Start der Union zu
evakuieren. Soweit moglich, muss es der Union unter solchen Umstinden gestattet sein, rund um die Uhr eine Wache in den
Schutzzonen oder deren Umkreis zu postieren und die Schutzzonen weiterhin mittels Videosystemen der Union, die im
Rahmen eines Vertrags mit dem Anbieter von Startdiensten zugelassen sind, fernzuiiberwachen.

(3)  Vor der Bereitstellung oder Lagerung von als EU-Verschlusssache eingestufter Ausriistung und Dokumentation in
einer Schutzzone eines Startgelindes oder in einer kommerziellen Nutzlastverarbeitungsanlage teilen die Vereinigten
Staaten der Europdischen Kommission auf deren Ersuchen schriftlich mit, dass alle erforderlichen und geeigneten
Sicherheitsmafinahmen getroffen worden sind.

(4)  Die Bestimmungen dieses Artikels gelten in erster Linie fiir Tatigkeiten und geschiitzte Vermogenswerte der EU auf
einem Startgeldnde, nicht jedoch, sofern in diesem Artikel nichts anderes festgelegt ist, fiir Tatigkeiten und geschiitzte
Vermogenswerte der Union in einer kommerziellen Nutzlastverarbeitungsanlage. Die Tatigkeiten der Union und die
geschiitzten Vermogenswerte der EU in einer kommerziellen Nutzlastverarbeitungsanlage werden in erster Linie durch
vertragliche Vereinbarungen zwischen der Union, dem Anbieter von Startdiensten und dem Eigentiimer/Betreiber einer
solchen Anlage geregelt.

(5) Die Union iibermittelt den Vereinigten Staaten schriftlich die Liste der als EU-Verschlusssachen eingestuften
Ausriistung und Dokumentation, die fiir eine Startkampagne verwendet wird, sowie die Liste der geschiitzten
Vermogenswerte der EU.

(6)  Die Vertragsparteien benennen gemeinsam schriftlich das Startgelinde, die kommerzielle Nutzlastverarbeitungs-
anlage und die Schutzzonen, die von der Union wahrend jeder Startkampagne in Anspruch genommen werden konnen.

Artikel 5
Sicherheitsiiberpriifung

(1)  Im Falle eines mutmaflichen Sicherheitsvorfalls meldet der lokale Sicherheitsbeauftragte der ESA, sofern er dies fur
angemessen hilt, nach einer klirenden Besprechung mit dem Sicherheitsbeauftragten des Anbieters von Startdiensten den
Sicherheitsvorfall der Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde in den Vereinigten Staaten zur weiteren Untersuchung. Der
lokale Sicherheitsbeauftragte der ESA meldet den Sicherheitsvorfall auch dem Auflenministerium der Vereinigten Staaten.
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(2)  Die Sicherheitsbehorde fiir das Startgelande in den Vereinigten Staaten untersucht in Absprache mit dem Anbieter
von Startdiensten, dem lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA und anderen einschldgigen Organisationen jeden vom
lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA gemeldeten Sicherheitsvorfall.

(3)  Nach Abschluss der Untersuchung legen die Vereinigten Staaten der Europdischen Kommission einen vollstindigen
Bericht gemdf Artikel 25 Buchstabe b der Sicherheitsregelung vor und geben an, welche Abhilfe- oder
Korrekturmaffnahmen gegebenenfalls zu ergreifen sind.

(4)  Bedienstete der Regierung der Vereinigten Staaten oder anderer Behorden des Bundes und der Bundesstaaten,
Mitarbeiter der Anbieter von Startdiensten und die unterstiitzenden Auftragnehmer, die tber die erforderlichen
Sicherheitsermdchtigungen verfiigen, diirfen nur im Rahmen von Ermittlungen nach einem Sicherheitsvorfall, der der
Sicherheitsbehorde fir das Startgelinde in den Vereinigten Staaten durch den lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA
gemeldet wurde, Zugang zu geschiitzten Vermogenswerten der EU erhalten oder diese inspizieren. Ein solcher Zugang wird
nur zu Ermittlungszwecken und nach vorheriger Genehmigung durch die Européische Kommission gewahrt, die tiber den
lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA an die Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde in den Vereinigten Staaten
weitergeleitet wird. Die Sicherheitsbehorde fiir das Startgeldnde in den Vereinigten Staaten oder eine andere zustindige
Behorde der Vereinigten Staaten genehmigt ihrerseits den Zugang zu EU-Verschlusssachen fiir die entsprechenden
Bediensteten der Behorden des Bundes und der Bundesstaaten und die Mitarbeiter der Anbieter von Startdiensten sowie
ihrer jeweiligen Auftragnehmer im Einklang mit der Genehmigung der Europiischen Kommission.

(5)  Im Einklang mit Artikel 3.3 des Sicherheitsabkommens bieten die Vereinigten Staaten fiir EU-Verschlusssachen, die
von der Europdischen Kommission, deren Beauftragten oder dem lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA, einschlieflich
dessen Beauftragten, den Vereinigten Staaten fiir die Zwecke der Durchfiihrung dieses Abkommens iibermittelt werden oder
die sie auf andere Weise erhalten, einen Schutz, der dem von der Union gebotenen Schutz mindestens gleichwertig ist. Der
Anhang dieses Abkommens gilt fiir mit ,RESTREINT UE/EU RESTRICTED* gestempelte, gekennzeichnete oder als solche
bezeichnete Informationen, die an die Vereinigten Staaten iibermittelt werden oder von ihnen auf andere Weise erhalten
werden.

(6)  Die Vertragsparteien erkennen an, dass ein Sicherheitsvorfall, der sich in einer kommerziellen Nutzlastverarbei-
tungsanlage oder wahrend des Transports ereignet, komplexe und einzigartige Herausforderungen in Bezug auf die
gerichtliche Zustindigkeit aufwirft. In einem solchen Fall wiirde sich die Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde in den
Vereinigten Staaten nach besten Kriften bemiihen, die Untersuchung eines solchen Vorfalls mit den betroffenen Parteien,
einschlieflich der Union, des Anbieters von Startdiensten, des Eigentiimers/Betreibers der kommerziellen Nutzlastverar-
beitungsanlage und der zustindigen Behorden des Bundes und der Bundesstaaten der Vereinigten Staaten, zu erleichtern.

Artikel 6

Bergung von Galileo-Satellitenresten

(1) Im Falle einer Fehlfunktion oder eines Unfalls, die bzw. der zur Zerstorung des Galileo-Satelliten fiihrt, ermichtigen
die Vereinigten Staaten den lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA, seine Beauftragten und den Beauftragten der
Europiischen Kommission, wie von der in Artikel 9 genannten Kontaktstelle mitgeteilt, in einer Weise, die mit dem Recht,
den politischen Strategien, den Verfahren und den Unterstiitzungsregelungen der Vereinigten Staaten im Einklang steht,

a) sich an der Suche und Bergung von Galileo-Satellitenresten an den Standorten dieser Reste zu beteiligen;

b) die Galileo-Satellitenreste in einer Schutzzone unter stindiger Aufsicht des lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA zu
lagern;

¢) die Galileo-Satellitenreste in das Gebiet der Union zu transportieren.

(2)  Wihrend der Bergungsarbeiten unterrichtet jede Vertragspartei die andere Vertragspartei unverziiglich, sobald sie
Kenntnis von der Position der Galileo-Satellitenreste auferhalb des festgelegten Suchgebiets erhilt, und zwar maoglichst vor
der physischen Entfernung der Reste.

(3)  Bedienstete der Regierung der Vereinigten Staaten und Bedienstete des Anbieters von Startdiensten sowie die
unterstiitzenden Auftragnehmer diirfen die geborgenen Galileo-Satellitenreste nur zu Untersuchungszwecken inspizieren.
Dabei ist die Anwesenheit des lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA zu ermdglichen. Jede iiber eine Sichtpriifung
hinausgehende Untersuchung der geborgenen Galileo-Satellitenreste sollte nur nach Konsultation der Vertragsparteien
durchgefiihrt werden.

(4)  Der lokale Sicherheitsbeauftragte der ESA kann bei der gemaf Artikel 9 benannten Kontaktstelle der
Luftfahrtbehorde (Federal Aviation Administration — FAA) der Vereinigten Staaten beantragen, dass eine geplante
Kontrolle der Galileo-Satellitenreste ausgesetzt wird, um vorherige bilaterale Konsultationen zwischen der Europiischen
Kommission und dem Aufenministerium der Vereinigten Staaten zu ermdéglichen. Sofern keine unmittelbare Gefahr fiir
Menschenleben oder die Sicherheit besteht, diirfte das FAA einem solchen Ersuchen nachkommen.
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Artikel 7

Registrierung

(1)  Fir jeden Galileo-Satelliten, der im Rahmen dieses Abkommens vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus
gestartet wird, stellt die Union sicher, dass dem Generalsekretér der Vereinten Nationen gemif dem Ubereinkommen vom
12. November 1974 iiber die Registrierung von in den Weltraum gestarteten Gegenstinden (im Folgenden ,Registrier-
ungsiibereinkommen*) Informationen iiber das betreffende Objekt im Weltraum tibermittelt werden.

(2)  Die Vertragsparteien kommen iiberein, dass die Vereinigten Staaten nicht fiir die Registrierung von Galileo-Satelliten
nach dem Registrierungsiibereinkommen zustindig sind und dass die Vereinigten Staaten keine Zustindigkeit fiir oder
Kontrolle iiber diese Objekte im Weltraum haben.

Artikel 8
Haftung

(1)  Fir den Fall, dass der Galileo-Satellit oder ein Teil davon einen Schaden verursacht, der zu einem oder mehreren
volkerrechtlichen Schadensersatzanspriichen gegen die Vereinigten Staaten fiihrt, gelten die folgenden Bestimmungen:

a) Die Vereinigten Staaten konnen danach streben, dass die Union anstelle der Vereinigten Staaten verklagt wird, und zwar
unabhingig davon, vor welchem Gericht eine solche Klage erhoben wird. Die Union unterstiitzt diese Bemithungen.

b) Fir den Fall, dass eine solche Substitution nicht zustande kommt, erkldrt sich die Union bereit, die Vereinigten Staaten
schadlos zu halten und sie fur alle finanziellen Verpflichtungen zu entschidigen, die sich aus der Beilegung oder
Entscheidung solcher Anspriiche ergeben. Die Vertragsparteien stimmen sich iiber die Verteidigung gegeniiber solchen
Anspriichen ab.

¢) Im Streitfall oder im Falle eines potenziellen Anspruchs unterrichten die Vereinigten Staaten die Union unverziiglich
schriftlich unter Angabe aller relevanten Einzelheiten.

d) Entscheiden sich die Vereinigten Staaten fiir einen Vergleich, so holen sie vor Annahme des Vergleichs die schriftliche
Zustimmung der EU ein. Die EU ist nur dann verpflichtet, die Vereinigten Staaten fiir den Vergleichsbetrag zu
entschddigen, wenn sie dem Vergleich zugestimmt hat.

e) Die Vertragsparteien vereinbaren, einander in allen Phasen der Behandlung oder Verfiigung tiber solche Anspriiche zu
konsultieren.

(2)  Im Sinne dieses Artikels bedeutet der Begriff ,Schaden® den Verlust von Leben, die Verletzung von Personen oder eine
sonstige Beeintrichtigung der Gesundheit oder den Verlust oder die Beschddigung von Eigentum von Staaten oder von
natiirlichen oder juristischen Personen.

(3)  Die Bestimmungen dieses Abkommens sind nicht so auszulegen, als verzichteten die Vereinigten Staaten auf ihre
Staatenimmunitit oder auf andere Vorrechte oder Immunititen, die sich aus dem Volkergewohnheitsrecht, den geltenden

Vertragen und Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und der Union oder sonstigen volkerrechtlichen
Verpflichtungen ergeben.

Artikel 9
Kontaktstellen

(1)  Um die Durchfihrung dieses Abkommens zu erleichtern, benennt jede Vertragspartei Kontaktstellen fur die in den
Absitzen 2 und 3 genannten Stellen und teilt der anderen Vertragspartei die Kontaktdaten schriftlich mit.

(2)  Fiir die Union:

— Europdische Kommission

— Lokaler Sicherheitsbeauftragter der Europdischen Weltraumorganisation
— ESA

— EUSPA

— Anbieter von Startdiensten

— Satellitenhersteller.
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(3)  Fur die Vereinigten Staaten:

— Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde
— Leitende Behorde fur das Startgeldnde
— CBP

— Luftfahrtbehorde (Federal Aviation Administration).

Artikel 10
Streitbeilegung

Alle Streitsachen zwischen den Vertragsparteien, die sich aus diesem oder in Bezug auf dieses Abkommen ergeben, werden
ausschlieflich durch Konsultationen zwischen den Vertragsparteien geregelt.

Artikel 11

Sonstige Vereinbarungen

Bestehende Ubereinkiinfte oder Regelungen zwischen den Vertragsparteien bleiben durch dieses Abkommen unberiihrt.

Artikel 12
Inkrafttreten und Beendigung
(1)  Dieses Abkommen tritt am Tag nach dem Datum des Empfangs der zuletzt eingegangenen Note im Rahmen eines

diplomatischen Notenaustauschs, mit der die Vertragsparteien einander den Abschluss ihrer jeweiligen fiir das Inkrafttreten
dieses Abkommens erforderlichen internen Verfahren notifizieren, in Kraft und gilt bis zum 1. Januar 2027.

(2)  Die Union und die Vereinigten Staaten konnen dieses Abkommen im Einklang mit ihren jeweiligen internen
Verfahren und Rechtsvorschriften ganz oder teilweise vorldufig anwenden. Die vorldufige Anwendung beginnt an dem Tag,
der auf den Tag folgt, an dem

a) die Union den Vereinigten Staaten notifiziert hat, welche Teile dieses Abkommens sie vorliufig anzuwenden beabsichtigt
und

b) die Vereinigten Staaten ihre Zustimmung zu den vorldufig anzuwendenden Teilen des Abkommens bestitigen.

(3)  Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei schriftlich die Absicht notifizieren, dieses Abkommen zu
beenden. Die Beendigung wird acht Monate nach dem Tag des Eingangs der Notifizierung wirksam.

(4)  Dieses Abkommen kann von den Vertragsparteien im gegenseitigen Einvernehmen schriftlich gedndert oder
verlingert werden.

(5)  Der Anhang, in dem Mafinahmen zum Schutz von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU
RESTRICTED festgelegt werden, ist Bestandteil dieses Abkommens.

Artikel 13
Verbindlicher Wortlaut

Der unterzeichnete englische Text dieses Abkommens ist verbindlich. Dieses Abkommen wird von der Union aufierdem in
bulgarischer, dénischer, deutscher, estnischer, finnischer, franzosischer, griechischer, irischer, italienischer, kroatischer,
lettischer, litauischer, maltesischer, niederldndischer, polnischer, portugiesischer, rumanischer, schwedischer, slowakischer,
slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von ihren jeweiligen Behorden gehorig befugten Unterzeichneten dieses
Abkommen unterzeichnet.
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Geschehen zu Briissel am fiinfundzwanzigsten Marz zweitausendvierundzwanzig in zwei Urschriften in englischer
Sprache.
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ANHANG

Maflnahmen zum Schutz von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU
RESTRICTED

Bei den Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED kann es sich um Informationen in
miindlicher, visueller, elektronischer oder magnetischer Form, in Form von Dokumenten oder von Material, einschlieflich
Ausriistung oder Technologie, handeln.

Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED koénnen auf jedem physischen Trager
gespeichert werden.

1. Tatigkeitsbereich und Zustandigkeiten

Die in diesem Anhang festgelegten Mafinahmen gelten fiir den Fall, dass der Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde in den
Vereinigten Staaten oder einer anderen Behorde der Vereinigten Staaten im Rahmen dieses Abkommens Verschlusssachen
des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED iibermittelt werden, oder dass sie solche auf andere Weise
erhalten. Die Regierung der Vereinigten Staaten oder die in Artikel 5 Absatz 4 genannten befugte Dritten oder andere von
den Vertragsparteien einvernehmlich bestimmte Dritte, die nach diesem Abkommen Zugang zu Verschlusssachen des
Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED haben, sind fiir die Bearbeitung, Aufbewahrung und Registrierung
dieser Informationen zustindig.

2. Berechtigungsstufen

Zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED konnen nur befugte Bedienstete der
Vereinigten Staaten oder Dritter Zugang erhalten, die gemaf der Definition des lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA und
der Sicherheitsbehorde fur das Startgelinde in den Vereinigten Staaten iiber die erforderliche ,Kenntnis nur, wenn
notig“-Berechtigung verfiigen. Bevor der Zugang gewidhrt wird, werden die Personen iiber die Vorschriften und die
einschldgigen Sicherheitsstandards und -leitlinien fur den Schutz von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades
LRESTREINT UE/EU RESTRICTED“ belehrt; sie miissen ihre Verantwortung fiir den Schutz dieser Verschlusssachen
anerkennen.

Fir befugte Bedienstete der Vereinigten Staaten oder Dritter, die auf Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades
RESTREINT UE/EU RESTRICTED zugreifen, ist keine Sicherheitsermachtigung erforderlich.

3. Bearbeitung

Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED diirfen in Schutzzonen des Startgelindes wie
folgt bearbeitet werden: Befugte Bedienstete der Vereinigten Staaten oder Dritter:

a) schliefen die Biirotiir, wenn sie Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED
bearbeiten;

b) rdumen Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED weg oder verdecken sie, falls sie
einen Besucher empfangen:

¢) sorgen dafiir, dass Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED nicht sichtbar sind,
wenn das Biiro nicht besetzt ist;

d) wenden Bildschirme, auf denen Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED angezeigt
werden, dauerhaft von Fenstern und Tiiren ab, um eine etwaige unzuldssige Einsichtnahme zu verhindern. Laptops, die
in Sitzungen verwendet werden, sind mit einer Blendschutzfolie auf dem Bildschirm auszustatten.

Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED konnen aufSerhalb einer Schutzzone
bearbeitet werden, sofern sich die Person, die sich im Besitz der Informationen befindet (im Folgenden ,Besitzer)
verpflichtet hat, besondere Malnahmen einzuhalten, um sie vor dem Zugriff Unbefugter zu schiitzen. Die besonderen
Mafinahmen umfassen mindestens Folgendes:

a) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED diirfen weder in der Offentlichkeit
gelesen noch unbeaufsichtigt in Hotelzimmern oder Fahrzeugen gelassen werden.

b) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED sind jederzeit unter personlicher
Kontrolle des Inhabers zu halten.

¢) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE[EU RESTRICTED, die sich auflerhalb der Schutzzone
befinden, werden gemafl Abschnitt 7 dieses Anhangs befordert.

d) Die Dokumente sind in geeigneten verschlossenen Biiromobeln aufzubewahren, wenn sie nicht gelesen oder erdrtert
werden.

e) Die Tiiren des Raumes sind zu schliefen, wenn das Dokument gelesen oder erortert wird.
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f) Die Inhalte des Dokuments werden weder iiber das Telefon auf einer nicht gesicherten Leitung noch per
Voice-/Video-over-IP iiber eine nicht mit einer genehmigten Losung verschlisselte Verbindung noch in einer
unverschliisselten oder mit einer nicht genehmigten Losung verschliisselten E-Mail erortert.

g) Mobile Gerite sind wihrend der Erorterung des Dokuments auszuschalten (oder in den Flugmodus zu versetzen).
h) Das Dokument wird nur auf nicht an ein Netz angeschlossenen oder akkreditierten Geriten vervielfaltigt oder gescannt.
i) Das Dokument wird nur so lange wie notig aufSerhalb einer Schutzzone bearbeitet bzw. voriibergehend aufbewahrt.

j) Der Besitzer wirft die Verschlusssache nicht weg, sondern gibt sie zuriick zum Zweck der Aufbewahrung in einer
Schutzzone, oder er gewihrleistet die Vernichtung der Verschlusssache in einem genehmigten Schredder.

4. Aufbewahrung

Gedruckte Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED, einschlieflich Wechseldaten-
tragern mit unverschliisselten oder mit einer nicht genehmigten Verschliisselungslosung verschliisselten Informationen, sind
in verschlossenen Biiromdobeln in einer Schutzzone aufzubewahren. Sie diirfen voriibergehend auflerhalb einer Schutzzone
aufbewahrt werden, sofern sich der Besitzer verpflichtet, geeignete besondere Maffnahmen gemaf§ Abschnitt 3 Teil 2 dieses
Anhangs durchzufiihren.

5. Verteilung und Freigabe

Fir die Bearbeitung und Verwaltung, einschlieflich der Verteilung, von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades
RESTREINT UE/EU RESTRICTED ist der Besitzer verantwortlich.

Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE[EU RESTRICTED diirfen nicht ohne vorherige schriftliche
Zustimmung der Europdischen Kommission freigegeben werden.

6. Elektronische Ubermittlung

Die Modalititen fiir die elektronische Ubermittlung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU
RESTRICTED innerhalb der internen Netze der Regierung der Vereinigten Staaten werden von Fall zu Fall in Wege einer
Konsultation zwischen den Vertragsparteien beschlossen.

7. Beforderung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED

Je nach verfigbaren Mitteln bzw. den jeweiligen Umstinden diirfen Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades
RESTREINT UE/EU RESTRICTED in Form von Papierdokumenten oder Wechseldatentriagern physisch in personlichem
Gewahrsam befordert werden.

Eine Sendung darf mehr als eine Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED umfassen,
sofern der Grundsatz ,Kenntnis nur, wenn notig” eingehalten wird.

Die Verpackung ist so auszuwihlen, dass der Inhalt nicht eingesehen werden kann. Verschlusssachen des Geheimhal-
tungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED werden in blickdichter Verpackung befordert, z. B. einem Umschlag, einer
blickdichten Mappe oder einer Aktentasche. Die AufSenseite der Verpackung trigt keinen Hinweis auf Art oder
Geheimhaltungsgrad des Inhalts. Wird eine innere Verpackung verwendet, tragt sie die Kennzeichnung RESTREINT UE/EU
RESTRICTED. Auf beiden Schichten werden der Name des vorgesechenen Empfangers, seine Funktion und Anschrift sowie
eine Riicksendeanschrift fiir den Fall angegeben, dass die Zustellung nicht méglich sein sollte.

Alle Sicherheitsvorfalle im Zusammenhang mit Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE[EU
RESTRICTED, die von befugten Bediensteten oder Boten beférdert werden, sind zwecks anschlieSender Untersuchung
dem lokalen Sicherheitsbeauftragten der ESA und der Sicherheitsbehorde fiir das Startgelinde in den Vereinigten Staaten zu
melden.

Wechseldatentrdgern zur Beforderung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED
liegt ein Versandschein bei, in dem der Wechseldatentréger selbst sowie alle darauf befindlichen Dateien angegeben sind,
sodass der Empfinger die erforderlichen Uberpriifungen vornehmen kann.

Lediglich die erforderlichen Dokumente werden auf dem Datentrager gespeichert. So miissten beispielsweise alle
Verschlusssachen auf einem USB-Stick fiir denselben Empfanger bestimmt sein. Der Absender beriicksichtigt, dass in dem
Fall, dass zahlreiche Verschlusssachen auf einem solchen Datentriger gespeichert werden, die Einstufung des Datentrigers
insgesamt in einen hoheren Geheimhaltungsgrad erforderlich sein kann.

Zur Beforderung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED werden ausschlie€lich
angemessen gekennzeichnete Wechseldatentriger verwendet. Werden die Informationen mit einer zugelassenen Losung
verschliisselt, ist eine Kennzeichnung der Wechseldatentrager nicht erforderlich.
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8. Reproduktion

Die Reproduktion von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED erfolgt durch den
Bearbeiter und ist auf die unbedingt erforderlichen operativen Erfordernisse zu beschrinken, sofern der Herausgeber keine
Einschrinkungen auferlegt hat. Der Bearbeiter des Dokuments fithrt Aufzeichnungen tiber die von ihm vorgenommene
Verteilung.

9. Vernichtung und Léschung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED

Fiir die Vernichtung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED sind nur Schredder
der Sicherheitsstufe 4 nach DIN 32757 und der Sicherheitsstufe 5 nach DIN 66399 oder gleichwertige Gerate zugelassen.
Das mit zugelassenen Schreddern zerkleinerte Material darf als normaler Biiroabfall entsorgt werden.

Alle Medien und Gerite, die Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED enthalten, sind
am Ende ihrer Lebensdauer ordnungsgemifl zu sdubern. Die elektronischen Daten werden so aus den informations-
technischen Ressourcen und den zugehorigen Speichermedien entfernt oder geloscht, dass hinreichend gewahrleistet ist,
dass die Informationen nicht wiederhergestellt werden konnen. Bei der Sauberung sind die Daten vom Speichermedium zu
16schen und alle Etiketten, Kennzeichnungen und Aktivitdtsprotokolle zu entfernen.

10. Freigabe

Der Geheimhaltungsgrad von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades RESTREINT UE/EU RESTRICTED darf ohne
Erlaubnis der Europiischen Kommission nicht aufgehoben werden.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/1234 DER KOMMISSION
vom 2. Mai 2024

zur Berichtigung der Durchfithrungsverordnungen (EU) 2023/1596, (EU) 2023/1595, (EU) 2023/711,
(EU) 2022/269 und (EU) 2019/1198

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Lindern ('), insbesondere auf Artikel 9
Absatz 5,

gestiitzt auf die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 der Kommission vom 12. Juli 2019 zur Einfihrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder
Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufiberpriifung nach Artikel 11
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 (3, insbesondere auf Artikel 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(I)  Am 13. Mai 2013 fithrte der Rat mit der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 412/2013 des Rates (*) einen
endgiiltigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder
Kiichengebrauch (im Folgenden ,betroffene Ware®) mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,VR
China“) in die Union ein.

(2)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 verlidngerte die Kommission am 12. Juli 2019 im Anschluss an
eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 die mit der urspriinglichen
Verordnung eingefithrten Malnahmen um weitere fiinf Jahre.

(3)  Bei der Ausgangsuntersuchung wurde unter den ausfithrenden Herstellern in der VR China eine Stichprobe nach
Artikel 17 der Verordnung (EU) 2016/1036 gebildet.

(4)  Im Rahmen der Ausgangsuntersuchung fithrte die Kommission fiir die in die Stichprobe einbezogenen ausfithrenden
Hersteller aus der VR China unternehmensspezifische Antidumpingzollsitze in Hohe von 13,1 % bis 18,3 % auf die
Einfuhren der betroffenen Ware ein. Fiir die mitarbeitenden ausfihrenden Hersteller, die nicht in die Stichprobe
einbezogen waren, wurde ein Antidumpingzollsatz von 17,9 % festgesetzt. Eine Liste der nicht in die Stichprobe
einbezogenen mitarbeitenden ausfithrenden Hersteller ist in Anhang I der Durchfuhrungsverordnung
(EU) 2019/1198 enthalten. Dariiber hinaus wurde ein landesweiter Antidumpingzollsatz von 36,1 % fur die
betroffene Ware von Unternehmen aus der VR China festgesetzt, die sich entweder nicht selbst meldeten oder bei
der Untersuchung nicht mitarbeiteten.

(5)  Im Anschluss an eine Umgehungsuntersuchung nach Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/1036 wurde
die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 am 28. November 2019 mit der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2019/2131 der Kommission () gedndert. Unter anderem wurde die Liste der nicht in die Stichprobe
einbezogenen mitarbeitenden ausfithrenden Hersteller in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198
gedndert.

() ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21, ELL: http:|/data.europa.eu/eli/reg/2016/1036/oj.

() ABLL189vom 15.7.2019, S. 8, ELL http:|/data.europa.eu/eli/reg_impl/2019/1198/oj.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 412/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und
zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den
Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 131 vom 15.5.2013, S. 1, ELL http:|/data.europa.eu/elif
reg_impl[2013/412/0j).

(9 Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2131 der Kommission vom 28. November 2019 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2019/1198 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Geschirr und anderen Artikeln aus
Keramik fiir den Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China im Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung
nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Européischen Parlaments und des Rates (ABL L 321 vom 12.12.2019,
S. 139, ELL http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2019/2131/0j).
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(6)  Nach Artikel 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 kann Anhang I ebendieser Verordnung dahin
gehend gedndert werden, dass einem neuen ausfithrenden Hersteller der fiir die mitarbeitenden Unternehmen, die
nicht in die Stichprobe einbezogen wurden, geltende Zollsatz, in diesem Fall der gewogene durchschnittliche
Zollsatz von 17,9 %, gewahrt wird, wenn dieser neue ausfithrende Hersteller in der VR China der Kommission
ausreichende Nachweise dafiir vorlegt,

a) dass er in dem Untersuchungszeitraum, auf den sich die Mafinahmen stiitzen, also vom 1. Januar 2011 bis
zum 31. Dezember 2011 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung®), die
betroffene Ware nicht in die Union ausgefithrt hat,

b)  dass er mit keinem Ausfithrer oder Hersteller in der VR China verbunden ist, der den mit der urspriinglichen
Verordnung eingefithrten Antidumpingmafinahmen unterliegt und

0) dass er die betroffene Ware nach dem Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung tatsachlich in die
Union ausgefiihrt hat oder eine unwiderrufliche vertragliche Verpflichtung zur Ausfuhr einer bedeutenden
Menge in die Union eingegangen ist.

(7)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 wurde nach Abschluss von Uberpriifungen neuer ausfiihrender
Hersteller mehrfach gedndert, wenn die ausfithrenden Hersteller der Kommission ausreichende Beweise dafiir
vorgelegt hatten, dass sie die in Erwdgungsgrund (6) aufgefiihrten Kriterien erfiillen.

(8)  Im verfiigenden Teil von vier Durchfiihrungsverordnungen der Kommission zur Anderung der Durchfiihrungs-
verordnung (EU) 2019/1198 wird jedoch falschlicherweise auf die Durchfihrungsverordnung (EU) 2019/2131
anstatt auf die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 Bezug genommen.

(9)  Dabher sollten die Durchfithrungsverordnungen (EU) 2023/1596 (), (EU) 2023/1595 (%), (EU) 2023/711 () und
(EU) 2022/269 (%) der Kommission entsprechend berichtigt werden —

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen stehen im Einklang mit der Stellungnahme des mit Artikel 15
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/1036 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1596 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,Das folgende Unternehmen wird in die Liste der mitarbeitenden, aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 aufgenommen:*

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1596 der Kommission vom 3. August 2023 zur Annahme eines Antrags auf Behandlung als
neuer ausfiihrender Hersteller im Zusammenhang mit den endgiiltigen Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von
Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China und zur
Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 20191198 (ABL L 196 vom 4.8.2023, S. 17, ELI: http://data.europa.eu/elijreg_impl/
2023/1596/0j).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1595 der Kommission vom 3. August 2023 zur Annahme eines Antrags auf Behandlung als
neuer ausfithrender Hersteller im Zusammenhang mit den endgiiltigen Antidumpingmafnahmen gegeniiber den Einfuhren von
Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China und zur
Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 20191198 (ABL L 196 vom 4.8.2023, S. 13, ELI: http://data.europa.eu/elijreg_impl/
2023/1595/0j).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/711 der Kommission vom 30. Mdrz 2023 zur Annahme eines Antrags auf Behandlung als
neuer ausfithrender Hersteller im Zusammenhang mit den endgiiltigen Antidumpingmafnahmen gegeniiber den Einfuhren von
Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China und zur
Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 20191198 (ABL L 93 vom 31.3.2023, S. 84, ELI: http://data.europa.eu/elijreg_impl/
2023/711/0j).

(*) Durchfihrungsverordnung (EU) 2022/269 der Kommission vom 23. Februar 2022 zur Annahme eines Antrags auf Behandlung als
neuer ausfithrender Hersteller im Zusammenhang mit den endgiiltigen Antidumpingmafnahmen gegeniiber den Einfuhren von
Geschirr und anderen Artikeln aus Keramik fiir den Tisch- oder Kiichengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China und zur
Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 (ABL L 43 vom 24.2.2022, S. 4, ELL: http://data.europa.eu/elijreg_impl/
2022/269/0j).
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Artikel 2

In Artikel 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1595 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,Das folgende Unternehmen wird in die Liste der mitarbeitenden, aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
in Anhang I der Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/1198 aufgenommen:*

Artikel 3

In Artikel 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023711 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,Das folgende Unternehmen wird in die Liste der mitarbeitenden, aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
in Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/1198 aufgenommen:*

Artikel 4

In Artikel 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2022/269 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,Das folgende Unternehmen wird in die Liste der mitarbeitenden, aber nicht in die Stichprobe einbezogenen Unternehmen
in Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/1198 aufgenommen:*

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 2. Mai 2024

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSS (EU) 2024/1245 DER KOMMISSION
vom 2. Mai 2024

zur Festlegung interner Vorschriften iiber die Unterrichtung betroffener Personen und die
Beschrinkung bestimmter Rechte dieser Personen durch die Kommission im Rahmen der Titigkeit
der Mediationsstelle

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des
Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (!), insbesondere auf Artikel 25 Absatz 1,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)

(6)

()
0
0)

Mit dem Beschluss C(2024) 1420 () der Kommission iiber die Mediationsstelle wird die Mediationsstelle als
unabhingige Dienststelle der Kommission eingerichtet. Sie soll die einvernehmliche Beilegung von Konflikten am
Arbeitsplatz oder von Streitigkeiten im Zusammenhang mit den Rechten und Pflichten der Bediensteten der
Kommission, die unter das Statut der Beamten (im Folgenden ,Statut) und die Beschiftigungsbedingungen fiir die
sonstigen Bediensteten der Europiischen Union (im Folgenden ,BBSB“) gemif der Verordnung (EWG, Euratom,
EGKS) Nr. 259/68 des Rates (*) fallen, erleichtern.

Mit dem Beschluss C(2024) 1420 wird ein informelles Verfahren eingefiihrt, demnach in dessen Anwendungsbereich
fallende Personen die Mediationsstelle um Beistand ersuchen konnen.

Im Rahmen dieses Beschlusses tragen die Kommission und — in ihrem Auftrag — die Mediationsstelle zu einem
produktiven und respektvollen Arbeitsplatz bei, indem sie Streitigkeiten informell beilegen, bevor sie eskalieren,
und verhindern, dass innerhalb des Organs ahnliche Situationen entstehen. Die Mediationsstelle bietet allen
Bediensteten, die sie um Beistand ersuchen (im Folgenden ,Ersuchender®), informelle vertrauliche Beratung an. Mit
Zustimmung des Ersuchenden kann sie sich im Zusammenhang mit einer Mediation auch an jede andere vom
Ersuchenden benannte Person (im Folgenden ,Beteiligter) wenden. Die Mediation erfordert die Zustimmung aller
beteiligten Parteien. Die Mediationsstelle wird ausschlieflich auf informeller Ebene titig. Sie ist nicht befugt,
Entscheidungen zu treffen, die sich auf bestimmte Personen nachteilig auswirken konnten.

Zur Erfiillung ihrer Aufgaben im Bereich Mediation erhebt und verarbeitet die Kommission Informationen und
verschiedene Kategorien personenbezogener Daten von Bediensteten und anderen Personen im Anwendungsbereich
des Beschlusses C(2024) 1420, einschlieflich Identifikations- und Kontaktdaten, Informationen iiber berufliche
Funktionen und Aufgaben, Informationen iiber privates und berufliches Verhalten sowie Leistungsdaten. Die
Kommission kann auch sensible personenbezogene Daten nach den Artikeln 10 und 11 der Verordnung
(EU) 2018/1725 verarbeiten, die vom Ersuchenden freiwillig bereitgestellt werden.

Die personenbezogenen Daten werden in einem gesicherten physischen und elektronischen Umfeld aufbewahrt, um
einen unberechtigten Zugriff oder eine unrechtmiflige Weitergabe von Daten an Personen zu verhindern, die diese
nicht kennen miissen. Nach der Verarbeitung werden die Daten im Einklang mit Artikel 6 Absatz 11 des
Beschlusses C(2024) 1420 gespeichert.

Nach der Verordnung (EU) 2018/1725 ist die Kommission als Verantwortliche verpflichtet, die betroffenen Personen
tiber diese Verarbeitungstitigkeiten zu informieren und deren Rechte als betroffene Personen zu wahren.

ABL L 295 vom 21.11.2018, S. 39, ELL http://data.europa.eu/elijreg/2018/1725/oj.

Beschluss C(2024) 1420 der Kommission iiber die Mediationsstelle und zur Authebung des Beschlusses K(2002) 601.

Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festlegung des Statuts der Beamten der
Europdischen Gemeinschaften und der Beschiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften sowie zur
Einfithrung von Sondermaffnahmen, die voriibergehend auf die Beamten der Kommission anwendbar sind (ABL L 56 vom 4.3.1968,
S. 1, ELL http://data.europa.eu/eli/reg/1968/259(1)/0j).
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Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ist die Kommission verpflichtet, die in Artikel 8 Absatz 1 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union und in Artikel 16 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union verankerten Rechte natiirlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten sowie die in der Verordnung (EU) 2018/1725 vorgeschenen Rechte zu achten. Gleichzeitig muss die
Kommission im Rahmen ihrer Tatigkeiten als Mediationsstelle gegeniiber dem Ersuchenden strenge Vertraulich-
keitsregeln einhalten und unter Umstinden die Rechte der betroffenen Person gegen die Grundrechte und
Grundfreiheiten anderer betroffener Personen abwigen.

Fiir den Ersuchenden ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Vertraulichkeit des Austauschs gewahrt bleibt
und ohne seine Zustimmung keine Mafnahmen ergriffen werden. Wenn eine Person die Mediationsstelle um
vertrauliche Beratung im Zusammenhang mit einem Konflikt konsultiert und der Mediationsstelle keine
Zustimmung dazu erteilt, im Hinblick auf eine Mediation Kontakt mit dem Beteiligten aufzunehmen, ist es der
Mediationsstelle nicht moglich, den Beteiligten zu informieren. Die Bereitstellung solcher Informationen wiirde die
Erreichung der von der Mediationsstelle verfolgten Ziele unmdoglich machen oder ernsthaft beeintrachtigen,
insbesondere die Bereitstellung einer sicheren Umgebung, in der der Ersuchende offen iiber seine Situation sprechen
und entscheiden kann, ob ein Mediationsverfahren mit dem Beteiligten eingeleitet werden soll. Die Kommission
kann daher die Ausnahme nach Artikel 16 Absatz 5 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2018/1725 anwenden, um
die Vertraulichkeit der Verarbeitung gemaf$ Artikel 5 Absatz 1 des Beschlusses C(2024) 1420 zu wahren.

Unter bestimmten Umstinden sind die Rechte betroffener Personen nach der Verordnung (EU) 2018/1725 und die
Notwendigkeit, dass die Kommission die Wahrnehmung ihrer Aufgabe der informellen vertraulichen Beratung
wirksam gewdhrleistet, sowie die uneingeschrinkte Achtung der Grundrechte und Grundfreiheiten anderer
betroffener Personen gegeneinander abzuwigen. Zu diesem Zweck sieht Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der
Verordnung (EU) 2018/1725 fiir die Kommission die Moglichkeit vor, die Anwendung der Artikel 14 bis 17, 19, 20
und 35 sowie des Transparenzgrundsatzes nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a, soweit dessen Bestimmungen den in
den Artikeln 14 bis 17, 19, 20 und 35 der genannten Verordnung festgelegten Rechten und Pflichten entsprechen,
unter strengen Voraussetzungen zu beschranken.

Dies konnte insbesondere dann der Fall sein, wenn der Ersuchende indirekt Angaben zu anderen Beteiligten macht.
In diesem Fall kann die Kommission beschliefen, bestimmte Rechte des Beteiligten zu beschrinken, wenn die
Ausiibung dieser Rechte zur Offenlegung von Informationen iiber einen Ersuchenden, der keine Zustimmung zu
Mafinahmen der Mediationsstelle zur Erleichterung des Dialogs mit dem Beteiligten erteilt hat, fithren wiirde. In
einem solchen Fall kann die Kommission beschliefen, den Zugang zu Informationen iiber den Beteiligten oder
dessen sonstige Rechte zu beschrinken, um die Rechte und Freiheiten des Ersuchenden zu schiitzen. Die
Kommission kann aufgrund von Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 20181725 so verfahren.

Es kann erforderlich sein, vertrauliche Informationen iiber einen Ersuchenden zu schiitzen. In solchen Fillen muss
die Kommission zum Schutz der Rechte und Freiheiten des Ersuchenden moglicherweise Auskiinfte iiber seine
Identitit, Aussagen und andere personenbezogenen Daten, einschlieflich der blofen Tatsache, dass er mit der
Mediationsstelle in Kontakt stand, beschrinken.

Auch das Auskunftsrecht des Ersuchenden kann unter Umstinden beschrinkt werden, wenn die Mediationsstelle
den Arztlichen Dienst darauf aufmerksam machen muss, dass dringende Manahmen zum Schutz der physischen
und psychischen Unversehrtheit des Ersuchenden erforderlich sind. In einem solchen Fall kann die Mediationsstelle
beschliefen, den Ersuchenden nicht {iber diese Kontaktaufnahme zu informieren, damit der Arztliche Dienst die
Gesundheits- oder Sozialmaflnahmen priifen kann, die dieser Person zur Verfiigung gestellt werden kénnen. Die
Kommission kann aufgrund von Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 20181725 so verfahren. In
dieser besonderen Situation wiirden die Rechte des Ersuchenden geschiitzt, da der Arztliche Dienst medizinische
Informationen geheim halten und den Ersuchenden informieren wiirde, wenn er eine Kontaktaufnahme mit dem
Ersuchenden fiir erforderlich hilt.

Gemifd dem Beschluss C(2024) 1420 muss die Kommission dafiir Sorge tragen, dass bei der Mediationsstelle
eingereichte Antrdge auf Beistand vertraulich behandelt werden. Um diese Vertraulichkeit unter Einhaltung der
Standards fiir den Schutz personenbezogener Daten gemaf$ der Verordnung (EU) 2018/1725 zu gewihrleisten, ist
es erforderlich, interne Vorschriften zu erlassen, nach denen die Kommission die Rechte der betroffenen Personen
gemif Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 2018/1725 beschrinken kann.

ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2024/1245/oj
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Diese internen Vorschriften sollten fuir alle Verarbeitungsvorgange gelten, die die Kommission bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Antrigen nach Artikel 6 des Beschlusses C(2024) 1420
durchfiihrt.

Um den Artikeln 14, 15 und 16 der Verordnung (EU) 20181725 zu entsprechen, sollte die Kommission auf ihrer
Website einen Datenschutzhinweis veroffentlichen, mit dem sie betroffene Personen transparent und kohdrent iiber
die Tatigkeiten der Kommission, bei denen ihre personenbezogenen Daten verarbeitet werden, und iiber ihre Rechte
informiert. Gegebenenfalls sollte die Kommission den Ersuchenden auf geeignete Weise individuell informieren. Hat
der Ersuchende der Kontaktaufnahme mit einem anderen Beteiligten zugestimmt, sollte die Kommission den
Beteiligten auf geeignete Weise individuell informieren.

Die Kommission sollte Beschrinkungen nur vornehmen, wenn diese den Wesensgehalt der Grundrechte und
Grundfreiheiten nicht verletzen, unbedingt notwendig sind und in einer demokratischen Gesellschaft eine
verhaltnismafRige Mafnahme darstellen. Die Kommission sollte diese Beschrankungen begriinden.

Den Grundsitzen der Transparenz, Fairness und Rechenschaftspflicht folgend sollte die Kommission alle
Beschrinkungen transparent handhaben und jede Anwendung von Beschrankungen im entsprechenden Verzeichnis
registrieren.

Nach Artikel 25 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2018/1725 ist der Verantwortliche verpflichtet, die betroffenen
Personen iiber die wesentlichen Griinde fur die Beschrinkung und iiber ihr Recht auf Beschwerde beim
Europdischen Datenschutzbeauftragten zu unterrichten.

Nach Artikel 25 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2018/1725 kann die Kommission die Unterrichtung der betroffenen
Person iiber die wesentlichen Griinde fiir eine Beschrankung zuriickstellen, unterlassen oder ablehnen, wenn diese
Unterrichtung die Wirkung der Beschrankung zunichtemachen wiirde.

Bei Beschrinkungen der Rechte betroffener Personen sollte die Kommission im Einzelfall priifen, ob die
Unterrichtung tiber die Beschrankung deren Wirkung zunichtemachen wiirde.

Die Kommission sollte eine Beschriankung aufheben, sobald die Voraussetzungen dafiir nicht mehr gegeben sind, und
die Voraussetzungen regelmifig iiberpriifen. In bestimmten Fillen kann es sich als erforderlich erweisen, die
Anwendung einer Beschrinkung aufrechtzuerhalten, bis die betreffenden personenbezogenen Daten nicht mehr von
der Kommission gespeichert werden. In diesen Fillen sollte die betroffene Person nicht iiber die Verarbeitung ihrer
personenbezogenen Daten informiert werden. Eine derartige Situation konnte vor allem dann vorliegen, wenn ein
hohes Risiko besteht, dass die Ausiibung ihrer Rechte durch den Beteiligten die Rechte und Freiheiten anderer
Personen beeintrichtigt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Ersuchende nicht damit einverstanden ist, dass die
Mediationsstelle den Beteiligten kontaktiert, um eine informelle Mediation zwischen ihnen einzuleiten.

Die Kommission sollte die Anwendung der Beschrinkungen tiberpriifen, wenn der Ersuchende seine Zustimmung zu
einer informellen Mediation erteilt oder spitestens dann, wenn sie einen Antrag auf Beistand schlief3t.

In Artikel 16 Absatz 5, Artikel 17 Absatz 4, Artikel 19 Absatz 3 und Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2018/1725 sind Ausnahmen von den Rechten der betroffenen Personen geregelt. Soweit diese Ausnahmen
Anwendung finden, muss die Kommission keine auf diesem Beschluss beruhende Beschrankung vornehmen.

Um den Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen zu gewihrleisten, sollte die Kommission nach
Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 den (die) zustindigen Datenschutzkoordinator(en) und den
Datenschutzbeauftragten der Européischen Kommission wahrend des gesamten Verfahrens einbeziehen und diese
Konsultation dokumentieren. Insbesondere sollte der Datenschutzkoordinator, der zur Beratung der betreffenden
Kommissionsdienststelle ernannt wurde, vor der Anwendung etwaiger Beschrankungen konsultiert werden; er sollte
tiberpriifen, ob sie mit diesem Beschluss im Einklang stehen.

Der Datenschutzbeauftragte der Europdischen Kommission sollte eine unabhéngige Uberpriifung der Anwendung
von Beschrankungen vornehmen, um die Einhaltung dieses Beschlusses zu gewihrleisten.

Der Europiische Datenschutzbeauftragte wurde angehort und hat am 13. Mirz 2024 eine Stellungnahme
abgegeben —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

Dieser Beschluss gilt fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Kommission als Verantwortliche zum
Zweck der Bearbeitung von Antrigen nach Artikel 6 des Beschlusses C(2024) 1420.

Dieser Beschluss enthilt die Vorschriften, nach denen die Kommission betroffene Personen gemifd den Artikeln 14,
15 und 16 der Verordnung (EU) 2018/1725 iiber die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten bei der
Bearbeitung von Antrigen nach Artikel 6 des Beschlusses C(2024) 1420 unterrichtet.

Ferner wird festgelegt, unter welchen Voraussetzungen die Kommission die Anwendung der Artikel 4, 14 bis 17, 19,
20 und 35 der Verordnung (EU) 2018/1725 nach Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h derselben Verordnung
beschranken kann.

Zu den Kategorien personenbezogener Daten, die unter diesen Beschluss fallen, gehoren Identifikations- und
Kontaktdaten, Informationen iiber berufliche Funktionen und Aufgaben sowie Informationen tiber privates und
berufliches Verhalten und iiber private und berufliche Leistungen. Die Ersuchenden konnen auch sensible
Kategorien personenbezogener Daten gemifl den Artikeln 10 und 11 der Verordnung (EU) 2018/1725
bereitstellen, wenn sie die Mediationsstelle in einem bestimmten Fall um Beistand ersuchen.

Artikel 2

Anwendbare Beschrinkungen

Vorbehaltlich der Artikel 3 bis 9 dieses Beschlusses kann die Kommission die Anwendung der Artikel 14 bis 17, 19,
20 und 35 der Verordnung (EU) 2018/1725 sowie des Transparenzgrundsatzes nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a
der genannten Verordnung beschrinken, soweit dessen Bestimmungen den in den Artikeln 14 bis 17, 19, 20 und 35
der genannten Verordnung vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen. Die Kommission kann so verfahren,
wenn die Ausiibung der dort genannten Rechte und Pflichten den Schutz der betroffenen Person oder die Rechte
und Freiheiten anderer Personen nach Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der genannten Verordnung beeintrichtigen
wiirde.

Der Absatz 1 gilt unbeschadet der Anwendung anderer Beschliisse der Kommission zur Festlegung interner
Vorschriften iiber die Unterrichtung betroffener Personen und iiber die Beschrinkung bestimmter Rechte gemif§
Artikel 25 der Verordnung (EU) 2018/1725.

Jegliche Beschridnkung der in Absatz 1 genannten Rechte und Pflichten muss den Wesensgehalt der Grundrechte und
Grundfreiheiten achten, eine in einer demokratischen Gesellschaft erforderliche und angemessene Mafnahme
darstellen, und dabei die Risiken fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen beriicksichtigen.

Bevor die Kommission Beschrinkungen vornimmt, priift sie im Einzelfall, ob diese erforderlich und angemessen
sind. Beschrinkungen sind auf das zur Verwirklichung ihres Ziels unbedingt erforderliche Mafd zu begrenzen.

Artikel 3

Unterrichtung der betroffenen Personen

Die Kommission verdffentlicht auf ihrer Website einen Datenschutzhinweis, der alle betroffenen Personen iiber die
Titigkeiten der Kommission informiert, bei denen die personenbezogenen Daten dieser Personen zum Zweck der
Bearbeitung von Antrigen nach Artikel 6 des Beschlusses C(2024) 1420 verarbeitet werden. Der Hinweis enthalt
auch Informationen iiber die Moglichkeit, die Rechte betroffener Personen gemif§ den Artikeln 2, 3, 4 und 5 dieses
Beschlusses zu beschrianken, sowie dariiber, welche Rechte beschriankt und aus welchen Griinden Beschrinkungen
angewendet werden konnen und wie lange die Beschrdnkungen gelten konnen.
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Die Kommission informiert jeden Ersuchenden auf geeignetem Wege individuell iiber die Verarbeitung seiner
personenbezogenen Daten. Die Kommission informiert auch den Beteiligten in geeigneter Weise individuell, wenn
der Ersuchende einer informellen Mediation mit dem Beteiligten zugestimmt hat.

Wenn die Kommission die in Absatz 2 vorgesehene Unterrichtung von Ersuchenden, deren personenbezogene Daten
zum Zwecke der Bearbeitung von Antrigen nach Artikel 6 des Beschlusses C(2024) 1420 verarbeitet werden, gemafd
Artikel 2 vollstindig oder teilweise beschrinkt, so erfasst und registriert sie die Griinde fiir die Beschrankung nach
Artikel 6 dieses Beschlusses.

Artikel 4

Auskunftsrecht der betroffenen Personen, Recht auf Léschung und Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung

(1)

Wenn die Kommission das Auskunftsrecht zu personenbezogenen Daten, das Recht auf Loschung oder das Recht auf
Einschrinkung der Verarbeitung nach den Artikeln 17, 19 bzw. 20 der Verordnung (EU) 20181725 ganz oder
teilweise beschrankt, unterrichtet sie die betroffene Person in ihrer Antwort auf den Antrag auf Auskunft, Loschung
oder Einschrinkung der Verarbeitung schriftlich und unverziiglich

a) iiber die Beschriankung und die Hauptgriinde hierfiir sowie

b)  tber die Moglichkeit, Beschwerde beim Europiischen Datenschutzbeauftragten oder Rechtsbehelf beim
Gerichtshof der Europiischen Union einzulegen.

Die Unterrichtung iiber die Griinde fiir eine Beschrankung nach Absatz 1 kann so lange zuriickgestellt, unterlassen
oder abgelehnt werden, wie die Unterrichtung die Wirkung der Beschrankung zunichtemachen wiirde.

Die Kommission erfasst im Einklang mit Artikel 6 die Griinde fur die Beschriankung.

Wenn das Auskunftsrecht ganz oder teilweise beschrankt ist, kann die betroffene Person ihr Auskunftsrecht iber den
Europdischen Datenschutzbeauftragten nach Artikel 25 Absitze 6, 7 und 8 der Verordnung (EU) 2018/1725
wahrnehmen.

Artikel 5

Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffenen Personen

Obgleich die Kommission nach Artikel 35 der Verordnung (EU) 20181725 verpflichtet ist, die betroffene Person von einer
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu benachrichtigen, kann sie jedoch diese Benachrichtigung in
Ausnahmefillen ganz oder teilweise beschrianken. Die Kommission erfasst und registriert die Griinde fiir die Beschrinkung
im Einklang mit Artikel 6 dieses Beschlusses. Die Kommission iibermittelt dem Europdischen Datenschutzbeauftragten
diesen Vorgang zum Zeitpunkt der Meldung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten.

Artikel 6

Erfassung und Registrierung von Beschrinkungen

Die Kommission erfasst unter Beriicksichtigung aller relevanten Elemente nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 20181725 die Griinde fiir jede Beschrankung nach Maf$gabe dieses Beschlusses, einschlieflich der Bewertung
der mit der Beschrinkung verbundenen Risiken fiir die Rechte und Freiheiten betroffener Personen und der
Erforderlichkeit und Angemessenheit dieser Beschrankung.

Im Verzeichnis ist anzugeben, inwiefern die Ausiibung des Rechts durch die betroffene Person den Schutz der
betroffenen Person oder die Rechte und Freiheiten anderer Personen nach Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe h der
Verordnung (EU) 20181725 beeintrichtigen wiirde.

Das Verzeichnis und gegebenenfalls Unterlagen, aus denen die zugrunde liegenden Fakten und rechtlichen
Grundlagen hervorgehen, werden registriert. Sie werden dem Europdischen Datenschutzbeauftragten auf Anfrage
zur Verfiigung gestellt.
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Artikel 7

Dauer der Beschrinkungen
Die in den Artikeln 3, 4 und 5 genannten Beschrankungen gelten, solange die Griinde dafiir vorliegen.

Wenn die in den Artikeln 3, 4 und 5 genannten Griinde nicht mehr bestehen, hebt die Kommission die
Beschrinkung auf.

Zudem teilt die Kommission der betroffenen Person die wesentlichen Griinde fiir die Anwendung der Beschrinkung
mit und informiert sie iiber die Moglichkeit, jederzeit Beschwerde beim Européischen Datenschutzbeauftragen oder
Rechtsbehelf vor dem Gerichtshof der Europdischen Union einzulegen.

Die Kommission iiberpriift die Anwendung der in den Artikeln 3, 4 und 5 dieses Beschlusses genannten
Beschrinkungen, wenn der Ersuchende seine Zustimmung zu einer informellen Mediation mit Beteiligten erteilt,
oder spitestens dann, wenn ein gemifl dem Beschluss C(2024) 1420 eingereichter Antrag abgeschlossen ist.
Danach priift die Kommission alle sechs Monate, ob die Beschrinkung aufrechterhalten werden muss. Diese
Uberpriifung schlieft eine Bewertung der Erforderlichkeit und Angemessenheit der Beschrinkung unter
Beriicksichtigung aller relevanten Elemente nach Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EU) 20181725 ein.

Artikel 8

Garantien und Aufbewahrungsfristen

Die Kommission sieht Garantien vor, um personenbezogene Daten, die Beschrankungen unterliegen oder unterliegen
kdnnten, vor Missbrauch, unrechtméfigem Zugriff oder unrechtmiRiger Ubermittlung zu schiitzen. Diese Garantien
umfassen technische und organisatorische Manahmen und werden erforderlichenfalls in den internen Verfahren der
Kommission im Einzelnen dargelegt. Die Garantien beinhalten Folgendes:

a) eine klare Definition der Rollen, Zustindigkeiten, Zugangsrechte und Verfahrensschritte,

b)  eine sichere elektronische Umgebung, die verhindert, dass elektronische Daten rechtswidrig und versehentlich
unbefugten Personen zuginglich gemacht oder iibermittelt werden,

0) eine sichere Aufbewahrung und Verarbeitung von Papierdokumenten sowie

d)  eine ordnungsgemife Uberwachung der Beschrinkungen und eine regelmiRige Uberpriifung ihrer
Anwendung.

Die personenbezogenen Daten werden im Einklang mit Artikel 6 Absatz 11 des Beschlusses C(2024) 1420
gespeichert. Am Ende der Speicherfrist 16scht die Kommission die personenbezogenen Daten.

Artikel 9

Einbeziehung des Datenschutzkoordinators und des Datenschutzbeauftragten der Kommission

Der Datenschutzkoordinator, der zur Beratung der betreffenden Kommissionsdienststelle ernannt wurde, wird vor
der Anwendung etwaiger Beschrankungen konsultiert; er iiberpriift, ob sie mit diesem Beschluss im Einklang stehen.

Unbeschadet des Absatzes 1 wird der Datenschutzbeauftragte der Kommission unverziiglich unterrichtet, wenn die
Rechte einer betroffenen Person nach Mafgabe des vorliegenden Beschlusses beschrinkt werden. Auf Anfrage erhalt
der Datenschutzbeauftragte Zugang zu den entsprechenden Verzeichnissen und sonstigen Unterlagen, aus denen die
zugrunde liegenden Fakten und rechtlichen Grundlagen hervorgehen.

Der Datenschutzbeauftragte kann verlangen, dass die Anwendung einer Beschrinkung iiberpriift wird. Die
Kommission unterrichtet den Datenschutzbeauftragten schriftlich tiber das Ergebnis der angeforderten Uberpriifung.

Die Kommission dokumentiert die Einbeziehung des Datenschutzbeauftragten und gegebenenfalls des Datenschutz-
koordinators in jeden Fall, in dem die in Artikel 2 Absatz 2 genannten Rechte und Pflichten beschrinkt werden, und
erfasst insbesondere, welche Informationen ihnen iibermittelt werden.
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Artikel 10
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Européischen Union in Kraft.

Briissel, den 2. Mai 2024

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN
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VERORDNUNG (EU) 2024/1252 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 11. April 2024

zur Schaffung eines Rahmens zur Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit
kritischen Rohstoffen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU)
2018/1724 und (EU) 2019/1020

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114,
auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Der Zugang zu Rohstoffen ist fiir die Wirtschaft der Union und das Funktionieren des Binnenmarkts unerlisslich. Es
gibt eine Reihe nichtenergetischer, nichtlandwirtschaftlicher Rohstoffe, die aufgrund ihrer groffen wirtschaftlichen
Bedeutung und ihres hohen Versorgungsrisikos, das haufig durch eine hohe Konzentration des Angebots aus einigen
wenigen Drittlindern verursacht wird, als kritisch angesehen werden. Angesichts der Schliisselrolle, die viele dieser
kritischen Rohstoffe bei der Verwirklichung des griinen und des digitalen Wandels spielen, und angesichts ihrer
Verwendung fiir Verteidigungs- und Luft- und Raumfahrtanwendungen wird die Nachfrage in den kommenden
Jahrzehnten wahrscheinlich exponentiell zunehmen. Gleichzeitig steigt das Risiko von Versorgungsunterbrechungen
vor dem Hintergrund zunehmender geopolitischer Spannungen und des Ressourcenwettbewerbs. Wenn die
Nachfrage nach kritischen Rohstoffen nicht ordnungsgemaf gesteuert wird, konnte sich dies negativ auf die Umwelt
und die Gesellschaft auswirken.

(2)  Angesichts der Komplexitit und des landeriibergreifenden Charakters der Wertschopfungskette fur kritische
Rohstoffe bergen unkoordinierte nationale Mafnahmen zur Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen
Versorgung mit kritischen Rohstoffen die Gefahr, dass das Funktionieren des Binnenmarktes beeintrichtigt wird.
Kritische Rohstoffe werden hdufig in bestimmten Lindern oder Regionen, je nach geografischer Verteilung der
entsprechenden Reserven, abgebaut, zur weiteren Verarbeitung an einen anderen Ort transportiert und dann im
Binnenmarkt zur Verwendung in entsprechenden Produkten verkauft. In der Verarbeitungsphase werden kritische
Rohstoffe oft mehrmals in den Binnenmarkt eingefithrt und ausgefithrt, bevor sie zu einer finalen Verwendung
kommen. Ebenso kann das Recycling entsprechender Produkte am Ende der Lebensdauer im Hinblick auf die
Verwertung kritischer Rohstoffe hiufig in einem anderen Land oder einer anderen Region erfolgen als in dem Land,
in dem die betreffenden Abfille gesammelt werden, und die daraus resultierenden Sekundirrohstoffe werden zur
weiteren Verarbeitung und Verwendung wahrscheinlich wieder ausgefithrt. Dariiber hinaus werden kritische
Rohstoffe am Anfang vieler industrieller Wertschopfungsketten benétigt und sind oft unverzichtbare Inputs fiir eine
Vielzahl strategischer Branchen, darunter fiir die Branche der erneuerbaren Energietrager, die Digitalindustrie sowie
fur die Luft- und Raumfahrt und Verteidigungsindustrie. Sie bilden somit eine wesentliche Grundlage fir die
Wirtschaftstdtigkeit im Binnenmarkt, und eine Versorgungsunterbrechung konnte betrichtliche grenzgreifende
Auswirkungen auf die Mitgliedstaaten haben.

(3)  Vor diesem Hintergrund besteht bei unkoordinierten Maflnahmen der Mitgliedstaaten die Gefahr, dass der
Wettbewerb verzerrt und der Binnenmarkt fragmentiert wird, beispielsweise durch unterschiedliche Rechtsvor-
schriften fiir die Marktteilnehmer, einen unterschiedlichen Zugang zur Uberwachung des Versorgungsrisikos, eine
unterschiedliche Unterstiitzung nationaler Projekte oder durch die Schaffung von Hindernissen fiir den
grenziibergreifenden Handel zwischen den Mitgliedstaaten mit kritischen Rohstoffen oder damit zusammenhin-

() ABL C 349 vom 29.9.2023, S. 142.
(  Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 12. Dezember 2023 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 18. Marz 2024.
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gende Waren, wodurch das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes behindert wiirde. Dariiber hinaus reichen
einzelne Mafinahmen der Mitgliedstaaten moglicherweise nicht aus, um Versorgungsunterbrechungen bei kritischen
Rohstoffen wirksam zu verhindern, oder sie sind moglicherweise weniger effizient, um dieses Ziel zu erreichen.

Um das Funktionieren des Binnenmarktes zu sichern, sollte daher ein gemeinsamer Unionsrahmen geschaffen
werden, der den Zugang zu einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen sicherstellt und
die wirtschaftliche Widerstandsfahigkeit und die offene strategische Autonomie der Union wahrt.

Erstens sollte in diesem Rahmen festgelegt werden, welche Rohstoffe als strategisch und kritisch gelten, und die
Widerstandsfahigkeit der Versorgungsketten fiir diese Rohstoffe in der Union gestirkt werden, u. a. durch die
Ermittlung und Unterstiitzung bestimmter Rohstoffprojekte und deren Anerkennung als strategische Projekte und
durch Anreize fir technologischen Fortschritt und Ressourceneffizienz, um den erwarteten Anstieg des
Unionsverbrauchs an kritischen Rohstoffen zu dimpfen. Zweitens sind Maffnahmen erforderlich, um die Fihigkeit
der Union zur Uberwachung und Minderung bestehender und kiinftiger Versorgungsrisiken zu stirken. Drittens
sollte der Rahmen Mafinahmen zur Verbesserung des Kreislaufprinzips und der Nachhaltigkeit der in der Union
verbrauchten kritischen Rohstoffe enthalten.

Damit sich die in der Verordnung festgelegten Mafinahmen auf die wichtigsten Rohstoffe konzentrieren, sollten eine
Liste strategischer Rohstoffe und eine Liste kritischer Rohstoffe erstellt werden. Diese Listen sollten auf klaren
Methoden beruhen, tiber deren Anwendung die Kommission offen und transparent informieren sollte. Diese Listen
sollten auch dazu dienen, die Bemithungen der Mitgliedstaaten zu lenken und zu koordinieren, um zur
Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung beizutragen. Die Liste der strategischen Rohstoffe sollte Rohstoffe
enthalten, die unter Beriicksichtigung ihrer Verwendung in strategischen Technologien, die dem griinen und dem
digitalen Wandel zugrunde liegen, oder fir Verteidigungs- oder Luft- und Raumfahrtanwendungen von hoher
strategischer Bedeutung fiir das Funktionieren des Binnenmarkts sind, die durch eine potenziell erhebliche Liicke
zwischen dem weltweiten Angebot und der prognostizierten Nachfrage gekennzeichnet sind und bei denen ein
Produktionsanstieg relativ schwierig ist, beispielsweise aufgrund langer Vorlaufzeiten fiir neue Projekte zur Erh6hung
der Versorgungskapazitit. Um moglichen technologischen und wirtschaftlichen Verdnderungen Rechnung zu tragen,
sollte die Liste der strategischen Rohstoffe regelmifig iiberpriift und erforderlichenfalls aktualisiert werden. Um
sicherzustellen, dass die Bemiithungen um den Ausbau der Kapazititen der Union entlang der Wertschopfungskette,
die Stirkung der Fahigkeit der Union zur Uberwachung und Minderung von Versorgungsrisiken und eine stirkere
Diversifizierung der Versorgung auf die Rohstoffe ausgerichtet sind, fir die sie am dringendsten benétigt werden,
sollten bestimmte einschldgigen Mafnahmen nur fiir die Liste der strategischen Rohstoffe gelten. Die Mitgliedstaaten
sollten nicht daran gehindert werden, auf der Grundlage ihrer spezifischen nationalen Erfordernisse zusitzliche
Listen zu erstellen oder geeignete Maffnahmen auf nationaler Ebene zu ergreifen.

Die Liste der kritischen Rohstoffe sollte alle strategischen Rohstoffe sowie alle anderen Rohstoffe enthalten, die fir
die gesamte Wirtschaft der Union von grofer Bedeutung sind und bei denen ein hohes Risiko einer
Versorgungsunterbrechung besteht, die zu Wettbewerbsverzerrungen und einer Fragmentierung des Binnenmarktes
fihren konnte. Neben den strategischen Technologien kénnten in Zukunft auch andere Bereiche hohen
Versorgungsrisiken ausgesetzt sein. Um moglichen technologischen und wirtschaftlichen Veranderungen Rechnung
zu tragen, sollte die Kommission in Fortfithrung der derzeitigen Praxis regelmifSig eine Bewertung auf der Grundlage
von Daten uiber Produktion, Handel, Anwendungen, Recycling und Substitution fiir ein breites Spektrum von
Rohstoffen vornehmen, um die Listen strategischer und kritischer Rohstoffe zu aktualisieren, die die Entwicklung der
wirtschaftlichen Bedeutung und des mit diesen Rohstoffen verbundenen Versorgungsrisikos im Binnenmarkt
Rechnung tragen. Die Liste der kritischen Rohstoffe sollte diejenigen Rohstoffe umfassen, die die Schwellenwerte
sowohl fur die wirtschaftliche Bedeutung als auch fiir das Versorgungsrisiko erreichen oder tiberschreiten, ohne dass
die betreffenden Rohstoffe nach ihrer Kritikalitdt eingestuft werden. Diese Bewertung sollte auf dem Durchschnitt der
neuesten verfiigbaren Daten iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren beruhen. Die in dieser Verordnung vorgesechenen
Mafnahmen in Bezug auf die zentrale Anlaufstelle fiir Genehmigung, Planung, Exploration, Uberwachung,
Kreislauffahigkeit und Nachhaltigkeit sollten fur alle kritischen Rohstoffe gelten.

In den Listen der strategischen und kritischen Rohstoffe sollten festgelegte Bezeichnungen fiir die darin aufgelisteten
Rohstoffe verwendet werden. Fiir die Liste der strategischen Rohstoffe sollten sich die Bezeichnungen gegebenenfalls
auf den Qualitatsgrad bezichen, bis zu dem der Rohstoff aufbereitet werden muss, damit er fur die Herstellung
strategischer Technologien verwendet werden kann. Bezugnahmen auf strategische und kritische Rohstoffe sollten so
verstanden werden, dass sie sich auf die gesamte Wertschopfungskette dieser Rohstoffe bezichen, auch in
unverarbeiteter Form und auf allen Verarbeitungsstufen, die — wo anwendbar — bis zur vorgegebenen Qualitit
fuhren. Fur die Aluminium-Wertschopfungskette ist eine besondere Klarstellung erforderlich, wobei neben
Aluminium auch Bauxit als das wichtigste Erz und Aluminiumoxid als die Zwischenform der Verarbeitung erwihnt
werden. Strategische und kritische Rohstoffe werden oftmals als Nebenprodukte anderer wichtiger Gewinnungs-,
Verarbeitungs- und Recyclingprozesse gewonnen, verarbeitet oder rezykliert. Daher sollte der Nebenproduktcha-
rakter von Rohstoffen keinen Einfluss auf ihre Aufnahme in die Liste oder ihre Erfassung durch die einschligigen
Bestimmungen in dieser Verordnung haben.
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Um die Durchfihrung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Entwicklung strategischer Projekte und ihrer
Finanzierung, Explorationsprogrammen, Uberwachungskapazititen oder strategischen Vorriten zu unterstiitzen und
die Kommission angemessen zu beraten, sollte ein Europaischer Ausschuss fiir kritische Rohstoffe eingerichtet
werden (im Folgenden , Ausschuss). Der Ausschuss sollte sich aus Vertreter der Mitgliedstaaten und der Kommission
zusammensetzen und in der Lage sein, die Teilnahme anderer Parteien als Beobachter, insbesondere des
Europdischen Parlaments, sicherzustellen. Um das fur die Durchfilhrung bestimmter Aufgaben erforderliche
Fachwissen aufzubauen, sollte der Ausschuss stindige Untergruppen fur Finanzierung, offentliche Akzeptanz,
Exploration, Uberwachung, strategische Vorrite und zu Kreislauffdhigkeit, Ressourceneffizienz und Substitution
einsetzen, die als Netzwerk fungieren sollten, indem sie die verschiedenen zustindigen nationalen Behorden
zusammenbringen und erforderlichenfalls die Industrie, die Wissenschaft, die Zivilgesellschaft und andere relevante
Interessentrager konsultieren. Die Ratschlige und Stellungnahmen des Ausschusses sollten nicht verbindlich sein,
und das Fehlen einer solchen Empfehlung oder Stellungnahme sollte die Kommission nicht daran hindern, ihre
Aufgaben gemidf dieser Verordnung wahrzunehmen.

Es miissen geeignete Maflnahmen ergriffen werden, um einen gemeinsamen Ansatz fiir strategische Projekte in der
Union zu entwickeln, die in der Gewinnung, der Verarbeitung oder dem Recycling strategischer Rohstoffe titig sind
oder zur Herstellung einschldgiger Ersatzrohstoffe beitragen. Diese strategischen Projekte sollten zusammen mit den
Bemithungen der Mitgliedstaaten zum Ausbau der Kapazititen beitragen, um fiir eine sichere Versorgung mit
strategischen Rohstoffen zu sorgen. Andere Mafinahmen, insbesondere zur Exploration oder Kreislauffahigkeit,
bezwecken ebenfalls die Starkung der verschiedenen Stufen der Wertschopfungskette beitragen.

Um das wachsende Risiko von Versorgungsunterbrechungen in der Union zu verringern, die zu Wettbewerbsver-
zerrungen und einer Fragmentierung des Binnenmarktes fithren konnten, sollten die Kommission und die
Mitgliedstaaten die Kapazititen auf den verschiedenen Stufen der Wertschopfungskette fiir strategische Rohstoffe
stirken, sodass die Richtwerte fiir die Kapazititen der Union und eine Diversifizierung der Versorgung erreicht
werden konnen. Solche Richtwerte sollten dazu beitragen, die Bemithungen zur Stirkung der Kapazititen der Union
in allen Stufen der Wertschopfungskette fiir strategische Rohstoffe, einschlieBlich Gewinnung, Verarbeitung und
Recycling, zu lenken und die Diversifizierung der externen Versorgung mit strategischen Rohstoffen zu verbessern.
Ziel sollte es sein, die Kapazititen fiir jeden strategischen Rohstoff auf jeder Stufe der Wertschopfungskette zu
erhohen und gleichzeitig die allgemeinen Kapazititsrichtwerte fiir die Gewinnung, die Verarbeitung und das
Recycling strategischer Rohstoffe auf Unionsebene zu erreichen. Erstens sollte die Union ihre eigenen geologischen
Ressourcen strategischer Rohstoffe stirker nutzen und Kapazititen aufbauen, damit sie die Rohstoffe gewinnen
kann, die fiir die Produktion von mindestens 10 % des Verbrauchs der Union an strategischen Rohstoffen benotigt
werden. Da die Gewinnungskapazitit in hohem Mafle von der Verfiigbarkeit geologischer Ressourcen der Union
abhingt, hingt die Erreichung dieses Richtwerts von dieser Verfiigbarkeit ab. Zweitens sollte die Union auch ihre
Verarbeitungskapazitit erhdhen und die Union sollte auch in der Lage sein, mindestens 40 % ihres jdhrlichen
Verbrauchs an strategischen Rohstoffen zu erzeugen, um eine vollstindige Wertschopfungskette aufzubauen und
Engpisse auf Zwischenstufen zu vermeiden. Drittens wird erwartet, dass in den kommenden Jahrzehnten ein
wachsender Anteil des Verbrauchs an strategischen Rohstoffen in der Union durch Sekundirrohstoffe gedeckt
werden kann, was sowohl die Sicherheit als auch die Nachhaltigkeit der Rohstoffversorgung der Union verbessern
wiirde. Die Recyclingkapazitit der Union sollte daher in der Lage sein, mindestens 25 % des jahrlichen Verbrauchs
strategischer Rohstoffe in der Union zu erzeugen, und die Union sollte in der Lage sein, signifikant steigende Mengen
der einzelnen strategischen Rohstoffe von Abfillen zu recyclen. Fiir Abfallstrome und strategische Rohstoffe, fur die
ausreichende Informationen vorliegen, um die Recyclingkapazitit der Union als Anteil der in diesen Abfallstromen
enthaltenen strategischen Rohstoffe zu schitzen, sollte ein zusitzlicher abfallbasierter Richtwert festgelegt werden.
Flankierende Anstrengungen zur Verbesserung der Ressourceneffizienz durch Forschung und Innovation,
Substitution, Sensibilisierung und andere einschligige Mafinahmen werden ebenfalls die Erreichung dieser
Richtwerte erleichtern. Diese Richtwerte beziehen sich auf den Zeithorizont 2030 im Einklang mit den Klima-
und Energiezielen der Union gemif der Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates (°)
und den durch sie unterstiitzten Digitalzielen gemafd dem Beschluss (EU) 2022/2481 des Europiischen Parlaments
und des Rates (*). Dariiber hinaus werden hochwertige Arbeitsplitze, einschlieflich Kompetenzentwicklung und
Arbeitsplatzwechsel, den Risiken auf dem bereichsspezifischen Arbeitsmarkt entgegenwirken und dazu beitragen, die
Wettbewerbsfahigkeit der Union zu sichern. Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten auch Anreize fiir
technologischen Fortschritt und Ressourceneffizienz schaffen, um den erwarteten Anstieg des Unionsverbrauchs
kritischer Rohstoffe auf ein Niveau unterhalb der entsprechenden Referenzprognose zu begrenzen. Im
Zusammenhang mit der Ausarbeitung von Durchfithrungsmaflnahmen gemif§ der Richtlinie (EU) 2009/125/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates (°) sollte die Kommission den moglichen Beitrag von Okodesign-An-
forderungen zur Verwirklichung der in dieser Verordnung festgelegten Priorititen der Union priifen.

Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens fur die
Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (Européisches
Klimagesetz) (ABL L 243 vom 9.7.2021, S. 1).

Beschluss (EU) 2022/2481 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 iiber das Politikprogramm fiir die
digitale Dekade 2030 (ABL L 323 vom 19.12.2022, S. 4).

Richtlinie (EU) 2009/125/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens fiir
die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABL L 285 vom
31.10.2009, S. 10).
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Bei einigen Rohstoffen ist die Union bei der Versorgung fast vollstindig von einem einzigen Land abhingig. Solche
Abhingigkeiten schaffen ein hohes Risiko von Versorgungsunterbrechungen, die zu Wettbewerbsverzerrungen und
einer Fragmentierung des Binnenmarktes fithren konnten. Um ein solches potenzielles Risiko zu begrenzen und die
wirtschaftliche Widerstandsfahigkeit der Union zu erhohen, sollten Anstrengungen unternommen werden, um
sicherzustellen, dass die Union bis 2030 nicht mehr als 65 % ihrer Versorgung mit strategischen Rohstoffen,
unverarbeiteten Rohstoffen und in jeder Phase der Verarbeitung, von einem einzigen Drittland abhdngig macht,
wobei jedoch Linder, mit denen die Union strategische Partnerschaften, ein Freihandelsabkommen oder andere
Formen der Zusammenarbeit im Bereich der Rohstoffe eingegangen ist, besonders beriicksichtigt werden sollten, da
sie eine grofere Sicherheit in Bezug auf Versorgungsrisiken bieten.

Um sicherzustellen, dass die Richtwerte rechtzeitig erreicht werden, sollte die Kommission mit Unterstiitzung des
Ausschusses die Fortschritte bei der Erreichung der Richtwerte und bei der Dampfung der Nachfrage verfolgen und
dariiber Bericht erstatten. Sind die gemeldeten Fortschritte im Hinblick auf die Richtwerte und bei der Dampfung der
Nachfrage im Allgemeinen unzureichend, sollte die Kommission die Durchfiihrbarkeit und Verhiltnisma@igkeit
zusitzlicher Mafnahmen bewerten. Mangelnde Fortschritte nur bei einem einzigen oder wenigen strategischen
Rohstoffen sollten grundsitzlich nicht dazu fithren, dass zusitzliche Anstrengungen der Union erforderlich sind.

Die Kommission sollte mit Unterstiitzung des Ausschusses Projekte in der Union ermitteln, die beabsichtigen, mit
der Gewinnung, der Verarbeitung oder dem Recycling strategischer Rohstoffe oder der Produktion und dem
verstarkten Einsatz von Materialien, die strategische Rohstoffe in strategischen Technologien ersetzen konnen, mit
dem Ziel, solche Projekte als strategische Projekte anzuerkennen, zu beginnen oder diese auszuweiten. Eine
wirksame Unterstiitzung fiir strategische Projekte bietet das Potenzial, den Zugang zu strategischen Rohstoffen fiir
nachgelagerte Branchen zu verbessern, wirtschaftliche Chancen entlang der Wertschopfungskette zu schaffen, auch
fur kleine und mittlere Unternehmen (KMU), und zur Schaffung von Arbeitsplitzen beizutragen. Um die
Entwicklung strategischer Projekte in der gesamten Union sicherzustellen, sollten solche Projekte daher in den
Genuss gestraffter und vorhersehbarer Genehmigungsverfahren und Unterstiitzung beim Zugang zu Finanzmitteln
kommen. Diese Malnahmen konnten auch zu Verbesserungen bei anderen Genehmigungsverfahren und beim
Zugang zu Finanzmitteln fur auf kritische oder andere Rohstoffe bezogene Projekte fithren. Um die Unterstiitzung
gezielt auszurichten und ihren Mehrwert sicherzustellen, sollten Projekte vor der Gewihrung einer solchen
Unterstiitzung anhand einer Reihe von Kriterien bewertet werden. Rohstoffprojekte, bei denen strategische Rohstoffe
ein Nebenprodukt sind, einschliefSlich z. B. aus Eisenschrott, sollten ebenfalls fiir eine solche Forderung in Betracht
kommen, wenn sie alle einschldgigen Kriterien erfiillen. Um als strategische Projekte in der Union anerkannt zu
werden, sollten Projekte die Versorgungssicherheit der Union mit Blick auf strategische Rohstoffe stirken. Die
Projekte sollten auch eine ausreichende technische Durchfiihrbarkeit aufweisen, einschlielich der erwarteten Menge
strategischer Rohstoffe oder Ersatzmaterialien, durch die die Kapazitit der Union erhoht werden, mit Ausnahme von
fiir Forschungszwecke produzierten Materialien, auf 6kologisch und sozial nachhaltige Weise durchgefiihrt werden
und grenziibergreifende Vorteile bieten, die iiber den betreffenden Mitgliedstaat hinausgehen, einschliefSlich
Ausstrahlungseffekten in der Wertschopfungskette. Bewertet die Kommission diese Kriterien als erfillt, sollte sie die
Anerkennung als strategisches Projekt mittels eines Beschlusses veroffentlichen. Da eine rasche Anerkennung von
entscheidender Bedeutung ist, um die Versorgungssicherheit der Union wirksam zu unterstiitzen, sollte das
Bewertungsverfahren einfach und nicht iibermifig aufwendig sein.

Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Projekt in einem Drittland oder in einem iiberseeischen Land oder Gebiet (im
Folgenden ,ULG") das Kriterium der Versorgungssicherheit erfiillt, sollte insbesondere der Status der ULGs nach dem
Unionsrecht beriicksichtigt werden. ULGs kdénnen zu einem sicheren Zugang der Union zu einer nachhaltigen
Versorgung mit strategischen und kritischen Rohstoffen beitragen, insbesondere im Rahmen von strategischen
Partnerschaften.

Die Kommission sollte mit Unterstiitzung des Ausschusses strategische Projekte in Drittlinder oder in ULGs
ermitteln, die beabsichtigen, mit der Gewinnung, der Verarbeitung oder dem Recycling strategischer Rohstoffe oder
der Produktion von Materialien, die strategische Rohstoffe in strategischen Technologien ersetzen konnen, zu
beginnen oder diese auszuweiten. Um sicherzustellen, dass solche strategischen Projekte wirksam umgesetzt werden,
sollten sie in den Genuss eines verbesserten Zugangs zu Finanzmitteln kommen, etwa tiber Zugang zu Mechanismen
zur Verringerung des Investitionsrisikos. Um ihren Mehrwert zu gewihrleisten, sollten die Projekte anhand einer
Reihe von Kriterien bewertet werden. Wie strategische Projekte in der Union sollten auch strategische Projekte in
Drittlindern die Versorgungssicherheit der Union mit Blick auf strategische Rohstoffe stirken und eine ausreichende
technische Durchfithrbarkeit aufweisen. Sowohl strategische Projekte in der Union als auch strategische Projekte in
Drittlindern oder ULGs sollten das gleiche Ma an sozialer und dkologischer Nachhaltigkeit aufweisen. Um als
strategisches Projekt in einem aufstrebenden Markt oder Entwicklungslandeingestuft zu werden, sollte ein Projekt fiir
die Union und das betreffende Drittland von beiderseitigem Nutzen sein und einen Mehrwert in diesem Land
erbringen, wobei auch seine Kohirenz mit der gemeinsamen Handelspolitik der Union zu beriicksichtigen ist. Ein
solcher Wert kann aus dem Beitrag eines Projekts zu mehr als einer Stufe der Wertschopfungskette sowie aus der
Schaffung eines umfassenderen wirtschaftlichen und sozialen Nutzens durch das Projekt, einschlieflich der
Schaffung von Arbeitsplitzen im Einklang mit internationalen Standards, abgeleitet werden. Bewertet die
Kommission diese Kriterien als erfiillt, sollte sie die Anerkennung als strategisches Projekt mittels eines Beschlusses
veroffentlichen.
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Um fur die Nachhaltigkeit einer erhohten Produktion kritischer Rohstoffe zu sorgen, sollten neue Projekte im Bereich
kritische Rohstoffe nachhaltig geplant und durchgefithrt werden, wobei alle Aspekte der Nachhaltigkeit abgedeckt
werden, die in der Verdffentlichung der Kommission vom 11. September 2021 mit dem Titel ,EU-Grundsitze fir
nachhaltige Rohstoffe“ hervorgehoben werden, einschlieSlich der Gewdhrleistung des Umweltschutzes, der
Verhinderung und Minimierung von sozial nachteiligen Auswirkungen durch die Anwendung sozial nachhaltiger
Verfahren, darunter der Achtung der Menschenrechte wie der Rechte der Frau, und transparenter Geschifts-
methoden. Die Projekte sollten auch ein redliches Vorgehen sowie umfassende und faire Konsultationen mit den
einschligigen Interessentragern wie lokalen Gemeinschaften und indigenen Volkern gewihrleisten. Besondere
Aufmerksamkeit sollte der Achtung der Menschenrechte gewidmet werden, wenn ein Projekt mogliche
Umsiedlungen umfasst. Um Projekttrigern eine klare und effiziente Art und Weise zur Einhaltung dieses Kriteriums
zu bieten, sollte die Einhaltung der einschlagigen Rechtsvorschriften der Union bzw. des nationalen Rechts sowie
gegebenenfalls internationaler Normen, Leitlinien und Grundsitze oder die Teilnahme an einem nach dieser
Verordnung anerkannten Zertifizierungssystem sollte als ausreichend angesehen werden.

Im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip sollte die Kommission Tiefseebergbauprojekte nicht als strategische Projekte
anerkennen, bevor die Auswirkungen des Tiefseebergbaus auf die Meeresumwelt, die biologische Vielfalt und die
menschlichen Tatigkeiten hinreichend erforscht sind, die Risiken bekannt sind und mit Blick auf die Technologien
und Betriebsverfahren in der Lage sind nachzuweisen, dass die Umwelt nicht ernsthaft geschadigt wird.

Jeder Projekttrager eines strategischen Rohstoffprojekts sollte bei der Kommission die Anerkennung seines Projekts
als strategisches Projekt beantragen konnen. Der Antrag sollte einschligige Unterlagen und Nachweise im
Zusammenhang mit den Kriterien enthalten. Um die soziale, dkologische und wirtschaftliche Tragfihigkeit, die
Durchfithrbarkeit des Projekts und die Zuverldssigkeit der Schitzungen besser bewerten zu konnen, sollte der
Projekttriager auch eine Klassifizierung des Projekts gemdfl der Rahmenklassifikation der Vereinten Nationen fiir
Ressourcen vorlegen. Damit diese Klassifizierung objektiv validiert werden kann, sollte der Projekttrager sie mit
einschligigen Nachweisen belegen. Aulerdem sollte einem Antrag ein Zeitplan fiir das Projekt beigefiigt werden, um
abschdtzen zu konnen, wann das Projekt zu den Richtwerten fiir die Inlandskapazitit oder die Diversifizierung
beitragen konnte. Da die offentliche Akzeptanz von Bergbauprojekten fur ihre wirksame Umsetzung von
entscheidender Bedeutung ist, sollte der Projekttriger auch einen Plan vorlegen, der Manahmen zur Forderung der
offentlichen Akzeptanz enthalt. Besondere Aufmerksambkeit sollte den Sozialpartnern, der Zivilgesellschaft und den
Aufsichtsbehorden gelten. Der Projekttriger sollte auch einen Wirtschaftsplan vorlegen, der Informationen iiber die
finanzielle Tragfahigkeit des Projekts und einen Uberblick iiber die Finanzierung, die Eigentiimerstruktur und die
bereits abgeschlossenen Abnahmevereinbarungen sowie Schitzungen zur potenziellen Schaffung von Arbeitsplitzen
und zum Bedarf des Projekts an qualifizierten Arbeitskriften, einschlieSlich Weiterqualifizierung und Umschulung,
enthalt. Um das Antragsverfahren zu harmonisieren, sollte die Kommission eine einheitliche Vorlage fiir die Antrage
bereitstellen.

Antrige fur Projekte, die sich auf indigene Vélker auswirken konnten, sollten einen Plan mit Mafnahmen enthalten
fiir eine konstruktive Konsultation der betroffenen indigenen Volker, fiir die Vermeidung und Minimierung negativer
Auswirkungen auf diese indigenen Vélker und gegebenenfalls zu einer gerechten Entschddigung enthalten. Wenn
diese Konzepte durch das fiir das Projekt geltende nationale Recht abgedeckt sind, konnte der Plan stattdessen diese
Maflnahmen beschreiben. Fiir Projekte in Drittlindern, bei denen es um Gewinnung geht und die nicht unter die
Richtlinie 2006/21/EG des Europischen Parlaments und des Rates (°) fallen, sollte der Projekttrager auch einen Plan
zur Verbesserung des Umweltzustands der betroffenen Standorte nach Abschluss der Gewinnung vorlegen. Befindet
sich das Projekt in einem Schutzgebiet, sollte der Projekttrager technisch geeignete Alternativstandorte bewerten und
diese in einem Plan beschreiben, einschlieflich der Griinde, warum sie fiir den Standort des Projekts nicht als
geeignet erachtet werden.

Zur Strukturierung des Verfahrens sollte die Kommission eine offene Ausschreibung mit regelmifigen Stichtagen,
die den Sitzungsterminen des Ausschusses entsprechen, organisieren, damit Projekttrdger die Anerkennung ihrer
Projekte als strategische Projekte beantragen konnen. Um den Projekttragern Klarheit iiber ihre Antrige auf
Einstufung als strategisches Projekt zu verschaffen, sollte die Kommission eine Frist fur ihre Entscheidung tiber die
Einstufung eines Projekts als strategisches Projekt einhalten. Um besonders komplexen Fillen oder einer hohen Zahl
von Antrigen zu einem Stichtag Rechnung zu tragen, sollte die Kommission diese Frist einmal verldngern konnen.
Sie sollte dem Ausschuss ihre Bewertung vor seiner Sitzung mitteilen und die Stellungnahme des Ausschusses bei
ihrer Entscheidung tiber die Einstufung eines Projekts als strategisches Projekt beriicksichtigen.

Da die Zusammenarbeit des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet ein strategisches Projekt durchgefithrt wird,
erforderlich ist, um dessen fiir wirksame Durchfuhrung zu sorgen, sollte dieser Mitgliedstaat das Recht haben,
Einwiande gegen ein Projekt zu erheben und dadurch zu verhindern, dass ein Projekt gegen den Willen des
Mitgliedstaats den Status eines strategischen Projekts erhilt. In diesem Fall sollte der betreffende Mitgliedstaat seine
Ablehnung unter Bezugnahme auf die in dieser Verordnung vorgesehenen Kriterien begriinden. Ebenso sollte die

Richtlinie 2006/21/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mirz 2006 iiber die Bewirtschaftung von Abfllen aus
der mineralgewinnenden Industrie und zur Anderung der Richtlinie 2004/35/EG (ABL L 102 vom 11.4.2006, S. 15):

ELL http://data.curopa.cu/eli/reg/2024/1252/0j



DE

ABL L vom 3.5.2024

(23)

(24)

(25)

Union Projekten, die von einem Drittland gegen den Willen seiner Regierung durchgefithrt werden, den Status eines
strategischen Projekts nicht zuerkennen und daher davon absehen, wenn eine Regierung eines Drittlands Einwande
erhebt.

Um dem Missbrauch des Status als strategisches Projekt vorzubeugen, sollte die Kommission berechtigt sein, die
Anerkennung eines strategischen Projekts nach Konsultation des Ausschusses und des verantwortlichen
Projekttragers unter Angabe von Griinden zuriickzuziehen, wenn das strategische Projekt die Voraussetzungen
nicht mehr erfillt oder wenn die Anerkennung auf einem Antrag beruhte, der unrichtige Informationen enthielt, die
fur die Bewertung der Auswahlkriterien relevant waren. Um Langzeitinvestitionen anzuziehen und fiir rechtliche
Planungssicherheit zu sorgen, sollte im Falle von Aktualisierungen der Liste strategischer Rohstoffe in einem Anhang,
ein strategisches Projekt seinen Status fiir einen angemessenen Zeitraum nach der Zuriickziehung beibehalten
diirfen.

Angesichts ihrer Bedeutung fiir die Sicherung der Versorgung mit strategischen Rohstoffen und der Wahrung des
Funktionierens des Binnenmarkts sollten strategische Projekte als im offentlichen Interesse liegend betrachtet
werden. Die Sicherung der Versorgung mit strategischen Rohstoffen ist von entscheidender Bedeutung fiir den Erfolg
des griinen und des digitalen Wandels sowie fiir die Widerstandsfahigkeit der Verteidigungs- und Luft- und
Raumfahrtindustrie. Um zur Versorgungssicherheit bei strategischen Rohstoffen in der Union beizutragen, sollten die
Mitgliedstaaten eine Unterstiitzung in nationalen Genehmigungsverfahren mit dem Ziel vorsehen kénnen, um die
Durchfithrung strategischer Projekte im Einklang mit dem Unionsrecht zu beschleunigen.

Mit den nationalen Genehmigungsverfahren wird sichergestellt, dass Projekte im Bereich kritische Rohstoffe sicher
sind und den Umwelt-, Sozial- und Sicherheitsauflagen entsprechen. Im Umweltrecht der Union sind gemeinsame
Bedingungen fiir Inhalt des nationalen Genehmigungsverfahrens vorgesehen, wodurch fiir ein hohes Umwelt-
schutzniveau gesorgt und die nachhaltige Nutzung des Potenzials der Union entlang der Wertschopfungskette fiir
Rohstoffe ermoglicht wird. Die Anerkennung als strategisches Projekt sollte daher unbeschadet der fur die
betreffenden Projekte geltenden Genehmigungsbedingungen gelten, einschlielich der in der Richtlinie 2011/92/EU
des Europiischen Parlaments und des Rates (), der Richtlinie 92/43/EWG des Rates (%), der Richtlinie 2000/60/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates (°), der Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates ('), der Richtlinie 2004/35/EG des Europdischen Parlaments und des Rates ('), der Richtlinie 2009/147/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates (') und der Richtlinie 2006/21/EG festgelegten Bedingungen.

Gleichzeitig beeintrachtigen die Unvorhersehbarkeit, die Komplexitit und zuweilen tibermifig lange nationale
Genehmigungsverfahren die Investitionssicherheit, die fir die wirksame Entwicklung strategischer Rohstoffprojekte
erforderlich ist. Aufbau und Dauer eines Genehmigungsverfahrens fiir die einschligigen Projekte konnen sich
ebenfalls von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat stark unterscheiden. Um ihre wirksame Durchfithrung sicherzustellen
und zu beschleunigen, sollten die Mitgliedstaaten daher beschleunigte und verlissliche Genehmigungsverfahren fiir
strategische Projekte anwenden. Zu diesem Zweck sollten strategische Projekte auf nationaler Ebene Vorrangstatus
erhalten, um eine ziigige administrative Bearbeitung sicherzustellen und sie in allen Gerichts- und Streitbei-
legungsverfahren, die sie betreffen, mit hoher Dringlichkeit behandeln zu kénnen. Diese Verordnung sollte die
zustindigen Behorden nicht daran hindern, die Genehmigungen fur Projekte in der Wertschopfungskette fiir
kritische Rohstoffe, bei denen es sich nicht um strategische Projekte handelt, zu straffen.

Angesichts ihrer Rolle bei der Gewihrleistung der Versorgungssicherheit der Union bei strategischen Rohstoffen und
ihres Beitrags zur offenen strategischen Autonomie der Union und zum griinen und digitalen Wandel sollten
strategische Projekte von der zustindigen Genehmigungsbehorde als im offentlichen Interesse liegend betrachtet
werden. Es sollte moglich sein, strategische Projekte, die nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben, soweit sie
in den Anwendungsbereich der Richtlinien 2000/60/EG, 92/43/EWG oder 2009/147/EG oder von Gesetzgebungs-
akten uiber die Wiederherstellung von Land- Kiisten- und SiiSwasserokosystemen fallen, zu genehmigen, wenn die
zustindige Genehmigungsbehorde auf der Grundlage einer Einzelfallpriifung zu dem Schluss kommt, dass das
offentliche Interesse an dem Projekt diese Auswirkungen iiberwiegt, sofern alle in diesen Rechtsakten festgelegten
einschligigen Bedingungen erfullt sind. Bei der Einzelfallprifung sollte die geologische Besonderheit von
Abbaustitten gebithrend beriicksichtigt werden, die die Standortentscheidungen aufgrund fehlender Alternativ-
standorte einschrankt.

Richtlinie 2011/92/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 iiber die Umweltvertriglichkeits-
pritfung bei bestimmten offentlichen und privaten Projekten (ABL L 26 vom 28.1.2012, S. 1).

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdaume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

Richtlinie 2000/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens
fiir Maffnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABL. L 327 vom 22.12.2000, S. 1).

Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 iiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABL L 334 vom 17.12.2010, S. 17).

Richtlinie 2004/35/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 iiber Umwelthaftung zur Vermeidung und
Sanierung von Umweltschidden (ABL. L 143 vom 30.4.2004, S. 56).

Richtlinie 2009/147[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten (ABL. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).
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Um die Komplexitdt zu verringern und die Effizienz und Transparenz des Genehmigungsverfahrens zu erhohen,
sollten Projekttrager von Projekten im Bereich kritische Rohstoffe mit einer zentralen Anlaufstelle interagieren
konnen, die fir die Vereinfachung und Koordinierung des gesamten Genehmigungsverfahrens zustindig ist. Zu
diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten eine oder mehrere Anlaufstellen einrichten oder benennen, wobei
sicherzustellen ist, dass die Projekttriger nur mit einer einzigen zentralen Anlaufstelle interagieren miissen. Die
Entscheidung, ob eine zentrale Anlaufstelle auch eine Behorde ist, die Genehmigungsentscheidungen trifft, sollte den
Mitgliedstaaten iiberlassen bleiben. Um die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben sicherzustellen, sollten die
Mitgliedstaaten ihre zentralen Anlaufstellen mit ausreichend Personal und Mitteln ausstatten. Dariiber hinaus sollte
der Projekttriger die Moglichkeit haben, sich an eine zustindige Verwaltungsstelle innerhalb der zentralen
Anlaufstelle zu wenden, damit er einen erreichbaren Ansprechpartner hat.

Mitgliedstaaten sollten entscheiden konnen, ob sie unter Beriicksichtigung ihrer internen Organisation ihre zentralen
Anlaufstellen auf lokaler, regionaler oder nationaler Ebene oder auf einer anderen relevanten Verwaltungsebene
einrichten oder benennen. Dariiber hinaus sollten die Mitgliedstaaten auf der von ihnen gewahlten Verwaltungsebene
verschiedene zentrale Anlaufstellen einrichten oder benennen konnen, die sich ausschlieflich auf Projekte im Bereich
kritische Rohstoffe im Zusammenhang mit einer bestimmten Stufe der Wertschopfungskette, d. h. Gewinnung,
Verarbeitung oder Recycling, konzentrieren. Gleichzeitig sollte es den Projekttrigern moglich sein, die zentrale
Anlaufstelle, die fir ihr Projekt verantwortlich ist, problemlos zu ermitteln. Zu diesem Zweck sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in dem geografischen Gebiet, das der Verwaltungsebene entspricht, auf der sie ihre
zentrale Anlaufstelle eingerichtet oder benannt haben, nicht mehr als eine zentrale Anlaufstelle fiir jede einschlagige
Stufe der Wertschopfungskette zustindig ist. Da viele Projekte im Bereich kritische Rohstoffe mehr als eine Stufe der
Wertschopfungskette betreffen, sollten die Mitgliedstaaten zur Vermeidung von Verwirrung sicherstellen, dass
rechtzeitig eine zentrale Anlaufstelle fiir solche Projekte benannt wird.

Um Klarheit tiber den Genehmigungsstatus strategischer Projekte zu schaffen und die Wirksamkeit von moglichen
missbriuchlichen Rechtsstreitigkeiten zu begrenzen, ohne dabei eine wirksame gerichtliche Uberpriifung zu
gefihrden, sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Genehmigungs-
verfahren firr strategische Projekte ziigig beigelegt werden. Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen,
dass Antragsteller und Projekttriger Zugang zu einfachen Streitbeilegungsverfahren haben und dass strategische
Projekte in allen Gerichts- und Streitbeilegungsverfahren im Zusammenhang mit den Projekten mit Dringlichkeit
behandelt werden, und soweit das nationale Recht solche Dringlichkeitsverfahren vorsieht.

Die Verordnung (EU) 2018/1724 des Europdischen Parlaments und des Rates (**), mit der das einheitliche digitale
Zugangstor eingerichtet wurde, enthalt allgemeine Vorschriften fiir die Online-Bereitstellung von Informationen,
Verfahren und Hilfsdiensten, die fiir das Funktionieren des Binnenmarktes mafdgeblich sind, damit Biirger und
Unternehmen die Vorteile des Binnenmarkts unmittelbar nutzen kénnen, ohne durch unnétigen zusitzlichen
Verwaltungsaufwand belastet zu werden. Die Informationsanforderungen und -verfahren, die unter die vorliegende
Verordnung fallen, sollten den Anforderungen der Verordnung (EU) 20181724 entsprechen. Insbesondere sollte
sichergestellt werden, dass die Projekttrager eines strategischen Projekts im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 und
Anhang II der Verordnung (EU) 20181724 auf alle Verfahren im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren
vollstindig online zugreifen und diese auch auf diesem Wege abwickeln konnen.

Um Projekttragern und anderen Investoren die Sicherheit und Klarheit zu bieten, die erforderlich sind, um die
Entwicklung strategischer Projekte voranzutreiben, sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass das Genehmi-
gungsverfahren im Zusammenhang mit solchen Projekten die festgelegten Fristen nicht iiberschreitet. Bei
strategischen Projekten, die nur die Verarbeitung oder das Recycling umfassen, sollte die Dauer des
Genehmigungsverfahrens 15 Monate nicht iiberschreiten. Bei strategischen Projekten, die die Gewinnung umfassen,
sollte die Dauer des Genehmigungsverfahrens unter Beriicksichtigung der Komplexitit und des Umfangs der
potenziellen Auswirkungen 27 Monate nicht iiberschreiten. Die Erstellung des Berichts iiber die Umweltvertriglich-
keitspriifung gemif$ der Richtlinie 2011/92/EU liegt jedoch in der Verantwortung des Projekttrigers und sollte nicht
Teil der Fristen sein, an die die Mitgliedstaaten gebunden sind. Zu diesem Zweck sollte die zentrale Anlaufstelle das
Datum mitteilen, bis zu dem der Projekttrager den Bericht iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung vorlegen muss,
und der Zeitraum zwischen diesem mitgeteilten Termin und der tatsichlichen Vorlage des Berichts sollte nicht auf
den Zeitplan angerechnet werden. Derselbe Grundsatz sollte gelten, wenn die zentrale Anlaufstelle nach den
erforderlichen Konsultationen dem Projekttrager mitteilt, dass er zusitzliche Informationen zur Vervollstindigung
des Berichts iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung vorlegen kann. In Ausnahmefillen, die mit der Art, der
Komplexitit, des Standorts oder des Umfangs des vorgeschlagenen Projekts zusammenhingen, sollten die
Mitgliedstaaten die Moglichkeit haben, die Fristen zu verldngern. Solche Ausnahmefille konnen unvorhergesehene
Umstinde umfassen, die dazu fithren, dass Umweltpriifungen im Zusammenhang mit dem Projekt erginzt oder
abgeschlossen werden miissen.

Verordnung (EU) 2018/1724 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober 2018 iiber die Einrichtung eines
einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlosungsdiensten und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABL. L 295 vom 21.11.2018, S. 1).
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Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die zustdndigen Genehmigungsbehorden tiber ausreichende Ressourcen
und Personal verfiigen, damit sie die ihnen auferlegten Fristen wirksam einhalten kénnen. Mit Hilfe des Instruments
fur technische Unterstiitzung, das durch die Verordnung (EU) 2021/240 des Europdischen Parlaments und des
Rates (%) eingerichtet wurde, sollte die Kommission die Mitgliedstaaten auf deren Ersuchen bei der Konzeption,
Entwicklung und Durchfithrung von Reformen, einschlieflich des Ausbaus der Verwaltungskapazititen im
Zusammenhang mit dem nationalen Genehmigungsverfahren, wie zum Beispiel der zentralen Anlaufstelle,
unterstiitzen.

Die nach Unionsrecht erforderlichen Umweltpriifungen und -genchmigungen, auch in Bezug auf Wasser, Boden,
Lebensrdaume und Vogel, sind integraler Bestandteil des Genehmigungsverfahrens fiir ein Rohstoffprojekt und eine
wesentliche Garantie, damit negative Umweltauswirkungen vermieden oder minimiert werden. Um jedoch
sicherzustellen, dass das Genehmigungsverfahren fiir strategische Projekte vorhersehbar und fristgerecht ist, sollte
jegliches Potenzial zur Straffung der erforderlichen Bewertungen und Genehmigungen ausgeschopft werden, ohne
das Umweltschutzniveau oder die Bewertungsqualitit zu senken. Zu diesem Zweck sollten die erforderlichen
Bewertungen im Rahmen eines gemeinsamen oder koordinierten Verfahrens gebiindelt werden, um unnotige
Uberschneidungen zu vermeiden. Dariiber hinaus sollten die Projekttriger und die zustindigen Behdrden den
Umfang der gebiindelten Bewertung ausdriicklich vereinbaren, bevor diese durchgefithrt wird, um unnétige
Folgemaflnahmen zu vermeiden. Schlielich sollten die Projekttriger in der Lage sein, fir die Zwecke dieses
gemeinsamen oder koordinierten Verfahrens mit einer einzigen Behorde zu interagieren.

Landnutzungskonflikte konnen Hindernisse fiir die Entwicklung von Projekten fiir kritische Rohstoffe schaffen. Gut
konzipierte Pline, einschlieflich Raumordnungs- und Flichenwidmungsplinen, die dem Potenzial fir die
Durchfithrung von Projekten fur kritische Rohstoffe Rechnung tragen und deren potenzielle Umweltauswirkungen
bewertet werden, konnen dazu beitragen, ein Gleichgewicht zwischen offentlichen Giitern und Interessen
herzustellen, das Konfliktrisiko zu verringern und die nachhaltige Entwicklung von Projekten im Bereich kritische
Rohstoffe in der Union zu beschleunigen. Die zustindigen nationalen, regionalen und lokalen Behorden sollten
daher bei der Ausarbeitung einschldgiger Pline die Aufnahme von Bestimmungen fiir Projekte im Bereich kritische
Rohstoffe in Erwigung ziehen. Dies gilt unbeschadet der geltenden Anforderungen hinsichtlich der Bewertung von
potenziellen Umweltauswirkungen solcher Pline und der erforderlichen Qualitit solcher Bewertungen.

Innerhalb der Union begegnen Projekte im Bereich kritische Rohstoffe hiufig Schwierigkeiten beim Zugang zu
Finanzmitteln. Die Markte fur kritische Rohstoffe sind oftmals durch hohe Preisschwankungen, lange Vorlaufzeiten,
hohe Konzentration und Undurchsichtigkeit gekennzeichnet. Dariiber hinaus erfordert die Finanzierung des Sektors
ein hohes Mafs an Fachwissen, das bei den Finanzinstituten hiufig nicht vorhanden ist. Um diese Faktoren zu
tiberwinden und zu einer stabilen und zuverldssigen Versorgung mit strategischen Rohstoffen beizutragen, sollten
die Mitgliedstaaten und die Kommission beim Zugang zu Finanzmitteln und administrativer Unterstiitzung behilflich
sein.

Eine solide europiische Wertschopfungskette ist notwendig, um fiir Versorgungssicherheit zu sorgen und das
Funktionieren des Binnenmarktes zu sichern; eine Steigerung der Kapazititen kann nur mit angemessenen
finanziellen Mitteln erreicht werden, von denen ein Teil aus vorhandenen Unionsfonds stammen konnte. Die Projekte
im Bereich kritische Rohstoffe, einschlieflich strategischer Projekte, konnten fiir eine Unterstiitzung aus solchen
Fonds in Betracht kommen, wenn die Anforderungen der entsprechenden Programme erfiillt werden, etwa in Bezug
auf die geografische Lage, die Umwelt oder ihren Beitrag zur Innovation. Zu den einschldgigen Fonds gehoren
kohisionspolitische Programme wie der Europiische Fonds fur regionale Entwicklung, der durch die Verordnung
(EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates (*°) eingerichtet wurde, der KMU durch die Gewihrung
von Zuschiissen zur Forderung des regionalen Zusammenhalts in die Lage versetzen kann, innovative Projekte zu
entwickeln, etwa im Zusammenhang mit der Senkung des Energieverbrauchs bei der Verarbeitung von Rohstoffen.
Der Fonds fiir einen gerechten Ubergang, der durch die Verordnung (EU) 2021/1056 des Europdischen Parlaments
und des Rates (%) eingerichtet wurde, konnte auch zur Unterstiitzung solcher Arten von Projekten verwendet
werden, soweit sie dazu beitragen, die sozialen und wirtschaftlichen Kosten des griinen Wandels zu senken. Dariiber
hinaus kann die Aufbau- und Resilienzfazilitit, die durch die Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen
Parlaments und des Rates (') eingerichtet wurde, insbesondere das Kapitel zu RePowerEU, das sich auf
Energieversorgungssicherheit und die Diversifizierung der Energieversorgung konzentriert, konnte mobilisiert
werden, um Projekte zu unterstiitzen, die beispielsweise mit dem Recycling oder der Riickgewinnung von Rohstoffen

Verordnung (EU) 2021/240 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 10. Februar 2021 zur Schaffung eines Instruments fiir
technische Unterstiitzung (ABL. L 57 vom 18.2.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 iiber den Europiischen Fonds fiir
regionale Entwicklung und den Kohasionsfonds (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).

Verordnung (EU) 2021/1056 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Fonds fiir einen
gerechten Ubergang (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt (ABL L 57 vom 18.2.2021, S. 17).
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in Zusammenhang stehen. Aus dem Innovationsfonds, der durch die Richtlinie 2003/87/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates (%) eingerichtet wurde, der insbesondere darauf abzielt, die Einfihrung sauberer und
innovativer Technologien auf dem Markt voranzutreiben, konnen unter Anderem Zuschiisse fiir die Entwicklung von
Recyclingkapazititen fiir Rohstoffe im Zusammenhang mit CO,-armen Technologien bereitgestellt werden.
Fernerhin sei auf InvestEU, das durch die Verordnung (EU) 2021/523 des Europdischen Parlaments und des Rates (**)
eingerichtet wurde, verwiesen, das als Leitprogramm der Union zur Forderung von Investitionen, insbesondere im
Hinblick auf den griinen und den digitalen Wandel, dient, wozu Finanzmittel und technische Hilfe zur Verfugung
gestellt werden. Durch den Einsatz von Mischfinanzierungsmechanismen tragt InvestEU dazu bei, zusitzliches
offentliches und privates Kapital zu mobilisieren. Die Kommission wird mit den Durchfithrungspartnern im Rahmen
von InvestEU zusammenarbeiten, um die Forderung von einschldgigen Projekten und entsprechende Investitionen
im Einklang mit den in der Verordnung (EU) 2021/523 festgelegten gemeinsamen Zielen und im Einklang mit dieser
Verordnung auszuweiten. Schlieflich konnten Projekte in Drittlindern, die zur Diversifizierung der Versorgung der
Union beitragen, durch einschldgige Fonds wie das Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und
internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt und den Europiischen Fonds fiir nachhaltige Entwicklung
plus unterstiitzt werden, der durch die Verordnung (EU) 2021/947 des Europdischen Parlaments und des Rates (*)
eingerichtet wurde.

Um die Grenzen der derzeit oft fragmentierten 6ffentlichen und privaten Investitionsanstrengungen zu tiberwinden,
die Integration zu erleichtern und die Kapitalrendite zu erh6hen, sollten die Kommission, die Mitgliedstaaten und die
Forderbanken die bestehenden Finanzierungsprogramme auf Unionsebene und auf nationaler Ebene besser
koordinieren und Synergieeffekte schaffen sowie fuir eine bessere Koordinierung und Zusammenarbeit mit der
Industrie und wichtigen Akteuren des Privatsektors sorgen. Zu diesem Zweck sollte eine spezielle Untergruppe des
Ausschusses eingerichtet werden, der Sachverstindige aus den Mitgliedstaaten und der Kommission sowie
einschldgige offentliche Finanzinstitute angehoren. Diese Untergruppe sollte den individuellen Finanzierungsbedarf
strategischer Projekte und deren bestehende Finanzierungsmoglichkeiten erdrtern, um den Projekttrigern einen
Vorschlag dazu zu unterbreiten, wie sie am besten auf bestehende Finanzierungsmoglichkeiten zugreifen konnen. Bei
der Erorterung und Abgabe von Empfehlungen fiir die Finanzierung strategischer Projekte in Drittlindern sollte der
Ausschuss insbesondere die Strategie ,Global Gateway“ beriicksichtigen, die in der gemeinsamen Mitteilung der
Kommission und des Hohen Vertreters der Union fur Auffen- und Sicherheitspolitik vom 1. Dezember 2021 mit
dem Titel ,The Global Gateway* dargelegt ist.

Private Investitionen von Unternehmen, Finanzinvestoren und Abnehmern sind von entscheidender Bedeutung.
Reichen private Investitionen allein nicht aus, kann die wirksame Umsetzung von Projekten entlang der
Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe eine offentliche Unterstiitzung erfordern, z. B. in Form von Garantien,
Darlehen oder Eigenkapital- und Quasi-Figenkapitalinvestitionen. Diese offentliche Unterstiitzung kann eine
staatliche Beihilfe darstellen. Die staatliche Beihilfe sollte einen Anreizeffekt haben sowie erforderlich, geeignet und
verhdltnismafig sein. Die bestehenden Leitlinien fiir staatliche Beihilfen, die kiirzlich im Einklang mit den Zielen des
griinen und des digitalen Wandels einer eingehenden Uberarbeitung unterzogen wurden, bieten unter bestimmten
Voraussetzungen zahlreiche Moglichkeiten zur Forderung von Investitionen entlang der Wertschopfungskette fiir
kritische Rohstoffe.

Die offentliche Unterstiitzung wird genutzt, um bestimmte ermittelte Marktversagen oder suboptimale Investitions-
bedingungen auf verhiltnismifSige Weise auszugleichen, wobei die Mafinahmen private Finanzierung weder
duplizieren oder verdringen noch den Wettbewerb im Binnenmarkt verfilschen sollten. Die Mafinahmen sollten
einen klaren Mehrwert fiir die Union aufweisen.

Die schwankenden Preise fiir mehrere strategische Rohstoffe, die durch begrenzte Mittel zu ihrer Absicherung auf
Terminmarkten noch verschirft werden, stellen ein Hindernis sowohl fiir Projekttrager bei der Sicherung der
Finanzierung fiir Projekte im Zusammenhang mit strategischen Rohstoffen als auch fur nachgelagerte Verbraucher
dar, die stabile und vorhersehbare Preise fuir wichtige Inputs sichern wollen. In dem Bemiihen, die Unsicherheit tiber
die kiinftigen Preise fiir strategische Rohstoffe zu verringern und dadurch das Versorgungsrisiko zu begrenzen, um
das Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen, ist es notwendig, ein System einzurichten, das es sowohl den
interessierten Abnehmern als auch den Tragern strategischer Projekte ermoglicht, ihre Kauf- oder Verkaufsangebote
anzugeben und mit ihnen in Kontakt zu treten, wenn ihre jeweiligen Angebote moglicherweise miteinander
vereinbar sind.

Richtlinie 2003/87/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 iiber ein System fiir den Handel mit

Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur Anderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABL. L 275 vom 25.10.2003,
S. 32).

Verordnung (EU) 2021/523 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. Marz 2021 zur Einrichtung des Programms
JnvestEU* und zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABL L 107 vom 26.3.2021, S. 30).

Verordnung (EU) 2021/947 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur Schaffung des Instruments fir
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt, zur Anderung und
Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Verordnung (EU)
2017/1601 des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 480/2009 des Rates) (ABL L 209
vom 14.6.2021, S. 1).
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(42)  Das vorhandene Wissen und die Kartierung des Rohstoffvorkommens in der Union wurden zu einem Zeitpunkt
entwickelt, zu dem die Versorgung mit kritischen Rohstoffen fur die Entwicklung strategischer Technologien keine
Prioritit darstellte. Ein Mangel an aktuellen geologischen Informationen tiber kritische Rohstoffe in der Union
konnte die Entwicklung von Forderprojekten beeintrichtigen und damit die Anstrengungen zur Minderung des
Versorgungsrisikos und zur Sicherstellung des Funktionierens des Binnenmarktes schmilern. Um Informationen
tiber Vorkommen kritischer Rohstoffe zu erhalten und zu aktualisieren, sollten die Mitgliedstaaten, soweit dies
aufgrund der geologischen Gegebenheiten zweckmifig ist, nationale Kartierungsprogramme fir die allgemeine
Exploration kritischer Rohstoffe und der wichtigsten Minerale, die zusammen mit ihnen gewonnen werden,
aufstellen. Dies sollte Mafinahmen wie geologische Kartierung, geochemische Kampagnen, geowissenschaftliche
Erhebungen sowie die Aufbereitung bestehender geowissenschaftlicher Datensitze umfassen. Dadurch erhoht sich
die Wahrscheinlichkeit, dass neue Lagerstitten ermittelt werden, was wiederum Investitionen in die Exploration
ankurbeln diirfte. Bei den Explorationsprogrammen sollte auch der Einsatz neuartiger Explorationstechniken in
Betracht gezogen werden, mit deren Hilfe Vorkommen in groferer Tiefe als mit herkdmmlichen Techniken ermittelt
werden konnen. Um die Entwicklung von Gewinnungsprojekten zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten
bestimmte im Rahmen ihres jeweiligen nationalen Explorationsprogramms gewonnenen Basisinformationen,
gegebenenfalls unter Verwendung des durch die Richtlinie 2007/2/EG des Européischen Parlaments und des
Rates (*!) geschaffenen Rahmens der Geodateninfrastruktur, offentlich zuginglich machen und detaillierte
Informationen auf Anfrage zur Verfiigung stellen. Die Kommission sollte Leitlinien herausgeben kénnen, um ein
harmonisiertes Format der Explorationsprogramme zu begiinstigen.

(43)  Aus der Erdbeobachtung abgeleitete Weltraumdaten und -dienste konnen die Bemithungen um nachhaltige
Wertschopfungsketten fiir kritische Rohstoffe unterstiitzen, indem sie einen kontinuierlichen Informationsfluss
ermoglichen, der fiir Titigkeiten wie die Uberwachung und Verwaltung von Bergbaugebieten, die Bewertung der
okologischen und soziodkonomischen Auswirkungen oder die Exploration mineralischer Ressourcen von Nutzen
sein konnte. Da die Erdbeobachtung auch Daten tiber entlegene und schwer zugdngliche Gebiete liefern kann, sollten
sie von den Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung und Durchfithrung ihrer nationalen Explorationsprogramme so
weit wie moglich beriicksichtigt werden.

(44)  Obwohl die Stirkung der Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe in der Union erforderlich ist, um die
Versorgungssicherheit zu erhohen, werden die Lieferketten fiir kritische Rohstoffe global bleiben und externen
Faktoren ausgesetzt sein. Jiingste oder noch andauernde Ereignisse, die von der COVID-19-Krise bis hin zur
unprovozierten und ungerechtfertigten militarischen Aggression gegen die Ukraine reichen, haben die Anfilligkeit
einiger Lieferketten der Union fiir Unterbrechungen deutlich gemacht. Damit die Industrien der Union und der
Mitgliedstaaten Versorgungsunterbrechungen antizipieren kénnen und darauf vorbereitet sind, ihren Folgen
standzuhalten, sollten Mafinahmen ausgearbeitet werden, um die Uberwachungskapazititen zu stirken, strategische
Vorrite zu koordinieren und die Bereitschaft der Unternehmen zu verbessern.

(45 Die Mitgliedstaaten verfiigen nicht tiber die gleichen Kapazititen in Bezug auf Risikobewusstsein und -vorsorge, und
nicht alle Mitgliedstaaten haben spezielle Strukturen entwickelt, die die Lieferketten kritischer Rohstoffe tiberwachen
und Unternehmen iiber potenzielle Risiken von Versorgungsunterbrechungen informieren kénnen. Auch wenn
einige Unternehmen in die Uberwachung ihrer Lieferketten investiert haben, fehlen anderen die Kapazititen dafiir.
Angesichts der globalen Dimension der Lieferketten fiir kritische Rohstoffe und ihrer Komplexitit sollte die
Kommission daher ein spezielles Monitoring-Dashboard ausarbeiten, das die Risiken der Versorgung mit kritischen
Rohstoffen bewertet, und sicherstellen, dass die erhobenen Informationen fiir Behorden und private Akteure
verfiigbar sind, um so die Synergieeffekte zwischen Mitgliedstaaten zu erhohen. Damit die Wertschopfungsketten der
Union ausreichend auf mogliche Versorgungsunterbrechungen vorbereitet sind, die zu Wettbewerbsverzerrungen
und einer Fragmentierung des Binnenmarktes fithren konnen, etwa durch geopolitische Konflikte hervorgerufene
Unterbrechungen, sollte die Kommission Stresstests durchfithren, um die Anfilligkeit der Lieferketten fiir strategische
Rohstoffe und ihre Gefdhrdung durch Versorgungsrisiken zu bewerten. Die Mitgliedstaaten sollten dazu beitragen,
indem sie nach Moglichkeit solche Stresstests iiber ihre nationalen Versorgungs- und Informationsstellen fir
kritische Rohstoffe durchfithren. Der Ausschuss sollte fiir die Koordinierung der Durchfithrung der Stresstests durch
die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen. Wenn kein Mitgliedstaat in der Lage ist, einen vorgeschriebenen
Stresstest fiir einen bestimmten strategischen Rohstoff durchzufithren, sollte die Kommission diesen selbst
durchfiithren. Die Kommission sollte auch maogliche Strategien vorschlagen, die von den Behérden und privaten
Akteuren zur Minderung von Versorgungsrisiken ergriffen werden konnen, z. B. die strategische Bevorratung oder
die weitere Diversifizierung ihrer Versorgung. Um die fiir die Durchfiihrung der Uberwachungs- und Stresstests
erforderlichen Informationen zu sammeln, sollte sich die Kommission mit der einschldgigen stindigen Untergruppe
des Ausschusses abstimmen, und die Mitgliedstaaten sollten wichtige Marktteilnehmer ermitteln und tiberwachen.

(46)  Strategische Vorrite sind ein wichtiges Instrument zur Abfederung von Versorgungsunterbrechungen, insbesondere
bei kritischen Rohstoffen. Obwohl das vorgeschlagene Notfallinstrument fur den Binnenmarkt, wie von der
Kommission vorgeschlagen, die mogliche Entwicklung solcher Vorrite im Falle der Aktivierung des Uber-
wachungsmodus fiir den Binnenmarkt ermdéglichen wiirde, sind die Mitgliedstaaten und Unternehmen nicht
verpflichtet, ihre strategischen Vorrite vor einer Versorgungsunterbrechung aufzubauen. Dariiber hinaus gibt es in

(*)  Richtlinie 2007/2[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Mérz 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur in
der Europdischen Gemeinschaft (INSPIRE) (ABL. L 108 vom 25.4.2007, S. 1).
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der gesamten Union keinen Koordinierungsmechanismus, der die Entwicklung einer gemeinsamen Bewertung und
einer Analyse potenzieller Uberschneidungen und Synergieeffekte erméglicht. Daher sollten die Mitgliedstaaten der
Kommission in einem ersten Schritt und unter Beriicksichtigung des derzeitigen Mangels an einschldgigen
Informationen Daten zu etwaigen strategischen Vorriten iibermitteln und, sofern vorhanden, angeben, ob sie von
Behorden oder von Wirtschaftsakteuren im Namen der Mitgliedstaaten bewirtschaftet werden. Diese Daten sollten
den Umfang der je strategischem Rohstoff verfiigbarem Vorrat in aggregierter Form, die voraussichtlichen Vorrate
strategischer Rohstoffe und die fur diese Vorrite geltenden Vorschriften und Verfahren umfassen. Jede Anfrage sollte
verhaltnismdRig sein, den Kosten und dem Aufwand, die fiir die Bereitstellung der Daten erforderlich sind, sowie
ihren Auswirkungen auf die nationale Sicherheit Rechnung tragen und sollte angemessene Fristen fiir die
Bereitstellung der angeforderten Informationen festlegen. Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit haben
Informationen {iber die strategischen Vorrite der Wirtschaftsbeteiligten in die Analyse einzubeziehen, wenngleich es
sich dabei nicht um ein Auskunftsersuchen handelt. Die Kommission sollte die Daten sicher verarbeiten und nur
aggregierte Informationen veroffentlichen. In einem zweiten Schritt sollte die Kommission auf der Grundlage der
eingeholten Informationen einen Entwurf fiir einen Richtwert fiir das, was als sicheres Niveau der Unionsvorrite
angesehen werden sollte, ausarbeiten, wobei der jahrliche Gesamtverbrauch der Union an den betreffenden
strategischen Rohstoffen zu beriicksichtigen ist. Auf der Grundlage eines Vergleichs zwischen bestehenden
strategischen Vorrdten und dem Gesamtniveau strategischer Vorrdte fir strategische Rohstoffe in der gesamten
Union sollte der Ausschuss dann in der Lage sein, im Einvernehmen mit der Kommission unverbindliche
Stellungnahmen gegeniiber den Mitgliedstaaten zu der Frage abzugeben, wie die Konvergenz verbessert werden
kann, und sie zum Aufbau ihrer strategischen Vorrite zu ermutigen. Dabei sollte der Ausschuss priifen, ob Anreize
fur die Entwicklung strategischer Vorrate durch private oder offentliche Betreiber, die strategische Rohstoffe
verwenden, beibehalten werden miissen.

Um eine weitere Koordinierung zu fordern, sollte die Kommission dafiir sorgen, dass die Mitgliedstaaten im Vorfeld
ihrer Teilnahme an internationalen Foren, in denen solche strategischen Vorrite erortert werden konnen, konsultiert
werden insbesondere iiber die spezielle stindige Untergruppe des Ausschusses. Um die Komplementaritit zwischen
dieser Verordnung und anderen horizontalen oder themenspezifischen Instrumenten zu erhéhen, sollte die
Kommission sicherstellen, dass die gesammelten und aggregierten Informationen an Uberwachungs- oder
Krisenmanagementmechanismen weitergegeben werden, wie an die vorgeschlagene Beratungsgruppe des Notfall-
instruments fiir den Binnenmarkt, den durch die Verordnung (EU) 2023/1781 des Europdischen Parlaments und
des Rates (*) eingerichteten Europdischen Halbleiter-Ausschuss, den durch Beschluss 2021/C 393 /02 der
Kommission (**) eingerichteten HERA-Board oder den durch die Verordnung (EU) 2022/2372 des Rates (*¥)
eingerichteten Ausschuss fiir Gesundheitskrisen.

Damit sie ausreichend auf Versorgungsunterbrechungen vorbereitet sind, sollten grofe Unternehmen, die
strategische Technologien in der Union herstellen und strategische Rohstoffe verwenden, eine Risikobewertung
ihrer Lieferketten durchfithren. Dadurch wird sichergestellt, dass sie den Versorgungsrisiken bei strategischen
Rohstoffen Rechnung tragen und soweit erforderlich geeignete Abhilfestrategien entwickeln, um im Falle einer
Versorgungsunterbrechung besser vorbereitet zu sein. Solche grofen Unternchmen sollten im Rahmen dieser
Risikobewertung die Herkunft ihrer strategischen Rohstoffe erfassen, die Faktoren analysieren, die sich auf ihre
Versorgung auswirken konnten, und ihre Anfilligkeit fiir Versorgungsunterbrechungen bewerten. Falls Schwach-
stellen festgestellt werden, sollten die ermittelten grofSen Unternehmen Anstrengungen unternehmen, um diese zu
mindern. Diese Risikobewertung sollte sich auf Daten stiitzen, die die Unternehmen von ihren Lieferanten erhalten,
und, falls solche Daten nicht verfiigbar sind, sollte sie sich, soweit dies moglich ist, auf Daten stiitzen, die 6ffentlich
zuginglich sind oder von der Kommission veroffentlicht werden. Die Mitgliedstaaten sollten verlangen konnen, dass
ein Bericht tiber diese Risikobewertung dem Leitungsorgan der Gesellschaften tibermittelt wird. Um dem
notwendigen Schutz von Betriebs- und Geschiftsgeheimnissen Rechnung zu tragen und die Offenlegung von
Schwachstellen in Unternehmen zu begrenzen, sollte dieser Bericht nicht veréffentlicht werden. Diese MaSnahmen
sollten dazu fithren, dass zusitzliche Uberlegungen zu den Kosten potenzieller Versorgungsunterbrechungen
angestellt werden, ohne dass konkrete Abhilfestrategien vorgeschrieben werden.

Viele Mirkte fur strategische Rohstoffe sind nicht vollstindig transparent und konzentrieren sich auf die
Angebotsseite, was die Verhandlungsmacht der Verkdufer stirkt und die Preise fiir die Kaufer erhoht. Um zu
niedrigeren Preisen fiir in der Union niedergelassene Unternehmen beizutragen, sollte die Kommission ein System
einrichten, mit dem die Nachfrage interessierter Kdufer aggregiert werden kann. Um unverhiltnismiRige
Auswirkungen auf den Wettbewerb im Binnenmarkt zu verhindern, sollte die Kommission in Absprache mit
Ausschuss eine Bewertung der Auswirkungen des Systems auf den Markt fiir jeden dem System hinzugefiigten
strategischen Rohstoff vornehmen. Bei der Entwicklung eines solchen Systems sollte die Kommission die

Verordnung (EU) 2023/1781 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 zur Schaffung eines Rahmens
fir MaRnahmen zur Stirkung des europiischen Halbleiter-Okosystems und zur Anderung der Verordnung (EU) 2021/694
(Chip-Gesetz) (ABL. L 229 vom 18.9.2023, S. 1).

Beschluss der Kommission 2021/C 393 1/02 vom 16. September 2021 zur Einrichtung der Behorde fiir die Krisenvorsorge und
-reaktion bei gesundheitlichen Notlagen (HERA) (ABL C 393 I vom 29.9.2021, S. 3).

Verordnung (EU) 20222372 des Rates vom 24. Oktober 2022 iiber einen Rahmen zur Gewdahrleistung der Bereitstellung von
krisenrelevanten medizinischen Gegenmafinahmen im Falle der gesundheitlichen Notlage auf Unionsebene (ABL L 314 vom
6.12.2022, S. 64).
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Erfahrungen beriicksichtigen, die bei dhnlichen Bemiihungen, insbesondere bei der gemeinsamen Beschaffung von
Gas gemif$ der Verordnung (EU) 2022/2576 des Rates (*°), gesammelt wurden. Alle Mafnahmen im Rahmen dieses
Mechanismus sollten mit dem Wettbewerbsrecht der Union vereinbar sein.

(50)  Die in dieser Verordnung enthaltenen Bestimmungen iiber die Uberwachung und die strategischen Vorrite fithren
nicht zu einer Harmonisierung der einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften und ersetzen nicht die
bestehenden Mechanismen. Die Anreize zur Uberwachung und Risikovorsorge sollten mit dem Unionsrecht im
Einklang stehen. Gesetzgebungsakte der Union, wie der Vorschlag fir ein Notfallinstrument fiir den Binnenmarke,
der darauf abzielt, Krisen, die das Funktionieren des Binnenmarkts beeintrichtigen, zu antizipieren, abzumildern und
auf sie zu reagieren, oder die Verordnung (EU) 2022/2372 kénnen fiir kritische und strategische Rohstoffe im Falle
einer Krise oder einer Bedrohung gelten, soweit diese kritischen Rohstoffe in den Anwendungsbereich dieser
Rechtsakte fallen. Die Komplementaritit und Kohdrenz zwischen dieser Verordnung und den Kriseninstrumenten
der Union sollten seitens der Kommission durch den Informationsaustausch zwischen den einschlidgigen Beratungs-
und Leitungsgremien, die im Zuge dieser Rechtsakte eingerichtet wurden, sichergestellt werden.

(51)  Bei den wichtigsten kritischen Rohstoffen handelt es sich um Metalle, die grundsitzlich unendlich oft rezykliert
werden konnen, wenn auch manchmal in nachlassender Qualitit. Dadurch bietet sich die Chance im Rahmen des
griinen Wandels zu einer echten Kreislaufwirtschaft iiberzugehen und gleichzeitig die Verfugbarkeit kritischer
Rohstoffe zu erhohen und so zur Versorgungssicherheit beizutragen. Nach einer anfinglichen Phase des raschen
Anstiegs der Nachfrage nach kritischen Rohstoffen fiir neue Technologien, in der die primire Gewinnung und
Verarbeitung noch die vorherrschende Quelle darstellen wird, diirfte das Recycling zunehmend den Bedarf an
primirer Gewinnung und die damit verbundenen Auswirkungen verringern. Dies sollte unter Beibehaltung eines
hohen Niveaus der Recyclingkapazititen der Union mittels eines starken Marktes fur kritische Sekundirrohstoffe
geschehen. Heutzutage sind die Recyclingquoten der meisten kritischen Rohstoffe jedoch niedrig, da Strome von
Abfall wie Batterien, Elektro- und Elektronikgerite und Fahrzeuge zum Recycling in Drittlinder geleitet werden.
Recyclingsysteme und -technologien sind hiufig nicht auf die Besonderheiten dieser Rohstoffe abgestimmt.
Innovation spielt eine wichtige Rolle bei der Verringerung des Bedarfs an kritischen Rohstoffen, der Verringerung des
Risikos von Versorgungsengpéssen und der Entwicklung von Recyclingtechnologien, mit denen kritische Rohstoffe
sachgerecht und sicher aus Abfillen extrahiert werden konnen. Daher ist ein rasches Handeln erforderlich, um die
verschiedenen Faktoren, die das Potenzial der Kreislaufwirtschaft hemmen, zu beseitigen.

(52) Die Mitgliedstaaten behalten wichtige Zustindigkeiten im Bereich der Kreislaufwirtschaft, z. B. im Bereich der
Abfallsammlung und Abfallbehandlungssysteme. Diese Zustindigkeiten sollten genutzt werden, um die Sammel-
und Recyclingquoten fiir Abfallstrome mit hohem Potenzial fiir die Verwertung kritischer Rohstoffe, einschlie€lich
Elektronikabfille, zu erhohen, indem beispielsweise finanzielle Anreize wie Rabatte, monetire Verglitungen oder
Pfandsysteme genutzt werden, wobei die Integritit des Binnenmarkts zu wahren ist. Um die Verwendung von
kritischen Sekundirrohstoffen zu erhohen, konnte dies auch differenzierte Gebithren im Zusammenhang mit der
Herstellerverantwortung beinhalten, sofern solche Gebiihren im nationalen Recht existieren, um Produkte mit einem
groReren Anteil an kritischen Sekundirrohstoffen zu begiinstigen, die aus in Ubereinstimmung mit den im
Unionsrecht festgelegten Umweltnormen rezyklierten Abfillen gewonnen wurden. Diese kritischen Sekundir-
rohstoffe, die aus Abfillen gewonnen werden, sollten die Verwertung gemiff den Normen von Drittlindern
umfassen, die einen gleichwertigen Schutz wie die Normen der Union bieten. Die Behorden der Mitgliedstaaten
sollten auch als Kaufer kritischer Rohstoffe und von Produkten, die diese enthalten, einen gewissen Einfluss ausiiben,
und nationale Forschungs- und Innovationsprogramme stellen erhebliche Ressourcen zur Verfiigung, um den
Wissens- und Technologiestand im Hinblick auf die Kreislauffahigkeit kritischer Rohstoffe sowie die Materialeffizienz
zu verbessern. SchliefSlich sollten die Mitgliedstaaten die Verwertung kritischer Rohstoffe aus mineralischen Abfillen
fordern, indem sie die Verfiigbarkeit von Informationen verbessern und rechtliche, wirtschaftliche und technische
Hindernisse beseitigen. Eine mogliche Losung, die die Mitgliedstaaten priifen sollten, sind Mechanismen zur
Risikoteilung zwischen den Betreibern und den Mitgliedstaaten, um die Verwertung aus geschlossenen
Abfallentsorgungseinrichtungen zu fordern. Der Ausschuss sollte auch den Austausch tiber bewidhrte Verfahren
zwischen den Mitgliedstaaten zu der Gestaltung und Durchfithrung ihrer nationalen Programme erleichtern.

(53)  Viele Regionen in der Union haben eine lange Geschichte der Rohstoffgewinnung und verfiigen daher tber
erhebliche Mengen an mineralischen Abfillen in stillgelegten Entsorgungseinrichtungen, die aufgrund ihrer erst
kiirzlich gestiegenen wirtschaftlichen Bedeutung in der Regel nicht auf ihr Potenzial hinsichtlich kritischer Rohstoffe
untersucht wurden. Die Verwertung kritischer Rohstoffe aus Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille
birgt die Moglichkeit, die Kapazititen der Union zu erhohen und zugleich in historischen Bergbauregionen, die
haufig von Deindustrialisierung und Niedergang betroffen sind, einen wirtschaftlichen Wert und Arbeitsplitze zu
schaffen. Die mangelnde Beachtung und die fehlenden Informationen mit Blick den Gehalt an kritischen Rohstoffen,
insbesondere in stillgelegten Entsorgungseinrichtungen, stellt ein wesentliches Hindernis fiir eine stirkere Nutzung
des Potenzials kritischer Rohstoffe aus mineralischen Abfillen dar.

(¥)  Verordnung (EU) 20222576 des Rates vom 19. Dezember 2022 iiber mehr Solidaritit durch eine bessere Koordinierung der
Gasbeschaffung, zuverldssige Preis-Referenzwerte und den grenziiberschreitenden Austausch von Gas (ABL L 335 vom 29.12.2022,
s 1),
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(56)

(57)

(58)

(59)

)

Die Verwertung kritischer Rohstoffe aus Entsorgungseinrichtungen fir mineralische Abfille sollte Teil der
Valorisierung der entsprechenden Entsorgungseinrichtungen sein. Die Richtlinie 2006/21/EG enthilt hohe
Anforderungen an den Schutz der Umwelt und der Gesundheit des Menschen bei der Abfallbewirtschaftung in
der mineralgewinnenden Industrie. Diese hohen Anforderungen sollten beibehalten werden, es ist jedoch angezeigt,
zusitzliche Mafnahmen festzulegen, um die Verwertung kritischer Rohstoffe aus mineralischen Abfillen zu
maximieren.

Die Betreiber bestehender und neuer Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille sollten eine erste
wirtschaftliche Bewertung der potenziellen Verwertung kritischer Rohstoffe durchfiihren, die in den am Standort
vorhandenen mineralischen Abfillen enthalten sind und bei der Entstehung dieser Abfalle anfallen. Im Einklang mit
der in der Richtlinie 2008/98/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*°) festgelegten Abfallhierarchie sollte
die Entstehung von Abfillen, die kritische Rohstoffe enthalten, vorrangig vermieden werden, indem kritische
Rohstoffe aus der gewonnenen Menge extrahiert werden, bevor sie zu Abfall werden. Bei der Ausarbeitung dieser
Studie sollten die Betreiber die erforderlichen Informationen sammeln, einschlieflich der Konzentrationen und
Mengen kritischer Rohstoffe in den mineralischen Abfillen, und eine Bewertung mehrerer Optionen in Bezug auf
Verfahren, Titigkeiten oder Geschiftsvereinbarungen durchfithren, die eine wirtschaftlich tragfihige Verwertung
kritischer Rohstoffe ermdglichen konnten. Diese Verpflichtung erginzt die in der Richtlinie 2006/21/EG festgelegten
Verpflichtungen und die nationalen Mafinahmen zur Umsetzung dieser Richtlinie und ist unmittelbar anwendbar.
Bei der Umsetzung sollten die Betreiber und die zustindigen Behorden bestrebt sein, den Verwaltungsaufwand
moglichst gering zu halten und Verfahren so weit wie moglich zu integrieren.

Um dem derzeitigen Mangel an Informationen iiber das Potenzial von kritischen Rohstoffen in stillgelegten
Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille entgegenzuwirken, sollten die Mitgliedstaaten im Einklang mit
den Wettbewerbsvorschriften der Union eine Datenbank einrichten, die alle fiir die Forderung der Verwertung
relevanten Informationen enthilt, insbesondere die Mengen und Konzentrationen kritischer Rohstoffe in der
Entsorgungseinrichtung fiir mineralische Abfille. Die Informationen sollten in benutzerfreundlicher und digitaler
Form offentlich zuginglich gemacht werden, um den Zugang zu detaillierteren, technischen Informationen zu
ermoglichen. Um einen benutzerfreundlichen Zugang zu den Informationen zu erleichtern, sollten die
Mitgliedstaaten beispielsweise eine Kontaktstelle einrichten, um einen intensiveren Austausch mit potenziellen
Entwicklern von Projekten zur Verwertung kritischer Rohstoffe zu erméglichen. Die Datenbank sollte so konzipiert
sein, dass potenzielle Projekttrager Entsorgungseinrichtungen mit einem hohen Potenzial fiir eine wirtschaftlich
tragfihige Verwertung leicht erkennen konnen. Um die begrenzten Ressourcen zu biindeln, sollten die
Mitgliedstaaten bei der Erhebung von Informationen einen abgestuften Ansatz verfolgen und die anspruchsvolleren
Schritte zur Sammlung von Informationen nur fir die aussichtsreichsten Einrichtungen durchfiihren. Die Tatigkeiten
zur Erhebung von Informationen sollten darauf abzielen, genaue und reprisentative Informationen iiber die
Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille bereitzustellen und bestmdogliche Hinweise auf das Potenzial fiir
die Verwertung kritischer Rohstoffe zu erhalten.

Dauermagnete sind in eine Vielzahl von Produkten eingebaut, wobei Windturbinen und Elektrofahrzeuge die
wichtigsten und am schnellsten wachsenden Anwendungen sind, aber auch andere Produkte, darunter
Magnetresonanztomografen, Industrieroboter, leichte Verkehrsmittel, Kiihlgeneratoren, Warmepumpen, Elektromo-
toren, industrielle elektrische Pumpen, Waschautomaten, Waschetrockner, Mikrowellengerite, Staubsauger und
Geschirrspiiler enthalten erhebliche riickgewinnungswiirdige Mengen. Elektromotoren sollten auch erfasst werden,
wenn sie in anderen Produkten enthalten sind. Die meisten Dauermagnete, insbesondere die leistungsstirksten
Typen, enthalten kritische Rohstoffe wie Neodym, Praseodym, Dysprosium und Terbium, Bor, Samarium, Nickel
oder Kobalt. Thr Recycling ist moglich, wird aber heute in der Union nur in kleinem Mafistab oder im Rahmen von
Forschungsprojekten durchgefithrt. Dauermagnete sollten daher ein vorrangiges Produkt zur Steigerung der
Kreislauffdhigkeit sein, wodurch der Sekunddrmarkt fiir Dauermagnete geférdert und die Versorgungssicherheit bei
kritischen Rohstoffen gewéhrleistet wird.

Voraussetzung fiir ein wirksames Recycling von Dauermagneten ist, dass Recycler Zugang zu den erforderlichen
Informationen tiber Menge, Art und chemische Zusammensetzung der Dauermagnete in einem Produkt, deren Lage
und Beschichtung, Klebstoffe und Zusatzstoffe sowie Informationen dariiber haben, wie die Dauermagnete sicher aus
dem Produkt entfernt werden konnen. Damit das Recycling von Dauermagneten wirtschaftlich sinnvoll ist, sollten
Dauermagnete in Produkten, die auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht werden, im Laufe der Zeit immer mehr
rezyklierte Rohstoffe enthalten. Wahrend in einer ersten Stufe fiir Transparenz in Bezug auf den Rezyklatanteil
gesorgt wird, sollte nach einer speziellen Bewertung des angemessenen Umfangs und der voraussichtlichen
Auswirkungen ein Mindestrezyklatanteil festgelegt werden.

Auf dem Unionsmarkt verkaufte kritische Rohstoffe werden oft hinsichtlich der Nachhaltigkeit ihrer Produktions-
und Lieferkette zertifiziert. Die Zertifizierung kann im Rahmen eines breiten Spektrums offentlicher und privater
Zertifizierungssysteme mit unterschiedlichem Umfang und unterschiedlicher Strenge erzielt werden, was zu
Verwirrung hinsichtlich der Art und des Wahrheitsgehalts von Behauptungen iiber die relative Nachhaltigkeit

Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Abfille und zur Aufhebung
bestimmter Richtlinien (ABL L 312 vom 22.11.2008, S. 3).
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kritischer Rohstoffe fuhren kann, die auf der Grundlage einer solchen Zertifizierung in der Union in Verkehr
gebracht werden. Der Kommission sollte die Befugnis ibertragen werden, Durchfihrungsrechtsakte zur
Anerkennung von Zertifizierungssystemen zu erlassen, die als vertrauenswiirdig angesechen werden sollten, um
den zustindigen Behorden und Marktteilnehmern eine gemeinsame Grundlage fiir die Bewertung der Nachhaltigkeit
kritischer Rohstoffe zu bieten. Anerkannt werden sollten nur Zertifizierungssysteme, die Bestimmungen fiir die
Uberpriifung und Uberwachung der Regelkonformitit durch unabhingige Dritte enthalten. Was den Umweltschutz
angeht, sollten Zertifizierungssysteme Risiken abdecken, die beispielsweise Luft, Wasser, Boden, biologische Vielfalt
und Abfallbewirtschaftung betreffen. Mit den Anforderungen beziiglich samtlicher Nachhaltigkeitsaspekte sollte fir
ein hohes Maf§ an Sozial- und Umweltschutz gesorgt werden, und diese sollten Anforderungen mit dem Unionsrecht
oder den in einem Anhang aufgefithrten internationalen Instrumenten in Einklang stehen. Um fur effiziente
Verfahren zu sorgen, sollten Projekttriger, die sich um die Anerkennung als strategische Projekte bewerben, die
Moglichkeit haben, sich auf die Teilnahme an einem anerkannten Zertifizierungssystem als Nachweis daftr zu
berufen, dass ihr Projekt nachhaltig durchgefiihrt wird und damit zu einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit
kritischen Rohstoffen beitrigt. Bei der Nutzung dieser Option sollten die anerkannten Zertifizierungssysteme allen
Nachhaltigkeitsaspekten gerecht werden. Bei der Anerkennung solcher Zertifizierungssysteme sollte die Kommission
die Erfahrungen beriicksichtigen, die bei der Bewertung von Zertifizierungssystemen im Zusammenhang mit
anderen Gesetzgebungsakten der Union gesammelt wurden, insbesondere im Hinblick auf die Bewertung dhnlicher
Zertifizierungssysteme im Zusammenhang mit den Verordnungen (EU) 2017/821 (¥) und (EU) 2023/1542 (**) des
Europiischen Parlaments und des Rates.

(60)  Die Produktion kritischer Rohstoffe auf verschiedenen Stufen der Wertschopfungskette hat Auswirkungen auf die
Umwelt, sei es auf Klima, Wasser, Boden, Fauna oder Flora. Um solche Schiden zu begrenzen und Anreize fiir die
Produktion nachhaltigerer kritischer Rohstoffe zu schaffen, sollte die Kommission ermichtigt werden, ein System fiir
die Berechnung des 6kologischen FuRabdrucks kritischer Rohstoffe, einschlieRlich eines Uberpriifungsverfahrens, zu
entwickeln, um sicherzustellen, dass in der Union in Verkehr gebrachte kritische Rohstoffe Informationen iiber
diesen FuBabdruck offentlich ausweisen, und um zur Kreislauffihigkeit der kritischen Rohstoffe beizutragen. Das
System sollte auf wissenschaftlich fundierten Bewertungsmethoden und einschldgigen internationalen Standards im
Bereich der Lebenszyklusanalyse beruhen. Die Anforderung, den okologischen Fufabdruck eines kritischen
Rohstoffs anzugeben, sollte nur gelten, wenn auf der Grundlage einer speziellen Bewertung festgestellt wurde, dass
dies zu den Klima- und Umweltzielen der Union beitragen wiirde, indem die Beschaffung kritischer Rohstoffe mit
einem geringeren okologischen Fuflabdruck erleichtert wiirde, und dass dies die Handelsstrome und die
wirtschaftlichen Kosten nicht unverhaltnismafig beeinflussen wiirden. Sobald die einschldgigen Berechnungsregeln
angenommen wurden, sollte die Kommission Leistungsklassen fiir kritische Rohstoffe entwickeln, damit potenzielle
Kaufer den relativen 6kologischen Fuabdruck der verfiigbaren kritischen Rohstoffe leicht vergleichen konnen und
der Markt in Richtung nachhaltigerer Rohstoffen gelenkt wird. Die Verkdufer kritischer Rohstoffe sollten
sicherstellen, dass die Erklarung zum okologischen Fuffabdruck ihren Kunden zur Verfiigung steht. Transparenz in
Bezug auf den relativen FuRabdruck kritischer Rohstoffe, die in der Union in Verkehr gebracht werden, konnte auch
andere politische Mafnahmen auf Unionsebene und nationaler Ebene ermdoglichen, z. B. Anreize oder Kriterien fiir
die umweltgerechte Vergabe offentlicher Auftrage, mit denen die Produktion kritischer Rohstoffe mit geringeren
Umweltauswirkungen gefordert wird.

(61) Die in der Empfehlung (EU) 2021/2279 der Kommission (¥) dargelegten Methoden zur Berechnung des
okologischen Fulabdrucks bilden eine maflgebliche Grundlage fur die Entwicklung der einschlagigen Berechnungs-
regeln. Sie stiitzen sich auf wissenschaftlich fundierte Bewertungsmethoden, die Entwicklungen auf internationaler
Ebene beriicksichtigen und Umweltauswirkungen, einschlielich des Klimawandels und Auswirkungen auf Wasser,
Luft, Boden, Ressourcen, Landnutzung und Toxizitét, abdecken.

(62) Die Konformitit von Produkten oder kritischen Rohstoffen sollten vom zustindigen Hersteller anhand der
Anforderungen zur Verbesserung der Kreislauffiahigkeit von Dauermagneten und der Erklirung des okologischen
Fulabdrucks kritischer Rohstoffe bewerten werden, bevor sie in Verkehr gebracht werden, und diese Anforderungen
sollten von den zustindigen nationalen Behorden wirksam durchgesetzt werden. Die Konformitits- und
Marktiiberwachungsbestimmungen, die gemaff der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments
und des Rates (*") und der Richtlinie 2009/125/EG eingefithrt wurden, wurden entwickelt, um dieser
Herausforderung zu begegnen und sollten daher auch fir diese Anforderungen gelten. Der Kommission sollte
daher die Befugnis iibertragen werden, delegierte Rechtsakte zur Ergdnzung dieser Verordnung zu erlassen, um

() Verordnung (EU) 2017/821 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 zur Festlegung von Pflichten zur
Erfullung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette fiir Unionseinfithrer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus
Konflikt- und Hochrisikogebieten (ABL L 130 vom 19.5.2017, S. 1).

(*)  Verordnung (EU) 20231542 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 tiber Batterien und Altbatterien, zur
Anderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG (ABL
L 191 vom 28.7.2023, S. 1).

(*)  Empfehlung (EU) 2021/2279 der Kommission vom 15. Dezember 2021 zur Anwendung der Methoden fiir die Berechnung des
Umweltfuffabdrucks zur Messung und Offenlegung der Umweltleistung von Produkten und Organisationen entlang ihres
Lebenswegs (ABL. L 471 vom 30.12.2021, S. 1).

(") Verordnung (EU) 2019/1020 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber Marktiiberwachung und die
Konformitit von Produkten sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU)
Nr. 305/2011 (ABL L 169 vom 25.6.2019, S. 1).

14/67 ELL http://data.europa.cu/eli/reg/2024/1252/0j



ABL L vom 3.5.2024

DE

(64)

(66)

(67)

(68)

sicherzustellen, dass diese Bestimmungen wo erforderlich im Zusammenhang mit dieser Verordnung Anwendung
finden. Um eine optimale Nutzung der bestehenden Rechtsrahmen zu gewihrleisten, sollte die Konformitit von
Produkten, die einer Typgenchmigung gemifs der Verordnung (EU) 2018/858 des Européischen Parlaments und des
Rates (*!) oder der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) unterliegen, tiber
das bestehende Typgenehmigungssystem durchsetzt werden.

Die Kommission sollte gemafs Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europiischen
Parlaments und des Rates (**) eine oder mehrere europiische Normungsorganisationen beauftragen, europiische
Normen zur Unterstiitzung der Ziele dieser Verordnung auszuarbeiten.

Die Union hat mit Drittlindern strategische Partnerschaften fir Rohstoffe geschlossen, um den Aktionsplan 2020
fur kritische Rohstoffe umzusetzen. Um die Versorgung zu diversifizieren, sollten diese Bemiithungen fortgesetzt
werden. Um einen kohdrenten Rahmen fiir den Abschluss kiinftiger strategischer Partnerschaften zu entwickeln und
zu gewihrleisten, sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission im Rahmen ihrer Interaktion im Ausschuss unter
anderem erortern, ob die bestehenden Partnerschaften die angestrebten Ziele erreichen, welche Prioritdten
Drittlander fiir neue Partnerschaften haben, welchen Inhalt diese Partnerschaften haben und welche Kohidrenz und
potenziellen Synergieeffekte zwischen der bilateralen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit den betreffenden
Drittlindern bestehen. Das sollte unbeschadet der Vorrechte des Rates gemifl den Vertrigen erfolgen. Die Union
sollte im Einklang mit ihrer Global-Gateway-Strategie Partnerschaften mit aufstrebenden Mirkten und
Entwicklungsldander anstreben, die zur Diversifizierung ihrer Rohstofflieferkette und zur Wertschopfung bei der
Produktion in diesen Landern beitragt, die fiir beide Seiten vorteilhaft sind.

Strategische Projekte in Drittlindern, insbesondere dort, wo es keine strategische Partnerschaft gibt, konnen fiir
Investoren besonders riskant sein und oftmals stark von der politischen Unterstiitzung im Drittland abhdngen.
Dieses Problem kann durch eine verstirkte Risikoteilung zwischen interessierten Unternehmen, die im strategischen
Interesse der Union handeln, entschirft werden. Daher sollte eine Unterstiitzung auch deshalb gewihrt werden,
damit Unternehmen, auch wenn sie als Konsortien agieren, unbeschadet der Anwendung des Artikels 101 des
Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) Zugang zu den Markten in Drittlindern erhalten, die
nicht unter eine strategische Partnerschaft oder ein Freihandelsabkommen fallen. Eine solche Unterstiitzung konnte
die Bereitstellung eines Unterstiitzungsnetzes umfassen, das ihnen bei der Kontaktaufnahme in dem betreffenden
Drittland und beim Beschaffen von Informationen iiber lokale und regionale Gegebenheiten hilft.

Werden bei der Verwirklichung der in dieser Verordnung festgelegten Ziele und Benchmarks fiir Kapazitit und
Diversifizierung keine Fortschritte erzielt, konnte dies darauf hindeuten, dass zusatzliche Mafinahmen ergriffen
werden miissen. Die Kommission sollte daher die Fortschritte bei der Verwirklichung dieser Ziele und Benchmarks
iberwachen.

Um den Verwaltungsaufwand fur die Mitgliedstaaten so gering wie moglich zu halten, sollten die verschiedenen
Berichtspflichten gestrafft werden, und die Kommission sollte eine Vorlage entwickeln, die es den Mitgliedstaaten
erméglicht, ihren Berichtspflichten in Bezug auf Projekte, Exploration, Uberwachung oder strategische Vorrite im
Rahmen eines regelmifig veroffentlichten einzigen Dokuments nachzukommen, das vertraulich oder eingeschrankt
sein kann.

Zur Gewihrleistung einer vertrauensvollen und konstruktiven Zusammenarbeit der zustindigen Behorden auf Ebene
der Union und der Mitgliedstaaten, sollten alle an der Anwendung dieser Verordnung beteiligten Parteien die
Vertraulichkeit der im Rahmen der Durchfithrung ihrer Tatigkeiten erlangten Informationen und Daten wahren. Die
Kommission und die zustdndigen nationalen Behorden, ihre Beamten, Angestellten und sonstige Personen, die unter
Aufsicht dieser Behorden titig sind, sowie Beamte und Angestellte anderer Behorden der Mitgliedstaaten sollten
keine Informationen weitergeben, die sie im Rahmen dieser Verordnung erlangt oder ausgetauscht haben, wenn diese
Informationen unter das Berufsgeheimnis fallen. Dies sollte auch fiir den Ausschuss gelten. Die gemafl dieser
Verordnung erfassten Daten sollten in einer sicheren Umgebung verarbeitet und gespeichert werden.

Verordnung (EU) 2018/858 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 iiber die Genehmigung und die

Marktiiberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von Systemen, Bauteilen und selbststindigen
technischen Einheiten fiir diese Fahrzeuge, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur
Aufhebung der Richtlinie 2007/46/EG (ABL. L 151 vom 14.6.2018, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 iiber die Genehmigung und
Marktiiberwachung von zwei- oder dreirddrigen und vierradrigen Fahrzeugen (ABL L 60 vom 2.3.2013, S. 52).

Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur europiischen Normung,
zur Anderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG,
97/23[EG, 98/34/EG, 2004/22[EG, 2007/23[EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europiischen Parlaments und des Rates und
zur Authebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Européischen Parlaments und des
Rates (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 12).
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(69)  Die Befugnis zum Erlass von Rechtsakten gemaf§ Artikel 290 AEUV sollte der Kommission tibertragen werden, um
die Listen der strategischen und kritischen Rohstoffe zu aktualisieren, Benchmarks fiir die Recyclingkapazitat der
Union auf der Grundlage der in Abfillen vorhandenen strategischen Rohstoffe festzulegen und die Elemente und
Nachweise anzupassen, die bei der Bewertung der Erfiilllung der Anerkennungskriterien fiir strategische Projekte zu
beriicksichtigen sind, Festlegung von Mindestanteilen fir Neodym, Dysprosium, Praseodym, Terbium, Bor,
Samarium, Nickel und Kobalt, die aus Verbraucherabfall zuriickgewonnen werden und in Dauermagneten, die in
bestimmten Produkten enthalten sind, vorhanden sein miissen, Festlegung von Regeln fiir die Berechnung und
Uberpriifung des dkologischen FuRabdrucks verschiedener kritischer Rohstoffe und Festlegung von Leistungsklassen
fir den 6kologischen Fuflabdruck fiir verschiedene kritische Rohstoffe. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von
Sachverstiandigen, durchfihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen
Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung (*) niedergelegt wurden. Um insbesondere fiir eine
gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europiische
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstiandigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die
mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(70)  Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Verordnung sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse in Bezug auf Folgendes iibertragen werden: (a) Festlegung der Vorlagen, die fiir Antrage auf
Anerkennung strategischer Projekte, Fortschrittsberichte im Zusammenhang mit strategischen Projekten, die
nationalen Explorationsprogramme und die Berichterstattung der Mitgliedstaaten in Bezug auf Exploration,
Uberwachung, strategische Vorrite und Kreislauffihigkeit zu verwenden sind; (b) Festlegung, bei welchen Produkten,
Bauteilen und Abfallstromen davon auszugehen ist, dass sie ein relevantes Potenzial fur die Verwertung kritischer
Rohstoffe aufweisen; Festlegung der Kriterien und ihrer Anwendung fiir die Anerkennung von Regelungen im
Zusammenhang mit der Nachhaltigkeit kritischer Rohstoffe. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) ausgeiibt werden.

(71)  Um sicherzustellen, dass die im Rahmen dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen eingehalten werden, sollten
die Mitgliedstaaten Sanktionen gegen Unternchmen festlegen, die ihren Verpflichtungen, einschlieSlich der
Risikovorsorge, der Projektberichterstattung und der Informationen tiber die Recyclingfahigkeit, nicht nachkommen.
Die Mitgliedstaaten miissen in ihren nationalen Rechtsvorschriften wirksame, verhaltnisméafige und abschreckende
Sanktionen fiir Verstofle gegen diese Verordnung festlegen. AufSerdem miissen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass
die Projekttriger gegebenenfalls Zugang zu einer verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Uberpriifung nach
Mafigabe des nationalen Rechts haben.

(72)  Die Kommission sollte eine Evaluierung dieser Verordnung vornehmen. Gemifl Nummer 22 der Interinstitutionellen
Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung sollte diese Evaluierung auf den funf Kriterien der Effizienz, der Effektivitit,
der Relevanz, der Kohirenz und des Unionsmehrwerts beruhen und die Grundlage fiir die Abschitzung der Folgen
moglicher weiterer Mafinahmen bilden. Die Kommission sollte dem Européischen Parlament, dem Rat und dem
Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht tiber die Durchfithrung dieser Verordnung und die
Fortschritte bei der Erreichung ihrer Ziele, einschlieRlich der Richtwerte fiir Kapazitit und Diversifizierung, vorlegen.
In dem Bericht sollte auch auf der Grundlage der Umsetzung der Mafnahmen im Zusammenhang mit der
Transparenz des Okologischen Fuffabdrucks kritischer Rohstoffe bewertet werden, ob es angemessen ist,
Hochstwerte fiir den okologischen Fuflabdruck festzulegen. Die Kommission sollte auch priifen, ob Richtwerte
fur die Jahre 2040 und 2050 und fiir einzelne strategische Rohstoffe erforderlich sind, und die Kohdrenz zwischen
dieser Verordnung und dem Umweltrecht der Union, insbesondere im Hinblick auf den Priorititsstatus der
strategischen Projekte, die Auswirkungen des gemaf dieser Verordnung eingerichteten Systems fiir eine gemeinsame
Beschaffung auf den Wettbewerb im Binnenmarkt und die Angemessenheit weiterer Malnahmen zur Steigerung der
Sammlung, Sortierung und Verarbeitung von Abfillen, insbesondere im Hinblick auf Metallschrott, bewerten.

(73)  Soweit eine der in dieser Verordnung vorgesechenen Maflnahmen eine staatliche Beihilfe darstellt, gelten die
Bestimmungen iiber solche Mafinahmen unbeschadet der Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV.

(74)  Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarkts durch die Schaffung
eines Rahmens, der den Zugang der Union zu einer sicheren, widerstandsfahigen und nachhaltigen Versorgung mit
kritischen Rohstoffen sicherstellt, auch durch die Forderung von Effizienz und Kreislaufwirtschaft in der gesamten
Wertschopfungskette, auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern
vielmehr wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union
im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europaische Union verankerten Subsidiaritatsprinzip tatig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnismafSigkeit geht diese
Verordnung nicht tiber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf8 hinaus —

(%  ABLL 123 vom 12.5.2016, S. 1.

(*)  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13.
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Ziele

(1)  Das allgemeine Ziel dieser Verordnung besteht darin, das Funktionieren des Binnenmarkts zu verbessern, indem ein
Rahmen geschaffen wird, mit dem der Zugang der Union zu einer sicheren, krisenfesten und nachhaltigen Versorgung mit
kritischen Rohstoffen sichergestellt wird, unter anderem durch die Férderung von Effizienz und Kreislauffahigkeit entlang
der gesamten Wertschopfungskette.

(2)  Zur Verwirklichung des in Absatz 1 genannten allgemeinen Ziels werden in dieser Verordnung Maffnahmen
festgelegt, die darauf abzielen,

a) das Risiko von Versorgungsunterbrechungen bei kritischen Rohstoffen, die zu Wettbewerbsverzerrungen und einer
Fragmentierung des Binnenmarkts fithren konnten, zu verringern, insbesondere durch die Ermittlung und Unterstiitzung
strategischer Projekte, die zur Verringerung der Abhdngigkeiten und zur Diversifizierung der Einfuhren beitragen, sowie
durch Anreize fiir technologischen Fortschritt und Ressourceneffizienz, um den erwarteten Anstieg des Verbrauchs
kritischer Rohstoffe in der Union zu dimpfen;

b) die Fihigkeit der Union, das Versorgungsrisiko im Zusammenhang mit kritischen Rohstoffen zu tiberwachen und zu
mindern, zu verbessern;

¢) den freien Verkehr von auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebrachten kritischen Rohstoffen und Produkten, die kritische
Rohstoffe enthalten, sicherzustellen und gleichzeitig fur ein hohes Niveau bei Umweltschutz und Nachhaltigkeit, auch
durch Verbesserung ihrer Kreislaufwirtschaft, zu sorgen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. ,Rohstoff* bezeichnet einen verarbeiteten oder unverarbeiteten Stoff, der als Input fiir die Herstellung von Zwischen-
oder Endprodukten verwendet wird, mit Ausnahme von Stoffen, die iberwiegend als Lebensmittel, Futtermittel oder
Brennstoff verwendet werden;

2. ,Wertschopfungskette fiir Rohstoffe” bezeichnet alle Tatigkeiten und Prozesse im Zusammenhang mit der Exploration,
Gewinnung, Verarbeitung und dem Recycling von Rohstoffen;

3. ,Exploration“ bezeichnet alle Tatigkeiten zur Ermittlung und Feststellung der Eigenschaften von Mineralvorkommen;

4. ,Gewinnung“ bezeichnet die Gewinnung von Erzen, Mineralen und Pflanzenerzeugnissen aus ihrer urspriinglichen
Quelle als Haupt- oder Nebenprodukt, einschliefSlich aus einem unterirdischen Mineralvorkommen, Mineralvor-
kommen unter und in Wasser sowie aus Sole und Biumen;

5. ,Gewinnungskapazitit der Union“ bezeichnet die Gesamtheit der maximalen jihrlichen Produktionsmengen der
mineralgewinnenden Tatigkeiten mit Blick auf Erze, Minerale, Pflanzenerzeugnisse und Konzentrate, die strategische
Rohstoffe enthalten, einschlieBlich Verarbeitungsvorgingen, die sich in der Regel am oder in der Nahe des
Gewinnungsorts in der Union befinden;

6. ,Mineralvorkommen“ bezeichnet einzelne Minerale oder eine Kombination von Mineralen, die in einer Ansammlung
oder Ablagerung vorkommen, die moglicherweise von wirtschaftlichem Interesse ist;

7. ,Reserven“ bezeichnet alle Mineralvorkommen, deren Gewinnung in einem bestimmten Marktumfeld wirtschaftlich

tragfahig ist;

8. ,Verarbeitung” bezeichnet alle physikalischen, chemischen und biologischen Prozesse, bei denen ein Rohstoff aus Erzen,
Mineralen, pflanzlichen Erzeugnissen oder Abfillen in reine Metalle, Legierungen oder andere wirtschaftlich nutzbare
Formen umgewandelt wird, auch durch Aufbereitung, Trennung, Schmelzen und Raffination, mit Ausnahme der
Metallbearbeitung und der Weiterverarbeitung zu Zwischen- und Endprodukten;

9. ,Verarbeitungskapazitit der Union“ bezeichnet die Gesamtheit der maximalen jihrlichen Produktionsmengen von
Verarbeitungsvorgangen fiir strategische Rohstoffe, mit Ausnahme von Vorgingen, die sich in der Regel am oder in der
Nihe des Gewinnungsorts in der Union befinden;
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10. ,Recycling” bezeichnet Recycling im Sinne des Artikels 3 Nummer 17 der Richtlinie 2008/98/EG;

11. ,Recyclingkapazitit der Union“ bezeichnet die Gesamtheit der maximalen jihrlichen Produktionsmenge der in der
Union durchgefithrten Recyclingtitigkeiten fiir strategische Rohstoffe nach der Aufarbeitung, einschlielich der
Sortierung und Vorbehandlung von Abfillen und ihrer Verarbeitung zu Sekundirrohstoffen;

12. ,jahrlicher Verbrauch an strategischen Rohstoffen” bezeichnet die Gesamtmenge der strategischen Rohstoffe, die von in
der Union niedergelassenen Unternehmen in verarbeiteter Form verbraucht werden, ausgenommen strategische
Rohstoffe, die in Zwischen- oder Enderzeugnissen enthalten sind, die auf dem Unionsmarkt in Verkehr gebracht
werden;

13. ,Versorgungsrisiko“ bezeichnet das gemifl Anhang II Abschnitt 2 berechnete Versorgungsrisiko;

14. ,Projekt im Bereich kritische Rohstoffe* bezeichnet jede geplante Einrichtung oder geplante wesentliche Erweiterung
oder Umnutzung einer bestehenden Einrichtung, die in den Bereichen Gewinnung, Verarbeitung oder Recycling von
kritischen Rohstoffen titig ist;

15. ,Abnehmer” bezeichnet ein Unternchmen, das mit einem Projekttriger eine Abnahmevereinbarung geschlossen hat;

16. ,Abnahmevereinbarung bezeichnet jede vertragliche Vereinbarung zwischen einem Unternehmen und einem
Projekttrager, die entweder die Verpflichtung eines Unternehmens enthélt, wihrend eines bestimmten Zeitraums einen
Teil der im Rahmen eines bestimmten Rohstoffprojekts erzeugten Rohstoffe zu beschaffen, oder eine Verpflichtung
seitens des Projekttragers, dem Unternehmen die Moglichkeit dazu zu geben;

17. ,Projekttrager” bezeichnet jedes Unternehmen oder Unternehmenskonsortium, das ein Rohstoffprojekt entwickelt;

18. ,Genchmigungsverfahren bezeichnet ein Verfahren, das alle einschligigen Genehmigungen fir den Bau und den
Betrieb eines Projekts im Bereich kritische Rohstoffe umfasst, einschlieflich Bau-, Chemie- und Netzanschlussge-
nehmigungen sowie Priffungen der Umweltauswirkungen und Umweltgenehmigungen, sofern sie erforderlich sind, und
das alle Antrdge und Verfahren von der Bestdtigung der Vollstindigkeit des Antrags bis zur Mitteilung der umfassenden
Entscheidung iiber das Ergebnis des Verfahrens durch die zentrale Anlaufstelle umfasst;

19. ,umfassende Entscheidung“ bezeichnet die Entscheidung oder eine Reihe von Entscheidungen der Behorden der
Mitgliedstaaten, die dariiber entscheiden, ob ein Projekttriger zur Durchfithrung eines Projekts im Bereich kritische
Rohstoffe befugt ist, unbeschadet etwaiger Entscheidungen, die im Rahmen eines Rechtsbehelfsverfahrens getroffen
werden;

20. ,nationales Programm“ bezeichnet ein nationales Programm oder eine Reihe von Programmen, die das gesamte
Hoheitsgebiet abdecken und von zustindigen nationalen oder regionalen Behorden ausgearbeitet und angenommen
werden;

21. ,allgemeine Exploration” bezeichnet die Exploration auf nationaler oder regionaler Ebene, mit Ausnahme der gezielten
Exploration;

22. ,gezielte Exploration“ bezeichnet die eingehende Untersuchung eines einzelnen Mineralvorkommens;

23. ,pradiktive Karte bezeichnet eine Karte, die Gebiete anzeigt, in denen Mineralvorkommen eines bestimmten Rohstoffs
wahrscheinlich sind;

24. Versorgungsunterbrechung” bezeichnet den unerwarteten erheblichen Riickgang der Verfiigbarkeit eines Rohstoffs
oder einen erheblichen Anstieg des Preises eines Rohstoffs iiber die normale Marktpreisvolatilitit hinaus;

25. ,Rohstoftlieferkette” bezeichnet alle Tatigkeiten und Verfahren der Wertschopfungskette fiir Rohstoffe bis zu dem
Punkt, an dem ein Rohstoff als Input fiir die Herstellung von Zwischen- oder Endprodukten verwendet wird;

26. ,Abhilfestrategien” bezeichnet die von einem Wirtschaftsakteur entwickelten Strategien zur Begrenzung der
Wahrscheinlichkeit einer Versorgungsunterbrechung in seiner Rohstofflieferkette bzw. zur Minderung der durch eine
solche Versorgungsunterbrechung seiner Wirtschaftstatigkeit verursachten Schiden;

27. ,wichtige Marktteilnehmer“ bezeichnet Unternehmen in der Lieferkette der Union fiir kritische Rohstoffe und
nachgelagerte Unternehmen, die kritische Rohstoffe verbrauchen, deren zuverldssiges Funktionieren fiir die Versorgung
mit kritischen Rohstoffen unentbehrlich ist;

28. strategischer Vorrat“ bezeichnet eine Menge eines bestimmten Rohstoffs in gleich welcher Form, die von einem
offentlichen oder privaten Wirtschaftsteilnehmer gelagert wird, um ihn im Fall einer Versorgungsunterbrechung
freizugeben;

29. ,grofles Unternechmen“ bezeichnet ein Unternehmen mit durchschnittlich mehr als 500 Beschiftigten und einem
weltweiten Nettoumsatz von mehr als 150 Mio. EUR im unmittelbar vorausgehenden Geschiftsjahr, fir das ein
Jahresabschluss erstellt wurde;
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30.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44,

45.

46.

47.

48.

49.

50.

51.

52.

Lstrategische Technologien® bezeichnet die Schliisseltechnologien, die fur den griinen und den digitalen Wandel sowie
fur Verteidigungs- und Luft- und Raumfahrtanwendungen maflgeblich sind;

,Verwaltungsrat” bezeichnet das Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan, das fiir die Beaufsichtigung der Geschiftsleitung des
Unternehmens zustindig ist, oder, falls ein solches nicht besteht, die Person oder Personen, die gleichwertige
Funktionen wahrnehmen;

,Abfille” bezeichnet Abfille im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG;

»Sammlung“ bezeichnet die Sammlung im Sinne des Artikels 3 Nummer 10 der Richtlinie 2008/98 EG;
,Behandlung” bezeichnet die Behandlung im Sinne des Artikels 3 Nummer 14 der Richtlinie 2008/98/EG;
Verwertung” bezeichnet die Verwertung im Sinne des Artikels 3 Nummer 15 der Richtlinie 2008/98 [EG;

.Wiederverwendung“ bezeichnet die Wiederverwendung im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie
2008/98/EG;

~mineralische Abfille“ bezeichnet mineralische Abfille im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 2006/21/EG;

,Entsorgungseinrichtung fiir mineralische Abfille“ bezeichnet eine Abfallentsorgungseinrichtung im Sinne des
Artikels 3 Nummer 15 der Richtlinie 2006/21/EG;

,vorldufige wirtschaftliche Bewertung“ bezeichnet eine frithzeitige, konzeptionelle Bewertung der potenziellen
wirtschaftlichen Tragfahigkeit eines Projekts fiir die Verwertung kritischer Rohstoffe aus mineralischen Abfillen;

,Magnetresonanztomograf“ bezeichnet ein nicht invasives Medizinprodukt, mit dem mittels Magnetfeldern
anatomische Bilder erstellt werden, oder jedes andere Gerit, mit dem mittels Magnetfeldern Bilder des Inneren eines
Objekts erstellt werden;

,Windenergiegenerator” bezeichnet den Teil einer Onshore- oder Offshore-Windkraftanlage, mit dem die mechanische
Energie des Rotors in elektrische Energie umgewandelt wird;

,Industrieroboter” bezeichnet eine automatisch gesteuerte, umprogrammierbare Mehrzweck-Schwenkvorrichtung, die
in drei oder mehr Achsen programmierbar ist und entweder fest oder mobil in industriellen Automatisierungsan-
wendungen verwendet werden kann;

,Kraftfahrzeug“ bezeichnet ein typgenehmigtes Fahrzeug der Klassen M oder N nach Artikel 4 Absatz 1
Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2018/858;

Jleichtes Verkehrsmittel“ bezeichnet ein leichtes Fahrzeug auf Ridern, das allein durch einen Elektromotor oder durch
eine Kombination aus Motor und menschlicher Kraft angetriecben werden kann, einschlieflich Elektroroller,
Elektrofahrriader und typgenehmigte Fahrzeuge der Klasse L nach Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013;

,Kiihlgenerator“ bezeichnet den Teil eines Kithlsystems, mit dem mittels eines elektrischen Dampfkompressions-
kreislaufs ein Temperaturunterschied erzeugt wird, der den Warmeentzug aus dem zu kithlenden Raum oder Prozess
ermoglicht;

,Wirmepumpe“ bezeichnet den Teil eines Heizsystems, mit dem mittels eines elektrischen Dampfkompressions-
kreislaufs ein Temperaturunterschied erzeugt wird, der die Warmezufuhr zu dem zu beheizenden Raum oder Prozess
ermoglicht;

,Elektromotor* bezeichnet ein Gerit, das elektrische Eingangsleistung in mechanische Ausgangsleistung in Form einer
Rotation umwandelt, deren Drehzahl und Drehmoment von Faktoren wie der Frequenz der Versorgungsspannung und
der Anzahl der Pole des Motors abhingen, und das eine Nennleistung von 0,12 kW oder mehr aufweist;

,Waschautomat“ bezeichnet eine Waschmaschine, bei der die Behandlung der eingefiillten Wasche vollstindig durch die
Waschmaschine erfolgt, ohne dass zu irgendeinem Zeitpunkt wihrend des Waschprogramms ein Eingreifen des

Nutzers notig ware;

JWischetrockner® bezeichnet ein Gerit, in dem Textilien durch Umwilzen in einer rotierenden Trommel, durch die
erwarmte Luft geleitet wird, getrocknet werden;

,Mikrowellengerit” bezeichnet jedes Gerdt, das dazu bestimmt ist, Lebensmittel mit elektromagnetischer Energie zu
erhitzen;

,Staubsauger” bezeichnet ein Gerit, das Schmutz von einer zu reinigenden Oberfliche durch einen Luftstrom entfernt,
der durch einen innerhalb der Einheit erzeugten Unterdruck entsteht;

,Geschirrspiiler bezeichnet eine Maschine zum Reinigen und Spiilen von Geschirr;
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53. ,Dauermagnet® bezeichnet einen Magneten, der seinen Magnetismus beibehilt, nachdem er aus einem &duferen
Magnetfeld entfernt wurde;

54. ,Datentrager” bezeichnet einen Strichcode, ein zweidimensionales Symbol oder ein anderes automatisches
Datenerfassungsmedium, das von einem Gerit gelesen werden kann;

55. ,eindeutige Produktkennung” bezeichnet eine eindeutige Zeichenfolge zur Identifizierung von Produkten;

56. ,Magnetbeschichtung“ bezeichnet eine Materialschicht, mit der im Allgemeinen Magnete vor Korrosion geschiitzt
werden;

57.  Entfernung” bezeichnet die manuelle, mechanische, chemische, thermische oder metallurgische Handhabung, sodass
die betreffenden Komponenten oder Materialien als separater Outputstrom oder Teil eines Outputstroms erkennbar
sind;

58. ,Recycler” bezeichnet jede natiirliche oder juristische Person, die das Recycling in einer zugelassenen Anlage
durchfithrt;

59. ,Bereitstellung auf dem Markt“ bezeichnet jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb,
Verbrauch oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer Geschaftstatigkeit;

60. ,Art des kritischen Rohstoffs bezeichnet einen in Verkehr gebrachten kritischen Rohstoff, der sich nach seiner
Verarbeitungsstufe, seiner chemischen Zusammensetzung, seinem geografischen Ursprung oder den verwendeten
Erzeugungsmethoden unterscheidet;

61. ,Inverkehrbringen” bezeichnet die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt;

62. ,Konformititsbewertung“ bezeichnet das Verfahren zur Bewertung, ob die Anforderungen der Artikel 28, 29 oder 31
erfiillt sind;

63. ,strategische Partnerschaft“ bezeichnet eine Verpflichtung zwischen der Union und einem Drittland oder einem
iiberseeischen Land oder Gebiet, die Zusammenarbeit in Bezug auf die Wertschopfungskette fiir Rohstoffe durch ein
nicht verbindliches Instrument zu verstirken, in dem Mafinahmen von beiderseitigem Interesse festgelegt werden, die
sowohl fiir die Union als auch fiir das jeweilige Drittland oder die jeweiligen iiberseeischen Linder oder Gebiete
vorteilhafte Ergebnisse ermdglichen;

64. ,Multi-Stakeholder-Governance” bezeichnet eine formelle, bedeutungsvolle und wesentliche Funktion, die verschiedene
Arten von Interessentrigern, darunter zumindest die Zivilgesellschaft, bei der Entscheidungsfindung im Rahmen des
Zertifizierungssystems wahrnehmen und die durch ein Mandat, eine Aufgabenbeschreibung oder andere Nachweise
dokumentiert wird, wodurch die Einbeziehung der Vertreter verschiedener Interessentrager des Zertifizierungssystems
bestdtigt bzw. untermauert wird.

KAPITEL 2
STRATEGISCHE UND KRITISCHE ROHSTOFFE

Artikel 3
Liste der strategischen Rohstoffe

(1)  Die in Anhang I Abschnitt 1 aufgefithrten Rohstoffe, auch in unverarbeiteter Form, auf jeder Verarbeitungsstufe und
bei Anfall als Nebenprodukt anderer Gewinnungs-, Verarbeitungs- oder Recyclingverfahren, gelten als strategische
Rohstoffe.

(2) Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemiR Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Anderung von
Anhang I Abschnitt 1 zu erlassen, um die Liste der strategischen Rohstoffe zu aktualisieren.

Eine aktualisierte Liste strategischer Rohstoffe enthalt unter den bewerteten Rohstoffen die Rohstoffe, die in Bezug auf die
strategische Bedeutung, das prognostizierte Nachfragewachstum und die Schwierigkeit, die Erzeugung zu steigern, eine der
héchsten Bewertungen erhalten. Die strategische Bedeutung, das prognostizierte Nachfragewachstum und die Schwierigkeit
der Erzeugungssteigerung werden gemafs Anhang I Abschnitt 2 bestimmt.

(3)  Die Kommission iiberpriift und aktualisiert erforderlichenfalls die Liste der strategischen Rohstoffe bis zum 24. Mai
2027 und danach alle drei Jahre.

Auf Ersuchen des gemidfl Artikel 35 eingerichteten europdischen Ausschusses fur kritische Rohstoffe (im Folgenden
,Ausschuss“) und auf der Grundlage der Uberwachung und von Stresstests im Einklang mit dieser Verordnung iiberpriift die
Kommission die Liste der strategischen Rohstoffe und aktualisiert sie erforderlichenfalls jederzeit zusdtzlich zu den
geplanten Uberpriifungen.
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Im Rahmen der ersten Aktualisierung der Liste der strategischen Rohstoffe gemdfl Unterabsatz 1 priift die Kommission
insbesondere, ob synthetischer Grafit auf der Grundlage seiner Bewertung gemafd Absatz 2 des vorliegenden Artikels und
Anhang I Abschnitt 2 in der Liste der strategischen Rohstoffe verbleiben sollte.

Artikel 4
Liste der kritischen Rohstoffe

(1) Die in Anhang II Abschnitt 1 aufgefuhrten Rohstoffe, einschlieflich in unverarbeiteter Form, auf jeder
Verarbeitungsstufe und bei Anfall als Nebenprodukt anderer Gewinnungs-, Verarbeitungs- oder Recyclingverfahren, gelten
als kritische Rohstoffe.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemif Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Anderung von Anhang II
Abschnitt 1 zu erlassen, um die Liste der kritischen Rohstoffe zu aktualisieren.

Eine aktualisierte Liste kritischer Rohstoffe enthlt die in Anhang I Abschnitt 1 aufgefiihrten strategischen Rohstoffe sowie
alle anderen Rohstoffe, die den Schwellenwert 1 fir das Versorgungsrisiko und 2,8 fiir die wirtschaftliche Bedeutung
erreichen oder tiberschreiten. Die wirtschaftliche Bedeutung und das Versorgungsrisiko werden gemif Anhang II
Abschnitt 2 berechnet.

(3)  Die Kommission iiberpriift und aktualisiert erforderlichenfalls die Liste der kritischen Rohstoffe gemif§ Absatz 2 bis
zum 24. Mai 2027 und danach zumindest alle drei Jahre.

KAPITEL 3
STARKUNG DER WERTSCHOPFUNGSKETTE FUR ROHSTOFFE IN DER UNION

ABSCHNITT 1
Richtwerte

Artikel 5

Richtwerte

(1)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten stirken die verschiedenen Stufen der Wertschopfungskette fiir strategische
Rohstoffe mit den in diesem Kapitel vorgesechenen Mafinahmen,

a) damit die Kapazitdten der Union fiir jeden einzelnen strategischen Rohstoff bis 2030 deutlich erhoht werden, sodass die
Gesamtkapazitit der Union sich den folgenden Richtwerten nihert oder diese Richtwerte erreicht:

i) die Gewinnungskapazitdt der Union ermdglicht es, Erze, Minerale oder Konzentrate zu gewinnen, die fiur die
Produktion von mindestens 10 % des jdhrlichen Verbrauchs der Union an strategischen Rohstoffen benétigt werden,
soweit dies im Rahmen der Reserven der Union moglich ist,

i) die Verarbeitungskapazitit der Union ermoglicht es, auch fiir alle Zwischenverarbeitungsschritte, mindestens 40 %
des jahrlichen Verbrauchs an strategischen Rohstoffen in der Union zu erzeugen,

iii) die Recyclingkapazitit der Union ermaéglicht es, auch fiir alle Zwischenschritte des Recyclings, mindestens 25 % des
jahrlichen Verbrauchs der Union an strategischen Rohstoffen zu erzeugen und erheblich steigende Mengen der
einzelnen strategischen Rohstoffe in Abféllen zu recyclen;

b) um die Einfuhren strategischer Rohstoffe in die Union zu diversifizieren, damit sich der jahrliche Verbrauch der Union an
jedem strategischen Rohstoff auf jeder relevanten Verarbeitungsstufe bis 2030 auf Einfuhren aus mehreren Drittlindern
oder aus iiberseeischen Lindern und Gebieten (ULG) stiitzen kann, und damit auf kein Drittland iiber 65 % des
Jahresverbrauchs der Union dieser strategischen Rohstoffe entfillt.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten bemithen sich, Anreize fiir technologischen Fortschritt und
Ressourceneffizienz zu schaffen, um den erwarteten Anstieg des Unionsverbrauchs kritischer Rohstoffe durch die in
diesem Abschnitt und in Kapitel 5 Abschnitt 1 dargelegten einschligigen Mafnahmen auf ein Niveau unterhalb der in
Artikel 44 Absatz 1 genannten Referenzprognose zu begrenzen.

(3)  Die Kommission erldsst bis zum 1. Januar 2027 gemifs Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Ergdnzung dieser
Verordnung durch Festlegung von Richtwerten fiir die Recyclingkapazitit der Union, ausgedriickt als Anteil der in den
relevanten Abfallstromen verfiigbaren strategischen Rohstoffe.
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In den gemdf Unterabsatz 1 erlassenen delegierten Rechtsakten werden die Abfallstrome und die darin enthaltenen
strategischen Rohstoffe festgelegt, fiir die auf der Grundlage der Berichterstattungsanforderungen der Verordnung (EU)
20231542, der Richtlinie 2000/53/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*), der Richtlinie 2008/98/EG und der
Richtlinie 2012/19/EU des Europdischen Parlaments und des Rates(*’) ausreichende Informationen iiber die
entsprechenden Abfallmengen und ihren Gehalt an strategischen Rohstoffen vorliegen, um eine Schitzung der
Recyclingkapazitit der Union als Anteil der in den betreffenden Abfallstromen enthaltenen strategischen Rohstoffe zu
ermoglichen.

In den gemdfl Unterabsatz 1 erlassenen delegierten Rechtsakten wird auch ein Richtwert fir die Recyclingkapazitit der
Union festgelegt, der sich auf die Recyclingkapazitit mit Blick auf die einzelnen strategischen Rohstoffe in den gemafs
Unterabsatz 2 ermittelten einschldgigen Abfallstromen stiitzt.

Die Kommission legt den Referenzwert der Recyclingkapazitit gemafd Unterabsatz 3 auf der Grundlage folgender Elemente
fest:

a) die derzeitige Recyclingkapazitit der Union, ausgedriickt als Anteil der in den einschligigen Abfallstromen verfiigbaren
strategischen Rohstoffe;

b) der Umfang, in dem strategische Rohstoffe aus diesen Abfallstromen verwertet werden konnen, unter Beriicksichtigung
der technologischen und wirtschaftlichen Machbarkeit;

¢) in anderem Unionsrechtsakten festgelegte Ziele, die fiir die Verwertung strategischer Rohstoffe aus Abfillen relevant
sind.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemiR Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Anderung dieser Verordnung zu
erlassen, indem sie gemdff Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes erlassene delegierte Rechtsakte aktualisiert, wenn
infolge der in Artikel 48 Absatz 2 genannten Bewertung Informationen iiber die einschlidgigen Abfallmengen und den
Gehalt an strategischen Rohstoffen in weiteren Abfallstromen verfiigbar werden.

ABSCHNITT 2
Strategische Projekte

Artikel 6

Kriterien fiir die Anerkennung strategischer Projekte

(1) Auf Antrag des Projekttragers und gemaf§ dem in Artikel 7 festgelegten Verfahren erkennt die Kommission Projekte
im Bereich kritische Rohstoffe, die die folgenden Kriterien erfiillen, als strategische Projekte an:

a) Mit dem Projekt wiirde ein bedeutender Beitrag zur Sicherung der Versorgung der Union mit strategischen Rohstoffen
geleistet;

b) das Projekt ist technisch durchfithrbar oder wird es innerhalb eines angemessenen Zeitraums sein, und das erwartete
Produktionsvolumen des Projekts kann mit hinreichender Zuverlassigkeit geschitzt werden;

¢) das Projekt wiirde nachhaltig durchgefiihrt werden, insbesondere im Hinblick auf die Uberwachung, Verhinderung und
Minimierung von Umweltauswirkungen, die Verhinderung und Minimierung von sozial nachteiligen Auswirkungen
durch die Anwendung sozial verantwortlicher Verfahren, einschlieflich der Achtung der Menschenrechte, der Rechte
indigener Volker und der Arbeitsrechte, insbesondere im Fall unfreiwilliger Umsiedlungen, das Potenzial fiir die
Schaffung hochwertiger Arbeitsplitze und eine sinnvolle Zusammenarbeit mit lokalen Gemeinschaften und
einschldgigen Sozialpartnern, und die Anwendung transparenter Geschiftsmethoden mit angemessenen Mafinahmen
zur Einhaltung der Vorschriften, um die Gefahr nachteiliger Auswirkungen auf das ordnungsgemifSe Funktionieren der
offentlichen Verwaltung, darunter durch Korruption und Bestechung, zu verhindern und zu minimieren;

d) bei Projekten in der Union hitte die Einrichtung, der Betrieb oder die Herstellung des Projekts grenziibergreifende
Vorteile tiber den betreffenden Mitgliedstaat hinaus, auch fiir nachgelagerte Wirtschaftszweige;

e) bei Projekten in Drittlindern, bei denen es sich um aufstrebende Mirkte oder Entwicklungslinder handelt, wire das
Projekt fiir die Union und das betreffende Drittland von beiderseitigem Nutzen, da mit ihm ein Mehrwert in diesem
Drittland geschaffen wiirde.

(2)  Die Erfiillung der Kriterien fiir die Anerkennung geméfd Absatz 1 des vorliegenden Artikels wird von der Kommission
anhand der in Anhang IIl aufgefithrten Elemente und Nachweise bewertet.

(**)  Richtlinie 2000/53/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 iiber Altfahrzeuge (ABL L 269 vom
21.10.2000, S. 34).

() Richtlinie 2012/19/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 iiber Elektro- und Elektronik-Altgerite
(WEEE-Richtlinie) (ABL L 197 vom 24.7.2012, S. 38).
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Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemi® Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs IIT zu
erlassen, um die Elemente und Nachweise, die bei der Bewertung der Erfiillung der Kriterien fur die Anerkennung gemaf§
Absatz 1 des vorliegenden Artikels zu beriicksichtigen sind, an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt
anzupassen oder um Anderungen der in Anhang IIl Nummer 5 aufgefiihrten internationalen Instrumenten oder des
Erlasses neuer internationaler Instrumente, die fiir die Erfiillung des in Absatz 1 Buchstabe ¢ des vorliegenden Artikels
genannten Kriteriums relevant sind, Rechnung zu tragen.

(3)  Die Anerkennung eines Projekts als strategisches Projekt gemifl dem vorliegenden Artikel ldsst die Anforderungen,
die nach Unionsrecht, nationalem Recht oder internationalem Recht fiir das betreffende Projekt oder den Projekttriger
gelten, unberiihrt.

Artikel 7

Antragstellung und Anerkennung

(1) Der Antrag auf Anerkennung eines Projekts im Bereich kritische Rohstoffe als strategisches Projekt ist vom
Projekttrager bei der Kommission einzureichen. Der Antrag muss Folgendes enthalten:

a) einschligige Nachweise in Bezug auf die Erfilllung der in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien;

b) eine Klassifikation des Projekts gemafs der Rahmenklassifikation der Vereinten Nationen fiir Ressourcen, belegt durch
entsprechende Nachweise;

¢) einen Zeitplan fiir die Durchfithrung des Projekts, einschlieflich einer Ubersicht iiber die fiir das Projekt erforderlichen
Genehmigungen und den Stand des jeweiligen Genehmigungsverfahrens;

d) einen Plan mit Maffnahmen zur Forderung der offentlichen Akzeptanz, je nach Sachlage einschlielich Malnahmen zur
Erleichterung der konstruktiven Einbeziehung und aktiven Beteiligung der betroffenen Gemeinschaften, der Einrichtung
regelmifiger Kommunikationskanile mit lokalen Gemeinschaften, Organisationen, einschlielich der Sozialpartner, und
zustdndigen Behorden, und der Durchfithrung von Sensibilisierungs- und Informationskampagnen und der Einrichtung
von etwaigen Schadensbegrenzungs- und Ausgleichsmechanismen;

¢) Informationen tiber die Kontrolle der an dem Projekt beteiligten Unternehmen gemifl Artikel 3 Absdtze 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (*) und, wenn mehrere Unternehmen beteiligt sind, Informationen iiber die
jeweilige Beteiligung der einzelnen Unternehmen an dem Projekt;

f) einen Wirtschaftsplan, in dem die finanzielle Tragfahigkeit des Projekts bewertet wird;
Schitzungen zur potenziellen Schaffung von hochwertigen Arbeitsplitzen und zum Bedarf des Projekts an qualifizierten

Arbeitskriften sowie einen Arbeitsplan zur Unterstiitzung der Weiterbildung und der Umschulung und zur Forderung
einer inklusiven Vertretung der Arbeitskrifte;

©

h) bei Projekten in Drittlindern oder in ULG im Bereich Gewinnung einen Plan zur Verbesserung des Umweltzustands der
betroffenen Standorte nach Beendigung der Nutzung mit dem Ziel der Wiederherstellung des vorherigen Umweltzu-
stands unter Beriicksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Durchfiihrbarkeit;

i) bei Projekten, die sich ausschlieflich auf die Verarbeitung oder das Recycling beziehen und sich in Schutzgebieten gemafs
der Richtlinie 92/43[EWG oder der Richtlinie 2009/147/EG befinden, eine Beschreibung der vom Projekttriger
bewerteten technisch geeigneten Alternativstandorte und die Griinde, warum diese Alternativstandorte als nicht
geeignete Standorte fiir das Projekt erachtet werden.

j) fur Projekte, die sich auf indigene Volker auswirken konnen, einen Plan mit Manahmen zur konstruktiven Konsultation
der betroffenen indigenen Volker zur Verhinderung und Minimierung der negativen Auswirkungen auf die Rechte
indigener Volker und gegebenenfalls zu einer gerechten Entschidigung dieser Volker sowie Mafinahmen zur
Berticksichtigung der Ergebnisse der Konsultation.

Wenn im nationalen Recht des Landes, dessen Hoheitsgebiet von einem Projekt betroffen ist, Bestimmungen fiir die
Konsultation gemifl Unterabsatz 1 Buchstaben j vorgesehen sind und sofern diese Konsultation all die in diesem
Buchstaben festgelegten Ziele erfasst, kann der Plan entsprechend angepasst werden.

(2) Die Kommission erldsst bis zum 24. November 2024 einen Durchfithrungsrechtsakt zur Festlegung einer
einheitlichen Vorlage, die von den Projekttrigern fir die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Antrige zu
verwenden ist. In der Vorlage kann angegeben werden, wie die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Informationen
auszudriicken sind. Dieser Durchfithrungsrechtsakt wird gemédfl dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren
erlassen.

Der Umfang der in dem in Unterabsatz 1 genannten einheitlichen Vorlage geforderten Unterlagen muss angemessen sein.

%) Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 iiber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen
g
(,EG-Fusionskontrollverordnung“) (ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).
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(3) Die Kommission bewertet die in Absatz 1 genannten Antrige im Rahmen einer offenen Ausschreibung mit
regelmafSigen Stichtagen.

Der erste dieser Stichtage ist spdtestens am 24. August 2024. Die Kommission legt mindestens viermal pro Jahr Stichtage
fest.

(4)  Die Kommission unterrichtet die Antragsteller binnen 30 Tagen nach dem geltenden Stichtag dariiber, dass sie die im
Antrag enthaltenen Angaben fiir vollstindig halt. Ist der Antrag unvollstindig, so kann die Kommission den Antragsteller
auffordern, die zur Vervollstindigung des Antrags erforderlichen zusitzlichen Angaben unverziiglich vorzulegen und gibt
an, welche zusitzlichen Angaben erforderlich sind.

(5)  Die Kommission unterrichtet den Ausschuss iiber alle Antrige, die gemafs Absatz 4 als vollstindig gelten.

(6)  Der Ausschuss tritt in regelmédfiigen Abstinden gemaf$ Artikel 36 Absatz 5 zusammen, um auf der Grundlage eines
fairen und transparenten Verfahrens zu erortern und eine Stellungnahme dazu abzugeben, ob die vorgeschlagenen Projekte
die in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfiillen.

Die Kommission legt dem Ausschuss vor den in Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Sitzungen ihre
Einschitzung dariiber vor, ob die vorgeschlagenen Projekte die in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfuillen.

(7)  Die Kommission iibermittelt den Antrag dem Mitgliedstaat, dem Drittland oder den ULG, dessen bzw. deren
Hoheitsgebiet von einem vorgeschlagenen Projekt betroffen ist.

(8)  Auf der Grundlage eines Einspruchs des Mitgliedstaats, dessen Hoheitsgebiet von einem vorgeschlagenen Projekt
betroffen ist, wird das Projekt nicht fur die Anerkennung als ein strategisches Projekt in Betracht gezogen. Der betreffende
Mitgliedstaat begriindet seinen Einspruch bei den Erorterungen gemifl Absatz 6.

Bei strategischen Projekten in Drittlindern oder in ULG iibermittelt die Kommission den eingegangenen Antrag dem
Drittland oder dem ULG, dessen Hoheitsgebiet von dem vorgeschlagenen Projekt betroffen ist. Die Kommission genehmigt
den Antrag nicht, bevor sie die ausdriickliche Genehmigung des betreffenden Drittlands erhalten hat.

(9)  Die Kommission erldsst unter Beriicksichtigung der in Absatz 6 genannten Stellungnahme des Ausschusses innerhalb
von 90 Tagen nach Bestitigung der Vollstandigkeit des Antrags gemafl Absatz 4 einen Beschluss iiber die Anerkennung des
Projekts als ein strategisches Projekt und unterrichtet den Antragsteller dariiber.

Der Beschluss der Kommission ist zu begriinden. Die Kommission legt ihre Entscheidung dem Ausschuss und dem
Mitgliedstaat oder Drittland vor, dessen Hoheitsgebiet von dem Projekt betroffen ist.

(10)  Die Kommission kann diese Frist ausnahmsweise, wenn die Art, die Komplexitit oder der Umfang eines Antrags es
erfordern oder wenn die Zahl der vor einem bestimmten Stichtag eingegangenen Antrdge zu hoch ist, als dass ein Antrag
innerhalb der in Absatz 9 genannten Frist bearbeitet werden konnte, im Einzelfall und spatestens 20 Tage vor Ablauf der in
Absatz 9 genannten Frist um hochstens 90 Tage verlingern. In diesem Fall teilt die Kommission dem Projekttrager
schriftlich die Griinde fiir die Verlangerung und die Frist fir den Beschluss mit.

(11)  Stellt die Kommission fest, dass ein strategisches Projekt die in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien nicht mehr
erfillt, oder stiitzte sich seine Anerkennung auf einen Antrag mit Angaben, die in dem Mafle unrichtig sind, dass die
Erfillung der in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien beeintrichtigt ist, so kann sie unter Beriicksichtigung der
Stellungnahme des Ausschusses die Anerkennung des Status als strategisches Projekt zuriicknehmen.

Bevor die Kommission einen solchen Beschluss iiber die Zuriicknahme dieser Anerkennung annimmt, teilt sie dem
Projekttrager die Griinde fur ihren Beschluss mit, gibt ihm Gelegenheit zur Stellungnahme und beriicksichtigt die
Stellungnahme des Projekttragers bei ihrer Entscheidung.

(12)  Projekte, die nicht mehr als strategische Projekte anerkannt sind, verlieren alle mit diesem Status verbundenen
Rechte im Rahmen dieser Verordnung.

(13)  Strategische Projekte, die die in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien allein aufgrund einer Aktualisierung des
Anhangs I nicht mehr erfiillen, diirfen den Status als strategische Projekte drei Jahre ab dem Tag dieser Aktualisierung
beibehalten.

Artikel 8

Berichterstattungs- und Informationspflichten fiir strategische Projekte

(1)  Der Projekttrager legt der Kommission alle zwei Jahre nach dem Datum der Anerkennung als strategisches Projekt
einen Bericht vor, der mindestens Folgendes enthalt:

a) die Fortschritte bei der Durchfithrung des strategischen Projekts, insbesondere im Hinblick auf das Genehmigungs-
verfahren;
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b) die etwaigen Griinde fiir Verzogerungen gegeniiber dem Zeitplan gemaf8 Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe ¢ und einen Plan
zur Bewiltigung dieser Verzogerungen;

¢) die Fortschritte bei der Finanzierung des strategischen Projekts, einschlieflich Informationen iiber die finanzielle
Unterstiitzung aus Offentlichen Mitteln.

Die Kommission legt dem Ausschuss eine Kopie des in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Berichts vor, um
die in Artikel 36 Absatz 7 Buchstabe ¢ genannten Erorterungen zu erleichtern.

(2)  Die Kommission kann von den Projekttragern zusitzliche Informationen anfordern, die fiir die Durchfithrung des
strategischen Projekts relevant sind, wenn diese Informationen fur die Uberpriifung erforderlich sind, ob die Artikel 6
Absatz 1 festgelegten Kriterien nach wie vor erfiillt sind.

(3)  Der Projekttrager teilt der Kommission Folgendes mit:

a) Anderungen des strategischen Projekts, die sich auf die Erfiillung der in Artikel 6 Absatz 1 festgelegten Kriterien
auswirken;

b) dauerhafte Anderungen der Kontrolle iiber die am strategischen Projekt beteiligten Unternehmen gegeniiber den in
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe e genannten Informationen.

(4)  Der Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung einer einheitlichen Vorlage erlassen, die von den
Projekttragern zu verwenden ist, um alle fiir die in Absatz 1 genannten Berichte erforderlichen Informationen vorzulegen.
In der einheitlichen Vorlage kann angegeben werden, wie die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten
Informationen auszudriicken sind. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemafl dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten
Beratungsverfahren erlassen.

Der Umfang der Angaben, die zum Ausfiillen der in Unterabsatz 1 genannten einheitlichen Vorlage erforderlich sind, muss
angemessen seir.

(5)  Der Projekttrager richtet eine Unternehmenswebsite oder eine spezielle Projektwebsite ein und aktualisiert sie
regelmafig mit einschldgigen Informationen tiber das strategische Projekt, die fur die lokale Bevolkerung relevant sind und
mit denen die offentliche Akzeptanz geférdert wird, einschlieflich zumindest Informationen iiber die 6kologischen,
sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen und Vorteile des strategischen Projekts. Der einschligige Teil der
Unternehmenswebsite oder der speziellen Projektwebsite muss fiir die Offentlichkeit frei zuginglich und keine Angabe
personlicher Daten erfordern (Website mit freiem Zugang). Er muss in einer oder mehreren Sprachen verfiigbar sein, die
von der ortlichen Bevolkerung leicht verstanden werden konnen.

ABSCHNITT 3

Genehmigungsverfahren

Artikel 9

Zentrale Anlaufstelle

(1)  Bis zum 24. Februar 2025 richten die Mitgliedstaaten eine zentrale Anlaufstelle ein oder benennen eine oder mehrere
Behorden als zentrale Anlaufstellen. Wenn ein Mitgliedstaat mehrere dieser Anlaufstellen einrichtet oder benennt, stellt er
sicher, dass es fiir die jeweilige Verwaltungsebene und Stufe der Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe nur eine
derartige Anlaufstelle gibt.

(2)  Wenn ein Mitgliedstaat mehrere dieser Anlaufstellen gemdfl Absatz 1 dieses Artikels einrichtet oder benennt, so stellt
er eine einfache, barrierefreie Website zur Verfiigung, auf der alle zentralen Anlaufstellen, einschlieflich ihrer Anschrift und
elektronischen Kommunikationsmittel, iibersichtlich aufgefithrt und nach der jeweiligen Verwaltungsebene sowie der Stufe
der Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe geordnet sind. Die Website kann auch Inhalte umfassen, die gemifs
Artikel 18 bereitgestellt werden.

(3)  Die gemifd Absatz 1 des vorliegenden Artikels eingerichteten oder benannten zentralen Anlaufstellen (im Folgenden
,zentrale Anlaufstellen®) sind daftr zustindig, das Genehmigungsverfahren fiir Projekte im Bereich kritische Rohstoffe zu
erleichtern und zu koordinieren und Informationen iiber die in Artikel 18 genannten Elemente bereitzustellen,
einschlieflich Informationen dariiber, wann ein Antrag gemaf$ Artikel 11 Absatz 6 als vollstindig gilt. Sie koordinieren und
erleichtern die Vorlage aller relevanten Unterlagen und Informationen.

(4)  Die betroffene zentrale Anlaufstelle ist die einzige Anlaufstelle fur die Projekttrager und unterstiitzen sie bei allen
verwaltungstechnischen Fragen im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren.

(5) Die Projekttrager von Projekten fur kritische Rohstoffe haben die Moglichkeit, sich an die zustdndige
Verwaltungsstelle innerhalb der zentralen Anlaufstelle zu wenden, die fiir die Aufgaben gemif$ diesem Artikel zustindig
ist. Andert sich die betreffende Verwaltungsstelle, so erfiillt sie weiterhin ihre in diesem Absatz genannten Aufgaben, bis der
Projekttriger von einer solchen Anderung in Kenntnis gesetzt wurde.
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(6)  Die Projekttrager haben die Moglichkeit, alle fiir das Genehmigungsverfahren relevanten Unterlagen in elektronischer
Form einzureichen.

(7)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle giiltigen Studien, Genehmigungen oder Zulassungen, die fiir ein
bestimmtes Projekt im Bereich kritische Rohstoffe durchgefithrt bzw. erteilt wurden, beriicksichtigt und keine doppelten
Studien, Genehmigungen oder Zulassungen verlangt werden, sofern dies nicht nach Unionsrecht oder nationalem Recht
vorgeschrieben ist.

(8)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Antragsteller leichten Zugang zu Informationen und Verfahren zur Beilegung
von Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Genehmigungsverfahren fiir Projekte im Bereich kritische Rohstoffe haben,
einschlieflich der etwaigen Mechanismen alternativer Streitbeilegung.

(9) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zentralen Anlaufstellen tiber ausreichend qualifiziertes Personal und
ausreichende finanzielle, technische und technologische Ressourcen verfiigt, die fiir die wirksame Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung erforderlich sind.

Artikel 10

Priorititsstatus strategischer Projekte

(1)  Es wird davon ausgegangen, dass mit strategischen Projekten ein Beitrag zur Sicherung der Versorgung mit
strategischen Rohstoffen in der Union geleistet wird.

(2)  Mit Blick auf die Umweltauswirkungen oder die Pflichten, auf die in Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 16 Absatz 1
Buchstabe ¢ der Richtlinie 92/43/EWG, Artikel 4 Absatz 7 der Richtlinie 2000/60/EG und Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a
der Richtlinie 2009/147[EG oder in gesetzgeberischen Bestimmungen der Union tiber die Wiederherstellung von Land-
Kiisten- und Siiffwasserokosystemen Bezug genommen wird, gelten strategische Projekte in der Union als Projekte von
offentlichem Interesse bzw. als der offentlichen Gesundheit und Sicherheit dienende Projekte und konnen als Projekte von
tibergeordnetem offentlichem Interesse betrachtet werden, sofern alle in diesen Gesetzgebungsakten festgelegten
Bedingungen erfiillt sind.

(3) Damit die Verwaltung die mit den strategischen Projekten in der Union verbundenen Genehmigungsverfahren
effizient bearbeiten kann, stellen die Projekttrager und alle betroffenen Behorden sicher, dass diese Verfahren so ziigig wie
moglich nach dem nationalen Recht und dem Unionsrecht durchgefithrt werden.

(4)  Unbeschadet der im Unionsrecht vorgesehenen Verpflichtungen erhalten strategische Projekte in der Union den
Status der hochstmoglichen nationalen Bedeutung, sofern ein solcher Status im nationalen Recht vorgesehen ist, und
werden in den Genehmigungsverfahren entsprechend behandelt.

(5)  Alle Streitbeilegungsverfahren, Rechtsstreitigkeiten, Beschwerden und Rechtsbehelfe im Zusammenhang mit dem
Genehmigungsverfahren und der Erteilung von Genehmigungen fiir strategische Projekte in der Union vor nationalen
Gerichten, Gerichtshofen oder anderen Gremien, einschlieSlich in Bezug auf Mediation oder Schiedsverfahren, sofern sie im
nationalen Recht vorgeschen sind, werden als dringlich behandelt, falls und soweit das nationale Recht entsprechende
Dringlichkeitsverfahren vorsieht und sofern die normalerweise geltenden Verteidigungsrechte von Einzelpersonen oder
lokalen Gemeinschaften geachtet werden. Die Projekttrager strategischer Projekte nehmen an solchen etwaigen
Dringlichkeitsverfahren teil.

Artikel 11

Dauer des Genehmigungsverfahrens
(1)  Bei strategischen Projekten in der Union darf das Genehmigungsverfahren nicht linger dauern als
a) 27 Monate fur strategische Projekte im Bereich Gewinnung,
b) 15 Monate fiir strategische Projekte, die nur Verarbeitung oder Recycling betreffen.
(2)  Abweichend von Absatz 1 darf bei strategischen Projekten in der Union, die vor ihrer Anerkennung als strategische
Projekt dem Genehmigungsverfahren unterlagen, und bei Verlingerungen von bestehenden strategischen Projekten, fur die
bereits eine Genehmigung erteilt wurde, das Genehmigungsverfahren nach der Anerkennung des Projekts als strategisches
Projekt nicht langer dauern als
a) 24 Monate fiir strategische Projekte im Bereich Gewinnung,
b) 12 Monate fiir strategische Projekte, die nur Verarbeitung oder Recycling betreffen.
(3)  Ist gemdf der Richtlinie 2011/92/EU eine Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich, so wird der Schritt der

Prifung gemdf Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer i der genannten Richtlinie nicht auf die Dauer des
Genehmigungsverfahrens gemifl den Absdtzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels angerechnet.
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(4)  In Ausnahmefillen, wenn die Art, die Komplexitit, der Standort oder der Umfang des strategischen Projekts dies
erfordern, konnen Mitgliedstaaten im Einzelfall und vor Ablauf der jeweiligen Fristen:

a) die in Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 Buchstabe a genannten Fristen um hochstens sechs Monate verldngern;
b) die Fristen gemdfl Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 Buchstabe b um hochstens drei Monate verlingern.

In Fall einer solchen Verldngerung teilt die bestreffende zentrale Anlaufstelle dem Projekttrager schriftlich die Griinde fiir die
Verldngerung und die Frist fiir die umfassende Entscheidung mit.

(5)  Abweichend von Artikel 4 Absatz 6 der Richtlinie 2011/92/EU erfolgt die Feststellung, ob das strategische Projekt
einer Priifung gemaf$ den Artikeln 5 bis 10 dieser Richtlinie unterzogen werden soll, binnen 30 Tagen nach dem Tag, an
dem der Projekttrager alle gemafS Artikel 4 Absatz 4 dieser Richtlinie erforderlichen Informationen vorgelegt hat.

(6)  Die betreffende zentrale Anlaufstelle hat spatestens 45 Tage nach Eingang eines Genehmigungsantrags fiir ein
strategisches Projekt festzustellen, dass der Antrag vollstindig ist oder, wenn nicht alle fiir die Bearbeitung eines Antrags
erforderlichen Informationen iibermittelt wurden, den Projekttriger unter Angabe der fehlenden Informationen
aufzufordern, unverziiglich einen vollstindigen Antrag einzureichen. Wird der eingereichte Antrag ein zweites Mal fiir
unvollstindig befunden, so darf die betreffende zentrale Anlaufstelle keine Informationen in Bereichen anfordern, die nicht
Gegenstand des ersten Ersuchens um zusitzliche Informationen waren, und darf nur weitere Nachweise anfordern, die zur
Vervollstindigung der als fehlend eingestuften Informationen erforderlich sind.

Der Zeitpunkt, zu dem die Giiltigkeit des Antrags gemif Unterabsatz 1 bestitigt wird, gilt als Beginn des
Genehmigungsverfahrens.

(7)  Die betreffende zentrale Anlaufstelle erstellt spatestens einen Monat nach der Bestitigung gemifd Absatz 6 dieses
Artikels in enger Zusammenarbeit mit dem Projekttrager und anderen betroffenen zustindigen Behorden einen detaillierten
Zeitplan fur das Genehmigungsverfahren. Der Zeitplan wird vom Projekttrdger auf der in Artikel 8 Absatz 5 genannten
Website veréffentlicht. Die betreffende zentrale Anlaufstelle aktualisiert den Zeitplan im Fall wesentlicher Anderungen, die
sich auf den Zeitpunkt der umfassenden Entscheidung auswirken konnten.

(8)  Die betreffende zentrale Anlaufstelle unterrichtet den Projekttriger, wann der Bericht tiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung gemdfl Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2011/92/EU fillig ist, wobei sie der Organisation des
Genehmigungsverfahrens in dem betreffenden Mitgliedstaat und dem Erfordernis, ausreichend Zeit fiir die Bewertung
des Berichts einzurdumen, Rechnung tragt. Der Zeitraum vom Zeitpunkt zwischen der Frist fur die Vorlage des Berichts
iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung und der tatsichlichen Vorlage dieses Berichts wird nicht auf die Dauer des
Genehmigungsverfahrens gemdfl den Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels angerechnet.

(9)  Fuhrt die Konsultation gemif§ Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer ii der Richtlinie 2011/92/EU dazu, dass der
Bericht iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung um zusitzliche Informationen ergdnzt werden muss, so kann die
betreffende zentrale Anlaufstelle dem Projekttrager die Moglichkeit einrdumen, zusitzliche Informationen vorzulegen. In
einem solchen Fall teilt diese zentrale Anlaufstelle dem Projekttrager mit, bis wann die zusdtzlichen Informationen
vorzulegen sind, wobei es sich um eine Frist von mindestens 30 Tagen nach der Mitteilung handeln muss. Der Zeitraum
zwischen der Frist fiir die Vorlage der zusitzlichen Informationen und der Ubermittlung dieser Informationen wird nicht
auf die Dauer des Genehmigungsverfahrens gemdfl den Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels angerechnet.

(10)  Die in diesem Artikel vorgesehenen Fristen berithren weder die aus Unions- und Volkerrecht resultierenden
Verpflichtungen noch die Rechtsbehelfsverfahren vor Verwaltungsbehorden und die fiir ein Verfahren vor einem Gericht
vorgesehenen Rechtsbehelfe.

Die in diesem Artikel fiir jedes Genehmigungsverfahren festgelegten Fristen lassen von den Mitgliedstaaten festgelegte
kiirzere Fristen unberiihrt.

Artikel 12

Umweltpriifungen und Genehmigungen

(1)  Ist fur ein strategisches Projekt eine Umweltvertraglichkeitspriifung gemdff den Artikeln 5 bis 9 der Richtlinie
2011/92[EU erforderlich, so ersucht der betreffende Projekttrdger spitestens 30 Tage nach der Bekanntgabe der
Anerkennung als strategisches Projekt und vor Einreichung des Antrags die betreffende zentrale Anlaufstelle um eine
Stellungnahme zu Umfang und Detaillierungsgrad der Informationen, die in den Bericht iiber die Umweltvertraglichkeits-
prifung gemafd Artikel 5 Absatz 1 der genannten Richtlinie aufzunehmen sind.

Die betreffende zentrale Anlaufstelle stellt sicher, dass die in Unterabsatz 1 genannte Stellungnahme so bald wie maoglich
und innerhalb einer Frist von hochstens 45 Tagen ab dem Datum, an dem der Projekttrdger seinen Antrag auf
Stellungnahme eingereicht hat, abgegeben wird.
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(2)  Bei strategischen Projekten, bei denen sich die Verpflichtung zur Durchfithrung von Priifungen von Umweltaus-
wirkungen gleichzeitig aus der Richtlinien 92/43/EWG, 2000/60/EG, 2008/98/EG, 2009/147EG, 2010/75/EU,
2011/92/EU oder der Richtlinie 2012/18/EU des Europiischen Parlaments und des Rates (*) ergibt, stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass ein koordiniertes oder gemeinsames Verfahren angewandt wird, das simtliche Anforderungen
dieser Gesetzgebungsakte der Union erfiillt.

Im Rahmen eines in Unterabsatz 1 genannten koordinierten Verfahrens koordiniert die zustindige Behorde die
verschiedenen Einzelpriifungen der Umweltauswirkungen eines bestimmten Projekts, die durch die einschligigen
Gesetzgebungsakte der Union vorgeschrieben sind.

Im Rahmen eines in Unterabsatz 1 genannten gemeinsamen Verfahrens sieht die zustindige Behorde eine einzige Priifung
der Umweltauswirkungen fiir ein bestimmtes Projekt vor, die durch die einschligigen Gesetzgebungsakte der Union
vorgeschrieben ist.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behorden die begriindete Schlussfolgerung gemafd Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe g Ziffer iv der Richtlinie 2011/92/EU iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei einem strategischen
Projekt binnen 90 Tagen nach Eingang aller gemidfl den Artikeln 5, 6 und 7 der genannten Richtlinie erforderlichen
Informationen und nach Abschluss der Konsultationen gemdff den Artikeln 6 und 7 der genannten Richtlinie
veroffentlichen.

(4)  In Ausnahmefillen, wenn die Art, die Komplexitdt, der Standort oder der Umfang des vorgeschlagenen Projekts dies
erfordern, konnen die Mitgliedstaaten die in Absatz 3 genannte Frist vor ihrem Ablauf und im Einzelfall um maximal
20 Tage verlingern. In diesem Fall teilt die betreffende zentrale Anlaufstelle dem Projekttrager schriftlich die Grinde fiir die
Verlingerung und die Frist fiir seine begriindete Schlussfolgerung mit.

(5)  Bei strategischen Projekten darf die Frist fiir die Konsultation der betroffenen Offentlichkeit im Sinne von Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe e bzw. der Behorden im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2011/92/EU zu dem in Artikel 5
Absatz 1 jener Richtlinie genannten Bericht tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung nicht linger als 85 Tage und gemif
Artikel 6 Absatz 7 der genannten Richtlinie nicht kiirzer als 30 Tage sein. In Ausnahmefillen kann der betreffende
Mitgliedstaat aufgrund der Art, der Komplexitit, des Standorts oder des Umfangs des vorgeschlagenen Projekts diese Frist
um 40 Tage verlingern. Die zentrale Anlaufstelle teilt dem Projekttrdger die Griinde fur diese Verlingerung mit.

(6) Absatz 1 gilt nicht fiir das Genehmigungsverfahren fur strategische Projekte, die vor der Anerkennung als
strategisches Projekt in das Genehmigungsverfahren eingetreten sind.

Die Absitze 2 bis 5 gelten fur das Genehmigungsverfahren fur strategische Projekte, die vor der Anerkennung als
strategisches Projekt in das Genehmigungsverfahren eingetreten sind, nur insoweit, als die in diesen Absitzen genannten
Schritte noch nicht abgeschlossen sind.

Artikel 13

Planung

(1) Die nationalen, regionalen und lokalen Behorden, die fur die Ausarbeitung der Pline, einschlielich der
Flichenwidmungs-, Raumordnungs- und Landnutzungspline, zustindig sind, priifen, ob es angezeigt ist, Bestimmungen
fir die Entwicklung von Projekten im Bereich kritische Rohstoffe in diese Pline aufzunehmen. Vorrang haben bei der
Priifung der Aufnahme dieser Bestimmungen kiinstliche und bebaute Flachen, Industriegeldnde, Brachfliachen und aktive
oder stillgelegte Bergwerke, darunter auch solche mit etwaigen ausgewiesenen Mineralvorkommen.

(2)  Werden Pline, die Bestimmungen fiir die Entwicklung von Projekten im Zusammenhang mit kritischen Rohstoffen
enthalten, einer Priifung gemafl der Richtlinie 2001/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*) und gemaf§
Artikel 6 der Richtlinie 92/43/EWG unterzogen, so werden diese Priifungen kombiniert. Bei der kombinierten Priifung
werden auch die Auswirkungen auf potenziell betroffene Wasserkorper im Sinne der Richtlinie 2000/60/EG, falls
vorhanden, untersucht. Sind die betreffenden Mitgliedstaaten verpflichtet, die Auswirkungen bestehender und kiinftiger
Tatigkeiten auf die Meeresumwelt, einschlieflich Wechselwirkungen zwischen Land und Meer, gemifl Artikel 4 der
Richtlinie 2014/89/EU des Europdischen Parlaments und des Rates (*') zu priifen, so werden diese Auswirkungen ebenfalls
von der kombinierten Priifung erfasst.

(*)  Richtlinie 2012/18/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer
Unfille mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABL L 197 vom
24.7.2012, S. 1).

(*)  Richtlinie 2001/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 iiber die Priifung der Umweltauswirkungen
bestimmter Pline und Programme (ABL L 197 vom 21.7.2001, S. 30).

(*)  Richtlinie 2014/89/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Schaffung eines Rahmens fiir die maritime
Raumplanung (ABL L 257 vom 28.8.2014, S. 135).
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Artikel 14
Anwendbarkeit der UNECE-Ubereinkommen

(1)  Diese Verordnung lisst die Verpflichtungen des am 25. Juni 1998 in Aarhus unterzeichneten Ubereinkommens der
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa (UNECE) iiber den Zugang zu Informationen, die
Offentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten und das
am 25. Februar 1991 in Espoo unterzeichnete UNECE-Ubereinkommen iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung im
grenziiberschreitenden Rahmen und sein am 21. Mai 2003 in Kyjiw (Kiew) unterzeichnetes Protokoll iiber die strategische
Umweltpriifung unberiihrt.

(2)  Alle gemiR diesem Abschnitt gefassten Beschliisse werden der Offentlichkeit auf leicht verstindliche Weise
zuganglich gemacht, und alle Beschliisse im Zusammenhang mit einem Projekt miissen auf derselben Website verfiigbar
sein.

ABSCHNITT 4
Grundlegende Voraussetzungen

Artikel 15
Beschleunigung der Durchfiihrung strategischer Projekte

(1)  Die Kommission ergreift, je nach Sachlage in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, Mainahmen, um private
Investitionen in strategische Projekte zu beschleunigen und zu fordern. Zu diesen Tatigkeiten kann unbeschadet der
Artikel 107 und 108 AEUV die Bereitstellung und Koordinierung von Unterstiitzung fiir strategische Projekte gehoren, die
Schwierigkeiten beim Zugang zu Finanzmitteln haben.

(2)  Der Mitgliedstaat, dessen Hoheitsgebiet von einem strategischen Projekt betroffen ist, ergreift Mafinahmen, um
dessen fristgerechte und wirksame Durchfihrung zu erleichtern. Derartige Mafinahmen konnen Unterstiitzung umfassen
zur

a) Sicherstellung der Einhaltung der geltenden Verwaltungs- und Berichtspflichten;
b) weiteren Verbesserung der Fihigkeit der Projekttriger, die konstruktive Einbindung und aktive Beteiligung der von dem

strategischen Projekt betroffenen Gemeinschaften sicherzustellen.

Artikel 16

Koordinierung der Finanzierung

(1) Auf Antrag eines Projekttrigers eines strategischen Projekts erortert die gemafl Artikel 36 Absatz 8 Buchstabe a ein-
gerichtete stindige Untergruppe und bietet Beratung dazu, wie die Finanzierung seines Projekts abgeschlossen werden kann,
wobei sie die bereits gesicherte Finanzierung beriicksichtigt und mindestens den folgenden Elementen Rechnung tragt:

a) zusitzliche private Finanzierungsquellen;

b) Unterstiitzung aus Mitteln der Europdischen Investitionsbank-Gruppe oder anderer internationaler Finanzinstitutionen,
einschlieflich der Europdischen Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung;

¢) bestehenden Instrumenten und Programmen der Mitgliedstaaten, auch von Exportkreditagenturen sowie nationalen
Forderbanken und -instituten;

d) einschlagigen Forder- und Finanzierungsprogrammen der Union, mit einem besonderen Schwerpunkt auf der
Global-Gateway-Initiative fiir strategische Projekte in Drittlindern oder in ULGs.

(2)  Bis zum 24. Mai 2026 legt die Kommission dem Ausschuss auf der Grundlage der Empfehlungen der in Artikel 36
Absatz 8 Buchstabe a genannten stindigen Untergruppe einen Bericht vor, in dem die Hindernisse fiir den Zugang zu
Finanzmitteln fiir strategische Projekte beschrieben und Empfehlungen zur Erleichterung dieses Zugangs geboten werden.

Artikel 17

Erleichterung von Abnahmevereinbarungen

(1)  Die Kommission richtet ein System ein, das den Abschluss von Abnahmevereinbarungen im Zusammenhang mit
strategischen Projekten im Einklang mit den Wettbewerbsregeln erleichtert.

(2)  Das in Absatz 1 genannte System muss es potenziellen Abnehmern ermoglichen, Gebote abzugeben, in denen
Folgendes angegeben wird:
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a) die Menge und Qualitit der strategischen Rohstoffe, die sie kaufen wollen,
b) der beabsichtigte Preis oder die beabsichtigte Preisspanne,
c) die vorgesehene Laufzeit der Abnahmevereinbarung.

(3)  Das in Absatz 1 genannte System ermoglicht es den Projekttrigern strategischer Projekte, Angebote abzugeben, in
denen Folgendes angegeben wird:

a) die Menge und Qualitit der strategischen Rohstoffe, fir die sie Abnahmevereinbarungen schliefen wollen,

b) den beabsichtigten Preis oder die Preisspanne, zu dem sie bereit sind, zu verkaufen,

¢) die vorgesehene Laufzeit der Abnahmevereinbarung.

(4)  Auf der Grundlage der gemif$ den Absitzen 2 und 3 eingegangenen Gebote und Angebote stellt die Kommission den

Kontakt zwischen den Projekttrigern strategischer Projekte und den fiir ihr Projekt infrage kommenden potenziellen
Abnehmern her.

Artikel 18

Online-Zuginglichkeit von Verwaltungsinformationen

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen die folgenden Informationen iiber Verwaltungsverfahren, die fiir Projekte im Bereich
kritische Rohstoffe relevant sind, online und auf zentralisierte und leicht zugdngliche Weise zur Verfiigung:

a) die in Artikel 9 Absatz 2 genannten Informationen,

b) das Genehmigungsverfahren und die damit verbundenen Verwaltungsverfahren, die fiir die Erteilung der jeweiligen
Genehmigungen erforderlich sind,

¢) Finanzierungs- und Investitionsdienstleistungen,
d) Finanzierungsmoglichkeiten auf der Ebene der Union oder der Mitgliedstaaten,

e) Dienstleistungen zur Unterstiitzung von Unternehmen, darunter unter anderem auch Korperschaftsteuererkldrungen,
lokale Steuergesetze und Arbeitsrecht.

(2)  Die Kommission stellt im Internet auf zentralisierte und leicht zugingliche Weise Informationen zu Verwaltungs-
verfahren, die fiir die Anerkennung des Status eines strategischen Projekts erforderlich sind, und zu den Vorteilen dieser
Anerkennung zur Verfiigung.

ABSCHNITT 5

Exploration

Artikel 19

Nationale Explorationsprogramme
(1)  Bis zum 24. Mai 2025 erstellt jeder Mitgliedstaat ein nationales Programm fiir die allgemeine Exploration kritischer
Rohstoffe und Tragerminerale kritischer Rohstoffe. Diese nationalen Programme werden mindestens alle funf Jahre
iiberpriift und erforderlichenfalls aktualisiert.
(2) Die in Absatz 1 genannten nationalen Programme umfassen Mafinahmen zur Verbesserung der verfiigbaren
Informationen iiber das Vorkommen kritischer Rohstoffe in der Union. Sie umfassen je nach Sachlage folgende
Mafinahmen:

a) Kartierung von Mineralen in geeigneter Grofenordnung,

b) geochemische Kampagnen, unter anderem zur Ermittlung der chemischen Zusammensetzung von Boden, Sedimenten
oder Gesteinen,

¢) geowissenschaftliche Erhebungen, z. B. geophysikalische Erhebungen,

d) Verarbeitung der im Rahmen der allgemeinen Exploration gesammelten Daten, einschlieflich der Erstellung von
pradiktiven Karten,

) Neuauswertung vorhandener geowissenschaftlicher Erhebungsdaten, um nicht identifizierte Mineralvorkommen, die
kritische Rohstoffe enthalten, und Trigerminerale kritischer Rohstoffe zu iiberpriifen.
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(3)  Gestalten sich die geologischen Verhiltnisse eines Mitgliedstaats so, dass mit den in Absatz 2 aufgefiihrten
Mafinahmen mit hoher Sicherheit keine Lagerstitten kritischer Rohstoffe oder ihrer Triagerminerale ermittelt werden, so
kann das in Absatz 1 genannte nationale Programm aus einschligigen wissenschaftlichen Nachweisen bestehen. Diese
Nachweise werden im Rahmen der regelmifigen Uberpriifung des nationalen Programms aktualisiert, um etwaigen
Anderungen in der Liste der kritischen Rohstoffe Rechnung zu tragen.

(4)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre nationalen Programme gemaf§ Absatz 1 mit.

(5)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln im Rahmen ihrer gemifl Artikel 45 vorgelegten Berichte Informationen iiber die
Fortschritte bei der Durchfithrung der in ihren in Absatz 1 dieses Artikels genannten nationalen Programmen vorgesehenen
Mafinahmen.

(6)  Die Mitgliedstaaten machen Karten mit grundlegenden Informationen iiber ihre Mineralvorkommen, die kritische
Rohstoffe enthalten, die im Rahmen der Mafinahmen der in Absatz 1 genannten nationalen Programme gesammelt wurden,
auf einer frei zuginglichen Website offentlich zuginglich. Diese Informationen umfassen die Einstufung der etwaigen
ermittelten Vorkommen anhand der Rahmenklassifikation der Vereinten Nationen fiir Ressourcen. Ausfiihrlichere
Informationen, einschlieflich verarbeiteter geophysikalischer und geochemischer Daten in geeigneter Auflosung und grofs
angelegter geologischer Kartierung, werden auf Antrag zur Verfugung gestellt.

Der Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung einer Vorlage fiir die Bereitstellung der in Unterabsatz 1
dieses Absatzes genannten Informationen erlassen. In der Vorlage kann angegeben werden, wie die in Unterabsatz 1 dieses
Absatzes genannten Informationen auszudriicken sind. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafl dem in Artikel 39
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

(7)  Unter Beriicksichtigung der bestehenden Zusammenarbeit bei der allgemeinen Exploration erdrtert die in Artikel 36
Absatz 8 Buchstabe ¢ genannte stindige Untergruppe die in Absatz 1 dieses Artikels genannten nationalen Programme und
deren Durchfithrung, wobei sie zumindest Folgendes beriicksichtigt:

a) das Potenzial fiir eine Zusammenarbeit, auch bei der Exploration grenziiberschreitender Mineralvorkommen und
gemeinsamer geologischer Formationen,

b) bewihrte Verfahren im Zusammenhang mit den in Absatz 2 aufgefithrten Mafinahmen,
¢) die Moglichkeit, eine integrierte Datenbank fiir die Speicherung der Ergebnisse der in Absatz 1 genannten nationalen

Programme einzurichten.

KAPITEL 4
RISIKOUBERWACHUNG UND -MINDERUNG

Artikel 20

Uberwachung und Stresstests

(1) Die Kommission iiberwacht Versorgungsrisiken im Zusammenhang mit kritischen Rohstoffen, insbesondere in
Bezug auf Risiken, die den Wettbewerb verzerren oder den Binnenmarkt fragmentieren konnten.

Diese Uberwachung erstreckt sich mindestens auf die Entwicklung der folgenden Parameter:
a) Handelsstrome zwischen der Union und Drittlindern sowie innerhalb des Binnenmarkts,
b) Angebot und Nachfrage,

¢) Konzentration des Angebots,

d) Erzeugung und Erzeugungskapazititen der Union und weltweit auf verschiedenen Stufen der Wertschopfungskette fiir
Rohstoffe,

e) Preisvolatilitit,

f) Engpisse auf allen Stufen der Produktion in der Union und Engpisse bei der Genehmigung strategischer Projekte in der
Union,

g) potenzielle Hindernisse fiir den Handel mit kritischen Rohstoffen oder Waren, fur die im Binnenmarkt kritische
Rohstoffe als Input verwendet werden.

(2)  Die nationalen Behorden, die an der in Artikel 36 Absatz 8 Buchstabe e genannten stindigen Untergruppe
teilnehmen, unterstiitzen die Kommission bei der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Uberwachung, indem sie

a) die einschldgigen Informationen iiber die Entwicklung der in Absatz 1 dieses Artikels aufgefithrten Parameter, aufer fiir
dessen Buchstaben e, aber einschlieBlich der in Artikel 21 genannten Informationen, austauschen,
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b) in Abstimmung mit der Kommission und den anderen teilnehmenden Behorden Informationen tiber die Entwicklung
der in Absatz 1 dieses Artikels aufgefithrten Parameter, einschlieSlich der in Artikel 21 genannten Informationen,
zusammentragen,

¢) die Versorgungsrisiken fur kritische Rohstoffe unter Beriicksichtigung der Entwicklung der in Absatz 1 genannten
Parameter analysieren,

d) die Kommission unverziiglich unterrichten, wenn der Mitgliedstaat Kenntnis von der Gefahr einer schwerwiegenden
Versorgungsunterbrechung im Zusammenhang mit kritischen Rohstoffen erlangt.

(3) Die Kommission stellt in Zusammenarbeit mit den nationalen Behorden, die an der in Artikel 36 Absatz 8
Buchstabe e genannten standigen Untergruppe teilnehmen, sicher, dass mindestens alle drei Jahre oder in dem Fall, dass bei
der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Uberwachung ein erheblicher Anstieg der Versorgungsrisiken
festgestellt wird, ein Stresstest fur die Lieferkette jedes strategischen Rohstoffs durchgefithrt wird. Zu diesem Zweck
koordiniert die in Artikel 36 Absatz 8 Buchstabe e genannte stindige Untergruppe die Durchfiithrung von Stresstests fiir die
verschiedenen strategischen Rohstoffe durch die verschiedenen teilnehmenden Behorden und teilt sie auf.

Die in Unterabsatz 1 genannten Stresstests bestehen aus einer Bewertung der Anfilligkeit der Rohstoftlieferkette der Union
des relevanten kritischen Rohstoffs in der Union fur Versorgungsunterbrechungen, indem die Auswirkungen verschiedener
Szenarien, bei deren Eintreten solche Versorgungsunterbrechungen verursacht werden koénnen, und ihre potenziellen
Auswirkungen geschitzt werden, wobei mindestens die folgenden Elemente zu beriicksichtigen sind:

a) wo der betreffende strategische Rohstoff gewonnen, verarbeitet oder rezykliert wird,
b) die Kapazititen der Wirtschaftsakteure entlang der Wertschopfungskette fiir Rohstoffe sowie die Marktstruktur,

¢) Faktoren, die sich auf die Versorgung auswirken konnten, einschliefSlich, aber nicht beschrinkt auf die geopolitische
Lage, die Logistik, die Energieversorgung, die Arbeitskrifte oder Naturkatastrophen,

d) die Verfuigbarkeit von Bezugsquellen und die Moglichkeit, sie rasch zu diversifizieren, Rohstoffe zu ersetzen oder die
Nachfrage zu verringern,

e) die Nutzer der relevanten strategischen Rohstoffe entlang der Wertschopfungskette fiir Rohstoffe und ihren Anteil an der
Nachfrage, unter besonderer Beriicksichtigung der Herstellung von Technologien, die fiir den griinen und den digitalen
Wandel relevant sind, sowie von Verteidigungs- und Luft- und Raumfahrtanwendungen,

f) potenzielle Hindernisse fur den grenziibergreifenden Handel mit strategischen Rohstoffen oder Waren, fur die im
Binnenmarkt strategische Rohstoffe als Input verwendet werden.

(4)  Die Kommission macht auf einer frei zuginglichen Website ein Monitoring-Dashboard 6ffentlich zuginglich und
aktualisiert es regelmifig, wobei es Folgendes enthalt:

a) aggregierte Informationen iiber die Entwicklung der in Absatz 1 genannten Parameter,

b) eine aggregierte Beschreibung der Berechnung des Versorgungsrisikos im Zusammenhang mit kritischen Rohstoffen
unter Beriicksichtigung der unter Buchstabe a dieses Absatzes genannten Informationen,

¢) etwaige allgemeine Vorschldge fiir geeignete Abhilfestrategien zur Verringerung des Versorgungsrisikos, es sei denn,
durch die offentliche Zuginglichmachung dieser allgemeinen Vorschlige wird der Schutz von Betriebs- oder
Geschiftsgeheimnissen oder anderen sensiblen, vertraulichen oder als Verschlusssache eingestuften Informationen
gefihrdet.

(5)  Die Kommission analysiert die gemaf8 den Absitzen 1, 2 und 3 dieses Artikels eingeholten Informationen. Gelangt
die Kommission auf der Grundlage der Analyse zu der Auffassung, dass ein eindeutiger Hinweis auf das Risiko einer
Versorgungsunterbrechung besteht, durch die der Wettbewerb verzerrt oder der Binnenmarkt fragmentiert werden konnte,
so warnt sie die Mitgliedstaaten, den Ausschuss und die Verwaltungsgremien der Union vor Krisentiberwachungs- oder
Krisenmanagementmechanismen, deren Anwendungsbereich relevante strategische oder kritische Rohstoffe umfasst. Je
nach Sachlage bewertet die Kommission auch, ob dieses Risiko eine Aktualisierung der Liste der strategischen Rohstoffe
gemdfd Artikel 3 Absatz 3 erfordert.

Artikel 21

Informationspflichten fiir die Uberwachung

(1)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission in ihren gemafl Artikel 45 vorgelegten Berichten Informationen
tiber neue oder bestehende Projekte im Bereich kritische Rohstoffe in ihrem Hoheitsgebiet, die fiir Artikel 20 Absatz 1
Buchstabe d relevant sind, einschlieflich einer Klassifikation neuer Projekte gemdfl der Rahmenklassifikation der Vereinten
Nationen fiir Ressourcen.
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(2) Die Mitgliedstaaten ermitteln die wichtigsten Marktteilnehmer entlang der Wertschopfungskette fiir kritische
Rohstoffe in ihrem Hoheitsgebiet und

a) tiberwachen ihre Titigkeiten durch Analyse der offentlich verfiigbaren Daten und nétigenfalls durch regelmafige und
verhaltnismaflige Erhebungen, um Informationen zu sammeln, die fiir die Uberwachung und die Stresstests der
Kommission gemaf$ Artikel 20 erforderlich sind,

b) legen in ihren gemaf Artikel 45 vorgelegten Berichten Informationen iiber die Ergebnisse dieser Erhebungen gemaf3
Buchstabe a dieses Unterabsatzes vor,

¢) unterrichten die Kommission unverziiglich iiber wichtige Ereignisse, durch die der regelmifSige Betrieb der wichtigsten
Marktteilnehmer behindert werden konnte.

Wichtige Marktteilnehmer diirfen die Ubermittlung der gemdf Unterabsatz 1 Buchstabe a in diesen Erhebungen
angeforderten Daten verweigern, wenn die Weitergabe dieser Daten zur Offenlegung von Betriebs- oder Geschiftsgeheim-
nissen fithren wiirde. Sie miissen diese Daten nur insoweit iibermitteln, als sie ihnen bereits zur Verfiigung stehen.
Verweigert ein wichtiger Marktteilnehmer die Ubermittlung der angeforderten Daten oder behauptet er, dass diese nicht zur
Verfiigung stiinden, muss er dem anfordernden Mitgliedstaat hierfiir eine Begriindung vorlegen.

(3)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln die gemafl Absatz 2 Buchstaben a und b des dieses Artikels erhobenen Daten den
nationalen statistischen Stellen und Eurostat fiir die Zwecke der Erstellung von Statistiken gemdf der Verordnung (EG)
Nr. 223/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (*). Die Mitgliedstaaten benennen die nationale Behorde, die fiir
die Ubermittlung der Daten an die nationalen statistischen Behérden und an Eurostat zustindig ist.

Artikel 22

Berichterstattung iiber strategische Vorriite

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission in ihren gemifl Artikel 45 tibermittelten Berichten Informationen
iiber den Stand ihrer strategischen Vorrite an strategischen Rohstoffen. Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet,
Informationen iiber bestimmte strategische Vorrite zu tibermitteln, wenn dadurch ihre Verteidigung oder ihre nationale
Sicherheit gefihrdet sein kénnten. Falls ein Mitgliedstaat die Ubermittlung dieser Informationen verweigert, legt er eine
begriindete Mitteilung vor.

(2)  Diein Absatz 1 genannten Informationen bezichen sich auf strategische Vorrite, die von allen Behorden, 6ffentlichen
Unternehmen oder Wirtschaftsteilnehmern gehalten werden, die von einem Mitgliedstaat mit der Bildung strategischer
Vorrite in seinem Namen beauftragt wurden, und umfassen mindestens eine Beschreibung

a) der vorhandenen Bestinde der strategischen Vorrite fiir jeden strategischen Rohstoff auf aggregierter Ebene, gemessen
sowohl in Tonnen als auch als Prozentsatz des jahrlichen nationalen Verbrauchs der betreffenden strategischen Rohstoffe,
sowie die chemische Form und Reinheit der vorritigen Rohstoffe,

b) der Entwicklung der Bestinde der strategischen Vorrite fiir jeden strategischen Rohstoff auf aggregierter Ebene in den
vorangegangenen fiinf Jahren,

¢) aller Vorschriften oder Verfahren, die fur die Freigabe, Zuteilung und Verteilung strategischer Vorrite gelten, es sei denn,
durch die Offenlegung dieser Information wird der Schutz von Betriebs- oder Geschiftsgeheimnissen oder anderen
sensiblen, vertraulichen oder als Verschlusssache eingestuften Informationen gefihrdet.

(3)  Der in Absatz 1 genannte Bericht kann Informationen iiber strategische Vorrite an kritischen und anderen
Rohstoffen enthalten.

Artikel 23

Koordinierung strategischer Vorrite

(1)  Bis zum 24. Mai 2026 und danach alle zwei Jahre tibermittelt die Kommission dem Ausschuss auf der Grundlage der
gemdfs Artikel 22 Absatz 1 erhaltenen Informationen Folgendes:

a) einen Entwurf eines Richtwerts zur Angabe eines sicheren Niveaus der strategischen Unionsvorrite fiir jeden
strategischen Rohstoff gemafs Absatz 2,

b) einen Vergleich des Gesamtbestands der strategischen Unionsvorrite fiir jeden strategischen Rohstoff mit dem Entwurf
des Richtwerts gemif Buchstabe a dieses Absatzes,

(*  Verordnung (EG) Nr. 223/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Marz 2009 iiber europiische Statistiken und
zur Authebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1101/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates iiber die Ubermittlung
von unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Informationen an das Statistische Amt der Europiischen Gemeinschaften, der
Verordnung (EG) Nr. 322/97 des Rates iiber die Gemeinschaftsstatistiken und des Beschlusses 89/382/EWG, Euratom des Rates zur
Einsetzung eines Ausschusses fiir das Statistische Programm der Europdischen Gemeinschaften (ABL L 87 vom 31.3.2009, S. 164).
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¢) Informationen iiber die potenzielle grenziibergreifende Zuginglichkeit strategischer Vorrate unter Beriicksichtigung der
Vorschriften oder Verfahren fiir ihre Freigabe, Zuteilung und Verteilung.

(2)  Die Kommission legt unter Beriicksichtigung der Standpunkte des Ausschusses einen Richtwert fest, mit dem ein
sicheres Niveau der strategischen Unionsvorrite an strategischen Rohstoffen angegeben wird. Dieser Richtwert

a) wird als Menge der strategischen Rohstoffe ausgedriickt, die erforderlich ist, um die durchschnittlichen tiglichen
Nettoeinfuhren an einer gewissen Anzahl an Tagen im Fall einer Versorgungsunterbrechung abzudecken, berechnet auf
der Grundlage des Einfuhrvolumens im vorausgegangenen Kalenderjahr,

b) tragt den offentlich zuginglichen Informationen iiber von privaten Marktteilnehmern gehaltene strategische Vorrite
Rechnung;

¢) steht in einem angemessenen Verhdltnis zu dem Versorgungsrisiko und der wirtschaftlichen Bedeutung des betreffenden
strategischen Rohstoffs.

(3) Die Kommission kann unter Beriicksichtigung der Standpunkte des Ausschusses Stellungnahmen an die
Mitgliedstaaten richten, um

a) den Umfang der strategischen Vorrite und der etwaigen Produktionskapazititen unter Beriicksichtigung des in Absatz 1
Buchstabe b genannten Vergleichs, der relativen Verteilung der vorhandenen strategischen Vorrite auf die Mitgliedstaaten
und des Verbrauchs an strategischen Rohstoffen durch die Wirtschaftsteilnehmer in den jeweiligen Gebieten der
Mitgliedstaaten zu erhohen,

b) die Vorschriften oder Verfahren fiir die Freigabe, Zuteilung und Verteilung strategischer Vorrite zu dndern oder zu
koordinieren, um die potenzielle grenziibergreifende Zuginglichkeit zu verbessern, insbesondere wenn dies fiir die
Produktion strategischer Technologien erforderlich ist.

(4)  Bei der Ausarbeitung der in Absatz 3 genannten Stellungnahmen legen die Kommission und der Ausschuss
besonderes Gewicht darauf, dass Anreize fiir private Wirtschaftsteilnehmer, die auf strategische Rohstoffe als Inputs
angewiesen sind, erhalten bleiben und geschaffen werden, ihre eigenen strategischen Vorrite zu bilden oder andere
Mafinahmen zu ergreifen, um ihre Versorgungsrisiken zu bewaltigen.

(5)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln in ihren gemaf8 Artikel 45 vorgelegten Berichten Informationen dariiber, ob und wie
sie die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten Stellungnahmen umgesetzt haben oder umzusetzen beabsichtigen.

(6)  Vor der Teilnahme von mindestens zwei Mitgliedstaaten an internationalen oder multilateralen Foren im Bereich der
strategischen Vorrdte an strategischen Rohstoffen sorgt die Kommission fiir eine vorherige Koordinierung entweder
zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten und der Kommission oder durch eine spezielle Sitzung des Ausschusses.

(7)  Die erhobenen Daten iiber die verfiigbaren strategischen Unionsvorrite werden von der Kommission an die
Verwaltungsgremien der Union weitergeleitet, die fur die Kriseniiberwachung oder die Krisenmanagementmechanismen fiir
die betreffenden strategischen Rohstoffe zustindig sind.

(8)  Weder dieser Artikel noch Artikel 22 verpflichtet die Mitgliedstaaten, strategische Vorrite zu halten oder freizugeben.

Artikel 24

Risikovorsorge der Unternehmen

(1)  Bis zum 24. Mai 2025 und innerhalb von 12 Monaten nach jeder Aktualisierung der Liste der strategischen Rohstoffe
gemifl Artikel 3 Absatz 3 ermitteln die Mitgliedstaaten die in ihrem Hoheitsgebiet titigen groffen Unternehmen, die
strategische Rohstoffe fiir die Herstellung von Batterien fiir die Energiespeicherung und Elektromobilitit, Ausriistung fiir die
Erzeugung und Nutzung von Wasserstoff, Ausriistung fir die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen,
Luftfahrzeuge, Antriebsmotoren, Wirmepumpen, Ausriistung fiir die Dateniibertragung und -speicherung, mobile
elektronische Geridte, Ausriistung fir die additive Fertigung, Ausriistung fiir Robotik, Drohnen, Raketenwerfer, Satelliten
oder fortgeschrittene Chips verwenden.

(2)  Diein Absatz 1 genannten grofSen Unternehmen fithren mindestens alle drei Jahre und in dem Umfang, in dem ihnen
die erforderlichen Informationen zur Verfiigung stehen, eine Risikobewertung ihrer Rohstoftlieferkette fur strategische
Rohstoffe durch, die Folgendes umfasst:

a) eine Kartierung der Orte, an dem die von ihnen verwendeten strategischen Rohstoffe gewonnen, verarbeitet oder
rezykliert werden,

b) eine Analyse der Faktoren, die sich auf ihre Versorgung mit strategischen Rohstoffen auswirken konnten,

¢) eine Bewertung ihrer Anfilligkeit fiir Versorgungsunterbrechungen.
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(3)  Werden den in Absatz 1 dieses Artikels genannten groffen Unternehmen die in Absatz 2 dieses Artikels genannten
Informationen von ihren Lieferanten auf Ersuchen nicht zur Verfiigung gestellt, so konnen diese Unternehmen ihre
Risikobewertung auf der Grundlage der von der Kommission gemaf$ Artikel 20 Absatz 4 veroffentlichten Informationen
oder anderer offentlich zuginglicher Informationen, soweit moglich, durchfithren.

(4)  Wird bei der Risikobewertung nach Absatz 2 eine erhebliche Anfilligkeit fiir Versorgungsunterbrechungen
festgestellt, so unternehmen die in Absatz 1 genannten groffen Unternehmen Anstrengungen zur Verringerung dieser
Anfilligkeit, unter anderem indem sie die Maoglichkeit priifen, ihre Rohstofflieferketten zu diversifizieren oder die
strategischen Rohstoffe zu ersetzen.

(5) Die in Absatz 1 genannten groffen Unternehmen koénnen ihrem Verwaltungsrat einen Bericht vorlegen, der die
Ergebnisse der in Absatz 2 genannten Risikobewertung enthalt, einschlieflich der Quelle der Informationen, auf die sich die
Bewertung stiitzt, aller festgestellten erheblichen Risiken sowie der geplanten bzw. umgesetzten Risikominderungs-
mafinahmen.

(6)  Die Mitgliedstaaten konnen verlangen, dass die in Absatz 1 genannten groen Unternehmen ihrem Verwaltungsrat
den in Absatz 5 genannten Bericht und die in Absatz 3 genannten Auskunftsersuchen vorlegen.

Artikel 25

Gemeinsame Beschaffung

(1)  Die Kommission richtet ein System ein und betreibt es, um die Nachfrage interessierter Unternehmen mit Sitz in der
Union, die strategische Rohstoffe verbrauchen, zu biindeln, und holt Angebote von Lieferanten ein, um dieser aggregierten
Nachfrage gerecht zu werden. Dies gilt sowohl fiir unverarbeitete als auch fur verarbeitete strategische Rohstoffe.

(2)  Vor der Einrichtung des in Absatz 1 genannten Systems nimmt die Kommission nach Anhorung des Ausschusses
eine Bewertung der erwarteten Auswirkungen des Systems auf den Markt fiir jeden strategischen Rohstoff vor, um
unverhiltnismaflige Auswirkungen auf den Wettbewerb im Binnenmarkt zu verhindern.

(3)  Auf der Grundlage des in Absatz 2 genannten Systems ergreift die Kommission bei der Einrichtung und dem Betrieb
des in Absatz 1 genannten Systems folgende Malnahmen:

a) Sie wiahlt unter Beriicksichtigung des relativen Versorgungsrisikos verschiedener strategischer Rohstoffe aus, fiir welche
strategischen Rohstoffe und in welcher Verarbeitungsstufe das System verwendet werden kann,

b) Sie legt Mindestmengen an bendtigten strategischen Rohstoffen fir die Teilnahme am System unter Berticksichtigung der
erwarteten Anzahl interessierter Teilnehmer und des Erfordernisses, fiir eine iiberschaubare Teilnehmerzahl zu sorgen,
fest und tragt dabei dem Bedarf von KMU Rechnung.

(4)  Die Teilnahme an dem in Absatz 3 Buchstabe b genannten System ist fiir alle interessierten Unternehmen mit Sitz in
der Union offen und transparent.

(5) Die Unternchmen aus der Union, die an dem in Absatz 1 genannten System teilnchmen, konnen auf einer
transparenten Grundlage gemeinsam die Beschaffung, einschlieSlich der Preise oder sonstigen Bedingungen der
Beschaffungsvereinbarung, aushandeln oder mithilfe der gemeinsamen Beschaffung bessere Bedingungen mit ihren
Lieferanten erreichen oder Engpésse verhindern. Die teilnehmenden Unternehmen aus der Union halten das Unionsrecht,
einschlieflich des Wettbewerbsrechts der Union, ein.

(6)  Einrichtungen sind von der Teilnahme an der Biindelung der Nachfrage und an der gemeinsamen Beschaffung und
von der Teilnahme als Anbieter oder Dienstleister ausgeschlossen, wenn sie

a) von den restriktiven Maflnahmen der Union nach Artikel 215 AEUV betroffen sind,

b) direkt oder indirekt im Eigentum oder unter der Kontrolle von natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen
oder Einrichtungen stehen, gegen die sich solche restriktiven Mafinahmen der Union richten, oder im Namen oder auf
Anweisung solcher natiirlichen oder juristischen Personen handeln.

(7)  Abweichend von Artikel 176 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des
Rates (¥) gibt die Kommission die erforderlichen Dienstleistungen im Rahmen eines Vergabeverfahrens gemifs der
genannten Verordnung bei einer in der Union niedergelassenen Stelle in Auftrag, die als Dienstleister fur die Einrichtung
und den Betrieb des in Absatz 1 dieses Artikels genannten Systems fungiert. Der ausgewéhlte Dienstleister darf sich nicht in
einem Interessenkonflikt befinden.

(¥)  Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung
fir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 2832014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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(8)  Die Kommission legt in dem Dienstleistungsvertrag die vom Dienstleister zu erfiillenden Aufgaben fest, darunter die
Zuweisung der Nachfrage, die Zuweisung von Zugangsrechten fiir die Versorgung, die Registrierung und Uberpriifung aller
Teilnehmer, die Veroffentlichung und Berichterstattung tiber die Tatigkeiten und alle sonstigen Aufgaben, die fiir die
Einrichtung und den Betrieb des in Absatz 1 genannten Systems erforderlich sind. Der Dienstleistungsvertrag enthilt auch
die Festlegung der praktischen Modalititen im Hinblick auf die Tétigkeiten des Dienstleisters, einschlieflich der Nutzung des
IT-Tools, der Sicherheitsmafinahmen, der Wahrung oder der Wihrungen, der Zahlungsregelungen und der Verbindlich-
keiten.

(9)  Im Dienstleistungsvertrag mit dem Dienstleister behilt sich die Kommission das Recht vor, ihn zu iiberwachen und
zu priifen. Zu diesem Zweck hat die Kommission uneingeschrinkten Zugang zu den Informationen, die sich auf den
Dienstleistungsvertrag beziehen. Alle Server und Informationen miissen sich physisch im Gebiet der Union befinden bzw.
dort gespeichert werden.

(10)  Der Dienstleistungsvertrag mit dem Dienstleister regelt das Eigentum an den vom Dienstleister erhaltenen
Informationen und sieht die Moglichkeit der Ubermittlung dieser Informationen an die Kommission bei Beendigung oder
Auslaufen des Dienstleistungsvertrags vor.

KAPITEL 5
NACHHALTIGKEIT

ABSCHNITT 1

Kreislaufprinzip

Artikel 26

Nationale Maf$nahmen zur Kreislaufwirtschaft

(1) Jeder Mitgliedstaat muss spitestens zwei Jahre nach dem Datum des Inkrafttretens des in Absatz 7 genannten
Durchfithrungsrechtsakts nationale Programme annehmen und durchfiihren, die folgende Manahmen enthalten, oder in
diese Programme die folgenden Maffnahmen aufnehmen:

a) Schaffung von Anreizen fiir technologischen Fortschritt und Ressourceneffizienz, um den erwarteten Anstieg des
Verbrauchs kritischer Rohstoffe in der Union zu méafigen;

=

Forderung der Abfallvermeidung und Steigerung der Wiederverwendung und Reparatur von Produkten und
Bestandteilen mit relevantem Potenzial fiir die Verwertung kritischer Rohstoffe;

¢) Steigerung der Sammlung, Sortierung und Aufarbeitung von Abfillen mit relevantem Potenzial fir die Verwertung
kritischer Rohstoffe einschlieSlich Metallschrott und Sicherstellung ihrer Einfithrung in das geeignete Recyclingsystem,
um die Verfiigbarkeit und Qualitit von rezyklierbaren Materialien als Input fiir Anlagen fiir das Recycling kritischer
Rohstoffe zu maximieren;

d) verstirkter Einsatz kritischer Sekundarrohstoffe, auch durch Mafinahmen wie die Beriicksichtigung des Rezyklatanteils
bei Zuschlagskriterien im Zusammenhang mit der Vergabe offentlicher Auftrige oder durch finanzielle Anreize fur die
Verwendung kritischer Sekundirrohstoffe;

e) Steigerung der technologischen Reife von Recyclingtechnologien fur kritische Rohstoffe und Forderung der
kreislauffihigen Gestaltung, der Materialeffizienz und der Substitution kritischer Rohstoffe in Produkten und
Anwendungen, zumindest durch die Aufnahme entsprechender Unterstiitzungsmaffnahmen im Rahmen nationaler
Forschungs- und Innovationsprogramme;

f) Sicherstellung, dass Mafnahmen eingefithrt wurden, mit denen ihre Arbeitskrifte mit den Kompetenzen ausgestattet
werden, die erforderlich sind, um das Kreislaufprinzip der Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe zu unterstiitzen,
auch durch Weiterqualifizierungs- und Umschulungsmafinahmen;

Forderung, wenn — sofern im nationalen Recht vorgesehen — vom Hersteller im Einklang mit seinen Verpflichtungen
der erweiterten Herstellerverantwortung gemafl Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG finanzielle Beitrige
gezahlt werden miissen, der Anpassung solcher finanzieller Beitrige, um Anreizen dafiir zu schaffen, dass Produkte
einen groferen Anteil an aus Abfillen verwerteten kritischen Sekundarrohstoffen enthalten, die im Einklang mit den
einschldgigen Umweltvorschriften der Union rezykliert wurden;

©

=

Ergreifung der erforderlichen MafSnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass kritische Rohstoffe, die ausgefiihrt werden,
nachdem sie nicht mehr als Abfille anzusechen sind, die relevanten Bestimmungen nach Mafigabe der Richtlinie
2008/98/EG und anderer einschldgiger Rechtsvorschriften der Union erfiillen;

i) Unterstiitzung der Anwendung etwaiger Qualitdtsnormen der Union fiir Recyclingverfahren von Abfallstromen, die
kritische Rohstoffe enthalten.
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(2)  Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Programme konnen in neue oder bestehende Abfallbewirtschaftungspline
und Abfallvermeidungsprogramme gemif$ den Artikeln 28 bzw. 29 der Richtlinie 2008/98/EG integriert werden.

Die in Unterabsatz 1 genannten nationalen Programme werden innerhalb von funf Jahren nach ihrer Annahme iiberpriift
und erforderlichenfalls aktualisiert.

(3)  Die in Absatz 1 genannten Programme decken insbesondere Produkte und Abfille ab, fiir die keine spezifischen
Anforderungen an die Sammlung, die Behandlung, das Recycling oder die Wiederverwendung gemiff dem Unionsrecht
gelten. Bei anderen Produkten und Abféllen werden die Manahmen im Einklang mit dem Unionsrecht durchgefiihrt.

In Bezug auf Absatz 1 Buchstaben b, ¢ und d konnen die in diesen Buchstaben genannten Programme unbeschadet der
Artikel 107 und 108 AEUV die Einfithrung finanzieller Anreize wie Rabatte, monetire Vergiitungen oder Pfandsysteme
umfassen, um die Vorbereitung auf die Wiederverwendung und die Wiederverwendung von Produkten mit relevantem
Potenzial fiir die Verwertung kritischer Rohstoffe und die Sammlung und Behandlung von Abfillen aus solchen Produkten
zu fordern.

(4)  Die in den Absitzen 1 und 2 genannten nationalen Mafinahmen werden so konzipiert, dass im Einklang mit dem
AEUV keine Handelshemmnisse und Wettbewerbsverzerrungen entstehen.

(5)  Die Mitgliedstaaten weisen die Mengen der Bestandteile, die relevante Mengen kritischer Rohstoffe enthalten, die aus
Elektro- und Elektronik-Altgeraten entfernt wurden, und die Mengen kritischer Rohstoffe, die aus solchen Gerdten verwertet
wurden, gesondert aus und erstatten dariiber Bericht.

Die Kommission erldsst Durchfihrungsrechtsakte, in denen das Format und die Einzelheiten dieser Berichterstattung
festgelegt werden. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemaf dem in Artikel 39 Absatz 3 genannten Priifverfahren
erlassen.

Der erste Berichtszeitraum erstreckt sich auf das erste vollstindige Kalenderjahr nach dem Erlass dieser Durchfithrungs-
rechtsakte. Die Mitgliedstaaten tibermitteln diese Daten, wenn sie der Kommission die Daten iiber die Mengen an
rezyklierten Elektro- und Elektronik-Altgeriten gemafd Artikel 16 Absatz 6 der Richtlinie 2012/19/EU melden.

(6)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln in ihren gemafs Artikel 45 vorgelegten Berichten Informationen iiber die Annahme
der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten nationalen Programme und tiber die Fortschritte bei der tatsichlichen
Durchfithrung der gemaf$ den Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels getroffenen Mafnahmen.

(7)  Die Kommission erldsst bis zum 24. Mai 2025 Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung einer Liste von Produkten,
Bestandteilen und Abfallstromen, die zumindest als Produkte, Bestandteile und Abfallstrome mit relevantem Potenzial fiir
die Verwertung kritischer Rohstoffe im Sinne von Absatz 1 Buchstaben b und ¢ gelten.

Bei der Erstellung dieser Liste beriicksichtigt die Kommission

a) die Gesamtmenge kritischer Rohstoffe, die aus diesen Produkten, Bestandteilen und Abfallstromen verwertbar sind,
b) inwieweit diese Produkte, Bestandteile und Abfallstrome unter das Unionsrecht fallen,

¢) Regelungsliicken,

d) besondere Herausforderungen im Zusammenhang mit der Sammlung und Abfallbehandlung von Produkten,
Bestandteilen und Abfallstrémen,

e) die bestehenden Systeme der Abfallsammlung und -behandlung, die fiir Produkte, Bestandteile und Abfallstrome gelten.
Die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten Durchfihrungsrechtsakte werden gemaff dem in Artikel 39 Absatz 3

genannten Priifverfahren erlassen.

Artikel 27

Verwertung kritischer Rohstoffe aus mineralischen Abfillen

(1)  Betreiber, die gemdf Artikel 5 der Richtlinie 2006/21/EG zur Ausarbeitung von Abfallbewirtschaftungsplinen
verpflichtet sind, iibermitteln der zustindigen Behorde im Sinne von Artikel 3 Nummer 27 jener Richtlinie eine vorldufige
wirtschaftliche Bewertung der potenziellen Verwertung kritischer Rohstoffe aus

a) den in der Entsorgungseinrichtung gelagerten mineralischen Abfillen und

b) den anfallenden mineralischen Abfillen oder, sofern dies als effizienter erachtet wird, der gewonnenen Menge, bevor
diese zu Abfall wird.

Die Betreiber sind von der Verpflichtung nach Unterabsatz 1 dieses Absatzes befreit, wenn sie der zustidndigen Behorde im
Sinne des Artikels 3 Nummer 27 der Richtlinie 2006/21/EG gegeniiber mit plausibel nachweisen konnen, dass die
mineralischen Abfélle keine kritischen Rohstoffe enthalten, deren Verwertung technisch moglich ist.
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(2)  Diein Absatz 1 genannte Bewertung umfasst mindestens eine Schitzung der Mengen und Konzentrationen kritischer
Rohstoffe, die in den mineralischen Abféllen und in den gewonnenen Mengen enthalten sind, sowie eine Bewertung ihrer
technischen und wirtschaftlichen Verwertbarkeit. Die Betreiber legen die Methoden fest, die zur Schatzung der Mengen und
Konzentrationen verwendet werden.

(3)  Die Betreiber von Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfélle legen der zustindigen Behorde gemafs Artikel 3
Nummer 27 der Richtlinie 2006/21/EG die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte Bewertung bis zum
24. November 2026 vor. Die Betreiber neuer Entsorgungseinrichtungen fir mineralische Abfalle legen diese Bewertung der
zustdndigen Behorde im Sinne des Artikels 3 Nummer 27 der Richtlinie 2006/21/EG vor, wenn sie ihre Abfallbewirt-
schaftungsplidne gemaf$ Artikel 7 jener Richtlinie vorlegen.

(4)  Die Mitgliedstaaten richten eine Datenbank der stillgelegten Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille auf
ihrem Hoheitsgebiet, einschlieflich aufgegebener Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille mit Ausnahme von
stillgelegten Entsorgungseinrichtungen, bei denen aufgrund der besonderen Merkmale der Abfalldeponien oder der
geologischen Bedingungen das Vorhandensein potenziell technisch verwertbarer Mengen kritischer Rohstoffe unwahr-
scheinlich ist. Diese Datenbank enthlt Informationen tiber

a) den Standort, die rdumliche Ausdehnung und die Abfallmenge oder gegebenenfalls die geschidtzte Abfallmenge der
Entsorgungseinrichtung fiir mineralische Abfille,

b) den Betreiber oder fritheren Betreiber der Entsorgungseinrichtung fiir mineralische Abfille und gegebenenfalls dessen
Rechtsnachfolger,

¢) die ungefihren Mengen und Konzentrationen aller Rohstoffe, die in den mineralischen Abfillen und, soweit vorhanden,
in den urspriinglichen Mineralvorkommen enthalten sind, gemif§ Absatz 7,

d) alle zusitzlichen Daten, die der Mitgliedstaat als relevant erachtet, um die Verwertung kritischer Rohstoffe aus der
Entsorgungseinrichtung fir mineralische Abfille zu ermoglichen.

(5)  Die Mitgliedstaaten miissen bis zum 24. November 2027 Mafnahmen zur Forderung der Verwertung kritischer
Rohstoffe aus mineralischen Abfillen annehmen und umsetzen, insbesondere aus stillgelegten Entsorgungseinrichtungen
fiir mineralische Abfille, die in die in Absatz 4 genannte Datenbank aufgenommen wurden, da sie potenziell wirtschaftlich
verwertbare kritische Rohstoffe enthalten.

(6) Die in Absatz 4 genannte Datenbank wird bis zum 24. November 2026 eingerichtet und alle Informationen
werden bis zum 24. Mai 2027 in diese Datenbank eingespeist. Sie wird in einer 6ffentlich zuginglichen und digitalen Form
zur Verfiigung gestellt und mindestens alle drei Jahre aktualisiert, um zusitzliche verfigbare Informationen und vor Kurzem
stillgelegte oder neu ermittelte Einrichtungen aufzunehmen.

(7)  Zur Bereitstellung der in Absatz 4 Buchstabe ¢ genannten Informationen fithren die Mitgliedstaaten mindestens
folgende Titigkeiten durch:

a) fir stillgelegte Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille tiberpriifen die Mitgliedstaaten bis zum 24. November
2026 die verfiigbaren Genehmigungsunterlagen oder, wenn keine Genehmigungsunterlagen vorliegen, andere
verfiigbare Unterlagen;

b) bei solchen Entsorgungseinrichtungen fiir mineralische Abfille, bei denen die verfigbaren Informationen auf das
Vorhandensein potenziell wirtschaftlich verwertbarer Mengen kritischer Rohstoffe hindeuten kénnten, fithren die
Mitgliedstaaten bis zum 24. Mai 2026 auch reprisentative geochemische Probennahmen durch;

¢) fur solche Entsorgungseinrichtungen fir mineralische Abfille, bei denen die unter den Buchstaben a und b dieses
Absatzes beschriebenen Tatigkeiten potenziell wirtschaftlich verwertbare Mengen kritischer Rohstoffe ergeben haben,
fithren die Mitgliedstaaten bis zum 24. Mérz 2027 auch eine detailliertere Probennahme mit anschlie€ender chemischer
und mineralogischer Beschreibung unter Einbeziehung der Kernprotokollierung oder gleichwertiger Techniken durch,
sofern dies im Einklang mit den auf Unionsebene geltenden Umweltanforderungen und gegebenenfalls mit den
Anforderungen der Richtlinie 2006/21/EG umweltvertraglich ist.

(8)  Die in Absatz 7 genannten Tétigkeiten werden im Rahmen der nationalen Rechtssysteme in Bezug auf Bodenschitze
Abfille, Eigentumsrechte, Eigentum an Grundstiicken, und Umwelt- und Gesundheitsauswirkungen sowie alle sonstigen
einschldgigen Bestimmungen durchgefiihrt. Behindern diese Faktoren die Tatigkeiten, so bemithen sich die Behorden des
Mitgliedstaats um die Zusammenarbeit mit dem Betreiber oder Eigentiimer der Entsorgungseinrichtung fiir mineralische
Abfille. Die Ergebnisse der in Absatz 7 genannten Tatigkeiten werden als Teil der in Absatz 4 genannten Datenbank
zuginglich gemacht. Soweit moglich nehmen die Mitgliedstaaten eine Klassifikation der stillgelegten Anlagen fiir
mineralische Abfille gemifl der Rahmenklassifikation der Vereinten Nationen fiir Ressourcen in die Datenbank auf.
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Artikel 28

Recyclingfihigkeit von Dauermagneten

(1)  ADb zwei Jahre nach Inkrafttreten des in Absatz 2 genannten Durchfithrungsrechtsakts stellt jede natiirliche oder
juristische Person, die Magnetresonanztomografen, Windenergiegeneratoren, Industrieroboter, Kraftfahrzeuge, leichte
Verkehrsmittel, Kiihlgeneratoren, Warmepumpen, Elektromotoren, auch wenn Elektromotoren in andere Produkte
integriert sind, Waschautomaten, Waschetrockner, Mikrowellengerite, Staubsauger oder Geschirrspiiler auf dem Markt in
Verkehr bringt, sicher, dass diese Produkte ein deutlich sichtbares, gut lesbares und unverwischbares Etikett tragen, auf dem
Folgendes angegeben ist:

a) ob diese Produkte einen oder mehrere Dauermagnete enthalten,

b) wenn das Produkt einen oder mehrere Dauermagnete enthilt, ob diese Dauermagnete zu einem der folgenden Typen
gehoren:

i) Neodym-Eisen-Bor,

ii) Samarium-Kobalt,

iii) Aluminium-Nickel-Kobalt,
iv) Ferrit.

(2)  Die Kommission nimmt bis zum 24. November 2026 einen Durchfithrungsrechtsakt zur Festlegung des Formats fiir
die Kennzeichnung gemafl Absatz 1 dieses Artikels an. Dieser Durchfithrungsrechtsakt wird gemaff dem in Artikel 39
Absatz 3 genannten Prifverfahren erlassen.

(3)  Ab zwei Jahre nach Inkrafttreten des in Absatz 2 genannten Durchfithrungsrechtsakts stellt jede natiirliche oder
juristische Person, die in Absatz 1 genannte Produkte in Verkehr bringt, die einen oder mehrere Dauermagnete der in
Absatz 1 Buchstabe b genannten Typen enthalten, sicher, dass ein Datentrdger auf oder in dem Produkt vorhanden ist.

(4)  Der in Absatz 3 genannte Datentriger wird mit einer eindeutigen Produktkennung verkniipft, die Zugang zu
folgenden Informationen ermdglicht:

a) Name, eingetragener Handelsname oder eingetragene Handelsmarke und Postanschrift der verantwortlichen natiirlichen
oder juristischen Person und gegebenenfalls elektronische Kommunikationsmittel, unter denen sie kontaktiert werden
kann;

b) Angaben tiber Gewicht, Lage und chemische Zusammensetzung aller einzelnen im Produkt enthaltenen Dauermagnete
sowie iiber das Vorhandensein und die Art der Magnetbeschichtungen, Klebstoffe und eventuell verwendeten
Zusatzstoffe;

¢) unbeschadet der Bereitstellung von Informationen fiir Behandlungsanlagen gemaf8 Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie
2012/19/EU Informationen, die den Zugang zu allen und die sichere Entfernung aller im Produkt enthaltenen
Dauermagnete ermdglichen, zumindest einschlieflich der Abfolge aller Entfernungsschritte, Werkzeuge oder
Technologien, die fiir den Zugang zum Dauermagnet und dessen Entfernung erforderlich sind.

(5)  Bei Produkten, bei denen die eingebauten Dauermagnete ausschlieflich in einem oder mehreren in das Produkt
eingebauten Elektromotoren enthalten sind, konnen die in Absatz 4 Buchstabe b genannten Angaben durch Informationen
iiber den Standort dieser Elektromotoren ersetzt werden, und die in Absatz 4 Buchstabe ¢ genannten Angaben kénnen
durch Informationen iiber den Zugang zu den Elektromotoren und deren Entfernung ersetzt werden, zumindest
einschlieflich der Abfolge aller Entfernungsschritte, Werkzeuge oder Technologien, die fur den Zugang zu den
Elektromotoren und deren Entfernung erforderlich sind.

(6)  Fur die in Absatz 3 genannten Produkte, fiir die gemifl einem anderen Rechtsakt der Union ein Produktpass
erforderlich ist, werden die in Absatz 4 genannten Informationen in diesen Produktpass aufgenommen.

(7)  Die natiirliche oder juristische Person, die ein in Absatz 3 genanntes Produkt auf den Markt bringt, sorgt dafir, dass
die in Absatz 4 genannten Informationen vollstindig, aktuell und korrekt sind und wihrend eines Zeitraums verfiigbar
bleiben, der mindestens der typischen Lebensdauer des Produkts plus zehn Jahre entspricht, auch nach einer Insolvenz,
Liquidation oder Einstellung der Tatigkeit der verantwortlichen natiirlichen oder juristischen Person in der Union. Diese
Person kann einer anderen natiirlichen oder juristischen Person die Befugnis erteilen, in seinem Namen zu handeln.

Die in Absatz 4 genannten Informationen beziehen sich auf das Produktmodell oder, falls die Informationen zwischen
Einheiten desselben Modells voneinander abweichen, auf eine bestimmte Charge oder Einheit. Die in Absatz 4 genannten
Informationen sind Reparaturunternechmen, Recycler, Marktiiberwachungsbehérden und Zollbehérden zuginglich.

(8)  Werden in Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fiir eines der in Absatz 1 aufgefithrten Produkte
Informationsanforderungen fiir das Recycling von Dauermagneten festgelegt, so gelten fiir die betreffenden Produkte diese
Anforderungen anstelle dieses Artikels.
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(9)  Produkte, die in erster Linie fir Verteidigungs- oder Raumfahrtanwendungen ausgelegt sind, sind von den in diesem
Artikel festgelegten Anforderungen ausgenommen.

(10)  Dieser Artikel gilt ab dem 24. Mai 2029 fiir Magnetresonanztomografen, Kraftfahrzeuge und leichte Verkehrsmittel,
bei denen es sich um typgenehmigte Fahrzeuge der Klasse L handelt.

(11)  Dieser Artikel gilt nicht fiir
a) Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung im Sinne von Artikel 3 Nummer 31 der Verordnung (EU) 2018/858;

b) Teile eines Fahrzeugs aufer dem Basisfahrzeug, fiir die eine Mehrstufen-Typgenehmigung fiir die Klasse N, N,, N,, M,
oder M, erteilt wurde;

¢) Kleinserienfahrzeuge im Sinne von Artikel 3 Nummer 30 der Verordnung (EU) 2018/858.

(12)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemafl Artikel 38 einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, um diese
Verordnung durch eine Liste der Codes der Kombinierten Nomenklatur gemdff Anhang I der Verordnung (EWG)
Nr. 2658/87 des Rates (**) und der Warenbezeichnungen, die den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Produkten
entsprechen, zu erginzen, um den Zollbehorden die Arbeit in Bezug auf diese Waren und die in diesem Artikel und in
Artikel 29 festgelegten Anforderungen zu erleichtern.

Artikel 29

Rezyklatanteil von Dauermagneten

(1)  Ab dem 24. Mai 2027 oder zwei Jahre nach Inkrafttreten des in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakts, je
nachdem, welcher Zeitpunkt der spitere ist, macht jede natiirliche oder juristische Person, die in Artikel 28 Absatz 1
genannte Produkte in Verkehr bringt, die einen oder mehrere der in Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i, ii und iii
genannten Dauermagnete enthalten und bei denen das Gesamtgewicht aller dieser Dauermagnete 0,2 kg tibersteigt, den
Anteil von Neodym, Dysprosium, Prasecodym, Terbium, Bor, Samarium, Nickel und Kobalt, der aus dem in den
Dauermagneten enthaltenen Verbraucherabfall verwertet wurde, auf einer frei zuginglichen Website offentlich zuginglich.

(2)  Bis zum 24. Mai 2026 erldsst die Kommission einen delegierten Rechtsakt gemif§ Artikel 38 zur Ergdnzung dieser
Verordnung durch die Festlegung von Vorschriften fiir die Berechnung und Uberpriifung des Anteils von Neodym,
Dysprosium, Praseodym, Terbium, Bor, Samarium, Nickel und Kobalt, die aus Verbraucherabfall verwertet werden und in
den Dauermagneten der in den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Produkte enthalten sind.

In den Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften wird das anzuwendende Konformititsbewertungsverfahren aus den
Modulen in Anhang II des Beschlusses Nr. 768/2008/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (**) mit den fiir die
betreffenden Produkte erforderlichen Anpassungen festgelegt. Bei der Festlegung des anzuwendenden Konformitats-
bewertungsverfahrens beriicksichtigt die Kommission folgende Kriterien:

a) die Eignung des betreffenden Moduls fiir die Produktart und Verhaltnismafigkeit im Hinblick auf das verfolgte
offentliche Interesse;

b) die Art der mit dem Produkt verbundenen Risiken und die Relevanz der Konformititsbewertung entsprechend der Art
und der Hohe der Risiken;

¢) falls die Beteiligung eines Dritten vorgeschrieben ist, die Notwendigkeit von Auswahlmoglichkeiten fur den Hersteller
zwischen den in Anhang II des Beschlusses Nr. 768/2008/EG festgelegten Qualititssicherungs- und Produktzer-
tifizierungsmodulen.

(3) Nach dem Inkrafttreten des gemdff Absatz 2 erlassenen delegierten Rechtsakts und in jedem Fall bis zum
31. Dezember 2031 erldsst die Kommission delegierte Rechtsakte zur Erginzung dieser Verordnung, in denen sie
Mindestanteile fiir Neodym, Dysprosium, Praseodym, Terbium, Bor, Samarium, Nickel und Kobalt festlegt, die aus
Verbraucherabfall verwertet werden und in dem Dauermagneten vorhanden sein miissen, der in den in Absatz 1 genannten
Produkten enthalten ist.

Die in Unterabsatz 1 genannten delegierten Rechtsakte konnen unterschiedliche Mindestanteile fiir verschiedene Produkte
vorsehen und bestimmte Produkte von dieser Verpflichtung ausschlieen. Sie sehen Ubergangsfristen vor, mit denen der
Schwierigkeit Rechnung getragen wird, die unter die Maflnahme fallenden Produkte anzupassen, um die Konformitit zu
wahren.

Der in Unterabsatz 1 genannte Mindestanteil beruht auf einer vorherigen Folgenabschitzung, wobei Folgendes
beriicksichtigt wird:

(*)  Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 iiber die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (ABL. L 256 vom 7.9.1987, S. 1).

(*)  Beschluss Nr. 768/2008/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 iiber einen gemeinsamen Rechtsrahmen
fiir die Vermarktung von Produkten und zur Authebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates (ABL. L 218 vom 13.8.2008, S. 82).
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a) die bestehende und prognostizierte Verfiigbarkeit von Neodym, Dysprosium, Prascodym, Terbium, Bor, Samarium,
Nickel und Kobalt, die aus Verbraucherabfall verwertet werden;

b) die gemdff Absatz 1 erhobenen Informationen und die relative Verteilung des Kontingents des Rezyklatanteils in
Dauermagneten, die in den in Absatz 1 genannten in Verkehr gebrachten Produkten enthalten sind;

¢) der technische und wissenschaftliche Fortschritt, einschlieflich erheblicher Veranderungen bei den Dauermagnet-
Technologien, die sich auf die Art der verwerteten Rohstoffe auswirken;

d) der tatsichliche und potenzielle Beitrag eines Mindestanteils zu den Klima- und Umweltzielen der Union;
e) mogliche Auswirkungen auf die Funktionsweise von Produkten mit Dauermagneten;

f) die Notwendigkeit, unverhaltnismiflige negative Auswirkungen auf die Erschwinglichkeit von Dauermagneten und
Produkten mit Dauermagneten zu verhindern.

(4)  Werden in Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fiir eines der in Absatz 1 aufgefithrten Produkte
Anforderungen an den Rezyklatanteil von Dauermagneten festgelegt, so gelten fir die betreffenden Produkte diese
Anforderungen anstelle dieses Artikels.

(5)  Ab dem Zeitpunkt der Anwendung der in Absatz 1 festgelegten Anforderung stellen natiirliche und juristische
Personen, die die in Absatz 1 genannten Produkte in Verkehr bringen, wenn sie diese Produkte zum Verkauf anbieten, auch
im Falle des Fernabsatzes, oder im Rahmen einer gewerblichen Ttigkeit ausstellen, sicher, dass ihre Kunden Zugang zu den
in Absatz 1 genannten Informationen haben, bevor sie durch einen Kaufvertrag gebunden sind.

Natiirliche und juristische Personen, die die in Absatz 1 genannten Produkte in Verkehr bringen, diirfen keine Etiketten,
Zeichen, Symbole oder Aufschriften bereitstellen oder anbringen, die geeignet sind, die Kunden in Bezug auf die in Absatz 1
genannten Informationen irrezufithren oder zu verwirren. Produkte, die in erster Linie fur Verteidigungs- oder
Raumfahrtanwendungen ausgelegt sind, sind von den in diesem Artikel festgelegten Anforderungen ausgenommen.

(6)  Fir Magnetresonanztomografen, Kraftfahrzeuge und leichte Verkehrsmittel, bei denen es sich um typgenehmigte
Fahrzeuge der Klasse L handelt, gelten die Anforderungen der Absitze 1 und 5 funf Jahre nach Inkrafttreten des in Absatz 2
genannten delegierten Rechtsakts.

(7)  Dieser Artikel gilt nicht fur
a) Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung im Sinne von Artikel 3 Nummer 31 der Verordnung (EU) 2018/858;

b) Teile eines Fahrzeugs aufler dem Basisfahrzeug, fiir die eine Mehrstufen-Typgenehmigung fiir die Klasse N, N,, N,, M,
oder M, erteilt wurde;

¢) Kleinserienfahrzeuge im Sinne von Artikel 3 Nummer 30 der Verordnung (EU) 2018/858.

ABSCHNITT 2
Zertifizierung und okologischer FufSabdruck

Artikel 30

Anerkannte Systeme

(1)  Regierungen, Industrieverbinde und Zusammenschliisse interessierter Organisationen, die Zertifizierungssysteme fiir
die Nachhaltigkeit kritischer Rohstoffe entwickelt haben und beaufsichtigen (im Folgenden ,Systemeigentiimer®), konnen
beantragen, dass ihre Systeme von der Kommission anerkannt werden.

Die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten Antrdge miissen alle einschldgigen Nachweise fur die Erfullung der in
Anhang IV festgelegten Kriterien enthalten.

Die Kommission erldsst bis 24. Mai 2027 Durchfithrungsrechtsakte, in denen eine einheitliche Vorlage festgelegt wird, zur
die von Systemeigentiimer zu verwenden ist, um die Mindestangaben zu iibermitteln, die die in Unterabsatz 1 dieses
Absatzes genannten Antrige enthalten miissen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 39 Absatz 3
genannten Priifverfahren erlassen.

Der Umfang der Unterlagen, die zum Ausfiillen der in Unterabsatz 3 genannten einheitlichen Vorlage erforderlich sind,
muss angemessen sein.
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(2)  Stellt die Kommission auf der Grundlage der gemifs Absatz 1 dieses Artikels vorgelegten Nachweise fest, dass ein
Zertifizierungssystem die in Anhang IV festgelegten Kriterien oder eine Untergruppe davon erfiillt, so erldsst sie
Durchfiihrungsrechtsakte, mit denen dieses System anerkannt wird und in dem die anerkannte Abdeckung des Systems
angegeben wird. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemif dem in Artikel 39 Absatz 3 genannten Priifverfahren
erlassen.

(3)  Die anerkannte Abdeckung fiir jedes System wird anhand folgender Dimensionen angegeben:
a) die von dem System abgedeckten Abschnitte der Wertschopfungskette fiir Rohstoffe;

b) die Abschnitte des Lebenszyklus eines Projekts, auch vor, wihrend und nach dem Abschluss, die von dem System
abgedeckt werden, und

¢) die Nachhaltigkeitsdimensionen und die in Anhang IV Nummer 2 aufgefithrten Umweltrisikokategorien, die Gegenstand
des Systems sind.

Die in Anhang IV Nummer 1 Buchstaben a bis d festgelegten Anforderungen sind eine Voraussetzung fir die Anerkennung
des Systems.

(4)  Die Kommission iiberpriift mindestens alle drei Jahre ab dem Tag der Anwendung eines gemaf8 Absatz 2 erlassenen
Durchfithrungsrechtsaktes, ob es weiterhin die in Anhang IV festgelegten Kriterien oder eine anerkannte Untergruppe dieser
Kriterien erfullt.

(5) Die Eigentiimer anerkannter Systeme unterrichten die Kommission unverziiglich {iber alle Anderungen oder
Aktualisierungen, die an diesen Systemen vorgenommen werden, im Zusammenhang mit der Erfullung der in Anhang IV
festgelegten Kriterien oder einer anerkannten Untergruppe dieser Kriterien. Die Kommission priift, ob sich solche
Anderungen oder Aktualisierungen auf die Grundlage fiir die Anerkennung auswirken, und ergreift geeignete Manahmen.

(6)  Gibt es Hinweise auf wiederholte oder erhebliche Fille, in denen Wirtschaftsteilnehmer, die ein anerkanntes System
anwenden, die Anforderungen dieses Systems nicht erfillt haben, so prift die Kommission in Absprache mit dem
Eigentiimer des anerkannten Systems, ob diese Fille auf Mingel des Systems hindeuten, die die Grundlage fur die
Anerkennung beeintrichtigen, und ergreift geeignete Mafnahmen.

(7)  Stellt die Kommission Mingel in einem anerkannten System fest, die sich auf die Grundlage fir die Anerkennung
auswirken, so kann sie dem Systemeigentiimer eine angemessene Frist von hochstens zwolf Monaten einrdumen, um
Abhilfemafinahmen zu ergreifen.

(8)  Versdumt es der Systemeigentiimer oder weigert er sich, die erforderlichen Abhilfemafnahmen zu ergreifen, und hat
die Kommission festgestellt, dass die in Absatz 6 dieses Artikels genannten Mingel dazu fithren, dass das System die
Kriterien des Anhangs IV oder die anerkannte Untergruppe dieser Kriterien nicht mehr erfullt, so widerruft die Kommission
die Anerkennung des Systems mittels Durchfithrungsrechtsakten. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemafs dem in
Artikel 39 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

(9)  Die Kommission erstellt ein Register anerkannter Systeme und halt es auf dem neuesten Stand. Dieses Register wird
auf einer frei zuginglichen Website offentlich zuginglich gemacht. Diese Website ermdglicht auch die Erhebung von
Riickmeldungen von allen relevanten Interessentragern in Bezug auf die Umsetzung anerkannter Systeme. Diese
Riickmeldungen werden den betreffenden Systemeigentiimern zur Priifung tibermittelt.

Artikel 31

Erklirung zum 6kologischen Fulabdruck

(1)  Unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des in Absatz 2 dieses Artikels genannten Berichts und der Bewertung der
Notwendigkeit und Verhaltnismafigkeit fiir die Zwecke von Absatz 3 dieses Artikels wird der Kommission die Befugnis
iibertragen, gemifS Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Ergidnzung dieser Verordnung zur Festlegung von Vorschriften fiir
die Berechnung und Uberpriifung des dkologischen Fuabdrucks verschiedener kritischer Rohstoffe gemif Anhang V und
unter Beriicksichtigung wissenschaftlich fundierter Bewertungsmethoden und einschldgiger internationaler Normen zu
erlassen. In den Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften werden mindestens die drei relevantesten Umweltaus-
wirkungskategorien genannt, auf die der grofSte Teil des gesamten okologischen Fufiabdrucks entfillt. Treibhausgas-
emissionen sind eine der Umweltkategorien. Die Erklirung zum FuRabdruck ist auf diese Umweltauswirkungskategorien
beschrinkt.

(2)  Die Kommission legt dem Europiischen Parlament und dem Rat bis zum 24. November 2026 einen Bericht vor, in
dem sie darlegt, welche kritischen Rohstoffe bei der Bewertung der Frage, ob die Verpflichtung zur Angabe des
okologischen Fuflabdrucks kritischer Rohstoffe notwendig und verhiltnismafig ist, Vorrang haben.

Fiir die kritischen Rohstoffe, die die Kommission als vorrangig eingestuft hat, legt die Kommission spatestens 12 Monate
nach der Ubermittlung des in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten Berichts die Schlussfolgerungen der Bewertung der
Notwendigkeit und Verhaltnismafigkeit fiir die Zwecke von Absatz 3 vor.
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(3)  Die Kommission erldsst Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften fiir einen bestimmten kritischen Rohstoff,
wenn sie unter Beriicksichtigung der verschiedenen relevanten Umweltauswirkungskategorien zu dem Schluss gekommen
ist, dass der betreffende kritische Rohstoff einen erheblichen okologischen Fuffabdruck hat und dass daher eine
Verpflichtung zur Angabe des 6kologischen Fufsabdrucks dieses kritischen Rohstoffs in Bezug auf die in Absatz 1
genannten Umweltauswirkungskategorien beim Inverkehrbringen notwendig und verhaltnismafig ist, um zu den Klima-
und Umweltzielen der Union beizutragen, indem die Versorgung mit kritischen Rohstoffen mit einem geringeren
okologischen Fuflabdruck erleichtert wird.

(4)  Bei der Priffung, ob die in Absatz 6 dieses Artikels vorgesehene Verpflichtung erforderlich ist, beriicksichtigt die
Kommission

a) die Frage, ob und wie und wie effizient die Klima- und Umweltziele der Union bereits durch andere Rechtsakte der Union
erreicht werden, die fir den betreffenden kritischen Rohstoff gelten;

b) das Vorhandensein und die Ubernahme einschligiger internationaler Normen und Leitlinien oder die Aussichten auf eine
Einigung auf solche Normen auf internationaler Ebene sowie nachhaltige Praktiken auf dem Markt, einschlieflich der
gemif Artikel 30 Absatz 2 anerkannten freiwilligen Systeme;

¢) die Wirksamkeit strategischer Partnerschaften, strategischer Projekte, Handelsabkommen und anderer internationaler
Instrumente sowie der Offentlichkeitsarbeit der Union im Hinblick auf die Verwirklichung der Klima- und Umweltziele

der Union;

d) die damit verbundenen wirtschaftlichen Kosten und den damit verbundenen Verwaltungsaufwand fiir die Wirtschafts-
teilnehmer.

(5)  Die Kommission fithrt eine vorherige Folgenabschitzung durch, um zu entscheiden, ob ein delegierter Rechtsakt
nach Absatz 1 erlassen wird. Diese Bewertung muss

a) unter anderem auf einer Konsultation folgender Parteien beruhen:
i) aller relevanten Interessentrdger, z. B. Industrie einschlieflich der nachgelagerten Industrie, KMU und gegebenenfalls
Handwerk, Sozialpartner, Handler, Einzelhdndler, Einfithrer, Organisationen, die sich fiir die Gesundheit des

Menschen und den Umweltschutz einsetzen, Verbraucherorganisationen und Wissenschaftler,

ii) der Drittlinder oder iiberseeischen Lander und Gebiete, deren Handel mit der Union durch diese Verpflichtung
erheblich beeintrachtigt werden konnte,

iii) des Ausschusses,

iv) gegebenenfalls Agenturen der Union mit Zustandigkeiten im Bereich des Umweltschutzes;

=

sicherstellen, dass solche Malnahmen nicht in der Absicht oder mit der Wirkung ausgearbeitet, angenommen oder
angewandt werden, unndtige Hemmnisse fir den internationalen Handel zu schaffen, und dass sie nicht
handelsbeschrankender sind, als es fur die Verwirklichung der Klima- und Umweltziele der Union erforderlich ist,
wobei zu beriicksichtigen ist, dass Lieferanten aus Drittlindern einer solchen Erklirung so nachkommen konnen, dass
die aggregierten Handelsstrome und die Kosten kritischer Rohstoffe nicht unverhiltnismifig beeintrichtigt werden;

¢) bewerten, ob dhnliche Verpflichtungen nach dem Unionsrecht die beabsichtigte Wirkung entfaltet und erheblich zur
Verwirklichung der Umweltziele der Union beigetragen haben;

d) beurteilen, ob die Malnahme zur Verwirklichung der Klima- und Umweltziele der Union beitragen wiirde, ohne die
Fahigkeit der Industrie der Union, den betreffenden kritischen Rohstoff zu beziehen, unverhdltnismiflig zu
beeintrachtigen.

(6)  Jede natiirliche oder juristische Person, die kritische Rohstoffe, einschlielich verarbeiteter und rezyklierter Rohstoffe,

in Verkehr bringt, fiir die die Kommission Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften gemaf8 Absatz 1 erlassen hat, stellt

eine Erklarung zum okologischen FuRfabdruck zur Verfiigung.

Die Anforderung gemafd Unterabsatz 1 gilt fur jede einzelne Art der in Verkehr gebrachten kritischen Rohstoffe und gilt
nicht fur kritische Rohstoffe, die in Zwischen- oder Endprodukten enthalten sind.

(7)  Die in Absatz 6 genannte Erklirung zum okologischen Fuffabdruck muss folgende Angaben enthalten:

a) Name, eingetragener Handelsname oder eingetragene Handelsmarke und Postanschrift der verantwortlichen natiirlichen
oder juristischen Person und elektronische Kommunikationsmittel, unter denen sie kontaktiert werden kann;

b) Informationen iiber die Art des kritischen Rohstoffs, fiir den die Anmeldung gilt,

¢) Informationen {iber das Land und die Region, in denen der kritische Rohstoff gewonnen, verarbeitet, raffiniert bzw.
rezykliert wurde,

ELL: http://data.europa.cu/eli/reg/2024/1252/oj 43/67



DE ABL L vom 3.5.2024

d) den okologischen Fuflabdruck der kritischen Rohstoffe, der gemifl den nach Absatz 1 erlassenen geltenden
Uberpriifungs- und Berechnungsvorschriften berechnet wird,

e) die Leistungsklasse fiir den 6kologischen FufSabdruck, der der kritische Rohstoff entspricht und die gemifl dem nach
Absatz 8 erlassenen anwendbaren delegierten Rechtsakt festgelegt wurde,

f) einen Weblink, tiber den auf eine 6ffentliche Fassung der Studie zuriickgegriffen werden kann, auf die sich die Ergebnisse
der Erklarung zum okologischen Fulabdruck stiitzen.

(8)  Die Kommission erldsst innerhalb eines angemessenen Zeitraums delegierte Rechtsakte gemafS Artikel 38, um diese
Verordnung durch die Festlegung von Leistungsklassen fiir den okologischen Fuflabdruck kritischer Rohstoffe, fiir die
Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften gemifl Absatz 1 des vorliegenden Artikels erlassen wurden, im Einklang mit
Anhang V zu erginzen.

(9)  Bei der Festlegung der Vorschriften fir die Berechnung des okologischen Fuflabdrucks von Zwischen- und
Endprodukten, die kritische Rohstoffe enthalten, schreibt die Kommission, soweit moglich, die Anwendung der in diesem
Artikel genannten Vorschriften zur Berechnung des okologischen FuRabdrucks vor.

(10)  Die Erklarung zum okologischen FufSabdruck wird auf einer frei zuginglichen Website zur Verfiigung gestellt und
muss leicht zu verstehen sein.

Der Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung des Formats fiir die Erklirung zum o6kologischen
Fuflabdruck gemidfl Absatz 6 dieses Artikels erlassen. Diese Durchfiithrungsrechtsakte werden gemdfl dem in Artikel 39
Absatz 3 genannten Prifverfahren erlassen.

(11)  Wenn natiirliche und juristische Personen, die kritische Rohstoffe in Verkehr bringen, kritische Rohstoffe zum
Verkauf anbieten, auch im Fernabsatz, oder diese im Rahmen einer Geschiftstatigkeit ausstellen, stellen sie sicher, dass ihre
Kunden Zugang zu der Erklarung zum o6kologischen Fuffabdruck haben, bevor sie durch einen Kaufvertrag gebunden sind.

Natiirliche und juristische Personen, die kritische Rohstoffe in Verkehr bringen, diirfen keine Etiketten, Zeichen, Symbole
oder Aufschriften bereitstellen oder anbringen, die geeignet sind, die Kunden in Bezug auf die in der Erklirung zum
okologischen Fuflabdruck enthaltenen Informationen irrezufithren oder zu verwirren.

ABSCHNITT 3

Freier Warenverkehr, Konformitdit und Marktiiberwachung

Artikel 32

Freier Warenverkehr

(1) Die Mitgliedstaaten diirfen die Bereitstellung auf dem Markt oder die Inbetriebnahme von Produkten, die
Dauermagnete enthalten, oder von kritischen Rohstoffen, die dieser Verordnung entsprechen, nicht aus Griinden verbieten,
beschrinken oder behindern, die mit Informationen tiber das Recycling oder den Rezyklatanteil von Dauermagneten oder
mit Informationen iber den O6kologischen Fuflabdruck der unter diese Verordnung fallenden kritischen Rohstoffe
zusammenhingen.

(2)  Auf Messen, Ausstellungen, Vorfihrungen oder &hnlichen Veranstaltungen duirfen die Mitgliedstaaten nicht
verhindern, dass Produkte, die Dauermagnete enthalten, oder kritische Rohstoffe, die dieser Verordnung nicht entsprechen,
gezeigt werden, sofern ein sichtbares Schild deutlich darauf hinweist, dass diese Produkte oder kritischen Rohstoffe dieser
Verordnung nicht entsprechen und dass sie erst auf dem Markt bereitgestellt werden diirfen, wenn ihre Konformitdt mit
dieser Verordnung hergestellt ist.

Artikel 33

Konformitit und Marktiiberwachung

(1)  Bevor die verantwortlichen natiirlichen oder juristischen Personen ein unter Artikel 28 oder 29 fallendes Produkt in
Verkehr bringen, stellen sie sicher, dass das anzuwendende Konformititsbewertungsverfahren durchgefithrt wurde und die
erforderlichen technischen Unterlagen erstellt wurden. Wurde durch das Konformititsbewertungsverfahren nachgewiesen,
dass ein Produkt den geltenden Anforderungen entspricht, so stellen die verantwortlichen natiirlichen oder juristischen
Personen sicher, dass eine EU-Konformititserklarung ausgestellt und die CE-Kennzeichnung angebracht wurde.

(2)  Das Konformitdtsbewertungsverfahren fiir Produkte, die unter die Anforderungen des Artikels 28 dieser Verordnung
fallen, ist das in Anhang IV der Richtlinie 2009/125/EG festgelegte Verfahren, es sei denn, diese Produkte fallen auch unter
die Anforderungen des Artikels 29 dieser Verordnung; in diesem Fall ist das Konformititsbewertungsverfahren das
Verfahren, das in den gemif Artikel 29 Absatz 2 dieser Verordnung erlassenen Berechnungs- und Uberpriifungsvor-
schriften festgelegt ist.
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(3)  Dieser Artikel gilt nicht fiir Produkte, die unter eine Typgenehmigung nach der Verordnung (EU) 2018/858 oder der
Verordnung (EU) Nr. 168/2013 fallen.

Artikel 34
Umsetzung und Angleichung an die Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union

Der Kommission wird die Befugnis tibertragen, gemafl Artikel 38 delegierte Rechtsakte zur Erginzung der Artikel 28, 29,
31 und 33 zu erlassen, um

a) Anforderungen an die technische Konzeption und den Betrieb des Datentrigers und der eindeutigen Produktkennung
gemif Artikel 28 Absitze 3 und 4 festzulegen;

b) auf technische Normen zu verweisen, die in Bezug auf den Datentriger und die eindeutige Produktkennung gemaif3
Artikel 28 Absitze 3 und 4 zu verwenden sind;

¢) Vorschriften fiir die Aufnahme der in Artikel 28 Absatz 4 genannten eindeutigen Produktkennung in Register, die fiir die
Marktiiberwachung und Zollkontrollen relevant sind, festzulegen;

d) Anforderungen in Bezug auf Zollkontrollen in Verbindung mit dem Datentrdger und der eindeutigen Produktkennung
gemif Artikel 28 Absdtze 3 und 4 festzulegen;

e) Verfahren fir den Umgang mit Produkten festzulegen, die ein Risiko auf nationaler Eben oder einen formalen Verstofs
darstellen, sowie damit zusammenhingende Schutzmafnahmen fir den Fall, dass Einwinde gegen die ergriffenen
Marktiiberwachungsmafinahmen erhoben werden;

f) Anforderungen in Verbindung mit der EU-Konformititserklirung sowie allgemeine Grundsitze und Vorschriften und
Bedingungen fiir die Anbringung der CE-Kennzeichnung festzulegen.

Diese delegierten Rechtsakte verweisen auf andere Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union, insbesondere auf die
Richtlinie 2009/125/EG, und stellen die Abstimmung damit sicher und tragen der Notwendigkeit Rechnung, den
Verwaltungsaufwand zu begrenzen und gleichzeitig die wirksame Umsetzung der Artikel 28, 29 und 31 der vorliegenden
Verordnung sicherzustellen.

KAPITEL 6
GOVERNANCE

Artikel 35

Europiischer Ausschuss fiir kritische Rohstoffe
(1)  Es wird der Europdische Ausschuss fiir kritische Rohstoffe (im Folgenden ,Ausschuss®) eingerichtet.

(2)  Der Ausschuss berit die Kommission und nimmt die in dieser Verordnung festgelegten Aufgaben wahr.

Artikel 36

Zusammensetzung und Arbeitsweise des Ausschusses

(1)  Der Ausschuss setzt sich aus Vertretern aller Mitgliedstaaten und der Kommission zusammen. Den Vorsitz fithrt die
ein Vertreter der Kommission (im Folgenden ,Vorsitz®).

(2)  Jeder Mitgliedstaat ernennt einen hochrangigen Vertreter fiir den Ausschuss. Soweit dies fiir die Arbeitsweise und das
Fachwissen von Belang ist, kann ein Mitgliedstaat im Zusammenhang mit den verschiedenen Aufgaben des Ausschusses
verschiedene Vertreter benennen. Jedes in den Ausschuss ernannte Mitglied hat einen Stellvertreter. Nur Mitgliedstaaten sind
stimmberechtigt. Jeder Mitgliedstaat hat unabhingig von der Zahl seiner Vertreter nur eine Stimme.

Der Vorsitz lddt Vertreter des Européischen Parlaments ein, als Beobachter an den Sitzungen des Ausschusses teilzunehmen,
einschlieflich an den Sitzungen der in Absatz 8 genannten stindigen oder nichtstindigen Untergruppen.

(3)  Gegebenenfalls kann der Vorsitz Vertreter der Industrie, insbesondere von KMU, der Zivilgesellschaft, der
Wissenschaft, der Gewerkschaften, lokaler oder regionaler Behorden, von Drittlindern, ULGs sowie der Europaischen
Verteidigungsagentur, der Europdischen Chemikalienagentur, der Europdischen Umweltagentur und des Europdischen
Auswirtigen Dienstes einladen, als Beobachter an den Sitzungen des Ausschusses oder seiner stindigen oder nichtstindigen
Untergruppen gemifd Absatz 8 teilzunehmen oder schriftliche Beitrige zu leisten. Beobachter beteiligen sich nicht an der
Ausarbeitung von Ratschldgen des Ausschusses und seiner Untergruppen.
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(4)  Der Ausschuss gibt sich in seiner ersten Sitzung auf Vorschlag der Kommission mit einfacher Mehrheit seiner
Mitglieder eine Geschiftsordnung.

(5)  Der Ausschuss tritt in regelmafigen Abstinden zusammen, um die wirksame Wahrnehmung seiner Aufgaben gemafd
dieser Verordnung zu ermoglichen. Erforderlichenfalls tritt der Ausschuss auf begriindeten Antrag der Kommission oder
eines Mitgliedstaats zusammen, der ein begriindetes besonderes Interesse in Bezug auf ein strategisches Projekt in seinem
Hoheitsgebiet geltend macht, das eine zusitzliche Sitzung rechtfertigt.

Der Ausschuss tritt zusammen mindestens
a) alle drei Monate fiir die Bewertung von Antragen fiir strategische Projekte gemaf Kapitel 3 Abschnitt 2,
b) alle sechs Monate fiir die Entwicklung der Uberwachung gemif Kapitel 4,

¢) einmal jahrlich, um die Fortschritte bei der Umsetzung der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit
der Exploration gemif$ Kapitel 3 Abschnitt 5 zu erortern, auch im Hinblick auf Aktualisierungen der Listen strategischer
oder kritischer Rohstoffe.

(6)  Die Kommission koordiniert die Tatigkeiten des Ausschusses durch ein Exekutivsekretariat, das technische und
logistische Unterstiitzung leistet.

(7)  Der Ausschuss

a) erortert regelmifig die Umsetzung von Artikel 9 und informiert tiber bewihrte Verfahren, um das Genehmigungs-
verfahren fiir Projekte im Bereich kritische Rohstoffe zu beschleunigen und die Beteiligung und Konsultation der
Offentlichkeit in Bezug auf diese Projekte zu verbessern;

b) schldgt der Kommission gegebenenfalls Leitlinien fiir die Umsetzung von Artikel 9 Absatz 1 vor, die von den zentralen
Anlaufstellen zu beriicksichtigen sind;

¢) erortert regelmdfig die Durchfithrung der strategischen Projekte und erforderlichenfalls Mafnahmen, die der
Projekttrager oder der Mitgliedstaat, dessen Hoheitsgebiet von einem strategischen Projekt betroffen ist, ergreifen
konnte, um die Durchfithrung dieser strategischen Projekte gemdf8 Artikel 15 weiter zu erleichtern;

d) berdt die Kommission bei der Bewertung der Einrichtung des Systems fiir eine gemeinsame Beschaffung gemif§
Artikel 25;

e) erleichtert den Austausch iiber bewihrte Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten, um ihre nationalen Programme gemaf§
Artikel 26 zu verbessern.

(8)  Der Ausschuss kann stiandige oder nichtstindige Untergruppen zu spezifischen Fragen und Aufgaben einrichten.
Der Ausschuss setzt mindestens die folgenden stindigen Untergruppen ein:

a) eine Untergruppe zur Erérterung und Koordinierung der Finanzierung strategischer Projekte gemafl Artikel 16, zu der
Vertreter nationaler Forderbanken und -institute, von Exportkreditagenturen, der europdischen Entwicklungsfinanzie-
rungsinstitutionen, der Europdischen Investitionsbank-Gruppe, anderer internationaler Finanzinstitutionen, einschlief3-
lich der Europidischen Bank fiir Wiederaufbau und Entwicklung und gegebenenfalls privater Finanzinstitute, als
Beobachter eingeladen werden;

b) eine Untergruppe zur Erorterung und zum Meinungsaustausch tiber Mafnahmen zur Verbesserung des Wissens der
Offentlichkeit iiber die Lieferkette fiir kritische Rohstoffe und zum Austausch iiber bewihrte Verfahren in Bezug auf die
Beteiligung der Offentlichkeit und von Interessentriigern an Projekten im Bereich kritische Rohstoffe, zu deren Sitzungen
regelmifig Vertreter von Organisationen der Zivilgesellschaft als Beobachter eingeladen werden;

¢) eine Untergruppe, in der nationale oder gegebenenfalls regionale geologische Institute oder Erhebungen oder — in
Ermangelung solcher Einrichtungen oder Erhebungen — die fur die allgemeine Exploration zustindige nationale
Behorde zusammengeschlossen sind, um zur Koordinierung der gemaf$ Artikel 19 erstellten nationalen Explorations-
programme beizutragen;

d) eine Untergruppe zur Erorterung und zum Meinungsaustausch iber Mafnahmen zur Forderung der Kreislauffdhigkeit,
der Ressourceneffizienz und der Substitution kritischer Rohstoffe;

e) eine Untergruppe, in der nationale Versorgungs- und Informationsagenturen fiir kritische Rohstoffe oder — in
Ermangelung einer solchen Agentur — die fiir diese Angelegenheit zustandige nationale Behorde zusammenkommen,
um einen Beitrag zur Uberwachung und zu den Stresstests der Kommission gemafs Artikel 20 zu leisten;
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f) eine Untergruppe, in der die nationale Notfallagentur und die fiir strategische Vorrite zustindigen nationalen Behorden
oder — in Ermangelung einer solchen Agentur und Behorde — die fur diese Angelegenheit zustindige nationale
Behorde zusammenkommen, um zur Koordinierung der strategischen Vorrite gemif Artikel 23 beizutragen.

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben gewéhrleistet der Ausschuss gegebenenfalls die Koordinierung, die Zusammenarbeit
und den Informationsaustausch mit den einschldgigen nach dem Unionsrecht eingerichteten Strukturen fur Krisenreaktion
und Krisenvorsorge.

(9)  Der Ausschuss ergreift die erforderlichen Mafnahmen, um die sichere Handhabung und Verarbeitung vertraulicher
und wirtschaftlich sensibler Informationen gemafs Artikel 46 zu gewihrleisten.

(10)  Der Ausschuss bemiiht sich nach Kriften, Entscheidungen einvernehmlich zu treffen.

Artikel 37

Internationale Zusammenarbeit und strategische Partnerschaften
(1) Der Ausschuss erortert regelmifig Folgendes:
a) inwieweit die von der Union geschlossenen strategischen Partnerschaften zu Folgendem beitragen:

i) zur Verbesserung der Versorgungssicherheit der Union, unter Beriicksichtigung der in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b
genannten Richtwerte,

ii) zur Verbesserung der Zusammenarbeit entlang der Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe zwischen der Union
und Partnerlindern, einschlieflich durch Programme fiir den Aufbau von Kapazititen und den Transfer von
Technologien zur Forderung der Kreislauffahigkeit und eines verantwortungsvollen Recyclings kritischer Rohstoffe in
den Erzeugerlindern;

iii) zu der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Partnerlinder, unter anderem durch die Forderung von
nachhaltigen Verfahren und Verfahren der Kreislaufwirtschaft, menschenwiirdiger Arbeitsbedingungen und der
Achtung der Menschenrechte entlang ihrer Wertschopfungsketten fiir kritische Rohstoffe;

b) die Widerspruchsfreiheit und potenzielle Synergien zwischen der bilateralen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit
einschldgigen Drittlindern und den von der Union im Rahmen strategischer Partnerschaften durchgefithrten
Maflnahmen;

¢) welche Drittlinder mit Blick auf den Abschluss strategischer Partnerschaften Vorrang haben sollten, wobei folgende
Kriterien zu beriicksichtigen sind:

i) der potenzielle Beitrag zur Versorgungssicherheit sowie zu deren Widerstandsfahigkeit unter Beriicksichtigung der
potenziellen Reserven, Gewinnungs-, Verarbeitungs- und Recyclingkapazititen eines Drittlands im Bereich kritische
Rohstoffe,

i) ob eine Zusammenarbeit zwischen der Union und einem Drittland die Fihigkeit eines Drittlands verbessern konnte,
die Uberwachung, Vermeidung und Minimierung negativer Umweltauswirkungen durch seinen Regulierungsrahmen
und dessen Umsetzung, durch die Anwendung sozial verantwortlicher Verfahren, einschlieflich der Achtung der
Menschen- und Arbeitnehmerrechte insbesondere in Bezug auf Zwangsarbeit und Kinderarbeit, durch eine sinnvolle
Zusammenarbeit mit lokalen Gemeinschaften, einschlielich indigener Vélker, durch die Anwendung transparenter,
verantwortungsvoller Geschiftspraktiken und die Verhinderung nachteiliger Auswirkungen auf das ordnungsgemife
Funktionieren der offentlichen Verwaltung und die Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen,

iii) ob es bestehende Kooperationsabkommen zwischen der Union und einem Drittland gibt sowie in Bezug auf
aufstrebende Mirkte und Entwicklungslinder das Potenzial fir die Einfiihrung von Global Gateway-Investitions-
projekten, einschlieSlich mit Blick auf die Forderung von Investitionen in strategische Projekte,

iv) in Bezug auf aufstrebende Mirkte und Entwicklungslinder, ob und wie eine Partnerschaft zur lokalen
Wertschopfung, einschlielich nachgelagerter Aktivitdten, beitragen konnte und fiir die Union und das Partnerland
von gegenseitigem Nutzen ware;

d) Ratschldge an die Kommission dahingehend, wie sichergestellt werden kann, dass die in diesem Absatz genannten
strategischen Partnerschaften mit der Politik der Union gegeniiber aufstrebenden Mérkten und Entwicklungslandern im
Einklang stehen.

(2)  Die in Erorterungen des Ausschusses gemifd Absatz 1 lassen die Vorrechte des Rates gemafs den Vertragen unberiihrt.
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(3)  Die Mitgliedstaaten

a) unterrichten die Kommission iber ihre bilaterale Zusammenarbeit mit einschldgigen Drittlindern, wenn deren
Geltungsbereich die Wertschopfungskette fiir kritische Rohstoffe umfasst;

b) konnen die Kommission bei der Umsetzung der in den strategischen Partnerschaften festgelegten Kooperations-
maflnahmen entlang der Wertschopfungskette fur Rohstoffe unterstiitzen.

(4)  Die Kommission unterrichtet das Europdische Parlament und den Rat einmal jdhrlich tiber den Inhalt und das
Ergebnis der Erorterungen des Ausschusses gemaf$ Absatz 1.

KAPITEL 7
UBERTRAGENE BEFUGNISSE UND AUSSCHUSSVERFAHREN

Artikel 38
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemafS Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5 Absatz 3,
Artikel 6 Absatz 2, Artikel 28 Absatz 12, Artikel 29 Absitze 2 und 3, Artikel 31 Absdtze 1 und 8 und Artikel 34 Absatz 1
wird der Kommission fiir einen Zeitraum von acht Jahren ab dem 24. Juni 2024 iibertragen. Die Kommission erstellt
spétestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von acht Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die
Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um Zeitraume gleicher Linge, es sei denn, das Europdische Parlament
oder der Rat widersprechen einer solchen Verlingerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifl Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 2,
Artikel 28 Absatz 12, Artikel 29 Absitze 2 und 3, Artikel 31 Absitze 1 und 8 und Artikel 34 Absatz 1 kann vom
Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die
Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veréffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union oder zu einem im Beschluss tiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit
von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen.

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemdfS Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 2, Artikel 5 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 2,
Artikel 28 Absatz 12, Artikel 29 Absatz 2 oder 3, Artikel 31 Absatz 1 oder 8 oder Artikel 34 Absatz 1 erlassen wurde, tritt
nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf
dieser Frist das Europiische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben
werden Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 39

Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(3)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
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KAPITEL 8
ANDERUNGEN

Artikel 40
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013

In Abschnitt C1 der Tabelle in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 wird folgender Eintrag angefiigt:

,15a |18 |Anforderungen an die Verordnung (EU) 2024/1252 des | X | X | X | X | X | X | X | X [X | X |X|X|X| X
Kreislauffihigkeit des Europdischen Parlaments und des
Dauermagnets Rates (¥)

(*)  Verordnung (EU) 2024/1252 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines Rahmens zur Gewahrleistung
einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020 (ABL L, 2024/1252, 3.5.2024, ELL: http://data.europa.euelijreg/2024/1252/0j).”

Artikel 41
Anderung der Verordnung (EU) 2018/858

In der Tabelle in Anhang II Teil I Abschnitt G ,Umweltvertraglichkeit und Emissionen“ der Verordnung (EU) 2018858 wird
folgender Eintrag angefiigt:

,G 15 | Anforderungen an die Kreislauffahigkeit | Verordnung (EU) 20241252 des XX |X|X|X[X X X
des Dauermagnets Europdischen Parlaments und des
Rates (¥)

(*)  Verordnung (EU) 2024/1252 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines Rahmens zur Gewahrleistung
einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858,
(EU) 20181724 und (EU) 2019/1020 (ABL. L, 2024/1252, 3.5.2024, ELL: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1252/0j).“

Artikel 42
Anderungen der Verordnung (EU) 2018/1724

Die Verordnung (EU) 2018/1724 wird wie folgt gedndert:

1. in Anhang I wird die folgende Spalte angefiigt:

,AJ. Projekte im Bereich kritische 1. die gemif8 Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1252 des Europdischen
Rohstoffe Parlaments und des Rates (*) eingerichteten zentralen Anlaufstellen

2. Informationen iiber das Genehmigungsverfahren
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Mitgliedstaaten

. Informationen iiber Finanzierungs- und Investitionsdienstleistungen

. Informationen {iber Finanzierungsmoglichkeiten auf Ebene der Union oder der

. Informationen iiber Dienstleistungen zur Unterstiitzung von Unternehmen,

darunter u. a. Korperschaftsteuererklarungen, lokale Steuergesetze oder Arbeits-

recht

(*)  Verordnung (EU) 20241252 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines Rahmens zur
Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1682013, (EU) 2018/858, (EU) 20181724 und (EU) 2019/1020 (ABL L, 2024/1252, 3.5.2024, ELL: http://data.curopa.

euleli/reg/2024/1252/0j).

2. in Anhang II wird die folgende Zeile eingefiigt.

,Projekte im Bereich kritische Roh-
stoffe

Verfahren, das alle einschligigen Ge-
nehmigungen fir den Bau und den
Betrieb von Projekten im Bereich
kritische Rohstoffe umfasst, einschlief3-
lich Bau-, Chemie- und Netzanschluss-
genehmigungen sowie
Umweltvertraglichkeitspriffungen und
-genehmigungen, sofern diese erforder-
lich sind, und das alle Antrige und
Verfahren von der Bestitigung der
Vollstindigkeit des Antrags bis zur
Mitteilung der umfassenden Entschei-
dung tiber das Ergebnis des Verfahrens
durch die gemif Artikel 9 der Ver-
ordnung (EU) 2024/1252 eingerichtete
zustindige zentrale Anlaufstelle um-
fasst.

Alle Ergebnisse im Zusammenhang mit
den Verfahren von der Bestitigung der
Vollstandigkeit des Antrags bis zur Mit-
teilung der umfassenden Entscheidung
iiber das Ergebnis des Verfahrens durch
die gemidfl Artikel 9 der Verordnung
(EU) 2024/1252 eingerichtete zentrale
Anlaufstelle.”

3. dem Anhang III wird folgende Nummer angefiigt:

,9. Die zustindige zentrale Anlaufstelle gemaf$ Artikel 9 der Verordnung (EU) 2024/1252.

Artikel 43

Anderungen der Verordnung (EU) 2019/1020

Die Verordnung (EU) 2019/1020 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 4 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:
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»(5)

Dieser Artikel gilt nur fir Produkte, die Gegenstand der Verordnungen (EU) Nr. 305/2011 ()*, (EU) 2016/425 (3)*

und (EU) 2016/426 ()* und Verordnung (EU) 20241252 (*)* und der Richtlinien 2000/14/EG ()*, 2006/42[EG (°)*,
2009/48/EG ()*,  2009/125/EG (¥)*, 2011/65/EU ()*, 2013/29/EU (")*, 2013/53/EU (*)*, 2014/29/EU (*3)*,
2014/30/EU (%)%, 2014/31[EU (), 2014/32/EU ()%, 2014/34/EU ()%, 2014/35/EU ()*, 2014/53/EU (%* und
2014/68[EU (**)* des Europdischen Parlaments und des Rates sind.

(14)*

(15)*

(16)*

(17)*

Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Mirz 2011 zur Festlegung

harmonisierter Bedingungen fiir die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufthebung der Richtlinie
89/106/EWG des Rates (ABL L 88 vom 4.4.2011, S. 5).

Verordnung (EU) 2016/425 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Mdrz 2016 {iber personliche
Schutzausriistungen und zur Authebung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates (ABL. L 81 vom 31.3.2016, S. 51).
Verordnung (EU) 2016/426 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Mdrz 2016 iiber Gerdte zur
Verbrennung gasférmiger Brennstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/142/EG (ABL L 81 vom 31.3.2016,
S. 99).

Verordnung (EU) 20241252 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines
Rahmens zur Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020 (ABL. L,
20241252, 3.5.2024, ELL http:/|data.curopa.eu/eli/reg/2024[1252/0j).

Richtlinie 2000/14/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2000 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber umweltbelastende Gerduschemissionen von zur Verwendung im
Freien vorgesehenen Gerdten und Maschinen (ABL. L 162 vom 3.7.2000, S. 1).

Richtlinie 2006/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 iiber Maschinen und zur
Anderung der Richtlinie 95/16/EG (ABL. L 157 vom 9.6.2006, S. 24).

Richtlinie 2009/48/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber die Sicherheit von
Spielzeug (ABL L 170 vom 30.6.2009, S. 1).

Richtlinie 2009/125/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines
Rahmens fur die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter
Produkte (ABL L 285 vom 31.10.2009, S. 10).

Richtlinie 2011/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschrinkung der
Verwendung bestimmter gefdhrlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeriten (ABL L 174 vom 1.7.2011, S. 88).
Richtlinie 2013/29/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung pyrotechnischer Gegenstinde auf dem Markt (ABL.
L 178 vom 28.6.2013, S. 27).

Richtlinie 2013/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 iiber Sportboote und
Wassermotorrdder und zur Authebung der Richtlinie 94/25/EG (ABL. L 354 vom 28.12.2013, S. 90).

Richtlinie 2014/29/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber die Bereitstellung einfacher Druckbehalter auf dem Markt (ABL L 96
vom 29.3.2014, S. 45).

Richtlinie 2014/30/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten {iber die elektromagnetische Vertrdglichkeit (ABL L 96 vom 29.3.2014,
S. 79).

Richtlinie 2014/31/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Bereitstellung nichtselbsttatiger Waagen auf dem Markt (ABL
L 96 vom 29.3.2014, S. 107).

Richtlinie 2014/32/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber die Bereitstellung von Messgeriten auf dem Markt (ABL L 96 vom
29.3.2014, S. 149).

Richtlinie 2014/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten fur Gerdte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemidflen Verwendung in
explosionsgefihrdeten Bereichen (ABL L 96 vom 29.3.2014, S. 309).

Richtlinie 2014/35/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung elektrischer Betriebsmittel zur Verwendung
innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen auf dem Markt (ABL L 96 vom 29.3.2014, S. 357).

Richtlinie 2014/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 iiber die Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber die Bereitstellung von Funkanlagen auf dem Markt und zur
Aufhebung der Richtlinie 1999/5/EG (ABL. L 153 vom 22.5.2014, S. 62).

Richtlinie 2014/68/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung von Druckgeriten auf dem Markt (ABL L 189 vom
27.6.2014, S. 164).”
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2. In Anhang I wird folgende Nummer angefuigt:

,71. Verordnung (EU) 20241252 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines
Rahmens zur Gewihrleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020 (ABL. L,
2024/1252, 3.5.2024, ELL http:|/data.europa.euleli/reg/2024/1252/0j), soweit sie die in den Artikel 28, 29 oder
31 der genannten Verordnung festgelegten Anforderungen betrifft.

KAPITEL 9
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 44

Uberwachung der Fortschritte

(1) Die Kommission iibermittelt bis zum 24. November 2026 einen Bericht mit ungefiahren Prognosen fiir den
jahrlichen Verbrauch jedes kritischen Rohstoffs in den Jahren 2030, 2040 und 2050, einschlieflich einer niedrigen
Prognose, einer hohen Prognose und einer Referenzprognose, sowie mit ungefihren Richtwerten fiir die Gewinnung und
Verarbeitung der einzelnen strategischen Rohstoffe mit Blick auf die Erreichung der in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a fest-
gelegten Richtwerte fur das Jahr 2030.

(2)  Bis zum 24. Mai 2027 und danach alle drei Jahre tiberwacht die Kommission unter Beriicksichtigung der
Empfehlungen des Ausschusses die Fortschritte bei der Verwirklichung der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Richtwerte
sowie der MafSigung des zu erwartenden ansteigenden Verbrauchs von kritischen Rohstoffen in der Union gemafS Artikel 5
Absatz 2 und verdffentlicht einen Bericht, in dem die Fortschritte der Union bei der Erreichung dieser Richtwerte und dieser
Mifigung im Einzelnen dargelegt werden.

(3)  Der in Absatz 2 genannte Bericht enthilt Folgendes:

a) quantitative Informationen tiber den Umfang der Fortschritte der Union bei der Erreichung der Richtwerte und
Mifigung gemafd Artikel 5,

b) eine Liste der zwischen der Union und Drittlindern geschlossenen strategischen Partnerschaften in Bezug auf Rohstoffe
sowie

¢) eine Bewertung des Beitrags der strategischen Partnerschaften zur Erreichung des in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b
festgelegten Richtwerts.

Fir die Zwecke dieses Artikels sind Wirtschaftsakteure nicht verpflichtet, iiber die gemdfl Artikel 21 tbermittelten
Informationen hinaus weitere Informationen zu tibermitteln.

(4)  Um die kohirente Durchfiihrung dieser Verordnung zu gewéhrleisten, iiberwacht die Kommission die Kohirenz der
Mafinahmen, die sie zu ihrer Umsetzung ergreift, mit anderem Unionsrecht. Zu diesem Zweck veroffentlicht die
Kommission ferner bis zum 24. Mai 2025 einen Bericht iiber die Vereinbarkeit dieser Verordnung mit anderen
Rechtsvorschriften der Union.

(5)  Gelangt die Kommission auf der Grundlage des in Absatz 1 genannten Berichts zu dem Schluss, dass die Union die in
Artikel 5 genannten Ziele voraussichtlich nicht erreichen wird, so bewertet sie, ob es durchfithrbar und verhaltnismafig ist,
Mafinahmen vorzuschlagen, um die Verwirklichung dieser Ziele sicherzustellen.

(6)  Die Kommission fordert die europiischen Normungsorganisationen auf, europiische Normen oder europiische
Normungsdokumente zur Unterstiitzung der Ziele dieser Verordnung auszuarbeiten.

Artikel 45
Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten
(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission bis zum 24. Mai 2026 und danach jihrlich einen Bericht mit den

Angaben gemifl Artikel 19 Absatz 5, Artikel 21 Absitze 1 und 2, Artikel 22 Absatz 1, Artikel 23 Absatz 5 und Artikel 26
Absatz 6.

Wirtschaftsakteure sind nicht verpflichtet, iber die im Zusammenhang mit den in Unterabsatz 1 genannten Bestimmungen
tbermittelten Informationen hinaus weitere Informationen zu iibermitteln.
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(2)  Die Kommission kann Durchfithrungsrechtsakte zur Festlegung einer Vorlage fiir die in Absatz 1 dieses Artikels
genannten Berichte erlassen. In der Vorlage kann angegeben werden, wie die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Informationen auszudriicken sind. Diese Durchfiithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 39 Absatz 2 genannten
Beratungsverfahren erlassen.

(3)  Die in den Berichten nach Absatz 1 dieses Artikels enthaltenen Informationen unterliegen Artikel 46.

Artikel 46

Umgang mit vertraulichen Informationen

(1) Die im Zuge der Durchfithrung dieser Verordnung erlangten Informationen diirfen nur fur die Zwecke dieser
Verordnung verwendet werden und werden durch das einschlidgige Unionsrecht und das einschldgige nationale Recht
geschiitzt.

(2)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission gewahrleisten nach Maflgabe des Unionsrechts und des einschligigen
nationalen Rechts den Schutz von Betriebs- und Geschiftsgeheimnissen und anderer in Anwendung dieser Verordnung
erlangten und verarbeiteten sensiblen, vertraulichen und als Verschlusssache eingestuften Informationen, einschlieflich
Empfehlungen und zu ergreifender Mafinahmen.

(3)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewdahrleisten im Einklang mit dem einschldgigen Unionsrecht oder dem
einschldgigen nationalen Recht, dass der Geheimhaltungsgrad von Verschlusssachen, die gemifl dieser Verordnung
bereitgestellt oder ausgetauscht werden, ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Herausgebers weder herabgestuft
noch aufgehoben wird.

(4)  Gelangt ein Mitgliedstaat zu der Auffassung, dass die Offenlegung zusammengefasster Informationen gemafd
Artikel 22 wahrscheinlich sein nationales Sicherheitsinteresse beeintrachtigen wiirde, so kann er der Offenlegung dieser
Informationen durch die Kommission durch eine begriindete Mitteilung widersprechen.

(5)  Die Kommission und die nationalen Behorden, ihre Beamten, Bediensteten und sonstigen Personen, die unter ihrer
Aufsicht arbeiten, gewéhrleisten im Einklang mit dem einschligigen Unionsrecht und dem einschldgigen nationalen Recht
und die Vertraulichkeit der bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Titigkeiten erlangten Informationen. Diese
Verpflichtung gilt auch fur alle Vertreter der Mitgliedstaaten, Beobachter, Sachverstindige und sonstige Teilnehmer, die
gemifl Artikel 36 an den Sitzungen des Ausschusses teilnehmen.

(6)  Die Kommission sieht standardisierte und sichere Mittel fiir die Erhebung, Verarbeitung und Speicherung der gemafd
dieser Verordnung erlangten Informationen vor.

(7)  Etwaige Verpflichtungen zur Weitergabe von Informationen gemif dieser Verordnung gelten nicht fiir Daten, die die
wesentlichen Sicherheits- oder Verteidigungsinteressen der Mitgliedstaaten betreffen.

Artikel 47

Strafen
Bis zum 24. November 2026 legen die Mitgliedstaaten Vorschriften iiber Strafen fest, die bei Verstoffen gegen diese
Verordnung zu verhdngen sind, und treffen alle erforderlichen Maffnahmen, um deren Anwendung sicherzustellen. Die

verhangten Strafen miissen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission
diese Vorschriften und Manahmen unverziiglich mit und melden ihr unverziiglich alle diesbeziiglichen Anderungen.

Artikel 48
Bewertung
(1)  Bis zum 24. Mai 2028 nimmt die Kommission eine Bewertung dieser Verordnung vor dem Hintergrund der mit ihr

verfolgten Ziele vor und legt dem Europiischen Parlament, dem Rat und dem Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss einen Bericht dartiber vor.

(2)  In dem in Absatz 1 genannten Bericht wird zumindest Folgendes bewertet:

a) die Angemessenheit dessen, Hochstwerte fiir den 6kologischen FufSabdruck von kritischen Rohstoffen festzulegen, fiir
die Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften erlassen wurden, und ob es erforderlich ist, die Lieferketten fiir kritische
Rohstoffe nach 2030 weiter zu stirken,
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b) die Angemessenheit der Festlegung von Richtwerten fir 2040 und 2050 auf aggregierter Ebene und fiir alle
strategischen Rohstoffe;

¢) die Kohirenz zwischen dem Umweltrecht der Union und dieser Verordnung, insbesondere in Bezug auf den
Priorititsstatus der strategischen Projekte,

d) die Verfiigbarkeit von Informationen tiber die Abfallmenge und den Gehalt an strategischen Rohstoffen in einschlagigen
Abfallstromen,

e) die Auswirkungen des gemaf8 Artikel 25 eingerichteten Systems fiir eine gemeinsame Beschaffung auf den Wettbewerb
im Binnenmarkt;

f) die Angemessenheit weiterer Mafinahmen zur Steigerung der Sammlung, Sortierung und Verarbeitung von Abfillen,
insbesondere im Hinblick auf Metallschrott, einschlieflich Eisenschrott.

(3)  Die Kommission legt auf der Grundlage des in Absatz 1 genannten Berichts gegebenenfalls Legislativvorschlige vor.

Artikel 49
Inkrafttreten
(1)  Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(2)  Abweichend von Absatz 1 dieses Artikels gelten die Artikel 40 und 41 ab dem 24. Mai 2028.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 11. April 2024.

Im Namen des Europdischen Parlaments Die Prasidentin
Die Présidentin Die Présidentin
R. METSOLA H. LAHBIB
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ANHANG I

Strategische Rohstoffe

Abschnitt 1

Liste der strategischen Rohstoffe

Die folgenden Rohstoffe gelten als strategisch:

a)

1.

. Das prognostizierte Nachfragewachstum (D

Bauxit/Aluminiumoxid/Aluminium
Bismut

Bor — metallurgische Qualitat
Kobalt

Kupfer

Gallium

Germanium

Lithium — Batteriequalitit
Magnesiummetall

Mangan — Batteriequalitit

Grafit — Batteriequalitit

Nickel — Batteriequalitit

Metalle der Platingruppe
Seltenerdmetalle fur Dauermagnete (Nd, Pr, Tb, Dy, Gd, Sm und Ce)
Siliciummetall

Titanmetall

Wolfram

Abschnitt 2
Methodik zur Auswahl strategischer Rohstoffe
Die strategische Bedeutung wird auf der Grundlage der Bedeutung eines Rohstoffs fiir den griinen und den digitalen
Wandel sowie fiir Verteidigungs- sowie Luft- und Raumfahrtanwendungen bestimmt, wobei folgende Kriterien zugrunde
gelegt werden:
a) die Menge der strategischen Technologien, die einen Rohstoff als Input verwenden;
b) die Menge eines Rohstoffs, der fur die Herstellung relevanter strategischer Technologien benétigt wird;

c) die erwartete weltweite Nachfrage nach einschldgigen strategischen Technologien.

1c) wird wie folgt berechnet:

DF,
Dp/c. = GS.
0

wobei Folgendes gilt:
DF _ist die weltweite jahrliche Prognose der Nachfrage nach einem Rohstoff im Jahr T;

GS,, ist die weltweite jahrliche Produktion eines Rohstoffs fiir einen Bezugszeitraum T,
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3. Bei der Bestimmung der Schwierigkeit, die Produktion zu steigern, ist mindestens Folgendes zu beriicksichtigen:
a) die derzeitige weltweite jdhrliche Produktionsskala eines Rohstoffs;

b) das Verhaltnis zwischen Reserven und der Produktion eines Rohstoffs auf der Grundlage bekannter Reserven
wirtschaftlich gewinnbarer geologischer Ressourcen und der derzeitigen weltweiten jahrlichen Produktion;

¢) Vorlaufzeiten fiir neue Projekte zur Erhohung der Versorgungskapazitit, sofern zuverlissige Informationen vorliegen.
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ANHANG 11

Kritische Rohstoffe

Abschnitt 1
Liste der kritischen Rohstoffe

Die folgenden Rohstoffe gelten als kritisch:
a) Antimon

b) Arsen

¢) Bauxit/Aluminiumoxid/Aluminium
d) Baryt

e) Beryllium

f) Bismut

g) Bor

h) Kobalt

i)  Kokskohle

j)  Kupfer

k) Feldspat

1)  Flussspat

m) Gallium

n) Germanium

o) Hafnium

p) Helium

q) Schwere seltene Erden

1) Leichte seltene Erden

s) Lithium

t)  Magnesium

u) Mangan

v)  Grafit

w) Nickel — Batteriequalitit

x) Niob
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y) Phosphatgestein

z) Phosphor

aa) Metalle der Platingruppe
ab) Scandium

ac) Siliciummetall

ad) Strontium

ae) Tantal

af) Titanmetall

ag) Wolfram

ah) Vanadium

Abschnitt 2

Berechnung der wirtschaftlichen Bedeutung und des Versorgungsrisikos

1. Die wirtschaftliche Bedeutung (EI) des bewerteten Rohstoffs wird wie folgt berechnet:

ElI = Z (As * Q) + SIg,
S

wobei Folgendes gilt:

s bezeichnet die NACE-Sektoren (zweistellige Ebene) der Wirtschaft;

A, ist der Anteil der Endverwendung des bewerteten Rohstoffs in einem NACE-Sektor (zweistellige Ebene) (sofern
verfiigbar werden Unionswerte herangezogen, ansonsten globale Anteile);

Q, ist die Wertschopfung des betreffenden Sektors auf der NACE-Ebene (zweistellige Ebene), als Anteil an der

Gesamtwirtschaft;

SI, ist der Substitutionsindex im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Bedeutung.

2. Der Substitutionsindex des bewerteten Rohstoffs im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Bedeutung (SI,) wird auf
der Grundlage seiner wichtigsten industriellen Anwendungen wie folgt berechnet:

Slg; = Z SPP;,r; *Sub_share;, » Share,
a

4

wobei Folgendes gilt:

i bezeichnet einen einzelnen Ersatzrohstoff;

a bezeichnet eine einzelne Anwendung des Rohstoffs;

SPP, . ist der Leistungsparameter fiir die wirtschaftliche Bedeutung jedes Ersatzrohstoffs i im Vergleich zum bewerteten
Rohstoff auf der Grundlage der technischen Leistung, einschlieSlich Funktionalitit, und der Kostenleistung fiir jede

Anwendung g;
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Share_ ist der Anteil der Rohstoffe in einer Endanwendung;
Sub_share, ist der Unteranteil jedes Ersatzrohstoffs innerhalb jeder Anwendung.

3. Das Versorgungsrisiko (SR) des bewerteten Rohstoffs wird wie folgt berechnet:

IR IR
SR = [(HHIWG,_tC)GS *o (HHIygyy,) * (1 - 7)] * (1 — EoLgyg) * Slgg

EU_sourcing

wobei Folgendes gilt:
GS bezeichnet die weltweite jahrliche Produktion des bewerteten Rohstoffs;

EU_sourcing bezeichnet die tatsdchliche Beschaffung der Lieferungen in die Union, d. h. die inldndische Produktion in der
Union sowie Einfuhren aus Drittlindern oder aus ULG in die Union;

HHI ist der Herfindahl-Hirschman-Index (der als Naherungswert fir die Konzentration des Angebots in den Lindern
verwendet wird);

WGI ist ein Index auf der Grundlage der skalierten Worldwide Governance Indicators der Weltbank (der als
Naherungswert fur die Regierungsfithrung der Linder verwendet wird);

t ist der Handelsparameter zur Anpassung des WGI, der unter Beriicksichtigung potenzieller Ausfuhrsteuern
(moglicherweise durch ein geltendes Handelsabkommen abgemildert), physischer Ausfuhrquoten oder von einem Land ¢
verhdngter Ausfuhrverbote bestimmt wird;

EoL,, ist die Recycling-Inputrate am Ende der Lebensdauer, d. h. das Verhaltnis der Sekundarstoffinputs (wiederverwertet

aus Altschrott) zu allen Inputs eines Rohstoffs (Primir- und Sekundirrohstoffe);
SI, ist der Substitutionsindex im Zusammenhang mit dem Versorgungsrisiko;
IR ist die Einfuhrabhangigkeit.

4. Die Einfuhrabhingigkeit von Rohstoffen (IR) wird wie folgt berechnet:

Import — Export
IR = max{ 0; ; - }
DomesticProduction + Import — Export

5. Der Herfindahl-Hirschman-Index (HHI,,.) des bewerteten Rohstoffs wird wie folgt berechnet:

WGI)
HHIygr,, = ) (5%« WG, xt,
c

wobei Folgendes gilt:

¢ bezeichnet die Lander, die den bewerteten Rohstoff liefern;

S_ist der Anteil von Land ¢ an der Versorgung (GS oder EU-Beschaffung) des bewerteten Rohstoffs;

WGI_ist ein Index auf der Grundlage der skalierten Worldwide Governance Indicators der Weltbank des Landes c;

t ist der Handelsparameter eines Landes zur Anpassung des WGI, der unter Beriicksichtigung potenzieller
Ausfuhrsteuern (moglicherweise durch ein geltendes Handelsabkommen abgemildert), physischer Ausfuhrquoten oder
von einem Land ¢ verhingter Ausfuhrverbote bestimmt wird.
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6. Der Substitutionsindex des bewerteten Rohstoffs im Zusammenhang mit dem Versorgungsrisiko (SI ) wird wie folgt
berechnet:

Slgp = Z SPP;sg *Sub_share;, « Share,
a

L
wobei Folgendes gilt:
i bezeichnet einen einzelnen Ersatzrohstoff;
a bezeichnet eine einzelne Anwendung des in Frage kommenden Rohstoffs;

SPP_ . ist der Leistungsparameter fiir das Versorgungsrisiko jedes Ersatzrohstoffs i auf der Grundlage seiner weltweiten
Produktion, seiner Kritikalitdt und seiner wirtschaftlichen Bedeutung (Primérprodukt, Kuppelprodukt, Nebenprodukt);

Share_ist der Anteil der in Frage kommenden Rohstoffe in einer Endanwendung;
Sub_share,  ist der Unteranteil jedes Ersatzrohstoffs innerhalb jeder Anwendung.

7. Wirken sich strukturelle oder statistische Anderungen horizontal auf die Messung der wirtschaftlichen Bedeutung und
des Versorgungsrisikos fiir alle bewerteten Rohstoffe aus, so sind die entsprechenden Werte zu berichtigen, um solche
Veranderungen auszugleichen.

Die Berechnungen der Formeln in diesem Abschnitt beruhen auf dem Durchschnitt der letzten fiinf Jahre, fiir die Daten
verftigbar sind. Dabei ist der Prioritdt, der Qualitdt und der Verfugbarkeit der Daten Rechnung zu tragen.
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ANHANG III

Bewertung der Anerkennungskriterien fiir strategische Projekte

1. Bei der Bewertung, ob ein Vorhaben in der Union das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a festgelegte Kriterium erfiillt,
wird Folgendes beriicksichtigt:

a) ob das Vorhaben zu den in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a genannten Richtwerten beitrigt;

b) ob das Projekt unter Beriicksichtigung des erwarteten Anstiegs des Unionsverbrauchs zur Aufrechterhaltung oder
Stirkung der Kapazititen der Union als Anteil des jdhrlichen Verbrauchs an strategischen Rohstoffen in der Union
beitragt;

¢) ob das Projekt dazu beitrdgt, die Kapazitit der Union zur Herstellung innovativer Rohstoffe zu stirken, die
strategische Rohstoffe in einer oder mehreren strategischen Technologien ersetzen kénnen, wobei Malnahmen zum
Erreichen eines identischen oder kleineren 6kologischen Fuflabdrucks als dem des ersetzten strategischen Rohstofts
ergriffen werden.

Der Beitrag eines Projekts zum entsprechenden Richtwert wird unter Beriicksichtigung des Wirtschaftsplans des Projekts
und der im Antrag enthaltenen unterstiitzenden technischen Informationen sowie der geschitzten Zeit bis zur Marktreife
des Projekts bewertet.

2. Bei der Bewertung, ob ein Projekt in einem Drittland oder in einem ULG das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a festgelegte
Kriterium erfiillt, wird Folgendes beriicksichtigt:

a) ob das Projekt zu den in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b genannten Richtwerten oder zur Aufrechterhaltung der
Widerstandsfihigkeit der Versorgung der Union mit strategischen Rohstoffen beitragt;

A=

ob der geltende Rechtsrahmen oder andere Bedingungen Gewihr dafiir bieten, dass Handel und Investitionen im
Zusammenhang mit dem Projekt nicht verzerrt werden, wobei insbesondere zu beriicksichtigen ist, ob die Union mit
dem betreffenden Drittland oder den ULGs eine strategische Partnerschaft gemif Artikel 37 oder ein
Handelsabkommen mit einem Kapitel iiber Rohstoffe geschlossen hat und ob er mit der gemeinsamen Handelspolitik
der Union im Einklang steht;

¢) in welchem Ausmaf Unternehmen mit dem Projekttrager Abnahmevereinbarungen im Hinblick auf die Verwendung
oder Verarbeitung der strategischen Rohstoffe, die im Rahmen der betreffenden Projekte in der Union produziert
werden, geschlossen haben oder dazu bereit sind;

d) ob das Projekt mit den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit und der Auenpolitik der Union im Einklang steht.

Der Beitrag eines Projekts zu den unter Buchstabe a genannten Richtwerten wird unter Beriicksichtigung des

Wirtschaftsplans des Projekts und der im Antrag enthaltenen unterstiitzenden technischen Informationen, der

geschdtzten Zeit bis zur Marktreife des Projekts sowie des Anteils des Outputs des Projekts, der durch bestehende oder

potenzielle Abnahmevereinbarungen gemaf Buchstabe ¢ abgedeckt ist, bewertet. Nachweise im Zusammenhang mit

Buchstabe ¢ konnen vertragliche Vereinbarungen oder Absichtserklarungen umfassen.

3. Bei der Bewertung, ob ein Projekt in der Union das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b festgelegte Kriterium erfillt, wird
Folgendes berticksichtigt:

a) Qualitdt der durchgefithrten Durchfiihrbarkeitsstudien tiber das Entwicklungspotenzial des Projekts;
b) ob die Technologie, die verwendet werden soll, in der betreffenden Umgebung nachgewiesen wurde.
4. Die in Absatz 3 unter Buchstabe a genannten Durchfithrbarkeitsstudien sind darauf ausgerichtet,

a) durch Analyse technologischer und 6kologischer Erwigungen zu beurteilen, ob ein vorgeschlagenes Projekt
voraussichtlich erfolgreich sein wird;

b) mogliche technische Probleme und Probleme, die sich bei der Durchfithrung des Projekts ergeben konnten, zu
ermitteln.

Es konnen weitere Studien erforderlich sein, um die Durchfithrbarkeit des Projekts zu bestitigen.
5. Bei der Bewertung, ob Projekte in der Union das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c festgelegte Kriterium erfiillen, wird

eine Gesamtbewertung der Einhaltung des einschligigen Unionsrechts oder des einschldgigen nationalen Rechts sowie
einschldgige zusitzliche Nachweise unter Beriicksichtigung des Standorts des Projekts berticksichtigt.
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Bei der Bewertung, ob Projekte in Drittlindern oder in ULGs das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c festgelegte Kriterium
erfiillen, wird die Einhaltung des einschligigen nationalen Rechts, wenn dieses nationale Recht ausreichende Gewihr fiir
die Einhaltung des Kriteriums oder einzelner Aspekte davon bietet, sowie der folgenden internationalen Instrumente
bewertet:

a) die Dreigliedrige Grundsatzerklarung der IAO iiber multinationale Unternehmen und Sozialpolitik;

b) den OECD-Leitfaden fiir die Erfiillung der Sorgfaltspflicht fiir verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln,
insbesondere die Leitlinien zur Korruptionsbekimpfung;

¢) den OECD-Leitfaden fiir die Erfiillung der Sorgfaltspflicht zur Forderung verantwortungsvoller Lieferketten fiir
Minerale aus Konflikt- und Hochrisikogebieten;

d) den OECD-Leitfaden fur die Erfullung der Sorgfaltspflicht im Hinblick auf ein nennenswertes Engagement von
Interessentragern in der Rohstoffwirtschaft, auch wenn auf die Grundsitze der Erklarung der Vereinten Nationen tiber
die Rechte der indigenen Volker Bezug genommen wird;

e) die Grundsitze der OECD fiir die Unternehmensfithrung;

f) OECD-Leitsitze fir multinationale Unternehmen fiir verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln;
g) Leitprinzipien der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte;

h) Leistungsnorm 5 der IFC iiber Landerwerb und Zwangsumsiedlung.

6. Die Projekttrager konnen die Einhaltung des in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c¢ festgelegten Kriteriums auch
bescheinigen, indem sie

a) nachweisen, dass das betreffende Projekt im Rahmen eines oder mehrerer gemaf8 Artikel 30 Absatz 2 anerkannter
Systeme einzeln zertifiziert ist, die gemeinsam die in Anhang IV Nummer 2 aufgefithrten Anforderungen abdecken
oder

b) sich verpflichten, eine Zertifizierung fiir das betreffende Projekt als Teil eines oder mehrerer gemif Artikel 30
Absatz 2 anerkannter Systeme einzuholen, die gemeinsam die in Anhang IV Nummer 2 aufgefithrten Anforderungen
abdecken, und ausreichende Nachweise dafiir vorzulegen, dass das betreffende Projekt bei seiner Durchfithrung in der
Lage sein wird, die Kriterien fiir eine solche Zertifizierung zu erfullen.

7. Bei der Bewertung, ob ein Projekt in der Union das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d festgelegte Kriterium erfiillt, wird
Folgendes beriicksichtigt:

a) ob Unternchmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten an dem Projekt teilnehmen;
b) ob sich potenzielle Abnehmer auch in mehr als einem Mitgliedstaat befinden;

¢) die Auswirkungen auf die Verfigbarkeit strategischer Rohstoffe fiir nachgelagerte Anwender in mehr als einem
Mitgliedstaat.

8. Bei der Bewertung, ob ein Projekt in einem Drittland das in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e festgelegte Kriterium erfiillt,
wird der Umfang beriicksichtigt, in dem das Projekt in dem betreffenden Drittland beitragt zur:

a) Starkung von mehr als einer Stufe der Wertschopfungskette fiir Rohstoffe in dem betreffenden Land oder seiner
weiteren Region;

b) Férderung privater Investitionen in die Wertschopfungskette fiir inldndische Rohstoffe;

¢) Schaffung umfassenderer wirtschaftlicher oder sozialer Vorteile, einschlieflich der Schaffung von Arbeitsplatzen.
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ANHANG IV

Kriterien fiir Zertifizierungssysteme

1. Ein anerkanntes Zertifizierungssystem muss folgende Kriterien erfiillen:

a) es steht allen Wirtschaftsteilnehmern, die bereit und in der Lage sind, die Anforderungen des Systems zu erfiillen,
unter transparenten, fairen und diskriminierungsfreien Bedingungen offen und unterliegt der Multi-Stakeholder-Go-
vernance;

b) die Uberpriifung und Uberwachung der Einhaltung ist objektiv, beruht auf internationalen, Unions- oder nationalen
Normen, Anforderungen und Verfahren und erfolgt unabhingig vom betreffenden Wirtschaftsteilnehmer;

c) es enthilt ausreichende Anforderungen und Verfahren, um die Kompetenz und Unabhingigkeit der verantwortlichen
Priifstellen zu gewahrleisten.

d) es enthilt Anforderungen, um sicherzustellen, dass es einen auf Standortebene erstellten Priifbericht gibt.
2. die Anforderungen an die Zertifizierung miissen mindestens Folgendes umfassen:

a) Anforderungen zur Gewihrleistung oOkologisch nachhaltiger Verfahren, -einschlieflich Anforderungen zur
Gewihrleistung des Umweltmanagements und der Minderung der Auswirkungen, in den folgenden Umweltrisiko-
kategorien:

i) Luft, einschlieSlich Luftverschmutzung, darunter Treibhausgasemissionen;

ii) Wasser, einschlieBlich Meeresboden und Meeresumwelt und Wasserverschmutzung, Wassernutzung, Wasser-
mengen unter Beriicksichtigung von Uberschwemmung oder Diirre, und Zugang zu Wasser;

i) Boden, einschlieflich Bodenverschmutzung, Bodenerosion, Landnutzung und Landdegradation;

iv) Biodiversitit, ginschlie@lich der Schidigung von Lebensrdumen, Wildtieren, Flora und Okosystemen,
einschlieflich Okosystemdienste;

v) gefihrliche Stoffe;

vi) Larm und Erschiitterungen;
vii) Sicherheit von Anlagen;
viii) Energieverbrauch;

ix) Abfille und Riickstinde;

b) Anforderungen zur Gewiahrleistung sozial verantwortlicher Verfahren, einschliefSlich der Achtung der Menschen- und
der Arbeitnehmerrechte, einschlieBlich des Gemeinschaftslebens indigener Volker;

¢) Anforderungen zur Gewihrleistung der Unternehmensintegritit und -transparenz, einschlieSlich Anforderungen an
die Anwendung einer verantwortungsvollen Verwaltung in finanziellen, 6kologischen und sozialen Angelegenheiten
und von Mafinahmen zur Bekdmpfung von Korruption und Bestechung.
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ANHANG V

Auswirkungen auf die Umwelt

Teil I
Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,Tatigkeitsdaten“ bezeichnet die Informationen, die bei der Modellierung von Sachbilanzen mit Prozessen in Verbindung
gebracht werden, wobei die aggregierten Sachbilanzergebnisse der Prozessketten, die die Tatigkeiten eines Prozesses
reprasentieren, jeweils mit den entsprechenden Tatigkeitsdaten multipliziert und dann zur Ableitung des mit diesem
Prozess verbundenen Umweltfuffabdrucks kombiniert werden;

b) ,Stiickliste” bezeichnet eine Liste der Rohstoffe, Teilbaugruppen, Zwischenbaugruppen, Unterkomponenten und Teile
sowie der Mengen der Vorgenannten, die fiir die Produktion des in der Studie betrachteten Produkts erforderlich sind;

¢) ,unternehmensspezifische Daten“ oder ,Primardaten” bezeichnet direkt gemessene oder erhobene Daten aus einer oder
mehreren Einrichtungen (standortspezifische Daten), die fiir die Tatigkeiten des Unternehmens reprisentativ sind.

d) ,Wirkungsabschitzungsmethode* bezeichnet das Protokoll fiir die quantitative Ubersetzung der Sachbilanzdaten in
Beitrdge zu einer relevanten Umweltauswirkung;

e) ,Wirkungskategorie“ bezeichnet eine Kategorie von Ressourcennutzung oder Umweltauswirkungen, auf die sich die
Sachbilanzdaten beziehen;

f) ,Lebensweg“ bezeichnet aufeinanderfolgende und miteinander verbundene Stufen eines Produktsystems von der
Rohstoftbeschaffung oder Rohstofferzeugung aus natiirlichen Quellen bis hin zur endgiiltigen Beseitigung (ISO
14040:2006);

g) ,Sachbilanz® (Life cycle inventory, LCI) bezeichnet den kombinierten Satz der Wechselwirkungen von Elementar-, Abfall-
und Produktfliissen in einem Sachbilanzdatensatz;

h) ,Sachbilanzdatensatz* bezeichnet ein Dokument oder eine Datei mit Informationen iiber den Lebensweg eines
bestimmten Produkts oder einer anderen Bezugsgrofe, z. B. den Standort oder Prozess, das bzw. die deskriptive
Metadaten und quantitative Sachbilanzdaten enthélt und ein Prozessmoduldatensatz, ein teilweise aggregierter oder ein
aggregierter Datensatz sein kann;

i) ,Sekundirdaten” bezeichnet Daten, die nicht aus einem bestimmten Prozess innerhalb der Lieferkette des Unternehmens
stammen, das eine Studie iiber den okologischen Fuffabdruck durchfiihrt, das heifft Daten, die nicht direkt vom
Unternehmen erhoben, gemessen oder geschitzt werden, sondern aus einer Sachbilanzdatenbank Dritter oder anderen
Quellen stammen, einschlieRlich Durchschnittsdaten aus der Industrie, z. B. aus veroffentlichten Produktionsdaten,
staatlichen Statistiken und Industrieverbianden, aus Literaturstudien, technischen Studien und Patenten, und sie konnen
auch auf Finanzdaten beruhen und Proxydaten sowie andere generische Daten enthalten, und Primardaten, die einen
horizontalen Aggregationsschritt durchlaufen;

j) .Systemgrenze“ bezeichnet in die Studie aufgenommene oder aus ihr ausgeschlossene Aspekte.

Die Berechnungsvorschriften fiir den oOkologischen Fuffabdruck eines kritischen Rohstoffs miissen jede weitere
Begriffsbestimmung enthalten, die fir ihre Auslegung erforderlich ist.

Teil 11
Anwendungsbereich

Dieser Anhang enthilt die wesentlichen Elemente fiir die Berechnung des 6kologischen FufSabdrucks kritischer Rohstoffe.

Die Berechnungsvorschriften fiir den o6kologischen Fuflabdruck bestimmter kritischer Rohstoffe stiitzen sich auf die
wesentlichen Elemente dieses Anhangs, wobei wissenschaftlich fundierte Bewertungsmethoden und einschldgige
internationale Normen im Bereich der Lebenszyklusbewertung zu beriicksichtigen sind.

Die Berechnung des 6kologischen FufSabdrucks eines kritischen Rohstoffs erfolgt auf der Grundlage der Materialrechnung,
der Energie, der Produktionsmethoden und der Hilfsmaterialien, die in den Anlagen zur Produktion kritischer Rohstoffe
verwendet werden.

Bei der Festlegung von Berechnungsvorschriften fiir den dkologischen FufSabdruck bestimmter kritischer Rohstoffe bemiiht
sich die Kommission um Kohirenz mit den Berechnungsvorschriften fiir den 6kologischen Fufabdruck von Zwischen- und
Endprodukten, bei denen die relevanten kritischen Rohstoffe verwendet werden.
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Teil III
Angegebene Einheit

Die angegebene Einheit ist 1 kg der relevanten Art des kritischen Rohstoffs.

In den Berechnungsvorschriften fiir den 6kologischen Fuflabdruck bestimmter kritischer Rohstoffe kann eine héhere oder
niedrigere angegebene Einheit, ausgedriickt in kg, festgelegt werden, wenn dies zur Beriicksichtigung der Art oder
Verwendung des entsprechenden kritischen Rohstoffs erforderlich ist.

Alle quantitativen Input- und Output-Daten, die der Erzeuger zur Quantifizierung des dkologischen Fufabdrucks erhebt,
miissen in Bezug auf diese angegebene Einheit berechnet werden.

Teil IV
Systemgrenze

1. Gewinnung, Konzentration und Raffination sind die drei Lebenszyklusabschnitte, die in die Systemgrenze von primiren
kritischen Rohstoffen mit folgenden Prozessen einzubeziehen sind, sofern fiir den jeweiligen Rohstoff relevant:

a) vorgelagerte Prozesse, einschlieflich Gewinnung von Erzen fiir die Rohstoffproduktion, Produktion und Lieferung,
einschlieflich Transport, von Chemikalien, Hilfsprozesse, Produktion und Lieferung, einschlieflich Transport, von
Kraftstoffen, Erzeugung und Lieferung von Strom sowie Transport von Rohstoffen in Fahrzeugen, die nicht im
Eigentum der Organisation stehen oder nicht von ihr betrieben werden;

b) Transport von Erzen, Konzentraten und Rohstoffen in Fahrzeugen, die Eigentum der Organisation sind oder von ihr
betrieben werden;

¢) Lagerung von Erzen, Konzentraten und Rohstoffen;

d) Zerkleinern und Reinigen von Erzen;

e) Herstellung von Rohstoffkonzentrat;

f) Metallgewinnung durch chemische, physikalische oder biologische Mittel;

g) Schmelzen;

h) Metallumwandlung;

i) Schlackenreinigung;

j)  Metallraffination;

k) Metallelektrolyse;

) Metallguss oder -verpackung;

m) Behandlung von verbrauchten Rohstoffen und Schlacken;

n) Alle damit zusammenhingenden Hilfsprozesse wie Abwasserbehandlung vor Ort, auch zur Behandlung von
Prozessabwasser, direkte Kithlung und Oberflachenabflusswasser, Gasminderungssysteme, auch fir Primar- und

Sekundirgase, Kessel, auch zur Vorbehandlung von Speisewasser, interne Logistik.

2. In die Systemgrenze von sekundaren kritischen Rohstoffen zur Festlegung der Recycling-Lebenszyklusphase sind, sofern
fur den jeweiligen rezyklierten Rohstoff relevant, folgende Prozesse einzubeziehen:

a) vorgelagerte Prozesse, einschlieflich der Erzeugung von Rohmaterial (Schrott und neue Konzentrate), der Produktion
und Lieferung (Transport) von Chemikalien, Hilfsprozessen, der Produktion und Lieferung (Transport) von
Brennstoffen, der Erzeugung und Lieferung von Elektrizitit sowie des Transports von Rohstoffen mit Fahrzeugen, die
nicht im Eigentum der Organisation stehen;

b) Transport von Konzentraten und Schrott in Fahrzeugen, die Eigentum der Organisation sind oder von ihr betrieben
werden;

¢) Lagerung von Schrott, Konzentraten und Rohstoffen;
d) Vorbehandlung von Sekundarstoffen;

€) Schmelzen;
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f) Metallumwandlung;

g) Metallraffination;

h) Metallelektrolyse;

i) Metallguss oder -verpackung;

j) Behandlung verbrauchter Rohstoffe;

k) alle damit zusammenhingenden Hilfsprozesse wie Abwasserbehandlung vor Ort, auch zur Behandlung von
Prozessabwasser, direkte Kithlung und Oberflichenabflusswasser, Gasminderungssysteme (auch fir Primar- und
Sekundirgase, Kessel, auch zur Vorbehandlung von Speisewasser, interne Logistik).

3. Die Nutzungsphase oder die Phase am Ende der Lebensdauer wird bei den Berechnungen des 6kologischen Fuffabdrucks
nicht beriicksichtigt, da sie nicht dem direkten Einfluss des verantwortlichen Wirtschaftsteilnehmers unterliegt. Andere
Prozesse konnen ausgeschlossen werden, wenn ihr Beitrag zum 6kologischen Fuflabdruck eines bestimmten kritischen
Rohstoffs unbedeutend ist.

Teil V
Wirkungskategorien

In den Berechnungsvorschriften wird festgelegt, welche Wirkungskategorien in die Berechnung des okologischen
Fufabdrucks einbezogen werden miissen. Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der Hotspot-Analyse, die im Einklang mit
den auf internationaler Ebene entwickelten wissenschaftlich fundierten Methoden durchgefuhrt wird, wobei Folgendes zu
beriicksichtigen ist:

a) relative Bedeutung der verschiedenen Auswirkungen, einschliefSlich ihrer relativen Bedeutung fiir die Einhaltung der
Klima- und Umweltziele der Union;

b) Bediirfnisse nachgelagerter Unternehmen, die iiber den dkologischen Fufabdruck der von ihnen verwendeten kritischen
Rohstoffe informieren mochten.

Teil VI
Nutzung von unternehmensspezifischen und sekundiren Datensitzen

In den Berechnungsvorschriften ist die Verwendung unternehmensspezifischer oder sekundirer Datensitze fiir alle
relevanten Prozesse und Materialien festzulegen. Wenn die Berechnungsvorschriften die Wahl zwischen einem
unternehmensspezifischen Datensatz und einem sekundidren Datensatz zulassen, zieht die Kommission in Betracht,
Anreize fir die Verwendung des unternehmensspezifischen Datensatzes zu schaffen.

Die Verwendung unternchmensspezifischer Daten ist zumindest fur die Prozesse erforderlich, die unter dem direkten
Einfluss des verantwortlichen Betreibers stehen und den grofiten Beitrag zu den relevanten Wirkungskategorien leisten.

Die unternehmensspezifischen Tatigkeitsdaten werden kombiniert mit den einschldgigen mit dem okologischen Fuflabdruck
konformen Sekundirdatensitzen verwendet. In den Berechnungsvorschriften ist festzulegen, ob die Probennahme im
Einklang mit den Kriterien zuldssig ist, die in auf internationaler Ebene entwickelten wissenschaftlich fundierten Methoden
festgelegt sind.

Eine Anderung der Materialrechnung oder des Energiemixes, die zur Herstellung einer Art von kritischen Rohstoffen
verwendet werden, erfordert eine neue Berechnung des 6kologischen Fuffabdrucks.

Bei der Festlegung von Berechnungsvorschriften, auch fiir die Treibhausgasemissionen, die durch den fiir die Produktion
kritischer Rohstoffe verwendeten Strom erzeugt werden, stellt die Kommission die Kohidrenz mit anderem einschlagigen
Unionsrecht und die Angleichung an anderes einschligiges Unionsrecht sicher, es sei denn, eine Abweichung ist
gerechtfertigt.

Die im Wege eines delegierten Rechtsakts aufzustellenden Berechnungsvorschriften umfassen eine detaillierte Modellierung
der folgenden Lebenszyklusabschnitte:

a) Stufe der Gewinnung, Konzentration und Raffination von Primarrohstoffen;

b) Stufe der Beschaffung und Verarbeitung von Sekundirrohstoffen.
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Teil VII
Wirkungsabschitzungsmethoden

Der 6kologische FufSabdruck wird anhand wissenschaftlich fundierter Wirkungsabschitzungsmethoden berechnet, die den
Entwicklungen auf internationaler Ebene fiir relevante Wirkungskategorien im Zusammenhang mit Klimawandel, Wasser,
Luft, Boden, Ressourcen, Landnutzung und Toxizitat Rechnung tragen.

Die Ergebnisse liegen als charakterisierte Ergebnisse ohne Normierung und Gewichtung vor.
Teil VIII
Leistungsklassen fiir den 6kologischen Fulabdruck

Je nachdem, wie sich die auf dem EU-Binnenmarkt in Verkehr gebrachten Werte aus den Erklarungen zum okologischen
Fufabdruck verteilen, wird im Interesse der Marktdifferenzierung eine zweckmifSige Anzahl von Leistungsklassen festgelegt,
wobei die Kategorie A die hochste Klasse mit den geringsten Auswirkungen tiber den Lebensweg bildet. Der Schwellenwert
und die Bandbreite jeder Leistungsklasse werden auf der Grundlage des Leistungsspektrums der in den vorangegangenen
drei Jahren in Verkehr gebrachten relevanten kritischen Rohstoffe, der absehbaren technologischen Verbesserungen und
anderer, noch zu bestimmender technischer Faktoren festgelegt.

Die Kommission uberpriift alle drei Jahre die Zahl der Leistungsklassen und deren jeweiligen Schwellenwert, um
sicherzustellen, dass diese weiterhin die Marktrealitdt und die voraussichtliche Marktentwicklung widerspiegeln.

Teil IX
Konformititsbewertung

In den Berechnungs- und Uberpriifungsvorschriften wird das anzuwendende Konformititsbewertungsverfahren aus den
Modulen in Anhang II des Beschlusses Nr. 768/2008/EG mit den fiir die betreffenden Rohstoffe erforderlichen Anpassungen
festgelegt.

Bei der Festlegung des anzuwendenden Konformititsbewertungsverfahrens beriicksichtigt die Kommission folgende
Kriterien:

a) die Eignung des betreffenden Moduls fiir die Art des Rohstoffs und die VerhaltnismaRigkeit im Hinblick auf das verfolgte
offentliche Interesse;

b) die Art der mit dem Produkt verbundenen Risiken und die Relevanz der Konformitatsbewertung entsprechend der Art
und der Hohe der Risiken;

¢) falls die Beteiligung eines Dritten vorgeschrieben ist, die Notwendigkeit von Auswahlmaoglichkeiten fiir den Hersteller
zwischen Qualitdtssicherungs- und Produktzertifizierungsmodulen entsprechend Anhang 1I des Beschlusses
Nr. 768/2008/EG.
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BESCHLUSS (EU) 2024/1274 DER KOMMISSION
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iiber die Ausnahme der Hellenischen Republik von bestimmten Vorschriften der Verordnung
(EU) 2019/943 des Europiischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2019/944 des
Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Insel Kreta

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 2890)

(Nur der griechische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/943 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 iiber den
Elektrizitdtsbinnenmarkt ('), insbesondere auf Artikel 64,

gestiitzt auf die Richtlinie (EU) 2019/944 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen
Vorschriften fiir den Elektrizititsbinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 2012/27/EU (3), insbesondere auf
Artikel 66,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1)~ Am 21. Februar 2022 nahm die Kommission den Beschluss (EU) 2022/258 () an, mit dem Griechenland fiir die
Insel Kreta eine Ausnahme von den folgenden Bestimmungen der Verordnung (EU) 2019/943 und der Richtlinie
(EU) 2019/944 gewahrt wurde:

a) Artikel 6 der Verordnung (EU) 2019/943, in dem die Regeln fiir Regelreservemirkte fiir Strom festgelegt
werden;

b) Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/943, der sich auf die Organisation der Verwaltung der
integrierten Day-Ahead- und Intraday-Markte durch die Ubertragungsnetzbetreiber (UNB) und den
nominierten Strommarktbetreiber (NEMO) gemif der Verordnung (EU) 2015/1222 (*) der Kommission
bezieht;

Q) Artikel 8 Absdtze 1 und 4 der Verordnung (EU) 2019/943, worin festgelegt ist, dass die NEMO zulassen
miissen, dass die Marktteilnehmer Energie moglichst echtzeitnah, zumindest jedoch bis zu dem Zeitpunkt
der SchlieBung des zoneniibergreifenden Intraday-Marktes, handeln, und in denen das Bilanzkreisabrech-
nungszeitintervall in allen Fahrplangebieten auf 15 Minuten festgesetzt wird;

d) Artikel 9 der Verordnung (EU) 2019/943, der sich auf Stromterminmarkte bezieht;

e) Artikel 10 der Verordnung (EU) 2019/943, der sich auf technische Gebotsgrenzen fiir GrofShandelsst-
rompreise bezieht;

f) Artikel 11 der Verordnung (EU) 2019/943, der sich auf die Bestimmung des Werts der Zahlungsbereitschaft
fiir die Beibehaltung der Stromversorgung bezieht, d. h. auf eine Schitzung des Strompreises, den die Kunden
hochstens zu zahlen bereit sind, um einen Ausfall der Stromversorgung abzuwenden;

2 Artikel 40 Absitze 4 bis 7 der Richtlinie (EU) 2019/944, in denen bestimmte Aufgaben der UNB,
einschlieflich der Beschaffung nicht frequenzgebundener Systemdienstleistungen, festgelegt sind.

ABL L 158 vom 14.6.2019, S. 54, ELI http://data.europa.cu/elijreg/2019/943 oj.

ABL L 158 vom 14.6.2019, S. 125, ELI http://data.europa.eu/eli/dir[2019/944/oj.

() Beschluss (EU) 2022/258 der Kommission vom 21. Februar 2022 iiber die Ausnahme der Hellenischen Republik von bestimmten
Vorschriften der Verordnung (EU) 2019/943 des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2019/944 des
Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Kreta (ABL L 42, 23.2.2022, S. 92, ELL http://data.europa.eu/eli/dec/2022/
258/0j).

(*) Verordnung (EU) 2015/1222 der Kommission vom 24. Juli 2015 zur Festlegung einer Leitlinie fiir die Kapazitdtsvergabe und das

Engpassmanagement (ABI. L 197 vom 25.7.2015, S. 24, ELL: http://data.europa.eu/elijreg/2015/1222/0j).
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Die mit dem Beschluss (EU) 2022/258 gewihrte Ausnahme galt bis zum 31. Dezember 2023 oder bis die Insel Kreta
vollstindig an das griechische Festland angeschlossen wurde, je nachdem, was zuerst eintréte.

Am 18. Dezember 2023 stellte Griechenland bei der Kommission einen neuen Antrag auf Ausnahme von den in
Erwigungsgrund 1 genannten Bestimmungen fiir die Insel Kreta. In dem neuen Antrag erklarte Griechenland, dass
der vollstindige Anschluss der Insel Kreta aufgrund unvorhersehbarer Verzogerungen bei den entsprechenden Bau-
und Genehmigungsverfahren bis Ende Dezember 2023 nicht moglich war, und beantragte eine neue Ausnahme von
diesen Bestimmungen bis zum 31. Dezember 2025 oder bis zur Fertigstellung des vollstindigen Anschlusses der
Insel Kreta an das griechische Festland, je nachdem, was zuerst eintritt.

Am 28. Februar 2024 veroffentlichte die Kommission den Antrag auf ihrer Website und forderte die Mitgliedstaaten
und Interessentrdger auf, bis zum 27. Mirz 2024 Stellung zu nehmen. Nur eine Partei iibermittelte eine
Stellungnahme, die sich auf die Installation zusitzlicher konventioneller Erzeugungskapazititen auf Kreta sowie auf
die Vergiitung dieser Kapazititen bezog. Konkret duflerte die Partei Bedenken, dass die geltende Vergiitungsregelung
moglicherweise nicht mit den fiir Kapazitdtsmechanismen geltenden EU-Vorschriften vereinbar ist. Um Zweifel zu
vermeiden, hat Griechenland keine Ausnahme von den EU-Vorschriften fiir Kapazititsmechanismen beantragt, was
bedeutet, dass diese Vorschriften weiterhin fiir alle Vergiitungsregelungen fiir Erzeugungskapazititen auf Kreta
gelten. Die eingegangene Stellungnahme betrifft daher nicht den Anwendungsbereich dieses Beschlusses. Dariiber
hinaus ldsst dieser Beschluss das EU-Beihilferecht unberiihrt.

2. DIE INSEL KRETA

Das Stromnetz und der Strommarkt auf der Insel Kreta

(®)

Die griechische Insel Kreta liegt im Mittelmeer, siidlich des kontinental-griechischen Festlands. Bis zum 3. Juli 2021
verfiigte sie iiber ein autonomes Stromversorgungssystem, das nicht an das kontinentale Stromnetz Griechenlands
angebunden war.

Wie in den Erwigungsgriinden 6 bis 9 des Beschlusses (EU) 2022/258 erldutert, priorisierte Griechenland den
vollstindigen Anschluss der Insel Kreta an das griechische Festland, der bis Ende 2023 abgeschlossen und in zwei
Phasen verwirklicht werden sollte:

a) Phase I des Anschlussprojekts, die den Anschluss Kretas an die Halbinsel Peloponnes betrifft (im Folgenden
»Anschluss Phase I), wurde am 1. November 2021 abgeschlossen;

b)  Phase II des Anschlussprojekts betrifft den Anschluss des zentralen Teils Kretas (Prifektur Heraklion) an das
griechische Festland (Region Attika) (im Folgenden ,Anschluss Phase 1I). Nach erfolgtem Anschluss Phase 1I
wird die Insel Kreta erwartungsgemdff vollstindig an das kontinentale Elektrizitdtsiibertragungsnetz
angebunden und der Strombedarf der Insel vollstindig gedeckt sein.

Vor der Fertigstellung des Anschlusses Phase I war der Strommarkt auf Kreta so beschaffen, dass die Erzeuger und
Versorger keine Gebote auf dem griechischen Markt abgaben und der Dispatch der Erzeugungseinheiten unter
Beriicksichtigung ihrer variablen Mindestkosten erfolgte. Der Grofhandels-Clearingpreis fiir Strom auf Kreta wurde
monatlich auf der Grundlage der variablen Kosten und der Gesamtkosten der konventionellen Kraftwerke
berechnet, die alle dem etablierten Unternehmen Public Power Cooperation S.A. (,PPC S.A.) gehorten. PPC S.A. war
der einzige konventionelle Stromerzeuger auf der Insel. Dariiber hinaus gab es mehrere Elektrizititserzeuger aus
erneuerbaren Energiequellen (,RES), die einen festen Tarif auf der Grundlage eines Strombezugsvertrags oder einen
festen Tarif in Abhingigkeit vom Datum der Inbetriebnahme der jeweiligen Anlage bekamen. Die Anwendung
dieses Modells endete mit Abschluss der Phase I (1. November 2021).
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®)

(10)

(12)

(13)

(14)

3.1.

(15)

Fiir die Ubergangszeit zwischen dem Abschluss von Phase I und dem Abschluss von Phase II (im Folgenden die
,Ubergangszeit*) gilt fiir den Strommarkt in Kreta ein hybrides Marktmodell (im Folgenden das ,Hybridmodell*).
Einzelheiten zum Betrieb des Hybridmodells wurden in den Erwigungsgriinden 15 bis 19 des Beschlusses
(EU) 2022/258 dargelegt.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass die griechische Stromborse HEnEX nach dem Hybridmodell Auftrage fir die
gesamte Last- und Wirmeerzeugung auf Kreta sowohl fir den Day-Ahead- als auch fiir den Intraday-Markt
tbermittelt. Diese Auftrige werden im Namen aller Lastvertreter und Warmeerzeuger auf Kreta eingereicht. Alle
RES-Vertrage wurden per Ministerialbeschluss an den Betreiber erneuerbarer Energiequellen und Herkunfts-
nachweise (,DAPEEP®) tibertragen, und der Verteilernetzbetreiber (,HEDNO S.A.“) stellt dem DAPEEP alle relevanten
Messdaten sowohl fiir bestehende als auch fiir neue erneuerbare Energietrager auf Kreta zur Verfiigung. Gleichzeitig
tibermittelt DAPEEP Auftrage fur die gesamte EE-Erzeugung auf Kreta. Auf der Grundlage dieser Auftrige wird die
vom griechischen Ubertragungsnetzbetreiber (im Folgenden ,IPTO S.A.%) prognostizierte Gesamtstromnachfrage
den Lastvertretern entsprechend ihrem von der HEDNO S.A. im Voraus auf monatlicher Basis berechneten Anteil
ihres Angebotsanteils zugewiesen. Nach Abschluss dieses Prozesses wird das gesamte Last- und Erzeugungsprofil
Kretas praktisch in den Day-Ahead- und Intraday-Markt des Verbundnetzes des griechischen Festlands eingefiihrt.

Nach dem Antrag folgt der Betrieb des Anschlusses Phase I den wirtschaftlichen Signalen der Preisbildung im
Verbundnetz auf dem Festland im Vergleich zum Strommarkt auf Kreta. Da die Kosten fiir die thermische Elektrizi-
titserzeugung auf Kreta hoch sind, fithrt Phase I hauptsichlich Strom nach Kreta ein. Allerdings trifft dies nicht
immer zu. In Zeiten niedriger Last und hoher Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen auf Kreta kehrt der
Stromfluss iiber die Kabel des Anschlusses Phase I und die Stromfliisse von Kreta zum Festland um. Griechenland
erklirte, dass in diesem Fall ein solcher Strom aus erneuerbaren Energiequellen erzeugt worden sei, da davon
ausgegangen werde, dass die gesamte thermische Energieerzeugung die lokale Last auf Kreta bediene.

Griechenland brachte vor, dass das Hybridmodell durch folgende nationale Mafinahmen in Kraft getreten sei:
Artikel 105, 107 und 108 des griechischen Gesetzes 4821/2021 und Beschliisse der nationalen
Regulierungsbehorde (RAE) Nr. 755/2021 und Nr. 807/2021.

Griechenland brachte ferner vor, dass sich das Hybridmodell wihrend der Ubergangszeit im Vergleich zu den beiden
in Betracht gezogenen Alternativen, namlich der Integration Kretas in den griechischen Strommarkt durch eine oder
zwei Gebotszonen, als das geeignetste, effizienteste und wirksamste Marktsystem fiir Kreta erwiesen habe. Zur
Untermauerung dieser Erklarung legte Griechenland Informationen vor, aus denen hervorgeht, dass das
Hybridmodell zu erheblichen Kosteneinsparungen, zur Vermeidung tiberméfiger Kosten fiir den Redispatch, zu
niedrigeren Kosten der Stromversorgung und zur effizienten Nutzung umweltfreundlicherer Technologien gefiihrt
hat.

In Bezug auf den Endkundenmarkt erkldrte Griechenland, dass dieser allen Anbietern offen stehe, da derzeit etwa
finfzehn auf der Insel Kreta titig seien. In Anbetracht der Tatsache, dass die Erzeugungskosten auf der Insel Kreta
hoher sind als die Kosten des griechischen Stromverbundnetzes, hat sich Griechenland dafiir entschieden, dass die
Versorger fiir jede Kundenkategorie einen einheitlichen Tarif fur ihr gesamtes Versorgungsgebiet anwenden. Diese
Entscheidung beruhte auf Griinden der sozialen Kohision.

3. DIE BEANTRAGTE AUSNAHME

Der fiir die Insel Kreta gestellte Ausnahmeantrag beruht auf seiner Einstufung als kleines Verbundnetz im Sinne des
Artikels 64 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/943. Diese Einschrinkung wurde in den
Erwigungsgriinden 36 bis 40 des Beschlusses (EU) 2022/258 bestitigt.

Freistellung gemif3 Artikel 64 der Verordnung (EU) 2019/943

Griechenland beantragte fur die Insel Kreta eine neue Ausnahme von Artikel 6, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8
Absitze 1 und 4 sowie den Artikeln 9, 10 und 11 der Verordnung (EU) 2019/943.
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3.2.

(16)

3.3.

(17)

(18)

Ausnahme gemifS Artikel 66 der Richtlinie (EU) 2019/944

Griechenland beantragte eine neue Ausnahme von Artikel 40 Absitze 4 bis 7 der Richtlinie (EU) 2019/944 fiir die
Insel Kreta.

Geltungsdauer der beantragten Ausnahme

Griechenland beantragte, dass die Dauer der Ausnahme mit der Dauer der Ubergangszeit iibereinstimmt, d. h. bis
Ende 2025, wenn Kreta vollstindig an das griechische Festland angeschlossen sein wird. Griechenland stellte klar,
dass bestimmte Netzaufriistungen auf der Insel Kreta zwar bis Ende 2028 schrittweise erfolgen, die Fertigstellung
und den Betrieb des Anschlusses Phase II jedoch nicht gefahrden werden.

In dem Antrag machte Griechenland geltend, dass der vollstindige Anschluss bis Ende 2023 abgeschlossen sein
sollte, was der Dauer der mit dem Beschluss (EU) 2022/258 gewidhrten Ausnahme entsprach, sich der Abschluss des
Projekts jedoch verzogert habe. Nach dem von Griechenland vorgelegten aktualisierten Zeitplan soll der vollstindige
Anschluss bis Ende 2025 abgeschlossen sein. Griechenland erklirte, dass es bei dem Projekt aufgrund von
Ereignissen, die vor Beginn der Bauarbeiten nicht vorhersehbar gewesen seien, erhebliche Verzogerungen gebe.

Konkret brachte Griechenland vor, dass die COVID-19-Pandemie zu erheblichen Verzégerungen bei der Beschaffung
bestimmter Baumaterialien und -dienstleistungen gefiihrt habe. Dariiber hinaus fithrte die Entdeckung wichtiger
archiologischer Funde wiahrend der Aushubarbeiten zu weiteren Verzogerungen, da die zustindigen
archiologischen Behorden in die bereits laufenden Genehmigungsverfahren einbezogen werden mussten.
Griechenland wies ferner darauf hin, dass die Feststellung von Karsthohlen im unterirdischen Bereich des Baufelds
dazu fithre, dass die Arbeiten ausgesetzt werden miissten, bis diese Hohlriume ausreichend bewertet und behandelt
worden seien. Schlieflich fithrten die Uberschwemmungen im September 2023 zu weiteren Verzdgerungen bei
dem Projekt, da sie sich auf den Produktionsprozess des Stahlstrukturlieferanten der Stromrichterstation auf Kreta
auswirkten.

4. BEWERTUNG

Kleine Verbundnetze, deren Betrieb erhebliche Probleme aufwirft

Gemifl Artikel 64 der Verordnung (EU) 2019/943 kann in zwei Fillen eine Ausnahme von den einschligigen
Bestimmungen des Artikels 6, des Artikels 7 Absatz 1, des Artikels 8 Absitze 1 und 4 sowie der Artikel 9, 10
und 11 der genannten Verordnung gewihrt werden:

a)  fur kleine isolierte Netze und kleine Verbundnetze, wenn die Mitgliedstaaten nachweisen kénnen, dass beim
Betrieb dieser Netze erhebliche Probleme auftreten, wobei in einem solchen Fall die Ausnahmeregelung an
Bedingungen gekniipft ist, die einen verstirkten Wettbewerb und eine stirkere Integration in den Elektrizitéts-
binnenmarkt zum Ziel haben;

b)  fir Gebiete in dufSerster Randlage im Sinne des Artikels 349 AEUV, wenn sie aus offensichtlichen
physikalischen Griinden nicht an den Energiemarkt der Union angebunden werden konnen.

Gemifs Artikel 66 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/944 kann fiir kleine isolierte Netze und kleine
Verbundnetze eine Ausnahmeregelung zu den einschligigen Bestimmungen der Artikel 7 und 8 sowie der
Kapitel IV, V und VI dieser Richtlinie gewihrt werden, wenn die Mitgliedstaaten nachweisen konnen, dass sich fiir
den Betrieb dieser Netze erhebliche Probleme ergeben.

Sowohl gemifl der Verordnung (EU) 2019/943 als auch gemidf der Richtlinie (EU) 2019/944 miissen die
Mitgliedstaaten im Falle kleiner Verbundnetze nachweisen, dass sich fur den Betrieb dieser Netze erhebliche
Probleme ergeben. Dariiber hinaus sollte die Ausnahmeregelung zeitlich begrenzt und an Bedingungen gekniipft
sein, die darauf abzielen, den Wettbewerb und die Integration in den Elektrizitdtsbinnenmarkt zu starken.

Kleines Verbundnetz

Die Einstufung der Insel Kreta als kleines Verbundnetz wurde in den Erwiagungsgriinden 36 bis 40 des Beschlusses
(EU) 2022/258 bewertet. Da diese Bewertung nach wie vor giiltig ist, gilt die Insel Kreta als kleines Verbundnetz im
Sinne des Artikels 64 der Verordnung (EU) 2019/943 und des Artikels 66 der Richtlinie (EU) 2019/944.
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(24)

(26)

(27)

(28)

(29)

(30)

(31)

4.2.

Erhebliche Probleme beim Netzbetrieb

Der in Artikel 64 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/943 verwendete Begriff ,erhebliche Probleme®
wurde weder vom Gesetzgeber noch von der Kommission in ihrer Entscheidungspraxis definiert. Die offene
Formulierung ermdglicht es der Kommission, alle potenziellen Probleme im Zusammenhang mit der besonderen
Situation kleiner Netze zu berticksichtigen, sofern diese einen erheblichen und nicht nur marginalen Umfang
aufweisen. Diese Probleme konnen je nach den geografischen Besonderheiten, der Produktion und dem Verbrauch
des betreffenden Netzes erheblich variieren, aber auch im Hinblick auf technische Entwicklungen, wie z. B.
Stromspeicherung und Stromerzeugung in kleinem Umfang. Zudem miissen diese erheblichen Probleme im
Zusammenhang mit dem Betrieb kleiner, isolierter Netze und kleiner Verbundnetze stehen.

In dem Antrag erlduterte Griechenland, auf welche Probleme es beim Betrieb des Stromnetzes auf Kreta stofien
wiirde, wenn es die Verordnung (EU) 2019/943 und die Richtlinie (EU) 2019/944 wihrend der Ubergangszeit
vollstindig anwenden wiirde. Die vollstindige Anwendung dieser Rechtsakte wiirde die Integration Kretas in die
griechischen Strommarkte durch eine einzige Gebotszone (im Folgenden ,Szenario mit einer Gebotszone®) oder
zwei Gebotszonen (im Folgenden ,Szenario mit zwei Gebotszonen) erfordern. Die mit dem Antrag verbundenen
Herausforderungen bezogen sich auf dieselben erheblichen Probleme, die von der Kommission im Beschluss
(EU) 2022/258 bewertet worden waren.

Insgesamt wies Griechenland auf Probleme beim Funktionieren des Strommarkts auf Kreta hin, wenn die
Verordnung (EU) 2019/943 und die Richtlinie (EU) 2019/944 in vollem Umfang Anwendung fanden.

Einerseits wiirde die Integration der kretischen Marktteilnehmer in den griechischen Strommarkt im Szenario mit
einer Gebotszone hohe Kosten fiir den Redispatch verursachen, die letztlich von den Stromverbrauchern zu tragen
wiren. In jedem Fall wiirde die unzureichende Messinfrastruktur den kretischen Marktteilnehmern die
uneingeschrinkte Teilnahme an den Day-Ahead-, Intraday- und Bilanzierungsmirkten Griechenlands nicht
ermoglichen. Insbesondere sind die erforderlichen Messsysteme nicht vorhanden und werden nicht vor dem ersten
Quartal 2024 vorliegen.

Andererseits wiirde die Schaffung einer separaten Gebotszone nicht nur zusitzliche Infrastrukturinvestitionen
erfordern, die in jedem Fall wihrend des Zeitraums der beantragten Ausnahme nicht fertiggestellt wiirden, sondern
sie scheint auch aus Griinden der allgemeinen Markteffizienz, Stabilitdt und Robustheit der Gebotszone ungeeignet
zu sein. Darliber hinaus wire dies angesichts der begrenzten Dauer der Ausnahmeregelung auch keine
verhaltnismafige Losung.

In dem Antrag legte Griechenland auch bestimmte Aktualisierungen der Informationen vor, die vor dem Erlass des
Beschlusses (EU) 2022/258 uibermittelt wurden. Es schitzte unter anderem, dass die Gesamtkosten des Stroms in
den hypothetischen Szenarien mit einer Gebotszone und zwei Gebotszonen im Vergleich zu den tatsichlichen
Kosten im Zusammenhang mit dem Hybridmodell fiir den Zeitraum um rund 190 Mio. EUR bzw. 217 Mio. EUR
hoher ausfallen wiirden.

Es ist daher erforderlich, auf die entsprechende Bewertung in den Erwigungsgriinden 41 bis 48 des Beschlusses
(EU) 2022/258 zu verweisen und zu dem Schluss zu gelangen, dass Griechenland nachgewiesen hat, dass der
Betrieb des Stromnetzes auf Kreta als kleines Verbundnetz erhebliche Probleme aufwirft, bis die Insel vollstindig an
das kontinentale Netz angeschlossen ist, d. h. bis Phase II des Anschlussprojekts abgeschlossen ist.

Das derzeit auf Kreta geltende zeitlich befristete Hybridmodell zielt darauf ab, diese Probleme zu l6sen, und fithrt aus
den in Erwagungsgrund 29 dargelegten Griinden im Vergleich zur vollstindigen Integration des kretischen Netzes in
den griechischen Elektrizitatsmarkt zu erheblichen Kostenvorteilen wahrend der Ubergangszeit.

Anwendungsbereich der beantragten Ausnahme

4.2.1. Artikel 6, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8 Absitze 1 und 4, Artikel 9, 10 und 11 der Verordnung (EU) 2019/943
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4.2.1.1. Der Antrag

(32) In Bezug auf Artikel 6 der Verordnung (EU) 2019/943 brachte Griechenland vor, dass das derzeit auf der Insel Kreta
geltende Hybridmodell keinen Regelreservemarkt umfasse. Daher wire eine Ausnahme von diesem Artikel
erforderlich, damit das Hybridmodell so lange gelten kann, bis die Insel Kreta vollstidndig angeschlossen ist.

(33) In Bezug auf Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 8 Absdtze 1 und 4 der Verordnung (EU) 2019/943 stellt Griechenland
fest, dass das auf der Insel Kreta derzeit geltende Hybridmodell keine Day-Ahead- und Intraday-Mirkte oder
Handelstransaktionen auf einem dieser Mérkte vorsieht. Daher wire nach Ansicht Griechenlands eine Ausnahme
von diesen Artikeln erforderlich, damit das Hybridmodell so lange gelten kann, bis die Insel Kreta vollstindig
angeschlossen ist.

(34) Entsprechend ist Griechenland im Anschluss an die Ausfihrungen in Erwdgungsgrund 33 der Auffassung, dass die
Integration der Terminmarkte, die technischen Gebotsobergrenzen und der Wert der Zahlungsbereitschaft fiir die
Beibehaltung der Stromversorgung gemif$ den Artikeln 9, 10 und 11 der Verordnung (EU) 2019/943 nicht fiir das
Hybridmodell auf der Insel Kreta gelten. Daher wire nach Ansicht Griechenlands eine Ausnahme von diesen
Artikeln erforderlich, damit das Hybridmodell so lange gelten kann, bis die Insel Kreta vollstindig angeschlossen ist.

4.2.1.2. Bewertung

(35) In Bezug auf die beantragte Ausnahme von Artikel 6, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8 Absitze 1 und 4 sowie den
Artikeln 9, 10 und 11 der Verordnung (EU) 2019/943 bezichen sich diese Bestimmungen auf Anforderungen an
Termin-, Day-Ahead-, Intraday- und Regelreservemirkte. Aus den von Griechenland vorgelegten Informationen
geht hervor, dass diese Mirkte auf der Insel Kreta angesichts der Besonderheiten der Stromnetze in diesem Gebiet
nicht wirksam implementiert werden konnen. Daher ist eine Ausnahme von diesen Bestimmungen gerechtfertigt.

4.2.2. Artikel 40 Absdtze 4 bis 7 der Richtlinie (EU) 2019/944

4.2.2.1. Der Antrag

(36) Griechenland brachte vor, dass das Hybridmodell weder einen Regelreservemarkt noch eine marktbasierte
Beschaffung von Systemdienstleistungen vorsehe. Damit das Hybridmodell wihrend der Ubergangszeit weiter
angewendet werden kann, wire eine Ausnahme von diesem Artikel erforderlich.

42.2.2. Bewertung

(37) Da es auf der Insel Kreta keinen Regelreservemarkt und keine marktbasierte Beschaffung nicht frequenzgebundener
Systemdienstleistungen gibt, ist eine Ausnahme von den Verpflichtungen nach Artikel 40 Absitze 4 bis 7 der
Richtlinie (EU) 2019/944 gerechtfertigt.

4.3. Keine Behinderung des Ubergangs zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, zu mehr
Flexibilitiit, Energiespeicherung, Elektromobilitit und Laststeuerung

(38) Gemifl Artikel 64 Absatz 1 Unterabsatz 5 der Verordnung (EU) 2019/943 und Artikel 66 Absatz 2 der Richtlinie
(EU) 2019/944 muss mit einem Ausnahmebeschluss sichergestellt werden, dass der Ubergang zur Erzeugung von
Energie aus erneuerbaren Quellen, zu mehr Flexibilitit, Energiespeicherung, Elektromobilitit und Laststeuerung
nicht behindert wird.

(39) In Bezug auf den Ubergang zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zu mehr Flexibilitit
(einschlieSlich Laststeuerung) und Energiespeicherung ist darauf hinzuweisen, dass gut funktionierende
Terminmirkte, Day-Ahead-, Intraday-Mirkte und Regelreservemirkte im Einklang mit den Anforderungen der
Verordnung (EU) 2019/943 und der Richtlinie (EU) 2019/944 die erforderlichen Signale fir Dispatch und
Investitionen liefern sollten, um die potenzielle Entwicklung dieser Technologien bestmdglich voranzutreiben. Dies
diirfte der Fall sein, sobald die Insel Kreta vollstindig an das griechische Festland angeschlossen ist.
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(43)

(44)

(45)

4.4.

(46)

(47)

Wie in Erwigungsgrund 56 des Beschlusses (EU) 2022258 dargelegt, galten auf Kreta vor der Fertigstellung des
Anschlusses Phase I technische Beschrinkungen, die den Anteil der erneuerbaren Energien an der Last aus Griinden
der Betriebssicherheit auf maximal 25 % begrenzten. Mit dem Abschluss von Phase I wurde diese Beschrankung fiir
erneuerbare Energien bis zu einem gewissen Grad aufgehoben. Das Hybridmodell ermdglicht es Kreta, seinen Strom
zu exportieren, wenn die Last niedrig und die Erzeugung aus erneuerbaren Energien hoch ist, um eine
Einschrinkung der erneuerbaren Energien zu vermeiden. Griechenland legte Zahlen zur Untermauerung dieser
Erklarung vor, aus denen hervorgeht, dass im Jahr 2021 und insbesondere im Jahr 2022, das das erste vollstindige
Jahr des Betriebs des Anschlusses Phase I darstellte, die Erzeugung erneuerbarer Energien im Vergleich zu den
Vorjahren gestiegen ist.

Griechenland stellt fest, dass die beantragte Ausnahmeregelung die bereits laufende Entwicklung und Vorbereitung
der Errichtung neuer EE-Kapazititen auf der Insel Kreta nicht verzégern wird. Griechenland brachte ferner vor, dass
Kreta nach Fertigstellung des vollstindigen Anschlusses mindestens 2 150 MW EE aufnehmen werde, was unter
Beriicksichtigung der Installation von Speicheranlagen auf 2 500 MW steigen konnte.

Was die erhohte Flexibilitdt, die Energiespeicherung und die Laststeuerung betrifft, so hdngt die Moglichkeit,
Flexibilititsdienste, einschlieflich der Speicherung von Energie, zur Unterstiitzung des Stromnetzes anzubieten, von
der Qualitdt der Preissignale und ihrer Fihigkeit ab, den Anbietern dieser Dienste effiziente Investitions- und
Dispatch-Anreize zu bieten. Grundsitzlich konnen strukturelle Engpésse innerhalb einer Gebotszone, wie sie in der
Ubergangszeit von Phase I zu Phase II auftreten werden, zu verzerrten Investitionssignalen fiir standortspezifische
Flexibilititsdienstleistungen fithren. Bei einem Ansatz mit zwei Gebotszonen fiir Kreta und das griechische Festland
wiren die Investitionssignale jedoch sehr instabil, da der Zeitrahmen fiir die Fertigstellung von Phase Il und dem
vollstindigen Anschluss Kretas an das griechische Festland, der zu einer Entlastung der strukturellen Engpisse
fihren wird, sehr eng ist. Da der Anschluss an das Festland eine marktgestiitzte Bereitstellung von Flexibilitatsdienst-
leistungen ermdglichen wird, ist eine befristete Ausnahme, die eine rasche Integration Kretas in das Festlandnetz
ermdglicht, fur die Integration von Laststeuerung, Energiespeicherung und anderen Flexibilitdtsquellen von Vorteil.

In Artikel 64 der Verordnung (EU) 2019/943 ist nicht vorgeschrieben, dass Entscheidungen {iber Ausnahmere-
gelungen darauf abzielen miissen, das Potenzial fiir Flexibilitit oder Energiespeicherung zu maximieren. Eine
Ausnahmeregelung nach diesem Artikel soll lediglich sicherstellen, dass sie einen solchen Ubergang nicht behindert.
Mit anderen Worten: Die Ausnahme sollte Entwicklungen, die ohne die Freistellung natiirlicherweise eintreten
wiirden, nicht verhindern. Es ist unwahrscheinlich, dass sich ohne die Ausnahmeregelung in jedem der Stromnetze
der Insel Kreta gut funktionierende Termin-, Day-Ahead-, Intraday- und Regelreservemarkte entwickeln wiirden.
Dies ist auf die Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Betrieb der kleinen Stromverbundnetze, dem sehr
geringen Wettbewerb im Erzeugungssegment und der mangelnden Anbindung an den Festlandmarkt
zuriickzufithren. In dieser Hinsicht ist die begrenzte Dauer der Ausnahme und die Bereitschaft fiir einen
vollstindigen Marktbetrieb, sobald Phase II abgeschlossen ist, von grofSter Bedeutung.

Aufgrund seines kurzfristigen Charakters scheint das Hybridmodell keine nennenswerten Auswirkungen auf die
weitere Entwicklung der erneuerbaren Energien, der Flexibilitit, der Energiespeicherung, der Elektromobilitit und
der Laststeuerung zu haben.

Schlieflich muss die Kommission gemaf$ Artikel 64 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/943 darlegen, inwieweit bei
der Ausnahme die Anwendung der Netzkodizes und Leitlinien beriicksichtigt werden soll. In diesem Fall gelten die
Netzkodizes und Leitlinien mit Ausnahme der Bestimmungen, die vom Anwendungsbereich der in den
Erwigungsgriinden 32 bis 37 beschriebenen Ausnahmeregelung betroffen sind, fir die Insel Kreta und sie sollen
auch weiterhin gelten.

Befristung der Ausnahme und Bedingungen, die einen verstirkten Wettbewerb und eine stirkere
Integration in den Elektrizititsbinnenmarkt zum Ziel haben

In Artikel 64 der Verordnung (EU) 2019/943 und Artikel 66 der Richtlinie (EU) 2019/944 ist ausdriicklich
vorgesehen, dass die Ausnahme befristet und an Bedingungen gekniipft ist, die einen verstirkten Wettbewerb und
eine stirkere Integration in den Elektrizititsbinnenmarkt zum Ziel haben.

Angesichts der von Griechenland in Erwigungsgrund 19 angefithrten Griinde beschrankt sich der neue
Ausnahmeantrag auf die Ubergangszeit, die spitestens am 31. Dezember 2025 endet.
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(48) Es wird davon ausgegangen, dass bis zum 31. Dezember 2025 die Verbindungsleitung zwischen Kreta und dem
griechischen Festland zusammen mit der entsprechenden Messinfrastruktur betriebsbereit sein wird, sodass Kreta in
den griechischen Stromgroflhandelsmarkt einbezogen werden kann. Griechenland bestitigte, dass es bei der
Fertigstellung des Anschlussprojekts keine weiteren Verzogerungen geben wird.

4.5. Inkrafttreten

(49) Obwohl der Antrag am 18. Dezember 2023 einging, war es nicht moglich, diesen Beschluss vor dem 31. Dezember
2023 zu erlassen, zu dem die mit dem Beschluss (EU) 2022/258 gewihrte Ausnahme auslief. Um rasche und
unvorhersehbare Anderungen des Rechtsrahmens fiir den Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2024 und dem Datum
der Annahme dieses Beschlusses zu vermeiden, die das Funktionieren des Marktes auf der Insel Kreta und
moglicherweise auf dem griechischen Festland ernsthaft beeintrdchtigen konnten, sollte dieser Beschluss ab dem
Datum gelten, das auf das Ende der mit dem Beschluss (EU) 2022/258 gewidhrten Ausnahme folgt, d. h. ab dem
1. Januar 2024 —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Der Hellenischen Republik wird im Hinblick auf die Insel Kreta eine Ausnahme von den Bestimmungen des Artikels 6, des

Artikels 7 Absatz 1, des Artikels 8 Absitze 1 und 4 sowie der Artikel 9, 10 und 11 der Verordnung (EU) 2019/943 und von
den Bestimmungen des Artikels 40 Absitze 4 bis 7 der Richtlinie (EU) 2019/944 gewihrt.

Artikel 2

Die in Artikel 1 gewihrte Ausnahme gilt vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025 oder bis Abschluss der Phase II
des Anschlusses zwischen Kreta und dem griechischen Festland, je nachdem, was zuerst eintritt.

Artikel 3

Die Hellenische Republik unterrichtet die Kommission in zwei Stufen, zuerst bis zum 31. Dezember 2024 und dann bis
zum 30. Juni 2025, iber die Fortschritte und die verbleibenden Planungen im Hinblick auf den Abschluss und den
kommerziellen Betrieb der Phase II des Anschlusses zwischen Kreta und dem griechischen Festland, einschlielich der
Einrichtung und des Betriebs der geeigneten Messinfrastruktur, die die Teilnahme Kretas am griechischen Grofhandels-
und Regelreservemarkt ermdglicht.

Artikel 4

Dieser Beschluss ist an die Hellenische Republik gerichtet.

Briissel, den 29. April 2024

Fiir die Kommission
Kadri SIMSON
Mitglied der Kommission
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BESCHLUSS (EU) 2024/1277 DES RATES
vom 29. April 2024

iiber die Ermichtigung zur Aufnahme von Verhandlungen im Namen der Europiischen Union im
Rahmen der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum iiber eine internationale Ubereinkunft in Bezug
auf geistiges Eigentum, genetische Ressourcen und mit genetischen Ressourcen verbundenes
traditionelles Wissen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114 in Verbindung mit
Artikel 218 Absitze 3 und 4,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,
in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) In ihrer Mitteilung aus dem Jahr 2002 an den Rat fiir handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums
(im Folgenden ,Rat fir TRIPS®) erklarten sich die Union und ihre Mitgliedstaaten bereit, die Einfithrung einer
eigenstandigen Offenlegungspflicht zu erortern, die es den Mitgliedstaaten ermoglicht, Patentanmeldungen in Bezug
auf genetische Ressourcen zu verfolgen.

(2)  Die Generalversammlung der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum (World Intellectual Property Organisation,
WIPO) kam 2004 auf Vorschlag der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische
Vielfalt iiberein, das Verhiltnis zwischen dem Zugang zu genetischen Ressourcen und den Offenlegungspflichten bei
Anmeldungen von Rechten des geistigen Eigentums zu beriicksichtigen.

(3)  Seit 2004 erortert die WIPO im Rahmen von Diskussionen die Offenlegung des Ursprungs oder der Herkunft
genetischer Ressourcen und des damit verbundenen traditionellen Wissens bei Patentanmeldungen.

(4 Die Generalversammlung der WIPO beschloss, spitestens 2024 eine diplomatische Konferenz abzuhalten, um eine
internationale Ubereinkunft in Bezug auf geistiges Eigentum, genetische Ressourcen und mit genetischen Ressourcen
verbundenes traditionelles Wissen zu schliefen.

(5)  Die Union sollte in Bezug auf Angelegenheiten, die in ihre Zustindigkeit fallen und zu denen die Union gemeinsame
Vorschriften erlassen hat, die beeintrichtigt werden konnten oder deren Tragweite durch diese internationale
Ubereinkunft verdndert konnte, an den Verhandlungen iiber diese internationale Ubereinkunft teilnehmen. Die
Mitgliedstaaten behalten ihre Zustindigkeit, sofern die internationale Ubereinkunft keine gemeinsamen Vorschriften
berithrt oder der Anwendungsbereich der gemeinsamen Vorschriften, einschlieflich ihrer voraussichtlichen
kiinftigen Entwicklung, durch die internationale Ubereinkunft nicht gedndert wird.

(6)  Dieser Beschluss sollte die Aufteilung der Zustandigkeiten zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten gemafd den
Vertragen unberiihrt lassen.

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die Kommission wird ermachtigt, im Namen der Union in Bezug auf Angelegenheiten, die in ihre Zustindigkeit
fallen und zu denen die Union gemeinsame Vorschriften erlassen hat, die beeintrachtigt konnten oder deren Tragweite durch
diese internationale Ubereinkunft verdndert werden kénnte, Verhandlungen iiber eine internationale Ubereinkunft in Bezug
auf geistiges Eigentum, genetische Ressourcen und mit genetischen Ressourcen verbundenes traditionelles Wissen im
Rahmen der Weltorganisation fiir geistiges Eigentum aufzunehmen.

(2)  Die Verhandlungen werden auf der Grundlage der im Addendum festgelegten Verhandlungsrichtlinien des Rates
gefithrt, die je nach Verlauf der Verhandlungen wie jeweils angemessen iiberarbeitet und weiterentwickelt werden konnen.

(3)  Soweit der Gegenstand der Verhandlungen in die Zustindigkeit sowohl der Union als auch ihrer Mitgliedstaaten fillt,
sollten die Kommission und die Mitgliedstaaten wihrend der Verhandlungen eng zusammenarbeiten, damit die einheitliche
Vertretung der Union und ihrer Mitgliedstaaten auf internationaler Ebene gewéhrleistet ist.

ELL: http://data.europa.cu/eli/dec/2024/1277oj 1/2
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Artikel 2

Die Verhandlungen werden im Benehmen mit der Gruppe ,Geistiges Eigentum* geftihrt, die als Sonderausschuss im Sinne
des Artikels 218 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union bestellt wird.

Die Kommission erstattet dem in Absatz 1 genannten Sonderausschuss regelmifiig iiber die gemafs diesem Beschluss
unternommenen Schritte Bericht und konsultiert ihn regelmifig.

Auf Ersuchen des Rates erstattet die Kommission dem Rat — auch schriftlich — Bericht iiber den Verlauf und die Ergebnisse
der Verhandlungen.

Artikel 3

Dieser Beschluss ist an die Kommission gerichtet.
Geschehen zu Luxemburg am 29. April 2024.

Im Namen des Rates
Der Président

D. CLARINVAL

ELL http://data.europa.euleli/dec/2024/1277oj
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/1280 DER KOMMISSION
vom 30. April 2024

zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Laufzeit der

Genehmigungen fiir die Wirkst.pffe Dodemorph, Fettsiuremethylester C8-C10, Laurinsiure,

Methyloctanoat, Methyldecanoat, Olsiure und Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) Stamm
IMI 206040

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Authebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des
Rates (), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(I)  Gemif Artikel 78 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 gelten in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des
Rates () aufgenommene Wirkstoffe als gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt. Diese Stoffe sind in
Teil A des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission () aufgefiihrt.

(2)  Dies ist der Fall “fiir die Wirkstoffe Dodemorph, Fettsduren C8-C10 Methylester, Laurinsdure, Methyloctanoat,
Methyldecanoat, Olsdure und Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) Stamm IMI 206040.

(3)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1446 der Kommission () wurde die Laufzeit der Genehmigung fiir
den Wirkstoff Dodemorph bis zum 30. November 2026 und fiir die Stoffgruppe Fettsduren C7-C20, zu der
Fettsduremethylester C8-C10, Laurinsiure, Methyloctanoat, Methyldecanoat und Olsiure gehéren, bis zum
15. Dezember 2024 verlingert, da die noch verbleibenden Schritte des Verfahrens zur Erneuerung der
Genehmigung fiir diese Wirkstoffe noch nicht abgeschlossen sind.

(4)  Mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/689 der Kommission () wurde die Laufzeit der Genehmigung fiir den
Wirkstoff Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) aus denselben Griinden bis zum 15. April 2025 verlingert.

(") ABL L 309 vom 24.11.2009, S. 1, ELL: http://data.europa.eu/eli/reg/2009/1107 [oj.

() Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABL. L 230 vom
19.8.1991, S. 1. ELL http://data.europa.eu/eli/dir/1991/414/oj).

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchfithrung der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABL. L 153 vom 11.6.2011,
S. 1. ELL: http:|/data.europa.eu/eli/reg_impl/2011/540/o0j).

(9 Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/1446 der Kommission vom 12. Juli 2023 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 im Hinblick auf die Verldngerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe 2,5-Dichlorbenzoesiuremethylester,
Essigsdure, Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumphospid, Aluminiumsilicat, Calciumcarbid, Cymoxanil, Dodemorph, Ethylen,
Teebaumextrakt, Riickstinde aus der Fettdestillation, Fettsduren C7 bis C20, Flonicamid (IKI-220), Gibberellinsiure, Gibberellin,
Halosulfuron-methyl, hydrolisierte Proteine, Eisensulfat, Magnesiumphosphid, Maltodextrin, Metamitron, Pflanzenéle/Nelkenol,
Pflanzenéle/Rapsol, Pflanzendle/Griine-Minze-Ol, Pyrethrine, Sulcotrion, Tebuconazol und Harnstoff (ABL L 178 vom 13.7.2023,
S. 1. ELL http:/|data.europa.eu/eli/reg_impl/2023/1446/0j).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2023/689 der Kommission vom 20. Mérz 2023 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlangerung der Laufzeit der Genehmigung fiir die Wirkstoffe Bacillus subtilis (Cohn 1872) Stamm
QST 713, Bacillus thuringiensis subsp. aizawai Stimme ABTS-1857 und GC-91, Bacillus thuringiensis subsp. israeliensis (Serotyp H-14)
Stamm AM65-52, Bacillus thuringiensis subsp. kurstaki Stimme ABTS 351, PB 54, SA 11, SA12 und EG 2348, Beauveria bassiana
Stimme ATCC 74040 und GHA, Clodinafop, Cydia pomonella Granulovirus (CpGV), Cyprodinil, Dichlorprop-P, Fenpyroximat,
Fosetyl, Malathion, Mepanipyrim, Metconazol, Metrafenon, Pirimicarb, Pyridaben, Pyrimethanil, Rimsulfuron, Spinosad, Trichoderma
asperellum (vormals T. harzianum) Stimme ICC012, T25 und TV1, Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) Stamm T11,
Trichoderma gamsii (vormals T. viride) Stamm ICC080, Trichoderma harzianum Stimme T-22 und ITEM 908, Triclopyr, Trinexapac,
Triticonazol und Ziram (ABL L 91 vom 29.3.2023, S. 1. ELL: http:|/data.europa.eu/elijreg_impl/2023/689/0j).

ELL http://data.europa.eu/elijreg_impl/2024/1280/oj 1/4
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(50  In Bezug auf die Stoffgruppe Fettsiuren C7-C20 wurde kein Antrag auf Erneuerung der Genehmigung fiir die
Wirkstoffe Laurinsdure, Methyloctanoat, Methyldecanoat und Olsiure gestellt, und im Hinblick auf die Erneuerung
des Wirkstoffs Fettsauremethylester C8-C10 wurde kein ergdnzendes Dossier gemidfd Artikel 5 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2020/1740 der Kommission (*) eingereicht.

(6)  Es wurde kein Antrag auf Erneuerung der Genehmigung fiir den Stamm IMI 206040 von Trichoderma atroviride
(vormals T. harzianum) gemaf8 Artikel 5 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1740 gestellt.

(7)  Beziglich des Wirkstoffs Dodemorph bestitigte der Antragsteller am 18. Dezember 2023, dass er den Antrag auf
Erneuerung der Genehmigung nicht mehr unterstiitzt.

(8)  Somit ist es nicht mehr gerechtfertigt, die verlingerten Laufzeiten dieser Wirkstoffe beizubehalten. Daher sollte ein
neues Ablaufdatum auf den frithestmdoglichen Zeitpunkt festgesetzt werden, wahrend gleichzeitig den
Mitgliedstaaten ausreichend Zeit fiir den Widerruf ihrer Zulassungen fir Pflanzenschutzmittel, die diese Stoffe
enthalten, einzurdumen ist.

(9)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird gemidfl dem Anhang der vorliegenden Verordnung
gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 30. April 2024

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN

() Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/1740 der Kommission vom 20. November 2020 zur Festlegung der notwendigen
Bestimmungen fiir das Erneuerungsverfahren fiir Wirkstoffe gemif§ der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europiischen Parlaments
und des Rates und zur Aufhebung der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission (ABL. L 392 vom 23.11.2020,
S. 20. ELL http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2020/1740/0j).

ELL http://data.europa.eu/elijreg_impl/2024/1280/o0j
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ANHANG

Teil A des Anhangs der Durchftihrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird wie folgt gedndert:

1. Der Eintrag 204 zu Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) erhilt folgende Fassung:

Gebriuchliche
Bezeichnung,
Kennnummern

IUPAC-Bezeichnung

Reinheit (')

Datum der
Zulassung

Befristung der
Zulassung

Sonderbestimmungen

»204

Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum)

STAMM: T11
Kultursammlung:
Nr.

Spanische Kultur-
sammlung CECT
20498, identisch mit
IMI 352941

Entfillt

Keine relevanten Verun-
reinigungen

1. Mai 2009

15. April 2025

STAMM: IMI
206040 — Kultur-
sammlung: Nr. IMI
206040, ATCC
20476

Entfallt

Keine relevanten Verun-
reinigungen

1. Mai 2009

31. August 2024

TEIL A

Nur Anwendungen als Fungizid diirfen zugelassen wer-
den.

TEIL B

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsitze
gemifl Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom
Standigen Ausschuss fiir die Lebensmittelkette und
Tiergesundheit abgeschlossenen Beurteilungsberichts
tiber Trichoderma harzianum T-22
(SANCO/1839/2008) bzw. ITEM 908
(SANCO/1840/208) und insbesondere der entsprech-
enden Anlagen I und II zu beriicksichtigen.

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenen-
falls Mafnahmen zur Risikobegrenzung.”

(")  Nahere Angaben zur Identitit und Spezifikation des Wirkstoffs sind in dem Bericht im Hinblick auf die Erneuerung enthalten.

¥T0T ¢ woAa T7gv
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2.

3.

Der Eintrag 230 zu Fettsauren C7 bis C20 erhilt folgende Fassung:

Nr.

Gebrauchliche Bezeichnung,
Kennnummern

IUPAC-Bezeichnung

Reinheit (')

Datum der Zulassung

Befristung der
Zulassung

Sonderbestimmungen

»230

Fettsduren C7 bis C20

CAS-Nr. 112-05-0 (Pelargon-
sdure)

67701-09-1 (Fettsduren
C7-C18 und ungesittigte
C18-Kaliumsalze)

124-07-2 (Caprylsdure)
334-48-5 (Caprinsdure)

Nonanoic acid

Caprylic Acid, Pelargonic Acid,
Capric Acid, Lauric Acid, Oleic
Acid (jeweils ISO)

Octanoic Acid, Nonanoic
Acid, Decanoic Acid, Dodeca-
noic Acid, cis-9-Octadecenoic
Acid (jeweils IUPAC)

Fatty acids, C7-C10, Me esters

> 889 g/kg (Pelar-
gonsdure)

> 838 g[kg Fettsiu-
ren

> 99 % Fettsaure-
methylester

1. September 2009

15. Dezember 2024

143-07-7 (Laurinsdure)
112-80-1 (Olsdure)

85566-26-3 (Fettsdureme-
thylester C8-C10)

111-11-5 (Methyloctanoat)
110-42-9 (Methyldecanoat)
CIPAC-Nr. nicht vergeben

Nonanoic acid

Caprylic Acid, Pelargonic Acid,
Capric Acid, Lauric Acid, Oleic
Acid (jeweils ISO)

Octanoic Acid, Nonanoic
Acid, Decanoic Acid, Dodeca-
noic Acid, cis-9-Octadecenoic
Acid (jeweils IUPAC)

Fatty acids, C7-C10, Me esters

> 889 g/kg (Pelar-
gonsdure)

> 838 g/kg Fettsdu-
ren

2 99 % Fettsdure-
methylester

1. September 2009

31. August 2024

TEIL A

Nur Anwendungen als Insekti-
zid, Akarizid, Herbizid und
Wachstumsregler diirfen zuge-
lassen werden.

TEIL B

Bei der Anwendung der ein-
heitlichen Grundsitze gemafs
Artikel 29 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1107/2009
sind die Schlussfolgerungen des
vom Stindigen Ausschuss fiir
die Lebensmittelkette und Tier-
gesundheit abgeschlossenen
Beurteilungsberichts tiber Fett-
sduren (SANCO/2610/2008)
und insbesondere dessen Anla-
gen [ und II zu beriicksichtigen.
Die Anwendungsbedingungen
umfassen gegebenenfalls Maf3-
nahmen zur Risikobegrenzung.“

(")  Nahere Angaben zur Identitdt und Spezifikation des Wirkstoffs sind in dem Bericht im Hinblick auf die Erneuerung enthalten.

In Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 264 zu Dodemorph wird das Datum durch ,31. August 2024 ersetzt.

1d
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Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/776 der Kommission vom 11. Mai 2021 zur

Festlegung von Mustern fiir bestimmte Formulare sowie von technischen Vorschriften fiir den

wirksamen Informationsaustausch gemifl der Verordnung (EU) 2018/1672 des Europiischen

Parlaments und des Rates iiber die Uberwachung von Barmitteln, die in die Union oder aus der
Union verbracht werden

(Amtsblatt der Europdgischen Union L 167 vom 12. Mai 2021)

Seite 15, Anhang I Teil 1, ,Hinweise zum Ausfiillen®, ,Abschnitt 6: Eigentiimer der Barmittel*, ,,Ein alleiniger Eigentiimer®,

Absatz 2:

Anstatt: Ist der Mitfihrende nicht der alleinige Eigentiimer, geben Sie an, ob der alleinige Eigentiimer eine andere
natiirliche oder eine juristische Person ist, und kreuzen Sie das entsprechende Kastchen an. Die Angaben zum
Mitfithrenden sind in Unterabschnitt 6.A auszufiillen, falls dieser eine natiirliche Person ist, und in
Unterabschnitt 6.B, falls dieser eine juristische Person ist. Fahren Sie dann mit Abschnitt 7 fort. Ist der
Mitfithrende eine natiirliche Person, sind die personlichen Daten so auszufiillen, wie sie auf dem
Ausweisdokument stehen.”

muss es,Ist der Mitfihrende nicht der alleinige Eigentiimer, geben Sie an, ob der alleinige Eigentiimer eine andere

heifSen: natiirliche oder eine juristische Person ist, und kreuzen Sie das entsprechende Kastchen an. Die Angaben zum

Eigentiimer sind in Unterabschnitt 6.A auszufiillen, falls dieser eine natiirliche Person ist, und in
Unterabschnitt 6.B, falls dieser eine juristische Person ist. Fahren Sie dann mit Abschnitt 7 fort. Ist der
Eigentiimer eine natiirliche Person, sind die personlichen Daten so auszufillen, wie sie auf dem
Ausweisdokument stehen.

ELL http://data.europa.eu/elijreg_impl/2021/776/corrigendum/2024-05-03/oj 1/1
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Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2023/2465 der Kommission vom 17. August 2023 zur
Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europidischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich der Vermarktungsnormen fiir Eier und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 589/2008 der Kommission
(Amtsblatt der Europdischen Union L, 2023/2465, 8. November 2023)
Auf Seite 12 erhilt Anhang I folgende Fassung:
»ANHANG I
Bezeichnungen gemif Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe a
Sprachencode 1 2 3
BG Jliiua OT KOKOLIKM — CBO- Jliiua OT KOKOLIKY — II0I0BO Jliiua OT KOKOLIKM — OIJIeKHaHu B yroJie-
OOIIHO OTINEKTaHe Ha OTKPUTO' | OTITIEXKMIaHe' MEHU KIIETKK'
ES ,Huevos de gallinas camperas’ | ,Huevos de gallinas sueltas en el | ,Huevos de gallinas criadas en jaulas
gallinero* acondicionadas’
Ccz ,Vejce nosnic ve volném ,Vejce nosnic v haldch’ ,Vejce nosnic v klecich/obohacené klece*
vybéhu'
DA Jrilandseg’ ,Skrabeag’ ,ZEg fra stimulusberigede bure*
DE JEier aus Freilandhaltung’ JEier aus Bodenhaltung’ JEier aus ausgestalteter Kafighaltung’
ET ,Vabalt peetavate kanade ,Orrekanade munad* ,Taiustatud puuris peetavate kanade
munad’ munad’
EL ,LAuya e\eudepnc fookrc’ LAuya ayupova 1) avyd otpopvis’ | ,Auya avafadiuopévev/dieudempévay
K\opov
EN JFree range eggs’ ,Barn eggs’ ,Eggs from enriched cages hens’
FR ,CEufs de poules élevées en ,CEufs de poules élevées au sol* | ,CEufs de poules élevées en cages aména-
plein air* gées’
HR Jaja iz slobodnog uzgoja‘ Jajaiz Stalskog (podnog) uzgoja‘ | Jaja iz obogacenih kaveza*
GA ,Uibheacha saor-raoin‘ ,Uibheacha sciob6il‘ ,Uibheacha 6 chearca a choinnitear i gcd-
sanna ctbarnai feabhsaithe’
IT ,Uova da allevamento all'a- | ,Uova da allevamento a terra‘ ,Uova da allevamento in gabbie attrezzate'
perto’
LV ,Brivas turé$anas apstaklos Kt détas olas’ ,Uzlabotos sprostos détas olas’
détas olas’
LT JLaisvai laikomy visty kiausi- | ,Ant kraiko laikomy visty ,JPagerintuose narveliuose laikomy visty
niai‘ kiausiniai‘ kiauginiai’
HU ,Szabad tartdsban termelt JAlternativ tartdsban termelt Berendezett, kiscsoportos tartas(tech-
tojds’ tojds* noldgid)ban termelt tojds*
MT ,Bajd tat-tigieg imrobbija ,Bajd tat-tigieg imrobbija ma‘ ,Bajd tat-tigieg imrobbija fgageg arrikkiti‘
barra‘ l-art’
NL JEieren van hennen met vrije | ,Scharreleieren’ Verrijkte kooi-eieren’
uitloop*
ELL http://data.europa.eufeli/reg_del/2023/2465/corrigendum/2024-05-03/0j 1/2
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PL Jaja z chowu na wolnym Jaja z chowu $cibtkowego® Jaja z chowu w ulepszonych klatkach’
wybiegu’

PT ,Ovos de galinhas criadas ao | ,Ovos de galinhas criadas no ,Ovos de galinhas criadas em gaiolas
ar livre' solo’ melhoradas*

RO ,0ui de gdini crescute in aer | ,Oud de gdini crescute in hale la | ,Oud de giini crescute in baterii imbuna-
liber sol’ tatite’

SK ,Vajcia z chovu na volnom ,Vajcia z podstielkového chovu‘ | ,Vajcia z chovu v obohatenych klietkach'
vybehu'

SL Jajca iz proste reje’ Jajca iz hlevske reje’ Jajca iz reje v obogatenih kletkah*

FI ,Ulkokanojen munia‘ JLattiakanojen munia‘ ,Virikehidkkikanojen munia‘

SV ,Agg fran utehons ,Agg fran frigdende hons inom- ,Agg fran hons i inredda burar““

hus*

ELL http://data.europa.eu/elijreg_del/2023/2465 corrigendum/2024-05-03/oj
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Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November
2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union

(Amtsblatt der Europdischen Union L 343 vom 29. Dezember 2015)

Seite 676, Artikel 277 Absatz 2 Unterabsatz 1:

Anstatt: st die Zollbehorde, in deren Gebiet sich das Beforderungsmittel befindet, der Auffassung, dass das
betreffende TIR-Verfahren vorgesetzt werden kann, trifft sie alle erforderlichen Mainahmen.”

muss es heifien: Ist die Zollbehorde, in deren Gebiet sich das Beforderungsmittel befindet, der Auffassung, dass das
betreffende TIR-Verfahren fortgesetzt werden kann, trifft sie alle erforderlichen Maffnahmen.”

ELL http://data.europa.eu/elijreg_impl/2015/2447 |corrigendum/2024-05-03/oj 1/1
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Berichtigung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2023/894 der Kommission vom 4. April 2023 zur

Festlegung technischer Durchfiihrungsstandards fiir die Anwendung der Richtlinie 2009/138/EG des

Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Meldebogen zur Ubermittlung fiir die

Aufsicht erforderlicher Informationen durch Versicherungs- und Riickversicherungsunternehmen
an ihre Aufsichtsbehorde und zur Authebung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2450

(Amtsblatt der Europdischen Union L 120 vom 5. Mai 2023)

Seite 10, Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe f Ziffern i und ii:

Anstatt: ) Die Summe der verdienten Primien fur eigenstindige Cyber-Strategien und Strategien mit Cyber-
Zusatz, bei denen nur die geschitzten verdienten Pramien fiir das Cyberrisiko zu beriicksichtigen sind,
betrdgt mehr als 5 % des gesamten Nichtlebensgeschifts des Unternehmens oder mehr als 5 Mio. EUR;

ii) die Zahl der Strategien mit Deckung von Cyberrisiken macht mehr als 3 % der Gesamtzahl der
Strategien des Nichtlebensversicherungsgeschifts aus;"

muss es heifen: i) Die Summe der verdienten Primien fir -eigenstindige Cyber-Versicherungspolicen und
Versicherungspolicen mit Cyber-Zusatz, bei denen nur die geschitzten verdienten Primien fiir das
Cyberrisiko zu beriicksichtigen sind, betrigt mehr als 5 % des gesamten Nichtlebensversicherungs-
geschifts des Unternehmens oder mehr als 5 Mio. EUR;

ii) die Zahl der Versicherungspolicen mit Deckung von Cyberrisiken macht mehr als 3 % der Gesamtzahl
der Versicherungspolicen des Nichtlebensversicherungsgeschifts aus;*.

Seite 127, Anhang I Meldebogen S.14.01.01 Teil ,Portfolio®, Tabelle Spalte 7 Reihe 1:
Anstatt: ~Anzahl der versicherten Vertrige am Jahresende*

muss es heifen: ,Anzahl der Versicherten am Jahresende®.

Seite 128, Anhang I Meldebogen S.14.02.01 Tabelle Spalten 13 und 14 Reihe 2:
Anstatt: ~Anzahl der versicherten Vertrige am Jahresende*

muss es heiféen: ,Anzahl der Versicherten am Jahresende*.

Seite 680, Anhang II Abschnitt S.06.03 Tabelle Reihe C0030 Spalte ,Hinweise” Absatz 1 Buchstaben B und C:
Anstatt: ,B — Kaufoptionen

C — Verkaufsoptionen*
muss es heiféen: ,B — Kaufoptionsscheine*

C — Verkaufsoptionsscheine*.
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Seite 732, Anhang II Abschnitt S.14.01 Tabelle Reihe C0054 Spalte ,Element*:
Anstatt: »Anzahl der versicherten Vertrdge am Jahresende*

muss es heifen: ,Anzahl der Versicherten am Jahresende®.

Seite 737, Anhang IT Abschnitt S.14.01 Tabelle Reihe C0130 Spalte ,Hinweise” Nummern 1 und 2:

Anstatt: ,1 — Noch im Angebot
2 — Weitergefiihrt*
muss es heifen: ,1 — Noch im Neuangebot enthalten

2 — Nicht mehr im Neuangebot enthalten*.

Seite 740, Anhang IT Abschnitt S.14.02 Tabelle Reihe CO130 Spalte ,Element*:
Anstatt: »Anzahl der versicherten Vertridge am Jahresende*

muss es heifen: ,Anzahl der Versicherten am Jahresende*.

Seite 740, Anhang IT Abschnitt S.14.03, Allgemeine Bemerkungen, Absatz 5:

Anstatt: ,Fiir den Meldebogen gilt ein Schwellenwert, der sich auf Folgendes stiitzt:

— Die Summe der verdienten Pramien fiir eigenstindige Cyber-Strategien und Strategien mit Cyber-Zusatz
(bei denen nur die (geschitzten) verdienten Pramien fur das Cyberrisiko zu beriicksichtigen sind) betragt
mehr als 5 % des gesamten Nichtlebensgeschifts des Unternehmens oder mehr als 5 Mio. EUR

oder

die Zahl der Strategien mit Cyber-Deckung (d. h. eigenstindige Cyber- und/oder Cyber-Zusatz-
Strategien) macht mehr als 3 % der gesamten Strategien des Nichtlebensversicherungsgeschifts aus.*

muss es heifen: ,Fiir den Meldebogen gilt ein Schwellenwert, der sich auf Folgendes stiitzt:

— Die Summe der verdienten Primien fur eigenstindige Cyber-Versicherungspolicen und

Versicherungspolicen mit Cyber-Zusatz (bei denen nur die (geschitzten) verdienten Primien fur das
Cyberrisiko zu beriicksichtigen sind) betridgt mehr als 5 % des gesamten Nichtlebensversicherungs-
geschifts des Unternehmens oder mehr als 5 Mio. EUR

oder
die Zahl der Versicherungspolicen mit Cyber-Deckung (d. h. eigenstindige Cyber- und/oder Cyber-

Zusatz-Versicherungspolicen) macht mehr als 3 % der gesamten Versicherungspolicen des Nichtlebens-
versicherungsgeschifts aus.
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Seite 1202, Anhang III Abschnitt S.06.03 Tabelle Reihe C0030 Spalte ,Hinweise” Absatz 1 Buchstaben B und C:

Anstatt: ,B — Kaufoptionen
C — Verkaufsoptionen®
muss es heifen: ,B — Kaufoptionsscheine®

C — Verkaufsoptionsscheine*.

Seite 1583, Anhang IV Tabelle Reihe B Spalte 2:
Anstatt: ,Kaufoptionen®

muss es heifen: ,Kaufoptionsscheine®.

Seite 1583, Anhang IV Tabelle Reihe C Spalte 2:
Anstatt: ,Verkaufsoptionen*

muss es heifen: ,Verkaufsoptionsscheine.

Seite 1586, Anhang V Tabelle Spalte B Reihe 2:
Anstatt: ,Kaufoptionen®

muss es heifen: ,Kaufoptionsscheine®.

Seite 1586, Anhang V Tabelle Spalte C Reihe 2:
Anstatt: ,Verkaufsoptionen*

muss es heifen: ,Verkaufsoptionsscheine®.

Seite 1586, Anhang V Tabelle Spalten B und C Reihe 10:
Anstatt: ,Bezugsrechte*

muss es heiféen: ,Optionsscheine*.
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Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihe B Spalte 2:
Anstatt: ,Kaufoptionen*

muss es heifen: ,Kaufoptionsscheine®.

Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihe B Spalte 3:
Anstatt: ,Kaufer der Kaufoption*

muss es heiféen: ,Kéufer des Kaufoptionsscheins®.

Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihen B1, B2, B3, B4, B5, B6, B7, B8, B9 Spalte 3:
Anstatt: ,Kaufoptionen“

muss es heifen: ,Kaufoptionsscheine®.

Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihe B4 Spalte 2:
Anstatt: ,Bezugsrechte*

muss es heifen: ,Optionsscheine®.

Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihe C Spalte 2:
Anstatt: ,Verkaufsoptionen*

muss es heifen: ,Verkaufsoptionsscheine®.

Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihe C Spalte 3:
Anstatt: Kaufer der Verkaufsoption*

muss es heifen: ,Kdufer des Verkaufsoptionsscheins®.
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Seite 1594, Anhang VI Tabelle Reihen C1, C2, C3 Spalte 3:
Anstatt: ,Verkaufsoptionen*

muss es heifen: ,Verkaufsoptionsscheine®.

Seite 1595, Anhang VI Tabelle Reihe C4 Spalte 2:
Anstatt: ,Bezugsrechte*

muss es heiféen: ,Optionsscheine*.

Seite 1595, Anhang VI Tabelle Reihen C4, C5, C6, C7, C8, C9 Spalte 3:
Anstatt: ,Verkaufsoptionen®

muss es heifen: ,Verkaufsoptionsscheine®.

ELL http://data.europa.eu/elijreg_impl/2023/894/corrigendum/2024-05-03/oj



	OJ_L_202401209
	Beschluss (EU) 2024/1209 der Europäischen Zentralbank vom 16. April 2024 zur Verzinsung nicht geldpolitischer Einlagen bei nationalen Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (EZB/2024/11) 

	OJ_L_202401210
	Leitlinie (EU) 2024/1210 der Europäischen Zentralbank vom 16. April 2024 zur Änderung der Leitlinie (EU) 2019/671 über Inlandsgeschäfte zur Verwaltung von Aktiva und Passiva durch die nationalen Zentralbanken (EZB/2019/7) (EZB/2024/12) 

	OJ_L_202401211
	Leitlinie (EU) 2024/1211 der Europäischen Zentralbank vom 16. April 2024 über die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich der Verwaltung von Währungsreserven in Euro durch das Eurosystem für Zentralbanken und Länder außerhalb des Euro-Währungsgebiets und für internationale Organisationen (EZB/2024/13) (Neufassung) 
	ANHANG 


	OJ_L_202401213
	Beschluss (EU) 2024/1213 des Rates vom 19. März 2024 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — des Abkommens zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Festlegung von Sicherheitsverfahren für den Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus

	OJ_L_202401214
	Abkommen zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Festlegung von Sicherheitsverfahren für den Start von Galileo-Satelliten vom Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten aus
	ANHANG


	OJ_L_202401234
	Durchführungsverordnung (EU) 2024/1234 der Kommission vom 2. Mai 2024 zur Berichtigung der Durchführungsverordnungen (EU) 2023/1596, (EU) 2023/1595, (EU) 2023/711, (EU) 2022/269 und (EU) 2019/1198 

	OJ_L_202401245
	Beschluss (EU) 2024/1245 der Kommission vom 2. Mai 2024 zur Festlegung interner Vorschriften über die Unterrichtung betroffener Personen und die Beschränkung bestimmter Rechte dieser Personen durch die Kommission im Rahmen der Tätigkeit der Mediationsstelle 

	OJ_L_202401252
	Verordnung (EU) 2024/1252 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Schaffung eines Rahmens zur Gewährleistung einer sicheren und nachhaltigen Versorgung mit kritischen Rohstoffen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020Text von Bedeutung für den EWR.
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III
	ANHANG IV
	ANHANG V


	OJ_L_202401274
	Beschluss (EU) 2024/1274 der Kommission vom 29. April 2024 über die Ausnahme der Hellenischen Republik von bestimmten Vorschriften der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Insel Kreta (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 2890) (Nur der griechische Text ist verbindlich) 

	OJ_L_202401277
	Beschluss (EU) 2024/1277 des Rates vom 29. April 2024 über die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen im Namen der Europäischen Union im Rahmen der Weltorganisation für geistiges Eigentum über eine internationale Übereinkunft in Bezug auf geistiges Eigentum, genetische Ressourcen und mit genetischen Ressourcen verbundenes traditionelles Wissen

	OJ_L_202401280
	Durchführungsverordnung (EU) 2024/1280 der Kommission vom 30. April 2024 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Laufzeit der Genehmigungen für die Wirkstoffe Dodemorph, Fettsäuremethylester C8-C10, Laurinsäure, Methyloctanoat, Methyldecanoat, Ölsäure und Trichoderma atroviride (vormals T. harzianum) Stamm IMI 206040 
	ANHANG 


	OJ_L_202490270
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/776 der Kommission vom 11. Mai 2021 zur Festlegung von Mustern für bestimmte Formulare sowie von technischen Vorschriften für den wirksamen Informationsaustausch gemäß der Verordnung (EU) 2018/1672 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Überwachung von Barmitteln, die in die Union oder aus der Union verbracht werden (Amtsblatt der Europäischen Union L 167 vom 12. Mai 2021) 

	OJ_L_202490278
	Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2023/2465 der Kommission vom 17. August 2023 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Vermarktungsnormen für Eier und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 589/2008 der Kommission (Amtsblatt der Europäischen Union L, 2023/2465, 8. November 2023) 

	OJ_L_202490279
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union (Amtsblatt der Europäischen Union L 343 vom 29. Dezember 2015) 

	OJ_L_202490280
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2023/894 der Kommission vom 4. April 2023 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Meldebögen zur Übermittlung für die Aufsicht erforderlicher Informationen durch Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen an ihre Aufsichtsbehörde und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2450 (Amtsblatt der Europäischen Union L 120 vom 5. Mai 2023) 


